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1 Aufenthaltsrecht 

Voraussetzungen der Einreise und des Aufenthalts 

1.1 Rechtliche Grundlagen und für wen sie gelten 

Ein ausländischer Staatsangehöriger darf in Deutschland nur arbeiten und beschäftigt 

werden, wenn es entweder direkt durch Gesetz erlaubt ist oder wenn er den entspre-

chenden Aufenthaltstitel besitzt, der ihm diese Beschäftigung erlaubt. Entsprechendes 

gilt für die Ausübung einer selbstständigen Erwerbstätigkeit. 

1.1.1 Bürger der EU, des EWR und der Schweiz 

Das Freizügigkeitsgesetz / EU (FreizügG / EU) gilt für alle Bürger der EU-Mitglied-

staaten. Es beinhaltet allgemeine Regelungen zur Freizügigkeit der Bürger der EU so-

wie Regelungen für die freizügigkeitsberechtigten Familienangehörigen der genannten 

Staatsangehörigen, die selbst Drittstaatsangehörige sind. Das FreizügG / EU ist kraft 

ausdrücklicher Einbeziehung zudem auf die Bürger der EWR-Staaten (d. h. Norwegen, 

Liechtenstein und Island) und deren Familienangehörige anwendbar.  

 

Schweizer Bürger sind nach Maßgabe des Freizügigkeitsabkommens vom 21. Juni 

1999, das zwischen der Schweiz und den EU-Mitgliedstaaten geschlossen worden ist, 

bei Kurzaufenthalten vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit. Das Abkommen ist 

über §§ 28 und 56 Aufenthaltsverordnung (AufenthV) in unser Rechtssystem einbezo-

gen.  

 

Das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) gilt für alle oben genannten Bürger und deren Fami-

lienangehörige nur bei einer gesetzlichen Rückverweisung, z. B. in § 11 FreizügG / EU, 

und stets bei einer günstigeren Regelung des AufenthG. 

1.1.2 Drittstaatsangehörige 

Das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) gilt für sog. drittstaatsangehörige Ausländer (nicht 

EU / EWR / Schweiz). Gemäß Art. 116 GG ist es nicht anwendbar auf deutsche 

Staatsangehörige oder Flüchtlinge oder Vertriebene mit deutscher Volkszugehörigkeit 

(bzw. deren Ehegatten oder Abkömmlinge) nach dem Gebiet des Deutschen Reichs 

vom 31. Dezember 1937; wie z. B. anerkannte Vertriebene aus Russland. 
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Anmerkung 

Bei Beschäftigung eines Ausländers aus osteuropäischen Ländern sollte zunächst ge-

klärt werden, ob ein Vertriebenenstatus besteht bzw. beantragt werden kann. 

 

Das AufenthG gilt zudem nicht für sog. Exterritoriale (z. B. Botschaftsangehörige) ent-

sprechend §§ 18 bis 20 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) oder völkerrechtlichen Ver-

trägen. 

 

Das AufenthG regelt unter anderem die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern 

zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit sowie den Nachzug der Familienangehörigen 

dieser erwerbstätigen Ausländer nach Deutschland. 

 

Folgende Aufenthaltszwecke sind im AufenthG vorgesehen: 

 

– der Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung (§§ 16 und 17 AufenthG) 

– der Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit (§§ 18 bis 21, 39 bis 42 AufenthG) 

– die humanitäre Zuwanderung (§§ 22 bis 26 AufenthG) 

– der Familiennachzug (§§ 27 bis 36 AufenthG) 

– besondere Aufenthaltsrechte (§§ 37 bis 38a AufenthG) 

 

Die Aufenthaltsverordnung (AufenthV) regelt das Verfahren der Erteilung und Verlän-

gerung etc. eines Aufenthaltstitels bei Einreise und Aufenthalt von Drittstaatsangehöri-

gen im Bundesgebiet. 

 

Die Beschäftigungsverordnung (BeschV) behandelt die Zulassung von Ausländern zur 

Ausübung einer konkreten Beschäftigung in Deutschland. Sie beinhaltet einen Katalog 

von Beschäftigungstatbeständen, die ein Ausländer in Deutschland mit oder ohne Zu-

stimmung der Bundesagentur für Arbeit ausüben darf. Nur für die in der BeschV enthal-

tenen Beschäftigungen kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung 

beantragt werden. 

1.2 Begriffe und Abgrenzungen 

1.2.1 Aufenthaltstitel 

Es wird seit 01. Januar 2005 sprachlich nicht mehr unterschieden zwischen Aufent-

halts- und Arbeitsgenehmigung. 
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Es gibt nur noch einheitlich den Aufenthaltstitel, § 4 AufenthG. Der Aufenthaltstitel wird 

erteilt als 

 

– Visum (§ 6 AufenthG) 

– Aufenthaltserlaubnis (§ 7 AufenthG) 

– Blaue Karte EU (§ 19a AufenthG) 

– Niederlassungserlaubnis (§ 9 AufenthG) oder 

– Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU (§ 9a AufenthG). 

Anmerkung 

Seit Ende 2011 ist in § 4 Abs. 3 Satz 5 AufenthG die Verpflichtung des Arbeitgebers 

verankert, für die Dauer der Beschäftigung eines Ausländers in Deutschland eine Ko-

pie des Aufenthaltstitels in elektronischer oder Papierform aufzubewahren. Daneben 

besteht eine Prüfpflicht, ob ein Aufenthaltstitel erforderlich ist bzw. ob ein vorhandener 

Aufenthaltstitel für den konkreten Einsatz ausreicht, § 4 Abs. 3 Satz 4 AufenthG. 

 

 Visum (Schengen Visum, nationales Visum) 1.2.1.1

Das Visum gilt für die Einreise und deckt in begrenztem Umfang den Aufenthalt in 

Deutschland ab. Es wird erteilt als nationales Visum für die Bundesrepublik Deutsch-

land oder als sog. Schengen Visum für die Staaten des Schengener Übereinkommens. 

Eine Sonderform des nationalen Visums ist das sogenannte Vander-Elst-Visum. 

 

Je nach Aufenthaltszweck und Aufenthaltsdauer ist zu überlegen, ob ein nationales 

Visum oder aber ein Schengen Visum bei der deutschen Auslandsvertretung (Bot-

schaft, Konsulat) zu beantragen ist. Zur Abgrenzung und zu den Unterschieden zwi-

schen diesen beiden Visa-Formen Folgendes: 

 

Die Erteilungsvoraussetzungen und das Erteilungsverfahren für ein Schengen Visum 

richten sich seit dem 05. April 2010 nach dem sogenannten Visakodex (Verordnung 

(EG) Nr. 810/09 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über 

einen Visakodex der Gemeinschaft), der das Schengener Durchführungsübereinkom-

men und die dazu ergangene Durchführungsverordnung und entsprechenden Be-

schlüsse weitgehend abgelöst hat. Für das nationale Visum sind die Regelungen des 

AufenthG, der AufenthV und der BeschV zu beachten. 

 

Das Schengen Visum ist ein internationales Visum für Kurzaufenthalte. Es berechtigt 

grundsätzlich zur Durchreise der Schengener Vertragsstaaten und zu Kurzaufenthalten 

in den Schengener Vertragsstaaten, d. h. zu Aufenthalten von bis zu 90 Tagen inner-

halb von 180-Tage-Zeiträumen, jedoch grundsätzlich ohne Recht, dort auch eine Er-

werbstätigkeit auszuüben. 
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Der Zeitrahmen von (früher) sechs Monaten ist mit Wirkung ab dem 18. Oktober 2013 

abgelöst worden durch einen „Zeitraum von 180 Tagen“, und zwar „jeden“ solchen 

Zeitraum (siehe Verordnung (EU) Nr. 610/2013, mit der der Visakodex geändert wor-

den ist). Für die Berechnung der jeweils gültigen Aufenthaltsdauer wird rückblickend ab 

dem aktuellen Aufenthaltstag geprüft, ob innerhalb der vergangenen 180 Tage bereits 

ein (zulässiger) Aufenthalt von 90 Tagen erreicht ist. Um vor Einreise in den Schengen-

raum sicherzustellen, dass eine Person bei einer geplanten Geschäftsreise die zuläs-

sige Aufenthaltsdauer im Schengenraum einhalten wird, ist eine Zukunftsbetrachtung 

anzustellen. Bei der Berechnung des zulässigen Aufenthalts ist vom letzten Aufent-

haltstag der geplanten Reise im Schengenraum auszugehen. Von diesem Tag ausge-

hend ist rückwärts (in die Vergangenheit schauend) der Referenzzeitraum von 180 

Tagen festzulegen. Innerhalb dieses Zeitraums dürfen dann einschließlich der geplan-

ten Aufenthaltsdauer höchstens 90 Aufenthaltstage erreicht werden. Sind es mehr als 

90 Tage, ist die Reise entsprechend abzukürzen.  

 

Beispiel 

Ein kanadischer Geschäftsreisender hat sich bereits von 04. Januar bis 28. Januar 

2015 (25 Aufenthaltstage) in Italien aufgehalten, weiter von 01. März bis 10. März 2015 

(10 Aufenthaltstage) in Frankreich, anschließend von 11. März bis 01. April 2015 (22 

Aufenthaltstage) in Deutschland und von 07. April bis 01. Mai 2015 (25 Aufenthaltsta-

ge) wieder in Deutschland. Er plant eine Urlaubsreise durch Österreich, Deutschland 

und die Schweiz von 01. bis 14. Juli 2015 (14 Aufenthaltstage). Kann er diese Urlaubs-

reise visafrei antreten? 

 

Der kanadische Staatsbürger benötigt für diese Urlaubsreise von 01. bis 14. Juli 2015 

kein Visum, da er den Schengenraum zu touristischen Zwecken ohne ein Visum berei-

sen darf, wenn er die erlaubte Aufenthaltsdauer von 90 Tagen innerhalb von 180 Ta-

gen nicht überschreitet. 

 

Der Referenzeitraum (180 Tage): Ab 14. Juli 2015 werden 180 Tage rückwärts ge-

rechnet = von 16. Januar bis 14. Juli 2015. 

Aufenthaltstage von 16. Januar bis 14. Juli 2015 = 13 (im Januar) + 10 + 22 + 25 + 14 

(geplant) = 84 Tage 

 

Die Aufenthaltstage im Referenzzeitraum betragen einschließlich der geplanten Tage 

weniger als 90 Tage. Somit kann er die Reise wie geplant antreten und benötigt kein 

Visum. 

 

Variante: Die Reise ist von 21. Juni bis 04. Juli 2015 (14 Aufenthaltstage) geplant. Der 

Referenzzeitraum liegt von 06. Januar bis 04. Juli 2015. Er wird sich innerhalb dieses 

Zeitraums insgesamt 23 (im Januar) + 10 + 22 +25 + 14 (geplant) = 94 Tage aufhalten. 
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Das sind vier Tage zu viel. Er wird seine Reisepläne ändern müssen, entweder er ver-

schiebt die Reise auf später oder er verkürzt sie entsprechend.  

Anmerkung 

Die Berechnung der zulässigen Aufenthaltsdauer in den Schengen Staaten, gerade für 

Staatsangehörige, die kein Schengen Visum benötigen, ist etwas schwieriger gewor-

den durch die Umstellung der Zeitrahmens von sechs Monaten auf nun 180 Tage.  

 

Schengen Visa gelten nur für die Vertragsstaaten des Schengener Übereinkommens. 

Diese sind: 

 

Belgien, Dänemark (mit Sonderregelungen), Deutschland, Estland, Finnland, Frank-

reich, Griechenland, Island, Italien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, 

Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Schweden, Schweiz, Slowaki-

sche Republik, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn. 

 

Nicht zu den Schengener Staaten gehören folgende EU-Mitgliedstaaten: Bulgarien, 

Großbritannien (Sonderregelungen), Irland (Sonderregelungen), Kroatien, Rumänien, 

Zypern. 

 

Das Schengen Visum kann nur erteilt werden, wenn keine Erwerbstätigkeit im Sinne 

des deutschen Aufenthaltsrechts beabsichtigt ist. Bei beabsichtigter Erwerbstätigkeit ist 

grundsätzlich immer der nationale (deutsche) Arbeitsmarkt tangiert, somit das nationa-

le Erteilungsverfahren für den Aufenthaltstitel einzuhalten. Es kann in diesem Fall nur 

ein nationales (deutsches) Visum beantragt und erteilt werden. 

 

Im Unterschied zum Antrag auf ein nationales Visum kann der Visa-Antrag (Formular) 

für ein Schengen Visum auch in der jeweiligen Landessprache bei der deutschen Aus-

landsvertretung, bei der das Visum beantragt wird, ausgefüllt werden. Ein Formular in 

den verschiedenen Sprachen kann ausgehend von der Homepage des Auswärtigen 

Amtes (www.auswaertiges-amt.de) aus dem Internetangebot der einzelnen zuständi-

gen Auslandsvertretungen heruntergeladen werden. 

 

Ein Schengen Visum erfasst nur einen Aufenthalt bis zu 90 Tagen innerhalb eines Zeit-

raums von 180 Tagen, gerechnet ab dem ersten Tag der Einreise in einen Schengen 

Staat (sogenannter Kurzaufenthalt). Das Schengen Visum kann auch als Dauervisum 

für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren beantragt und ausgestellt werden,  

§ 6 Abs. 2 AufenthG. Das bedeutet, dass dann in einem Zeitraum von bis zu fünf Jah-

ren mehrere Kurzaufenthalte von bis zu 90 Tagen innerhalb von 180-Tage-Zeiträumen 

möglich sind (auch als Multiple-Entry-Visa bekannt, da die mehrfache Ein- und Ausrei-

se erlaubt ist). 
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Beispiel 

Das deutsche Pharma-Unternehmen D bezieht eine spezielle Software im Pharmabe-

reich, die die Firma I in Indien herstellt und weltweit vertreibt. I liefert auch regelmäßig 

Updates und führt Schulungen (jeweils ein bis zwei Wochen pro Halbjahr) vor Ort 

durch. D hat mit I einen Dauerauftrag mit einer Laufzeit von drei Jahren vereinbart, 

wonach I regelmäßige Updates aufspielt und das Personal des D nach Vereinbarung 

schult. X, ein indischer Mitarbeiter von I in Indien soll diese Tätigkeiten bei D in 

Deutschland durchführen. 

 

X beantragt und erhält für die Wartungs- und Schulungstätigkeiten bei D ein Schengen 

Visum in der Form eines Multiple-Entry-Visums für drei Jahre. Die Wartungs- und die 

Schulungstätigkeiten sind keine Erwerbstätigkeit im Sinne des Aufenthaltsrechts  

(§§ 30 Nr. 2, 19 Abs. 1 Nr. 1 BeschV); X wird sich innerhalb eines Zeitraums von zwölf 

Monaten weniger als drei Monate zur Durchführung der Schulungen beim Kunden sei-

nes Arbeitgebers in Deutschland aufhalten. D hat diese Tätigkeit lediglich der Bunde-

sagentur für Arbeit anzuzeigen (siehe § 19 Abs. 1 Satz 2 BeschV). 

 

Das „Gegenstück“ zum Schengen Visum ist das nationale Visum, das für längerfristige 

Aufenthalte gilt sowie grundsätzlich für Aufenthalte zum Zweck einer Erwerbstätigkeit 

in Deutschland erforderlich ist. 

 

Ein nationales Visum wird für die beantragte Erwerbstätigkeit in Deutschland ausge-

stellt. Es gilt zunächst drei Monate ab Erteilung, deckt also neben der Einreise auch 

den Aufenthalt in Deutschland innerhalb der Gültigkeitsdauer von drei Monaten ab. 

Während der Gültigkeitsdauer des nationalen Visums darf der Antragsteller schon der 

ihm mit dem Visum erlaubten Tätigkeit nachgehen. Nach Einreise in Deutschland sucht 

sich der Antragsteller dann innerhalb der Gültigkeit des Visums eine Unterkunft, meldet 

sich unter dieser Adresse beim zuständigen Einwohnermeldeamt an und beantragt 

dann bei der zuständigen Ausländerbehörde den Aufenthaltstitel (z. B. die Aufenthalts-

erlaubnis) für den längerfristigen Aufenthalt. 

 

Während ein Schengen Visum von der zuständigen Auslandsvertretung direkt ausge-

stellt wird, was in der Regel drei bis sechs Arbeitstage dauert, kann das Beantragungs-

verfahren für ein nationales Visum mehrere Wochen dauern, da hier Behörden in 

Deutschland mit einbezogen werden. 

 

Der Antrag auf ein Schengen Visum ist direkt bei der zuständigen deutschen Aus-

landsvertretung zu stellen; während die Antragstellung für nationale Visa von der Aus-

landsvertretung häufig an exterene Dienstleister vor Ort ausgelagert worden ist. 

 

Mit einigen Ländern hat die EU oder / und die Bundesrepublik Deutschland Abspra-

chen zu Visa-Erleichterungen getroffen, so zum Beispiel für Touristen und Geschäfts-

reisende aus Russland (seit 01. Juni 2007) und China (seit 01. Mai 2015). Hier wird ein 
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teilweise vereinfachtes und damit auch beschleunigtes Verfahren "angewandt". Die 

Einzelheiten sind den entsprechenden Webseiten der deutschen Auslandsvertretungen 

zu entnehmen, z. B. www.china.diplo.de.  

Anmerkung 

Seit Ende 2011 ist in Deutschland das schengenweite Visa-Informationssystem (auch 

„SIS“ genannt) eingeführt. Mit Hilfe dieses Systems werden Daten über Anträge auf 

Erteilung eines Visums für einen kurzfristigen Aufenthalt und die dazu getroffenen Ent-

scheidungen zwischen den Schengen-Staaten ausgetauscht. 

 

Dieses Informationssystem besteht aus einem zentralen System und aus den von den 

Schengen-Staaten eigenständig aufgebauten Informationssystemen. In diesem System 

werden alphanumerische und biometrische Daten (Lichtbild und Fingerabdrücke) über 

den Visumsantragsteller, Daten über beantragte, erteilte, abgelehnte, annullierte, auf-

gehobene und verlängerte Visa sowie Daten über zurückgenommene Visumsanträge 

gespeichert. Außerdem werden Daten über den Einlader oder den Verpflichtungsgeber 

in das Visa-Informationssystem aufgenommen. Die Daten werden höchstens fünf Jah-

re gespeichert. Siehe hierzu § 73a und § 90c AufenthG. 

 

Das sog. Vander-Elst-Visum rührt von einer EuGH-Entscheidung her (EuGH vom 

09. August 1994, Az.: C-43/93, Vander-Elst). Auf dieser Entscheidung basiert 

§ 21 BeschV. Dieses Visum erfasst folgende Konstellation: Ein Dienstleistungserbrin-

ger (Auftragnehmer) mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat (oder EWR-Staat) will mithilfe 

seiner ausländischen Arbeitnehmer (Drittstaatsangehörige) einen Auftrag in Deutsch-

land bei einem deutschen Auftraggeber erfüllen. Er entsendet seine Arbeitnehmer nach 

Deutschland. 

 

Diese bei einem EU-Arbeitgeber angestellten ausländischen Mitarbeiter sind nun für 

die Ausübung der Dienstleistung in Deutschland insofern privilegiert, als sie unter er-

leichterten Voraussetzungen ein Visum erhalten können. Hintergrund dieser Privilegie-

rung ist, dass diese Drittstaatsangehörigen bereits in dem EU-Staat ihres Arbeitsge-

bers einen entsprechenden Aufenthaltstitel (mit Arbeitserlaubnis) haben müssen. Eine 

erneute strenge Prüfung in Deutschland wird daher als entbehrlich angesehen. Der 

Schutz der EU-Dienstleistungsfreiheit des ausländischen Auftragnehmers hat Vorrang. 

 

§ 21 BeschV sieht vor, dass die deutsche Auslandsvertretung ein Visum erteilen kann, 

ohne dass die Einschaltung der inländischen Behörden erforderlich ist. Voraussetzung 

ist die vorübergehende Entsendung von Arbeitnehmern (Drittstaatsangehörigen) aus 

einem EU- oder EWR-Staat zur Erbringung einer Dienstleistung in Deutschland. 

 

Darüber hinaus gilt, dass kein Visum, auch kein Vander-Elst-Visum erforderlich ist, 

wenn ein in dem anderen EU-Staat langfristig Aufenthaltsberechtigter (Daueraufent-
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halt-EU) für nicht länger als drei Monate innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten 

nach Deutschland entsandt wird, siehe § 30 Nr. 3 BeschV sowie § 17a AufenthV. 

Anmerkung 

Das Vander-Elst-Visum wird in der Regel sofort bei Antragstellung oder aber innerhalb 

weniger Arbeitstage erteilt. Die Erteilung eines Vander-Elst-Visums kommt auch bei 

konzerninternen Entsendungen in Betracht, wenn die Voraussetzungen des  

§ 21 BeschV vorliegen. 

 

 Aufenthaltserlaubnis 1.2.1.2

Die Aufenthaltserlaubnis ist ein Aufenthaltstitel, der nur befristet für die beantragte Auf-

enthaltsdauer und entsprechend dem Aufenthaltszweck ausgestellt wird. Sie wird bei 

erstmaliger Beantragung für höchstens drei Jahre gegeben, wenn nicht gesetzlich bei 

bestimmten Beschäftigungen eine kürzere Dauer vorgesehen ist. Eine nachträgliche 

Verkürzung bei Wegfall des Zwecks ist zulässig. Eine Verlängerung bei Fortbestehen 

des Zwecks ist möglich, sofern sie behördlich nicht ausgeschlossen ist. Nebenbestim-

mungen sind möglich. 

Anmerkung 

In der Regel wird die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Ausübung einer konkreten 

Erwerbstätigkeit für ein Jahr ausgestellt, auch wenn sie z. B. für die Dauer von drei 

Jahren beantragt worden ist und grundsätzlich eine solche Erteilung auch möglich wä-

re; dies wohl, um bessere und zeitnähere Kontrollmöglichkeiten zu haben. Es ist dann 

rechtzeitig vor Ablauf der Aufenthaltserlaubnis eine Verlängerung zu beantragen. Wird 

die Aufenthaltserlaubnis für einen kürzeren Zeitraum als ein Jahr beantragt, wird sie 

nur für diesen kürzeren Zeitraum erteilt. 

 

Die Aufenthaltserlaubnis ist zweckgerichtet. Grundsätzlich werden diese fünf Zwecke 

unterschieden: 

 

– Aus- und Weiterbildung (§§ 16, 17 AufenthG) 

– Erwerbstätigkeit (§§ 18 bis 21 AufenthG) 

– völkerrechtliche, humanitäre, politische Gründe (§§ 22 bis 26 AufenthG) 

– familiäre Gründe, Familiennachzug (§§ 27 bis 36 AufenthG) 

– besondere Aufenthaltsrechte (§§ 37 ff. AufenthG): Recht auf Wiederkehr für Aus-

länder, die sich als Minderjährige rechtmäßig in Deutschland aufgehalten haben; 

ehemalige Deutsche; Bürger mit einem Recht auf Daueraufenthalt-EU 
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Daneben sind aber auch andere Zwecke denkbar. § 7 Abs. 1 Satz 3 AufenthG regelt, 

dass in begründeten Ausnahmefällen eine Aufenthaltserlaubnis auch für einen in die-

sem Gesetz nicht vorgesehenen Aufenthaltszweck erteilt werden kann. 

 

Für die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis gelten grundsätzlich dieselben Vor-

schriften wie für ihre Erteilung (§ 8 AufenthG). 

 

Kann eine Aufenthaltserlaubnis ausnahmsweise zustimmungsfrei (die Zustimmung der 

Bundesagentur für Arbeit ist nicht erforderlich) erteilt werden, so sind lediglich die all-

gemeinen aufenthaltsrechtlichen Erteilungsvoraussetzungen zu beachten. 

 Blaue Karte EU 1.2.1.3

Seit 01. August 2012 ist die sogenannte Blaue Karte EU als ein weiterer befristeter 

Aufenthaltstitel, der zur Ausübung einer Beschäftigung in Deutschland berechtigt, ein-

geführt worden. Mit Einführung der Blauen Karte EU hat die Bundesrepublik Deutsch-

land die Hochqualifizierten-Richtlinie der EU in nationales Recht (§ 19a AufenthG) um-

gesetzt. Mit der Blauen Karte EU sollen qualifizierte Ausländer (Drittstaatsangehörige) 

unter erleichterten Voraussetzungen einen Aufenthaltstitel bekommen können. 

 

Drittstaatsangehörigen mit einem deutschen, einem anerkannten ausländischen oder 

einem, mit einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren ausländischen Hoch-

schulabschluss kann in bestimmten Fällen ohne Einschalten der Bundesagentur für 

Arbeit, Zentrale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) eine Blaue Karte EU für eine 

ihrer Qualifikation angemessene Beschäftigung bei einem deutschen Arbeitgeber erteilt 

werden, wenn sie ein bestimmtes Mindestgehalt im Jahr erzielen  

(§ 19a Abs. 1 Nr. 1 lit. a) AufenthG, § 2 Abs. 1 Nr. 2 BeschV). Dieses ausländerrechtli-

che Mindestgehalt liegt grundsätzlich bei 48.400,00 Euro. Liegt ein deutscher Hoch-

schulabschluss vor und soll in einem sogenannten Mangelberuf gearbeitet werden, 

dann liegt die Gehaltsgrenze bei 37.752,00 Euro. (Werte für das Jahr 2015.) Die Be-

träge entsprechen zwei Dritteln bzw. 52 Prozent der jährlichen Beitragsbemessungs-

grenze in der gesetzlichen Rentenversicherung und werden jährlich angepasst. Ar-

beitsverträge müssen ggf. diese Dynamik berücksichtigen. 

 

Mangelberufe sind Berufe der Gruppen 21, 221 und 25 der internationalen Standard-

klassifikation der Berufe, also die sog. MINT-Berufe in den Bereichen Mathematik, In-

genieurwesen, Naturwissenschaften und Technik sowie Ärzte und IT-Fachkräfte. 

 

Ausländische Fachkräfte in Mangelberufen mit einem ausländischen Hochschulab-

schluss können die Blaue Karte EU bei einem Mindestgehalt von 37.752,00 Euro (Brut-

tojahresgehalt) im Jahr 2015 beantragen. Hier wird die ZAV allerdings die Beschäfti-

gungsbedingungen, insbesondere die Lohnhöhe, prüfen. Die Bedingungen müssen 

denen vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer entsprechen. Eine Arbeitsmarkt- / Vor-

rangprüfung wird nicht erfolgen. 
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Die Möglichkeit, eine Blaue Karte EU auch als Nicht-Akademiker beantragen zu kön-

nen (bei nachgewiesener vergleichbarer Qualifikation durch mindestens fünfjährige 

Berufserfahrung), ist daher derzeit noch nicht nutzbar. 

 

Die Familienangehörigen von Besitzern der Blauen Karte EU erhalten sofort unbe-

schränkten Arbeitsmarktzugang. Sie benötigen keinen weiteren Antrag oder eine zu-

sätzliche Erlaubnis, um eine Erwerbstätigkeit in Deutschland ausüben zu dürfen. Damit 

soll ein Anreiz geschaffen werden, Hochqualifizierte und Fachkräfte sowie deren Fami-

lienangehörige auf den deutschen Arbeitsmarkt zu holen. 

 

Die Blaue Karte EU kann zunächst für höchstens vier Jahre erteilt werden. Danach 

kann eine Niederlassungserlaubnis beantragt werden. 

 Niederlassungserlaubnis 1.2.1.4

Die Niederlassungserlaubnis ist ein Aufenthaltstitel, der den Aufenthalt eines Auslän-

ders in Deutschland umfassend deckt. 

 

Die Niederlassungserlaubnis ist zeitlich, räumlich und sachlich unbeschränkt (unbefris-

tet). Sie berechtigt zu jeder Erwerbstätigkeit. Nebenbestimmungen dürfen nicht erteilt 

werden. 

 

Ein Anspruch auf eine Niederlassungserlaubnis besteht, wenn folgende Voraussetzun-

gen gegeben sind, § 9 Abs. 2 AufenthG: 

 

– fünf Jahre im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis (Ausnahme: Z. B. Blaue Karte EU, 

Hochqualifizierte und Selbstständige, siehe unten) 

– Sicherung des Lebensunterhalts des Antragstellers: Häufig wird zusätzlich zu den 

letzten drei Gehaltsabrechnungen des Antragstellers auch die Vorlage der Einkom-

mensteuerbescheide der letzten Jahre verlangt 

– der Antragsteller hat mindestens 60 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge 

in die deutsche Rentenversicherung geleistet oder eine entsprechende private Vor-

sorge getroffen: Ein aktueller Rentenverlauf, der – bei Rentenversicherungspflicht in 

der Deutschen Rentenversicherung – online bei der Deutschen Rentenversicherung 

in Berlin beantragt werden kann, muss vorgelegt werden 

– der Antragsteller ist in den letzten drei Jahren nicht wegen einer vorsätzlichen Straf-

tat zu einer bestimmten Mindeststrafe verurteilt worden 

– sofern der Antragsteller Arbeitnehmer ist, ist ihm die Beschäftigung erlaubt 

– der Antragsteller ist im Besitz der sonstigen für eine dauerhafte Ausübung seiner 

Erwerbstätigkeit erforderlichen Erlaubnisse 

– der Antragsteller verfügt über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache 

– der Antragsteller verfügt über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsord-

nung und der Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland 

– der Antragsteller verfügt über ausreichenden Wohnraum für sich und seine mit ihm 

in häuslicher Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen: Der Mietvertrag ist vor-

zulegen. 
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Zusätzlich wird häufig auch ein aktueller Nachweis über einen ausreichenden Kran-

kenversicherungsschutz verlangt. 

Die Sprach- und die Grundkenntnisse der deutschen Rechts- und Gesellschaftsord-

nung sowie der Lebensverhältnisse werden durch einen Integrationskurs nachgewie-

sen (Näheres dazu in der IntV). Hiervon kann abgesehen werden in Härtefällen oder 

wenn sich der Ausländer in einfacher Weise in der deutschen Sprache mündlich ver-

ständigen kann. 

 

Es bestehen Sonderregelungen für: 

 

– Hochqualifizierte, § 19 AufenthG: Hochqualifizierte im Sinne von  

§ 19 Abs. 1 und 2 AufenthG können sofort eine Niederlassungserlaubnis erhalten. 

– Selbstständige, § 21 Abs. 4 AufenthG: Selbstständig Tätige können bereits nach 

drei Jahren erfolgreichen Wirtschaftens in Deutschland die Niederlassungserlaubnis 

erhalten, wenn sie die geplante Tätigkeit erfolgreich verwirklicht haben und der Le-

bensunterhalt gesichert ist. 

– Ehegatten, minderjährige ledige Kinder oder personensorgeberechtigtes Elternteil 

eines Deutschen, § 28 Abs. 2 AufenthG. Nach drei Jahren kann die Niederlas-

sungserlaubnis bei Vorliegen weiterer Voraussetzungen erteilt werden. 

– Im Zuge der Umsetzung der europäischen Hochqualifizierten-Richtlinie können aus-

ländische Absolventen einer deutschen Hochschule bereits nach zwei Jahren eine 

Niederlassungserlaubnis erhalten, § 18b AufenthG. 

– Inhaber einer Blauen Karte EU werden nach (mindestens) 33 Monaten Anspruch 

auf eine Niederlassungserlaubnis haben, wenn sie für diesen Zeitraum Beiträge zur 

gesetzlichen Rentenversicherung oder vergleichbare Zahlungen geleistet haben. 

Können sie Deutschkenntnisse der Stufe B1 – Gemeinsamer europäischer Refe-

renzrahmen für Sprachen – nachweisen, verkürzt sich diese Frist auf 21 Monate, 

siehe § 19a Abs. 6 AufenthG. 

 Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU 1.2.1.5

Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU ist ein Aufenthaltstitel, ähnlich der Niederlas-

sungserlaubnis (vgl. § 9a AufenthG), der zu jeder Erwerbstätigkeit berechtigt.  

 

Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU nimmt eine Sonderstellung ein. Die Regelun-

gen hierfür finden sich in den §§ 9a bis 9c AufenthG. 

 

Während die Niederlassungserlaubnis ein nationaler Aufenthaltstitel ist und nur in 

Deutschland unbeschränkt gilt (also auch zu jeder Erwerbstätigkeit berechtigt), in den 

EU-Mitgliedstaaten aber beispielsweise eine Erwerbstätigkeit nicht erlaubt, führt die 

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU dazu, dass ihr Inhaber in anderen EU-Mitglied-

staaten unter erleichterten Voraussetzungen einen Aufenthaltstitel erhält, der ihn dort 

zur Erwerbstätigkeit berechtigt. Dementsprechend sind die Anforderungen an die Er-

laubnis zum Daueraufenthalt-EU strenger, z. B. hinsichtlich des Nachweises der Siche-

rung des Lebensunterhalts. Ein in einem anderen EU-Mitgliedstaat langfristig Aufent-
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haltsberechtigter kann Anspruch auf Aufenthalt in Deutschland und eine Erlaubnis zum 

Daueraufenthalt-EU geltend machen. Der Inhaber einer in Deutschland erworbenen 

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU kann im EU-Ausland unter erleichterten Vorausset-

zungen einen Aufenthaltstitel erwerben. Mit einer deutschen Aufenthalts- oder Nieder-

lassungserlaubnis müsste er ein strengeres Prozedere durchlaufen. 

 

Ein Drittstaatsangehöriger mit einer in einem anderen EU-Mitgliedstaat erworbenen 

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU hat die Möglichkeit, in Deutschland eine Aufent-

haltserlaubnis nach § 38a AufenthG unter leichteren Voraussetzungen als eine „norma-

le“ Aufenthaltserlaubnis nach § 7 AufenthG zu erwerben. 

1.2.2 Beschäftigung 

 Definition der Beschäftigung im Aufenthaltsrecht 1.2.2.1

Eine Beschäftigung ist eine nicht selbstständige Tätigkeit. Diese wird in einem Arbeits-

verhältnis und in einem Berufsausbildungsverhältnis ausgeübt. Entscheidende Kriterien 

bei der Abgrenzung und Einordnung einer Tätigkeit als Beschäftigung sind die Aus-

übung der Tätigkeit nach Weisung und die Eingliederung in die Arbeitsorganisation des 

Weisungsgebers (also des Arbeitgebers), § 7 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Viertes Buch 

(SGB IV). 

 

Beschäftigung ist auch der Erwerb beruflicher Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrun-

gen im Rahmen einer betrieblichen Berufsbildung (z. B. im Rahmen von Berufsausbil-

dungsverhältnissen), vgl. § 7 Abs. 2 SGB IV. 

Anmerkung 

Das Aufenthaltsrecht setzt nicht zwingend voraus, dass die Beschäftigung im Rahmen 

eines Arbeitsverhältnisses zwischen dem Ausländer und einem deutschen Arbeitgeber 

ausgeübt wird. Vielmehr kann auch dann eine Beschäftigung im Sinne des Aufenthalts-

rechts vorliegen, wenn ein ausländischer Mitarbeiter eines ausländischen Arbeitgebers 

nach Deutschland entsandt wird, um hier bei einem deutschen Unternehmen („Arbeit-

geber“ im Sinne des Aufenthaltsrechts, aber zivilrechtlich z. B. der Auftraggeber) als 

Erfüllungsgehilfe seines ausländischen Arbeitgebers ein Projekt abzuwickeln bzw. ei-

nen Auftrag durchzuführen.  

 

Bei den zustimmungspflichtigen Beschäftigungen (d. h. Zustimmung der ZAV ist erfor-

derlich) ist grundsätzlich ein Arbeitsverhältnis mit einem deutschen Arbeitgeber erfor-

derlich. 
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Nur in einigen Ausnahmefällen ist es möglich, einen Aufenthaltstitel zur Beschäftigung 

in Deutschland zu bekommen, wenn / obwohl diese auf der Grundlage eines Arbeits-

vertrages mit einem ausländischen Arbeitgeber ausgeübt werden soll. 

 

Das Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisrecht unterscheidet zwischen qualifizierter und 

nicht qualifizierter Beschäftigung. Dabei setzt eine qualifizierte Beschäftigung eine 

mindestens zweijährige (einschlägige) Berufsausbildung voraus. 

Anmerkung 

Das Erfordernis der mindestens zweijährigen Berufsausbildung bezieht sich dabei al-

lein auf das Qualifikations- und Anforderungsprofil der beabsichtigten Beschäftigung, 

die in Deutschland ausgeübt werden soll. Die Berufsausbildung des Antragstellers 

muss einschlägig sein. 

 

Grundsätzlich wird – abgesehen von einigen Fällen der vorübergehenden Beschäfti-

gung nach §§ 10 ff. BeschV – ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungs- und 

Arbeitsverhältnis mit dem deutschen Arbeitgeber Voraussetzung für die Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis sein. Geringfügige (nicht sozialversicherungspflichtige) Beschäfti-

gungen nach § 8 SGB IV werden nicht erfasst. 

 

Liegt keine Beschäftigung im Sinne des Aufenthaltsrechts vor, kann diese Tätigkeit 

grundsätzlich im Rahmen und auf der Basis eines Schengen Visums ausgeübt werden. 

Ein nationaler Aufenthaltstitel ist dann nicht erforderlich. Die in den einzelnen Tatbe-

ständen geregelten Voraussetzungen und Einschränkungen sind zu beachten  

(z. B. § 21 BeschV).  

 

Aufgrund gesetzlicher Definition liegt in folgenden Fällen des § 30 BeschV keine Be-

schäftigung im Sinne des Aufenthaltsrechts vor: 

 

Wenn die im Folgenden genannten Tätigkeiten folgender Personen höchstens sechs 

Monate innerhalb von zwölf Monaten ausgeübt werden (§ 30 Nr. 1 i. V. m. § 3 Be-

schV): 

 

– leitende Angestellte mit Generalvollmacht oder Prokura; 

– Organmitglieder einer juristischen Person, die zur gesetzlichen Vertretung berechtigt 

sind (z. B. Geschäftsführer einer GmbH, Vorstandsmitglieder einer AG); 

– Gesellschafter einer OHG oder Mitglieder einer anderen Personengesamtheit, so-

weit sie zur Vertretung oder Geschäftsführung berufen sind); 

– leitende Angestellte („Führungskräfte“) eines auch außerhalb Deutschlands tätigen 

Unternehmens für eine Beschäftigung auf Vorstands-, Direktions- und Geschäftslei-
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tungsebene oder für eine Tätigkeit in sonstiger leitender Position, die für die Ent-

wicklung des Unternehmens von entscheidender Bedeutung ist. 

 

Wenn die im Folgenden genannten Tätigkeiten folgender Personen höchstens drei 

Monate innerhalb von zwölf Monaten ausgeübt werden (§ 30 Nr. 2 i. V. m. §§ 5, 14 bis 

18, 19 Abs. 1, 20, 22 und 23 BeschV): 

 

– Tätigkeiten von wissenschaftlichem Personal an Hochschulen und Forschungsein-

richtungen, oder Lehrkräften öffentlicher Schulen (§ 5 BeschV); 

– Freiwilligendienste und aus karitativen oder religiösen Gründen Beschäftigte  

(§ 14 BeschV); 

– Praktika zu Weiterbildungszwecken (§ 15 BeschV); 

– Geschäftsreisende (§ 16 BeschV); 

– Betriebliche Weiterbildung von Fachkräften in international tätigen Unternehmen 

(§ 17 BeschV); 

– Journalisten (§ 18 BeschV); 

– im Rahmen von Werklieferverträgen entsandte Arbeitnehmer, deren Aufenthalt aber 

vor Einreise und Arbeitsaufnahme der Bundesagentur für Arbeit angezeigt werden 

muss (§ 19 Abs. 1 BeschV)  

– internationaler Straßen- und Schienenverkehr (§ 20 BeschV) 

– besondere Berufsgruppen wie z. B. Fotomodelle, Kulturschaffende, Berufssportler, 

Reiseleiter (§ 22 BeschV) 

– bestimmte Organisatoren und Mitwirkende von internationalen Sportveranstaltungen 

(§ 23 BeschV). 

 

Keine Beschäftigung im Sinne des Aufenthaltsrechts sind Tätigkeiten von ausländi-

schen Mitarbeitern, die bei einem Arbeitgeber in einem anderen EU-Mitgliedstaat, dem 

EWR oder der Schweiz angestellt sind und dort die Rechtstellung eines langfristig Auf-

enthaltsberechtigten innehaben, wenn sie bis zu drei Monate innerhalb eines Zeit-

raums von zwölf Monaten zur Erbringung einer Dienstleistung in das Bundesgebiet 

entsandt werden (§ 30 Nr. 3 i. V. m. § 21 BeschV). 

 

Keine Beschäftigung im Sinne des Aufenthaltsrechts sind zudem die Tätigkeiten fol-

gender Personen unabhängig von der Aufenthaltsdauer (§ 30 Nr. 4 BeschV i. V. m. 

§ 23 bis 30 AufenthV). Sie benötigen bereits aufgrund des Wesens der Tätigkeit keinen 

Aufenthaltstitel: 

 

– Personal im grenzüberschreitenden Beförderungswesen: In der zivilen Flug- und 

Seefahrt, der internationalen zivilen Binnenschifffahrt, bei Transit ohne Einreise 

– Personen bei Vertretungen ausländischer Staaten 

– in Rettungsfällen 

– bei Durchreise und Durchbeförderung. 
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Flughafentransit 

Beim Flughafentransit ist allerdings zu beachten, dass für das Betreten des Transitbe-

reichs am Flughafen während einer Zwischenlandung oder zum Umsteigen (Flughafen-

transit) grundsätzlich ein sog. Flughafentransitvisum erforderlich ist. Bestimmte Staats-

angehörige sind von diesem Erfordernis allerdings befreit, siehe § 26 Abs. 2 AufenthV. 

Dieses Flughafentransitvisum ist kein Aufenthaltstitel. 

Anmerkung 

Personen, die diese Tätigkeiten in Deutschland ausüben, benötigen keinen entspre-

chenden Aufenthaltstitel, der sie dazu berechtigen würde, obwohl an sich ein Aufent-

halt in Deutschland und in einzelnen Fällen an sich eine Erwerbstätigkeit (z. B. einer 

Stewardess am Flughafen oder eines Matrosen auf See in deutschen Hoheitsgewäs-

sern) vorliegt. 

Beispiel 1 

Der russische Bürger R wird Geschäftsführer einer deutschen Tochtergesellschaft D 

GmbH seines russischen Arbeitgebers. R wird nur gelegentlich nach Deutschland 

kommen, um hier seine Geschäftsführertätigkeit auszuüben. Die D GmbH wird im Ta-

gesgeschäft vom deutschen Zweitgeschäftsführer A geleitet. 

 

R benötigt und erhält für seine gelegentlichen Reisen nach Deutschland als Geschäfts-

führer der D GmbH ein Schengen Visum. Das Visum kann auch als längerfristiges 

Schengen Visum (Multiple-Entry) für bis zu fünf Jahre beantragt werden und berechtigt 

zu jeweils 90 Tagen Aufenthalt innerhalb eines 180-Tages-Zeitraums zu Geschäftsrei-

sezwecke. Das Visum wird auch als Geschäftsreisevisum oder Businessvisum be-

zeichnet. 

 

Hält sich R nicht länger als diese Zeit (insgesamt also sechs Monate innerhalb von 

zwölf Monaten) zu Geschäftsreisezwecken oder zum Zweck der Ausübung der Ge-

schäftsführertätigkeit in Deutschland auf, reicht das Schengen Visum. Für einen länge-

ren Aufenthalt würde er eine Aufenthaltserlaubnis in Form eines nationalen deutschen 

Visums beantragen müssen, weil dann eine Beschäftigung im Sinne des deutschen 

Aufenthaltsrechts vorliegt. 

 

Zu beachten ist, dass zu den Aufenthaltstagen im Rahmen des Schengen Visums alle 

Aufenthaltstage in einem Schengenstaat zählen, nicht nur die deutschen Aufenthalte. 
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Beispiel 2 

Der Brasilianer B reist geschäftlich mehrmals im Jahr nach Deutschland, um hier Kun-

den seines brasilianischen Arbeitgebers zu besuchen, Besprechungen abzuhalten, 

Geschäftspartner zu treffen und gegebenenfalls neue Geschäftsfelder zu erschließen. 

 

Wenn B lediglich bis zu insgesamt drei Monate innerhalb eines Zwölf-Monatszeitraums 

nach Deutschland kommt, um hier seinen Geschäften nachzugehen, kann er dies tun, 

ohne hierfür ein Visum zu benötigen. Brasilianische Staatsangehörige sind insoweit 

privilegiert (siehe dazu Anhang II zur VO (EG) Nr. 539/2001). 

 

Beabsichtigt B allerdings längere Aufenthalte als drei Monate (90 Tage) innerhalb von 

zwölf Monaten (180 Tagen) oder soll er einer anderen Tätigkeit nachgehen, die eine 

Erwerbstätigkeit (Beschäftigung oder selbstständige Erwerbstätigkeit) im Sinne des 

Aufenthaltsrechts darstellt, wird er einen Aufenthaltstitel (z. B. eine Aufenthaltserlaub-

nis) benötigen, die er in Form eines nationalen Visums bei der zuständigen deutschen 

Auslandsvertretung seines Wohnsitzortes beantragen muss. 

Beispiel 3 

Wie oben Beispiel 2; allerdings handelt es sich nicht um einen Brasilianer, sondern um 

den Kanadier K.  

 

K benötigt wie B kein Schengen Visum, um in Deutschland seinen Geschäften wie 

oben beschrieben nachzugehen.  

 

Auch er muss, falls er die genannte Aufenthaltsdauer überschreiten oder einer anderen 

Tätigkeit – einer Erwerbstätigkeit – nachgehen will, einen Aufenthaltstitel (Aufenthalts-

erlaubnis) beantragen. K gehört aber als kanadischer Staatsbürger zu der Gruppe von 

Staatsangehörigen, die zu jedem Zweck visumsfrei nach Deutschland einreisen  

(§ 41 AufenthV) und auch in Deutschland direkt bei der an ihrem deutschen Wohnort 

zuständigen Ausländerbehörde die Aufenthaltserlaubnis beantragen können. Er muss 

diesen Antrag nicht im Ausland stellen, wie B dies tun muss. 

Beispiel 4 

Der indische Software-Ingenieur I soll im Namen eines US-Arbeitgebers US bei D in 

Deutschland ein Software-Programm installieren und testen. Für diese Tätigkeiten sind 

zwei bis drei Monate veranschlagt. I wird nach seiner Tätigkeit bei D bei einem ande-

ren Kunden des US in der Türkei ebenfalls dieses Programm installieren und testen.  

 

I wird für seine Tätigkeit in Deutschland ein Schengen Visum beantragen. Als kurzfris-

tig entsandter Arbeitnehmer (§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeschV) wird per gesetzlicher 
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Definition (siehe § 30 Nr. 2 BeschV) keine Beschäftigung vorliegen. Ein Aufenthaltstitel 

(eine Aufenthaltserlaubnis) ist also nicht erforderlich. I kann die geplanten Tätigkeiten 

mit einem Geschäftsreisevisum (Schengen Visum) ausüben.  

 

Das Visum kann direkt von der Auslandsvertretung in den USA, wo I wohnt und arbei-

tet, erteilt werden. § 19 Abs. 1 Satz 2 BeschV setzt allerdings voraus, dass der deut-

sche Auftraggeber D vor Visumbeantragung der Bundesagentur für Arbeit die Arbeits-

aufnahme anzeigt. Die Bestätigung über die erteilte Anzeige muss bei Visumsbeantra-

gung vom Antragsteller I vorgelegt werden. 

 

Die Anzeige hat auf einem speziellen Formular zu erfolgen, das über die Arbeitsagen-

tur erhältlich ist. Siehe dazu unter www.arbeitsagentur.de (Formulare / Formulare für 

Unternehmen / Internationaler Arbeitsmarkt / Anzeige – Montage / Demontage maschi-

neller Anlagen / EDV-Programme). 

 

Die Arbeitsagentur leitet die Anzeige weiter an die entsprechenden Kontrollbehörden. 

Zweck dieser Anzeige ist insbesondere die Information über den Einsatz fremder (nicht 

eigener) Arbeitnehmer, die im Rahmen der Erbringung einer Dienstleistung beim deut-

schen Unternehmen tätig sind. Damit soll Schwarzarbeit wirksamer bekämpft werden 

können.  

Anmerkung 

Will ein Ausländer zu verschiedenen geschäftlichen Zwecken nach Deutschland kom-

men und sich hier aufhalten, so wird er – falls keine privilegierte Staatsangehörigkeit 

vorliegt und solange er keine Beschäftigung im Sinne des Aufenthaltsrechts ausüben 

wird – ein entsprechendes Schengen Visum beantragen müssen. Ein Schengen Visum 

wird er für eine Aufenthaltsdauer von bis zu 90 Tagen innerhalb von 180 Tageszeit-

räumen bekommen. Dies auch in Zeitabschnitten, die nahtlos ineinander übergehen. 

Ist Zweck der Reise (und der Beantragung des Schengen Visums) z. B. die Ausübung 

von verschiedenen geschäftlichen Aktivitäten im Rahmen einer Dienstreise  

(§ 16 Nr. 2 BeschV), so wird die deutsche Auslandsvertretung ein Visum bei Vorlage 

der entsprechenden Unterlagen für eine Dauer von bis zu 90 Tagen innerhalb von 180 

Tageszeitraumes – falls für so lange beantragt – erteilen. Ein solches Visum wird er 

auch für die folgenden 180-Tageszeiträume bekommen können, obwohl nach nationa-

lem (deutschen) Recht für die Ausübung solcher Tätigkeiten bereits bei einem Aufent-

halt von mehr als 90 Tagen (drei Monaten) innerhalb eines Zwölf-Monatszeitraums ein 

nationaler Aufenthaltstitel erforderlich ist. Im Rahmen des Beantragungs- und Ertei-

lungsverfahrens für ein Schengen Visum werden die nationalen Vorschriften nicht ge-

prüft. 
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 Abgrenzung zur Geschäftsreisetätigkeit 1.2.2.2

Ausländer dürfen bestimmte wirtschaftliche Tätigkeiten in Deutschland ohne einen na-

tionalen Aufenthaltstitel ausüben, weil diese Tätigkeiten keine Erwerbstätigkeit und 

insbesondere keine Beschäftigung im Sinne des deutschen Aufenthaltsrechts sind. 

Diese Tätigkeiten sind nicht definiert, geschweige denn abschließend geregelt. Sie 

müssen im Umkehrschluss und aus dem Gesamtzusammenhang der gesetzlichen 

Regelungen im Aufenthaltsrecht erschlossen werden. Dabei sind die BeschV, das Auf-

enthG sowie der Visakodex heranzuziehen. 

 

Gemäß den Bestimmungen des Visakodex kann ein Schengen Visum erteilt werden. 

Ein Zweck für einen Aufenthalt in den Schengener Vertragsstaaten, darunter Deutsch-

land, für die ein Schengen Visum erteilt werden kann, ist die Geschäftsreisetätigkeit. 

Liegt eine solche Geschäftsreisetätigkeit vor, bedeutet dies, dass für diese Tätigkeit 

kein nationaler Aufenthaltstitel erforderlich ist, um sie in Deutschland ausüben zu dür-

fen. Ein Schengen Visum reicht. 

 

Staatsangehörige der Republik Andorra, Australiens, Israels, Japans, Kanadas, Mona-

cos, Neuseelands, San Marinos, der Republik Südkorea und der Vereinigten Staaten 

von Amerika (USA) sowie aller weiteren Staaten, die im Anhang II der Verordnung 

(EG) Nr. 539/01 (EU-VisaVO) benötigen für die Ausübung von Geschäftsreisetätigkei-

ten in Deutschland kein Visum, auch kein Schengen Visum, wenn sie diese Tätigkeiten 

bis zu drei Monate bzw. jetzt 90 Tage innerhalb eines Sechs-Monatszeitraums  

(bzw. jetzt 180-Tage-Zeitraums) ausüben. 

 

Solche Geschäftsreise-Tätigkeiten unternehmen die betreffenden Ausländer immer im 

Auftrag und Interesse ihres Arbeitgebers, der in der Regel im Ausland sitzt. Sie selbst 

behalten während des Aufenthalts in Deutschland ihren Wohnsitz (Lebensmittelpunkt) 

im Ausland bei. Solche Tätigkeiten sind naturgemäß nur vorübergehender Art. Dies 

können beispielsweise sein: 

 

– Besprechungen mit Geschäftspartnern oder Kollegen der deutschen Konzerngesell-

schaft 

– Verhandlungen mit dem Zweck, Waren zu kaufen oder zu verkaufen 

– Suchen von Mieträumlichkeiten und Verhandeln und Unterzeichnen der entspre-

chenden Verträge  

– vorbereitende Tätigkeiten (Aufnahme von Anforderungen), um anschließend im 

Ausland ein Projekt durchzuführen oder einen Auftrag auszuführen 

– Messebesuche. 

 

Ob der Reisezweck tatsächlich eine Geschäftsreise ist, für die die Auslandsvertretung 

ein Schengen Visum erteilt, liegt im alleinigen Ermessen der Auslandsvertretung, bei 

der das Schengen Visum beantragt wird. Diese entscheidet auf der Grundlage der ein-

gereichten Antragsunterlagen. 
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Beispiel 

Ein chinesischer Geschäftsmann muss zu Geschäftsverhandlungen über ein geplantes 

Joint Venture mit einer deutschen Firma innerhalb des nächsten Halbjahrs wiederholt 

nach Deutschland reisen. Er darf sich mit dem Schengen Visum insgesamt nicht mehr 

als 90 Tage innerhalb dieses Zeitraums in Deutschland bzw. den Schengener Ver-

tragsstaaten aufhalten. 

 

Er wird ein Dauervisum (Multiple-Entry-Visum) beantragen können, wenn er die ent-

sprechenden Termine in Deutschland bzw. den Schengen Staaten bereits bei Antrag-

stellung kennt bzw. plausibel dartun kann, dass er über einen gewissen Zeitraum hin-

weg wiederholt Termine haben wird. Dieses Visum wird direkt von der Auslandsvertre-

tung erteilt, ohne dass eine Einbeziehung der Ausländerbehörde oder der Arbeitsagen-

tur erforderlich ist.  

 

 Abgrenzung zur selbstständigen Erwerbstätigkeit 1.2.2.3

Die Erwerbstätigkeit im Sinne des Aufenthaltsrechts (§ 2 Abs. 2 AufenthG) umfasst 

neben der nicht selbstständigen Tätigkeit, der Beschäftigung im Sinne des  

§ 7 Abs. 1 SGB IV, auch die selbstständige Erwerbstätigkeit. 

 

Zur Definition einer selbstständigen Tätigkeit und zur Abgrenzung von der Beschäfti-

gung werden die Kriterien des § 84 Abs. 1 Satz 2 Handelsgesetzbuch (HGB) herange-

zogen.  

 

Typische Fälle von selbstständiger Tätigkeit sind Beratertätigkeiten, ansonsten Tätig-

keiten und Dienstleistungen aller Art, die sog. freie Mitarbeiter auf dem Markt anbieten. 

 

Für die Ausübung einer selbstständigen Tätigkeit kann eine Aufenthaltserlaubnis nach 

§ 21 AufenthG beantragt werden. Die Entscheidung über die Erteilung einer solchen 

Aufenthaltserlaubnis ist immer eine Einzelfallentscheidung. 

1.3 Staatsangehörigkeit und Beschäftigungsmöglichkeiten 

1.3.1 EU-Bürger 

Für Staatsangehörige der EU-Mitgliedstaaten gelten Sonderregelungen. Bis zum 

30. Juni 2015 galten für kroatische Staatsangehörige noch Beschränkungen beim Zu-

gang zum deutschen Arbeitsmarkt. Diese Beschränkungen sind nun seit 01. Juli 2015 

weggefallen. 
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Das FreizügG / EU regelt Einreise, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit der Staatsangehö-

rigen der EU sowie des EWR (dies sind Island, Liechtenstein, Norwegen) und deren 

freizügigkeitsberechtigter Familienangehörige, die Drittstaatsangehörige sind. Für 

Schweizer Bürger gilt das Freizügigkeitsabkommen EG – Schweiz  

(FreizügAbk EG – CH). 

 

EU-Mitgliedstaaten sind (neben Deutschland) die Länder: 

 

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, 

Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, 

Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakische Republik, Slowenien, Spanien, Tsche-

chische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich und Zypern. 

 

Für Kroatien galten bis 30. Juni 2015 aufgrund des Beitrittsvertrages Einschränkungen 

bei der Arbeitsmarktzulassung. Nun sind kroatische Staatsbürger den anderen EU-

Bürgern gleichgestellt. 

 

Alle EU-Bürger benötigen weder für die Einreise noch für den Aufenthalt einen Aufent-

haltstitel. Es besteht nur mehr die polizeiliche Meldepflicht. Bescheinigungen über das 

Aufenthaltsrecht (Freizügigkeitsbescheinigung / EU) werden nicht mehr ausgestellt. 

Zum Nachweis der EU-Staatsangehörigkeit reicht künftig das Personalausweisdoku-

ment. 

 

Familienangehörige von Unionsbürgern aus Drittstaaten – die also selbst keine Uni-

onsbürger (oder Bürger aus EWR-Staaten oder der Schweiz) sind – sind den Unions-

bürgern weitgehend gleichgestellt. Sie erhalten auf Antrag von der Ausländerbehörde 

eine Aufenthaltskarte als Familienangehörige eines Unionsbürgers. Diese berechtigt 

sie zu jeder Erwerbstätigkeit. 

 

Einzelheiten hierzu sind insbesondere in § 3 und § 4 FreizügG / EU geregelt. 

1.3.2 Bürger des EWR und der Schweiz 

Auch für die Bürger des EWR (Norwegen, Island, Liechtenstein) gelten die Regelungen 

des FreizügG / EU, § 12 des Gesetzes. 

 

Die Bürger des EWR benötigen keinen Aufenthaltstitel für die Ausübung einer Beschäf-

tigung in Deutschland. 

 

Schweizer Bürger benötigen keine Aufenthaltserlaubnis, wenn sie eine Beschäftigung 

bei einem deutschen Arbeitgeberunternehmen bis zu einer Dauer von drei Monaten 

ausüben wollen, Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 des Anhangs I zum Freizügigkeitsabkommen 

zwischen den EU-Mitgliedstaaten und der Schweiz (kurz: FreizügAbk EG-CH). Bei 

Ausübung einer länger als drei Monate dauernden Beschäftigung haben sie einen An-

spruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, die sie zur Erwerbstätigkeit berechtigt. 

Sie haben dazu der an ihrem deutschen Wohnort zuständigen Ausländerbehörde den 



International – Einsatz ausländischer Mitarbeiter in Deutschland 

Juli 2015 

Aufenthaltsrecht  21 

 

 

 

Arbeitsvertrag bzw. eine Arbeitgeberbestätigung vorzulegen, aus der sich die wesentli-

chen Arbeitsbedingungen (Art und Dauer der Tätigkeit) ergeben,  

§§ 28 und 56 AufenthV. Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ist nicht erfor-

derlich. 

 

Bei einer Beschäftigung für die Dauer unter einem Jahr erhalten sie eine Aufenthaltser-

laubnis für die Dauer ihres Arbeitsvertrages (Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 des Anhangs I zum 

FreizügAbk EG-CH), bei einer Beschäftigungsdauer von mindestens einem Jahr eine 

Aufenthaltserlaubnis mit einer Geltungsdauer von mindestens fünf Jahren  

(Artikel 6 Abs. 1 des Anhangs I zum FreizügAbk EG-CH).  

1.3.3 Bürger aus Drittstaaten 

Voraussetzung für die Beschäftigung eines ausländischen Mitarbeiters in Deutschland 

ist ein entsprechender Aufenthaltstitel mit der Erlaubnis zur Ausübung einer Erwerbstä-

tigkeit. 

 

Ausländer dürfen eine bestimmte Erwerbstätigkeit nur ausüben, wenn 

 

– der Aufenthaltstitel diese Tätigkeit (ausdrücklich) erlaubt, oder 

– eine Erlaubnis zur Ausübung dieser Erwerbstätigkeit nicht erforderlich ist  

(z. B. § 30 BeschV i. V. m. den dort genannten Bestimmungen der BeschV und der 

AufenthV). 

 

Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, handelt es sich um illegale Beschäftigung 

(Schwarzarbeit). 

Anmerkung 

Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Ausübung der konkreten Erwerbs-

tätigkeit erlaubt ist. 

 

Seit dem 06. September 2013 ist den Ehegatten von Ausländern, die einen Aufent-

haltstitel zur Erwerbstätigkeit besitzen, jede Erwerbstätigkeit gestattet,  

§ 27 Abs. 5 AufenthG. Sie benötigen keinen gesonderten Titel hierzu.  

Beispiel 

Das deutsche IT-Unternehmen X hat fünf indische Mitarbeiter der indischen Mutterge-

sellschaft zu Besuch. Die fünf Mitarbeiter sollen gemeinsam mit den deutschen Mitar-

beitern von X bei X in Deutschland drei Monate lang programmieren. In den Visa der 

fünf Inder ist vermerkt: Businessgespräche, Training. Dürfen sie auch bei X program-

mieren? 



International – Einsatz ausländischer Mitarbeiter in Deutschland 

Juli 2015 

Aufenthaltsrecht  22 

 

 

 

 

Sie dürfen nur Trainingseinheiten absolvieren, die gemäß einem Trainingsplan auch 

Programmiereinheiten umfassen können. Sie dürfen allerdings nicht Programmieren in 

dem Sinne, dass sie neue Produkte herstellen und erarbeiten außerhalb des Trai-

ningszwecks. Im Einzelfall wird hier die Abgrenzung sehr schwierig sein. Entscheidend 

ist die korrekte Antragstellung. Der Aufenthaltszweck ist bei der Visa-Beantragung 

wahrheitsgemäß anzugeben. 

 

Voraussetzung eines jeden Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist 

das Vorliegen eines konkreten Arbeitsplatzangebots. Die Arbeitserlaubnis kann nicht 

generell, ohne Bezug zu einer bestimmten, beim deutschen Unternehmen zu beset-

zenden Arbeitsstelle beantragt und erteilt werden. Diese konkrete Tätigkeit ist dann 

auch in der Zweckbestimmung des Aufenthaltstitels als Nebenbestimmung vermerkt. 

 

Scheidet der ausländische Mitarbeiter aus einem Arbeitsverhältnis mit einem deut-

schen Arbeitgeber aus, für das er einen Aufenthaltstitel erhalten hatte, endet der Auf-

enthaltstitel mit Ende des Beschäftigungsverhältnisses. Will der ausländische Bürger 

nun ein neues Arbeitsverhältnis bei einem anderen Arbeitgeber eingehen, liegt ein 

Wechsel des Aufenthaltszwecks vor. Er muss für diese neue Beschäftigung (Arbeits-

verhältnis) einen neuen Aufenthaltstitel beantragen. 

Beispiel 

Der US-Bürger C ist als Chief-Trader beim deutschen Unternehmen D in der bayeri-

schen Stadt M für drei Jahre angestellt. C hat einen entsprechenden Aufenthaltstitel für 

diese Tätigkeit bei D in M erhalten. Nach Ablauf von einem Jahr wird das Anstellungs-

verhältnis zwischen C und D einvernehmlich beendet. C hat ein attraktives Arbeitsan-

gebot von E, ebenfalls in der Branche und in M. 

 

Mit Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses bei D endet auch der Aufenthaltstitel 

des C, der an die Ausübung der Tätigkeit als Chief-Trader bei D gebunden war. Will C 

ein neues Arbeitsverhältnis bei E eingehen, benötigt er hierfür einen neuen Aufent-

haltstitel, der ihn zu dieser Erwerbstätigkeit berechtigt. 

 

 Privilegierte Staatsangehörige 1.3.3.1

Zu den privilegierten Staatsangehörigen zählen die Staatsbürger aus  

 

– Andorra,  

– Monaco und  

– San Marino sowie aus  

– Australien,  
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– Israel,  

– Japan,  

– Kanada,  

– Republik Korea, 

– Neuseeland und  

– den Vereinigten Staaten von Amerika. 

 

Sie können jede qualifizierte und nicht-qualifizierte Beschäftigung in Deutschland aus-

üben. Eine qualifizierte Beschäftigung in diesem Sinne ist eine Tätigkeit, die in 

Deutschland eine mindestens zweijährige Berufsausbildung voraussetzt. 

 

Diese Staatsangehörigen sind nicht an den Beschäftigungskatalog der BeschV gebun-

den. Die ZAV prüft die Voraussetzungen für die Erteilung der Zustimmung im selben 

Umfang wie bei den sonstigen Drittstaatsangehörigen (Arbeitsmarkt- und Vorrangprü-

fung sowie Prüfung der Arbeitsbedingungen; siehe unter Ziffer 1.4.4). 

 

Ist allerdings die beabsichtigte Beschäftigung im Beschäftigungskatalog der BeschV 

erwähnt und sind die in der BeschV genannten Voraussetzungen für die Zustimmung 

der Bundesagentur für Arbeit geringer als im „Normalfall“, weil beispielsweise keine 

Arbeitsmarkt- und Vorrangprüfung für diesen speziellen Beschäftigungstatbestand er-

forderlich ist, so gilt diese Erleichterung auch für die privilegierten Staatsangehörigen. 

Privilegierte Staatsangehörige können eine Beschäftigung in Deutschland auf der 

Grundlage eines Arbeitsvertrages mit dem deutschen Unternehmen, bei dem sie arbei-

ten werden, ausüben, aber auch im Rahmen einer Entsendung ihres im Ausland sit-

zenden Arbeitgebers nach Deutschland. Sie haben dann meist weiterhin nur den An-

stellungsvertrag mit dem ausländischen Arbeitgeberunternehmen. Diese Möglichkeit 

der Beschäftigung auf Basis einer Entsendung haben die sonstigen Drittstaatsangehö-

rigen in der Regel nicht. 

 

Eine weitere Sonderstellung nehmen die privilegierten Drittstaatsangehörigen im Ver-

fahrensrecht ein. Sie können ohne ein Visum nach Deutschland einreisen, auch wenn 

sie hier eine Beschäftigung ausüben wollen. Beabsichtigen die „sonstigen Drittstaats-

angehörigen“ die Aufnahme einer Beschäftigung in Deutschland, dürfen sie nur mit 

dem entsprechenden (nationalen) Visum einreisen, das sie bei der deutschen Aus-

landsvertretung beantragen müssen. 

 

Die privilegierten Staatsangehörigen beantragen erst im Inland bei der an ihrem deut-

schen Wohnort zuständigen Ausländerbehörde den Aufenthaltstitel. Hierzu müssen sie 

all die Unterlagen einreichen, die die sonstigen, d. h. nicht privilegierten Drittstaatsan-

gehörigen bereits bei Beantragung des Titels bei der deutschen Auslandsvertretung 

einreichen müssen.  

 

Nach visafreier Einreise ist bei der zuständigen Ausländerbehörde der Aufenthaltstitel 

(Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis oder Blaue Karte EU) – in der Regel als 

elektronischer Aufenthaltstitel (eAT) – zu beantragen, § 41 Abs. 3 AufenthV. Zu beach-

ten ist, dass der Aufenthalt vor Erteilung eines Aufenthaltstitels in der Regel nur bis zu 
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drei Monaten – ohne Möglichkeit einer Beschäftigung – erlaubt ist. Da auch die Ertei-

lung des Titels eine gewisse Zeit in Anspruch nimmt, sollte so schnell wie möglich nach 

Einreise der Antrag gestellt werden. Häufig ist es auch möglich, dass die Unterlagen 

bereits vorab vom deutschen Unternehmen eingereicht werden und der Antragsteller 

selbst erst später die persönlichen Angaben zur Beantragung des eAT macht. 

Anmerkung 

Ist eine Erwerbstätigkeit in Deutschland geplant, können die privilegierten Staatsange-

hörigen (z. B. Japan, USA) zwar ohne Visum nach Deutschland einreisen. Sie benöti-

gen aber für die Aufnahme der Tätigkeit einen gültigen Aufenthaltstitel; ansonsten liegt 

illegale Beschäftigung (Schwarzarbeit) vor. 

Beispiel 

X ist eine US-amerikanische Mitarbeiterin der US-amerikanischen Werbegesellschaft 

W. Sie soll für ein Jahr Schulungsprojekte in Deutschland bei der deutschen Tochter-

gesellschaft T in Frankfurt leiten. Sie wird während dieser Zeit weiterhin bei W ange-

stellt bleiben. 

Die ZAV führt eine Arbeitsmarktprüfung durch. Auch die Arbeitsbedingungen werden 

daraufhin geprüft, ob sie denen vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer entsprechen. 

Verlaufen diese Prüfungen positiv, wird die ZAV ihre Zustimmung zur Beschäftigung 

erteilen. Diese Zustimmung erteilt die ZAV gegenüber der Ausländerbehörde am Woh-

nort von X in Deutschland, wo X nach ihrer Ankunft sich angemeldet und die Aufent-

haltserlaubnis beantragt hat. Eventuell hat auch bereits T die Antragsunterlagen im 

Vorfeld bei der Ausländerbehörde eingereicht, damit die Prüfung schon laufen kann 

und die Zustimmungen erteilt sind, wenn X nach Deutschland kommt. Sobald X den 

Aufenthaltstitel in Händen hält, darf sie arbeiten. Da X nur ein Jahr in Deutschland ar-

beiten wird, wird ihr die Ausländerbehörde lediglich eine Art Bestätigung aushändigen. 

X wird keinen eAT beantragen, da die Erstellung des eAT „unrentabel“ ist angesichts 

der kurzen Geltungsdauer.  

 

 Sonstige Drittstaatsangehörige 1.3.3.2

Während die „privilegierten Drittstaatsangehörigen“ ohne ein Visum ins Bundesgebiet 

einreisen können, unabhängig vom Zweck ihres geplanten Aufenthalts – also auch 

wenn sie in Deutschland eine Erwerbstätigkeit aufnehmen wollen – benötigen alle an-

deren Drittstaatsangehörigen ein Visum, das sie zur Einreise nach Deutschland zum 

Zweck der Aufnahme einer konkreten Beschäftigung berechtigt. 

 

Diese Visumspflicht gilt auch für die Staatsangehörigen der Anlage II der EG-

Visaverordnung Nr. 539/01, die für eine Geschäftsreise kein Schengen Visum benöti-
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gen würden. Wollen sie allerdings in Deutschland arbeiten, müssen sie vom Ausland 

aus über die deutsche Auslandsvertretung einen deutschen Aufenthaltstitel (nationales 

Visum) beantragen. 

 

Für die sonstigen Drittstaatsangehörigen gilt das im Folgenden dargestellte Beantra-

gungsverfahren zur Erteilung eines Aufenthaltstitels, der sie zur Ausübung einer Er-

werbstätigkeit berechtigt. 

1.4 Beantragungsverfahren 

Das Beantragungsverfahren für einen Aufenthaltstitel, der zu einer Beschäftigung be-

rechtigt, ist seit dem 01. Januar 2005 vereinheitlicht. Der Antragsteller hat nur mehr 

einen einzigen Antrag (auf Erteilung des Aufenthaltstitels) zu stellen, die Behörde holt 

dann die erforderlichen Zustimmungen ein und erteilt den Titel an den Antragsteller.  

 

Die (sonstigen) Drittstaatsangehörigen beantragen den Aufenthaltstitel bei der an ih-

rem (ausländischen) Wohnsitz zuständigen deutschen Auslandsvertretung. Zuständig 

ist die deutsche Botschaft bzw. das deutsche Konsulat am Wohnsitz des Ausländers, 

unabhängig von der Staatsangehörigkeit des Antragstellers. 

Anmerkung 

Es kommt hier auf den Wohnsitz des Antragstellers zum Zeitpunkt der Antragstellung 

an; einige Konsulate / Visa-Abteilungen von Botschaften sehen sich erst dann als zu-

ständig an, wenn der Wohnsitz mindestens drei Monate lang bestanden hat. Hierdurch 

sollen Missbräuche durch eine fiktive Wohnsitznahme des Antragstellers, z. B. am Sitz 

eines Konzernteils des Arbeitgeber-Unternehmens verhindert werden. 

 

Die deutsche Auslandsvertretung prüft nun im Regelfall selbst die aufenthaltsrechtli-

chen Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels, holt die erforderlichen 

Auskünfte beim Bundesverwaltungsamt in Köln und – soweit erforderlich – die Zustim-

mung der Bundesagentur für Arbeit ein. Nur mehr in Ausnahmefällen wird der Antrag 

von der deutschen Auslandsvertretung an die am künftigen deutschen Wohnort des 

Antragstellers zuständige Ausländerbehörde weitergeleitet, die dann die Bundesagen-

tur beteiligt. Der Antragsteller hat jedenfalls nur einen einzigen Antrag zu stellen. Die 

Behördenbeteiligung erfolgt dann intern (sogenanntes One-stop-Government). 

 

Zuständig für die Beantragung und Erteilung des Aufenthaltstitels im Bundesgebiet ist, 

soweit deren Beteiligung noch vorgesehen ist (vgl. hierzu § 31 AufenthV: Insbesondere 

ist das der Fall bei eine Vorbeschäftigung des Antragstellers in Deutschland), die Aus-

länderbehörde am (zukünftigen) Wohnort des Antragstellers; zuständig für die Erteilung 

der Zustimmung zum Aufenthaltstitel wegen einer geplanten Beschäftigung ist das für 

den Beschäftigungsort des Antragstellers bzw. am Sitz des Arbeitgebers zuständige 
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Arbeitserlaubnis-Team der Zentralen Auslands- und Fachvermittlung der Bundesagen-

tur für Arbeit (AE-Team der ZAV). 

 

Die Voraussetzungen für den Aufenthalt (die Prüfung erfolgt durch: Deutsche Aus-

landsvertretung / Bundesverwaltungsamt / Ausländerbehörde) und die Voraussetzun-

gen für die Aufnahme der Erwerbstätigkeit (die Prüfung erfolgt durch: AE-Team oder 

Sonderabteilung der ZAV in speziellen Fällen, mit eventueller Einschaltung der am 

Beschäftigungsort zuständigen Agentur für Arbeit) werden getrennt geprüft. 

 

Liegen der deutschen Auslandsvertretung die erforderlichen Zustimmungen vor, teilt 

sie dem Antragsteller mit, dass das Einreisevisum erteilt wird. Hierzu muss der Antrag-

steller in der Regel nochmals bei der Auslandsvertretung vorstellig werden, oder zu-

mindest seinen Pass im Original einreichen. Abweichungen von dieser Verfahrenspra-

xis und Vertretungsmöglichkeiten bei Abholen des Visums können den jeweiligen 

Websites entnommen werden (siehe www.auswaertiges-amt.de mit weiterführenden 

Links und Hinweisen).  

 

Zu beachten ist zudem, dass bei den deutschen Auslandsvertretungen die Entgegen-

nahme von Visaanträgen oftmals auf externe Dienstleister ausgelagert ist. In der Regel 

ist eine Terminvereinbarung für die Antragstellung erforderlich. Siehe hierzu die Anga-

ben auf den jeweiligen Websites der zuständigen Auslandsvertretung. 

 

Das Einreisevisum berechtigt bereits zur Ausübung der beantragten Beschäftigung in 

Deutschland. Es gilt in der Regel drei Monate, innerhalb derer der Ausländer nach 

Deutschland reisen und den (eigentlichen) Aufenthaltstitel (Aufenthaltserlaubnis oder 

Blaue Karte EU oder Niederlassungserlaubnis) regelmäßig in Form des elektronischen 

Aufenthaltstitels (eAT) bei der Ausländerbehörde an seinem Wohnort beantragen 

muss. Vor Beantragung des eAT muss sich der Ausländer mit seiner deutschen Woh-

nadresse bei der zuständigen Behörde (Einwohnermeldeamt, Bürgerbüro) anmelden. 

 

Wird die Aufenthaltserlaubnis für einen Zeitraum kürzer als ein Jahr beantragt, stellen 

die Ausländerbehörden in der Regel den Aufenthaltstitel nicht in Form des eAT aus, 

sondern in anderer (einfacherer) Form. 

 

Das Beantragungsverfahren des Aufenthaltstitels ist in den §§ 31 bis 41 AufenthV ge-

regelt. 

1.4.1 Antragsunterlagen 

Folgende Unterlagen sind grundsätzlich für die Beantragung eines Arbeitsvisums er-

forderlich: 

 

– Antragsformular ausgefüllt und unterschrieben (mindestens zweifach) 

– Reisedokument, mindestens noch zwölf Monate über die beantragte Aufenthalts-

dauer hinaus gültig 

– ein (biometrietaugliches) Passfoto 
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– Qualifikationsnachweise im Original (in der Regel fertigt die Visa-Abteilung dann 

Kopien und gibt die Originale zurück, manchmal sind die Kopien bereits mitzubrin-

gen) 

– Krankenversicherungsnachweis, in der Regel reicht eine Deckungszusage der 

Krankenversicherung, für die im Bundesgebiet anfallenden Krankenkosten in Höhe 

von mindestens 30.000,00 Euro aufzukommen 

– bei direkter Anstellung bei einem deutschen Arbeitgeber: Arbeitsvertrag, Entwurf 

oder Ähnliches; Stellenbeschreibung (Formular); dieses Formular ist als Download 

im Internet erhältlich 

– bei Entsendung zu einem deutschen Arbeitgeber: Auftrag des entsendenden Unter-

nehmens (Projektbeschreibung), Entsendevertrag oder Ähnliches zwischen auslän-

dischem Arbeitgeber und Antragsteller, Schreiben des aufnehmenden deutschen 

Arbeitgebers / Einladung 

– u. U. Einzahlungsbeleg über die Visagebühren. 

 

Die Sachbearbeiter in den einzelnen Auslandsvertretungen können noch zusätzliche 

Dokumente anfordern. Dies kann der Fall sein, wenn die vorgelegten Unterlagen noch 

Fragen offenlassen oder Zweifel / Ungereimtheiten über die zu genehmigende Be-

schäftigung bestehen. 

 

Für die den Antragsteller begleitenden Ehegatten bzw. Kinder sind in der Regel fol-

gende Unterlagen vorzulegen: 

 

– Antragsformular ausgefüllt und unterschrieben (mindestens zweifach) 

– Reisedokument, mindestens noch zwölf Monate gültig 

– ein (biometrietaugliches) Passfoto 

– Nachweis des Familienverhältnisses (Heiratsurkunde bzw. Geburtsurkunde) im Ori-

ginal, meist mit Apostille und beglaubigter Übersetzung zu versehen, soweit nicht 

bereits in englischer Sprache (in der Regel fertigt die Visa-Abteilung dann Kopien 

und gibt die Originale zurück) 

– bei minderjährigen Kindern, wenn das Kind mit nur einem Elternteil ausreisen will: 

Sorgerechtsentscheidung (mit Apostille und beglaubigter Übersetzung) oder Einver-

ständniserklärung des anderen Elternteils zur Ausreise des Kindes 

– u. U. Einzahlungsbeleg über die Visagebühren. 

 

Später sind der Ausländerbehörde vor Ort dann in der Regel noch Nachweise über 

ausreichenden Wohnraum für die nachziehenden Familienmitglieder (Mietvertrag) und 

eine Bescheinigung des Arbeitgebers des Ehegatten / Elternteils, zu dem nachgezogen 

wird, über das bestehende ungekündigte Arbeitsverhältnis mit Gehaltsnachweisen vor-

zulegen. 

Anmerkung 

Das (mehrsprachige) Antragsformular ist häufig über die Webseiten der entsprechen-

den deutschen Auslandsvertretung (siehe www.auswaertiges-amt.de mit Verweis auf 
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weitere Links) zu beziehen. Die einzelnen Auslandsvertretungen stellen teilweise be-

reits eigene Webadressen mit speziellen Informations- und Service-Links und Unterla-

gen zum Download zur Verfügung. Dies ist sehr hilfreich, weil die deutschen Vertretun-

gen in den einzelnen Ländern zum Teil sehr unterschiedliche zusätzliche Unterlagen 

oder Anforderungen an die einzureichenden Unterlagen (beglaubigte Übersetzungen, 

Originalunterlagen, Anzahl der einzureichenden Kopien) für die Antragstellung verlan-

gen. 

 

1.4.2 Der elektronische Aufenthaltstitel 

Am 01. September 2011 wurde der elektronische Aufenthaltstitel (eAT) in Deutschland 

eingeführt im Zuge der Umsetzung einer entsprechenden europarechtlichen Richtlinie. 

Mit dem eAT wurde ein europaweit einheitlicher Aufenthaltstitel für Drittstaatsangehöri-

ge eingeführt. Er hat Kreditkartenformat und soll durch ein digitales Lichtbild sowie auf 

einem Chip gespeicherte Daten wie z. B. der Fingerabdrücke fälschungssicher sein 

und vor Missbrauch schützen. Die eindeutige Zuordnung des Aufenthaltstitels zu sei-

nem Inhaber soll dadurch sichergestellt sein. Auf dem eAT kann zudem eine Online-

Ausweisfunktion auf Antrag des Karteninhabers frei geschaltet werden. 

Mit der Einführung des eAT ist nun für den Antragsteller eine Änderung im Ablauf der 

Antragstellung sowie höherer (auch zeitlicher) Aufwand verbunden. So muss der An-

tragsteller persönlich bei der Ausländerbehörde vorsprechen, um die Fingerabdrücke 

sowie seine Unterschrift abzugeben. Dies gilt auch für Kinder ab dem sechsten Le-

bensjahr. Zu diesem Zweck haben die Ausländerbehörden weitgehend Terminabspra-

chen vorgesehen. Für die persönliche Vorsprache ist nun ein Termin bei der Auslän-

derbehörde zu vereinbaren. Zum Teil werden solche Termine mit wochenlangem Vor-

lauf erteilt. Wichtig ist daher, sich frühzeitig um einen solchen Termin zu bemühen. 

 

Ist die Beantragung des eAT durch persönliche Vorsprache erfolgt und liegen die Vo-

raussetzungen für die Erteilung des Aufenthaltstitels (Zustimmung der Ausländerbe-

hörde und ggf. der Bundesagentur für Arbeit) vor, so kann die Ausländerbehörde den 

eAT bei der Bundesdruckerei in Berlin in Auftrag geben. Für die Herstellung des eAT 

ist mit bis zu sechs Wochen zu rechnen. Erst wenn der Antragsteller den eAT in Hän-

den hält, ist der Aufenthaltstitel wirksam erteilt und sein Inhaber darf auf seiner Grund-

lage arbeiten bzw. beschäftigt werden. Es ist auf einen nahtlosen zeitlichen „Übergang“ 

zwischen der Gültigkeit des Einreisevisums und des eAT zu achten, da sonst eine zeit-

liche „Lücke“ entsteht, während der der Aufenthalt des Ausländers (und seine Beschäf-

tigung) ohne rechtliche Grundlage ist. In solchen Fällen erteilen dann die Ausländerbe-

hörden in der Regel zur zeitlichen Überbrückung andere schriftliche Bestätigungen, die 

einen Aufenthalt und eine Beschäftigungsaufnahme vor Überreichung des eAT erlau-

ben. 

 

Die Antragsteller sollten auf jeden Fall so bald wie möglich nach Anmeldung der deut-

schen Wohnadresse beim zuständigen Einwohnermeldeamt den eAT durch persönli-

che Vorsprache beim Ausländeramt beantragen. Das Einreisevisum ist in der Regel 

drei Monate gültig und berechtigt bereits zur Beschäftigung in Deutschland. Es ist da-
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rauf zu achten, dass der eAT vorliegt, bevor das Visum ausläuft, um eine übergangslo-

se Beschäftigung des ausländischen Mitarbeiters zu ermöglichen. 

1.4.3 Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels 

Die allgemeinen Voraussetzungen für die Einreise und den Aufenthalt sind: 

 

– ein gültiger Pass oder Passersatz, § 3 Abs. 1 AufenthG und 

– ein Aufenthaltstitel, § 4 Abs. 1. AufenthG;  

 

ein Aufenthaltstitel ist nicht erforderlich,  

– wenn sich dies aus europarechtlichen Regelungen (z. B. FreizügG / EU), einem 

Assoziierungsabkommen, z. B. EWG-Türkei vom 12. September 1963, oder einer 

Rechtsverordnung (§§ 15 bis 30 AufenthV) ergibt.  

 

Der Aufenthaltstitel ist grundsätzlich bei der deutschen Auslandsvertretung zu stellen. 

In Ausnahmefällen (z. B. bei privilegierten Drittstaatsangehörigen) ist bzw. kann der 

Antrag auf einen Aufenthaltstitel bei der am deutschen Wohnort zuständigen Auslän-

derbehörde gestellt werden. Bei Beantragung im Ausland prüft die deutsche Auslands-

vertretung im Regelfall nun seit dem 05. März 2013 diesen Antrag und die Unterlagen 

selbst und schaltet zur Prüfung auch das Bundesverwaltungsamt ein. Nur mehr in 

Ausnahmefällen (z. B. wenn der Antragsteller schon einmal in der Vergangenheit in 

Deutschland einen Aufenthaltstitel wegen einer Beschäftigung hatte oder wenn ein 

Aufenthaltstitel wegen einer selbstständigen Erwerbstätigkeit beantragt wird) wird der 

Antrag an die Ausländerbehörde weiter geleitet, die dann die Erteilungsvoraussetzun-

gen prüft und das Bundesverwaltungsamt mit einschaltet. Die jeweils eingeschaltete 

inländische Behörde (Bundesverwaltungsamt oder Ausländerbehörde) holt dann, so-

weit erforderlich, die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ein. 

 

Bei den Erteilungsvoraussetzungen für den Aufenthaltstitel ist zwischen den Ertei-

lungsvoraussetzungen zu unterscheiden, die die Auslandsvertretung / die Ausländer-

behörde prüft und denjenigen Erteilungsvoraussetzungen, die die Bundesagentur für 

Arbeit prüft, wenn deren Zustimmung erforderlich ist.  

 

Die Voraussetzungen für eine Aufenthaltserlaubnis, die von der Auslandsvertretung / 

Ausländerbehörde geprüft werden, sind neben Erfüllung der Passpflicht folgende,  

§ 5 AufenthG: 

  

– Sicherung des Lebensunterhalts, § 2 Abs. 3 AufenthG: Dies ist gegeben, wenn der 

Ausländer ohne die Inanspruchnahme öffentlicher Mittel seinen Lebensunterhalt 

einschließlich des Krankenversicherungsschutzes, z. B. durch eine entsprechende 

Vergütung (aus dem Arbeitsverhältnis), bestreiten können wird  

– Klärung der Identität und eventuell der Staatsangehörigkeit des Antragstellers 

– kein Ausweisungsgrund (Ausnahmen möglich, § 5 Abs. 4 AufenthG) 

– keine Beeinträchtigung oder Gefährdung der Interessen der Bundesrepublik, sofern 

kein gebundener Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels besteht 
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– Einreise mit dem erforderlichen (richtigen) Visum, wobei die für die Erteilung des 

Aufenthaltstitels (Aufenthaltserlaubnis, Blaue Karte EU oder Niederlassungserlaub-

nis) wesentlichen Angaben bereits im Visa-Antrag gemacht worden sein müssen, 

§ 5 Abs. 2 AufenthG. Liegt kein entsprechendes Visum vor, ist das Visa-Verfahren 

grundsätzlich nachzuholen (vom Ausland aus); nur in Ausnahmefällen kann hiervon 

abgesehen werden.  

 

Für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis ist zusätzlich die Integration in die Le-

bensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland erforderlich, was in der Regel durch 

die Teilnahme an einem Integrationskurs nachzuweisen ist. Beim Anspruch auf eine 

Niederlassungserlaubnis (Aufenthaltserlaubnis besteht schon seit fünf Jahren,  

§ 19 AufenthG) ist zusätzlich ausreichender Wohnraum nachzuweisen. Die Feststel-

lung von ausreichendem Wohnraum orientiert sich an den Mindestanforderungen bei 

Unterbringung eines Wohnungssuchenden in einer öffentlich geförderten Sozialmiet-

wohnung, § 2 Abs. 4 AufenthG. 

 

Die Voraussetzungen, die von der Bundesagentur für Arbeit (ZAV und lokale Ar-

beitsagentur) zu prüfen sind, hängen davon ab, welche Beschäftigung ausgeübt wer-

den soll bzw. welcher Beschäftigungstatbestand betroffen ist (siehe im Folgenden).  

1.4.4 Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 

 Zustimmungsfreie Beschäftigungen 1.4.4.1

Ist für die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung die Zu-

stimmung der Bundesagentur für Arbeit nicht erforderlich, so erteilt die Ausländerbe-

hörde ihre Zustimmung (aufgrund der von ihr geprüften aufenthaltsrechtlichen Voraus-

setzungen) und teilt dies der Auslandsvertretung mit, bei der der Ausländer seinen  

Antrag auf Erteilung des Aufenthaltstitels gestellt hat. Hat der Antragsteller ausnahms-

weise den Antrag direkt bei der Ausländerbehörde gestellt, so teilt die Ausländerbehör-

de dem Antragsteller direkt die Zustimmung mit.  

 

Beschäftigungstatbestände, zu denen die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 

nicht erforderlich ist, sind in der BeschV ausdrücklich geregelt.  

 Beschäftigung nur mit Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 1.4.4.2

Ist für die Erteilung des Aufenthaltstitels die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 

erforderlich, so holt die Antragsbehörde diese Zustimmung ein (internes Verfahren).  

 

Die Bundesagentur für Arbeit erteilt die Zustimmung, wenn die Voraussetzungen hier-

für erfüllt sind. 
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Die Zulassung von ausländischen Beschäftigten zum deutschen Arbeitsmarkt ist in 

§ 18 Abs. 1 AufenthG geregelt. Sie orientiert sich an den Erfordernissen des Wirt-

schaftsstandorts Deutschland unter Berücksichtigung der Verhältnisse auf dem  

Arbeitsmarkt und dem Erfordernis, die Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen; dies 

konkretisiert § 39 AufenthG mit der sogenannten Arbeitsmarkt- und Vorrangprüfung. 

 

Seit 01. Mai 2011 ist die Zuständigkeit der Bundesagentur für Arbeit für die Zustim-

mung zur Beschäftigung eines Ausländers zweigeteilt. Die neu errichteten Arbeitser-

laubnisteams (AE-Teams) bei der Zentralen Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) sind 

für die Rechtsprüfung im Erlaubnisverfahren zuständig. Sie prüfen, ob die beantragte 

Beschäftigung überhaupt zustimmungsfähig ist und ob die rechtlichen Voraussetzun-

gen für eine Zustimmung der Bundesagentur vorliegen. Ist dies der Fall, gibt die ZAV 

den Antrag weiter an die am künftigen Beschäftigungsort zuständige Arbeitsagentur, 

die dann die ggf. erforderliche Arbeitsmarkt- und Vorrangprüfung und die Prüfung der 

Arbeitsbedingungen vornimmt. 

 

Die Antragsbehörde gibt die Unterlagen zur Prüfung an die zuständige ZAV (AE-

Team), die wiederum – soweit erforderlich – die zuständige Arbeitsagentur einschaltet. 

 

Es gibt sechs AE-Teams, die sich Deutschland „aufteilen“. Weitere Hinweise dazu, 

siehe unter www.arbeitsagentur.de oder www.zav.de.  

Anmerkung 

Die örtliche Zuständigkeit der AE-Teams bei der ZAV ist in etwa wie folgt gegliedert: 

 

- ZAV München: AE-Team 315 (zuständig für Bayern) 

- ZAV Bonn: AE-Team 326 (zuständig für die Amtsbezirke Landau bis Krefeld) 

- ZAV Frankfurt / Main: AE-Team 316 (zuständig für Hessen) 

- ZAV Duisburg: Team 325 (zuständig für die ostdeutschen Bundesländer 

sowie die Amtsbezirke Hamburg und nördlicher), Team 323 (zuständig für die 

Amtsbezirke im Nordwesten Deutschlands), Team 324 (zuständig für Baden- 

Württemberg).  

Anmerkung 

Bei einigen Tatbeständen läuft das Antragsverfahren für die Zustimmung der Bunde-

sagentur für Arbeit zentral. Es ist dann nicht – abhängig vom Beschäftigungsort – das 

entsprechende AE-Team zuständig, sondern die Sonderzuständigkeit der Z AV gege-

ben (z. B. für Personalaustausch gemäß § 10 Abs. 1 BeschV, für Beschäftigungen im 

Rahmen von Werkvertragsarbeitnehmerabkommen gemäß § 29 Abs. 1 BeschV). Be-

schäftigungstatbestände, die eine Vermittlung durch die Bundesagentur für Arbeit vo-

raussetzen (z. B. Praktika im Rahmen von internationalen Austauschprogrammen ge-

mäß § 15 Nr. 3 BeschV) erfordern ebenso nicht (zusätzlich) die Zustimmung der ZAV. 
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Die ZAV nimmt, sobald ihr der Antrag vorliegt und sie noch weitere Informationen oder 

Unterlagen benötigt, direkten Kontakt zum deutschen Arbeitgeberunternehmen auf. Sie 

arbeitet nur mit dem Arbeitgeber zusammen, nicht mit dem Antragsteller. Der Arbeitge-

ber hat gegenüber der Bundesagentur die erforderlichen Angaben (Stellenbeschrei-

bung, Vermittlungsauftrag) zu machen. 

 

Seit 01. August 2012 ist als Maßnahme zur Verfahrensbeschleunigung die gesetzliche 

Zustimmungsfiktion (siehe § 36 Abs. 2 BeschV) eingeführt worden. Die Zustimmung 

gilt als erteilt, wenn die Bundesagentur für Arbeit nicht innerhalb von zwei Wochen 

nach der Übermittlung der Zustimmungsanfrage der zuständigen Stelle mitteilt, dass 

die übermittelten Informationen für die Entscheidung über die Zustimmung nicht aus-

reichen oder der Arbeitgeber die erforderlichen Auskünfte nicht oder nicht rechtzeitig 

erteilt hat. 

 

Des Weiteren kann der Arbeitgeber zur Beschleunigung des Verfahrens im Wege einer 

Vorabanfrage von der zuständigen Bundesagentur für Arbeit (AE-Team der ZAV) prü-

fen lassen, ob die Voraussetzungen für eine Zustimmung vorliegen; dies noch bevor 

die Ausländerbehörde eine Anfrage wegen Zustimmung an die ZAV sendet (siehe  

§ 36 Abs. 3 BeschV). Der Arbeitgeber kann die Vorabanfrage zur Zustimmung der 

Bundes-agentur für Arbeit zur Besetzung einer offenen Stelle mit einem Ausländer 

auch neutral, d. h. ohne konkrete Namensnennung oder Bezug auf eine bestimmte 

Person, stellen. Die daraufhin erteilte Zustimmung der ZAV kann dann innerhalb von 

sechs Monaten für einen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis verwendet werden. Nach 

Ablauf dieser Frist wird die Zustimmung hinfällig, d. h. es ist eine neue Zustimmung 

erforderlich, die dann entweder wieder vom Arbeitgeber im Wege der Vorabanfrage 

beantragt werden kann oder aber im Wege der Beantragung einer (konkreten) Aufent-

haltserlaubnis eingeholt wird.  

 

Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit (der ZAV) zur Beschäftigung  

(§§ 18, 39 AufenthG) setzt voraus, dass ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt  

§ 18 Abs. 5 AufenthG. Eine pauschale Zustimmung zur Beschäftigung in einem be-

stimmten Beruf oder Unternehmen ist nicht möglich. 

 

Dieses konkrete Arbeitsplatzangebot ist auch bei zustimmungsfreien Beschäftigungen 

sowie bei Beantragung einer Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte gemäß  

§ 19 AufenthG erforderlich, § 18 Abs. 5 i. V. m. Abs. 2 AufenthG. 

 

Die ZAV prüft, ob sie die Zustimmung zur beantragten Beschäftigung überhaupt ertei-

len kann, d. h. 

 

– ob eine der in der BeschV genannten Katalogbeschäftigungen beantragt ist; und 

– ob die Voraussetzungen der Beschäftigung im konkreten Falle auch vorliegen (Erfül-

lung der Tatbestandsmerkmale).  
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Sind diese Voraussetzungen gegeben, beauftragt die ZAV die Arbeitsagentur am künf-

tigen Beschäftigungsort mit  

 

– der Arbeitsmarkt- / Vorrangprüfung (§ 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 AufenthG) 

falls diese Prüfung erforderlich und nicht ausnahmsweise entbehrlich ist, sowie  

– der Prüfung der Gleichwertigkeit der wesentlichen Arbeitsbedingungen  

(§ 39 Abs. 2 Satz 1 Hs. 2 AufenthG). 

 

Die Arbeitsmarktprüfung gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG besteht aus zwei Teilen: 

 

– Globalen Arbeitsmarktprüfung, Nr. 1 lit. a): 

Die Beschäftigung des Ausländers darf hinsichtlich der Beschäftigungsstruktur, der 

Regionen und den Wirtschaftszweigen keine nachteiligen Auswirkungen auf den Ar-

beitsmarkt haben; ob nachteilige Auswirkungen vorliegen, beurteilt die zuständige 

Arbeitsagentur nach verschiedenen Parametern; die Beurteilung liegt grundsätzlich 

im Ermessen der Arbeitsagentur, außer bei bestimmten Fällen, in denen zurzeit 

bundesweit grundsätzlich (wegen Marktsättigung in diesem Bereich) keine Zustim-

mungen erteilt werden. Zurzeit sind dies neu einreisende Spezialitätenköche aus 

der Türkei und den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien sowie Weiterbil-

dungsmaßnahmen für Bauarbeiter. Liegen nachteilige Auswirkungen vor, kann die 

Zustimmung ohne Einzelfallprüfung (Nr. 1 lit. b)) versagt werden. 

– Einzelfallprüfung, Nr. 1 lit. b): 

Hier ist die eigentliche Vorrangprüfung angesiedelt. Bei der Arbeitsmarkt- und Vor-

rangprüfung kommt grundsätzlich deutschen potenziellen Arbeitnehmern / Stellen-

bewerbern bei der Besetzung einer freien Arbeitsstelle Vorrang vor ausländischen 

Antragstellern aus Drittstaaten zu; EU-Bürger haben ebenfalls Vorrang sowie sons-

tige Staatsbürger, die bereits einen Aufenthaltstitel haben und dem Arbeitsmarkt zur 

Verfügung stehen (d. h. in der Regel, weil sie arbeitslos und arbeitssuchend sind).  

 

Die Arbeitsagentur prüft, ob der konkret von dem ausländischen Antragsteller zu be-

setzende Arbeitsplatz nicht von einem bevorrechtigten Ausländer oder einem deut-

schen Arbeitnehmer zu besetzen ist.  

Anmerkung 

Zum Zweck der Einzelfallprüfung hat der zukünftige Arbeitgeber des ausländischen 

Antragstellers (Arbeitnehmers) eine Stellenbeschreibung / Stellenangebot bei der Ar-

beitsagentur abzugeben (gemeinsam mit den Antragsunterlagen für die Erteilung des 

Aufenthaltstitels oder aber später, wenn er direkt von der zuständigen Arbeitsagentur 

angeschrieben wird bzw. mit dieser in Kontakt tritt). Für diese Stellenbeschreibung ist 

ein spezielles Formular zu verwenden, das die Arbeitsagentur dem Arbeitgeber zu-

schickt, das aber auch im Internet als Download verfügbar ist.  

 

In der Praxis muss der Arbeitgeber gegenüber der für ihn zuständigen Arbeitsagentur 

nachweisen, dass er sich bereits erfolglos über einen angemessenen Zeitraum hinweg 
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bemüht hat, bevorrechtigte Arbeitnehmer für diesen Arbeitsplatz zu finden. Dieser 

Nachweis kann durch die Vorlage von bereits in Zeitungen etc. geschalteten Stellenan-

zeigen er folgen, oder aber durch einen Vermittlungsauftrag an die Arbeitsagentur. Die 

mit vorzulegende Stellenbeschreibung (Formularvordruck) gilt als Vermittlungsauftrag; 

d. h. die Arbeitsagentur bestimmt eine angemessene Ausschreibungsfrist für diese 

Stelle und schreibt sie aus. 

 

Die Länge (Angemessenheit) der Ausschreibungsfrist für die konkrete Arbeitsstelle 

bestimmt die Arbeitsagentur im eigenen Ermessen. Je enger die Stellenanzeige / Stel-

lenbeschreibung daher auf das Anforderungsprofil bzw. die konkrete Person des aus-

ländischen Antragstellers zugeschnitten ist – soweit dies im konkreten Fall möglich ist 

– desto kürzer und schneller wird möglicherweise die Suche der Arbeitsagentur und 

somit die Arbeitsmarkt- / Vorrangprüfung ausfallen. 

 

Die Arbeitsmarktprüfung ist nur bei erstmaliger und erneuter (Arbeitgeberwechsel) Be-

schäftigung, und soweit nicht gesetzlich von diesem Erfordernis abgesehen wird, 

durchzuführen. Bei Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses beim selben Arbeitgeber ist 

sie beispielsweise nicht erforderlich, wenn dieses Arbeitsverhältnis bereits mindestens 

ein Jahr bestanden hat und keine Änderungen erfolgen sollen. 

 

Die Arbeitsagentur prüft zudem, ob der ausländische Antragsteller zu Bedingungen 

beschäftigt werden soll, die nicht ungünstiger sind als bei vergleichbaren deutschen 

Arbeitnehmern. Um diese Prüfung vornehmen zu können, ist der Arbeitgeber verpflich-

tet, der Arbeitsagentur Auskünfte über das Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige 

wesentliche Arbeitsbedingungen zu erteilen, § 39 Abs. 1 Satz 3 AufenthG. 

 

Bei der Beantragung des Visums legt der Antragsteller den Arbeitsvertragsentwurf, 

oder ein Einladungsschreiben des künftigen deutschen Arbeitgebers vor, das die Ar-

beitsbedingungen und weitere Angaben über das Arbeitgeberunternehmen enthält. 

Aufgrund dieser Angaben kann die zuständige Arbeitsagentur festgestellt und das Ar-

beitgeberunternehmen identifiziert werden. Zu diesem Zweck ist grundsätzlich bereits 

bei Antragstellung das Formblatt Stellenbeschreibung vom Arbeitgeber (gemeinsam 

mit dem künftigen Arbeitnehmer) mit einzureichen. Der Arbeitgeber hat zudem zugleich 

einen Vermittlungsauftrag für die konkrete, nun von dem ausländischen Antragsteller 

zu besetzende Stelle an die Bundesagentur für Arbeit abzugeben, soweit dies nicht 

bereits zuvor erfolgt ist. 

 

Bei der Prüfung der Entgeltbedingungen geht die Arbeitsagentur, soweit ihr keine an-

deren Zahlen vorliegen, vom Tariflohn oder dem ortsüblichen Gehalt aus. 

Anmerkung 

Die Angaben zum Arbeitsverhältnis (Arbeitsbedingungen) werden vom künftigen Ar-

beitgeber regelmäßig in der Stellenbeschreibung gemacht, die Teil der Antragsunterla-
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gen ist bzw. im Laufe des Zustimmungsverfahrens zum Visum oder zur Aufenthaltser-

laubnis dem Arbeitgeber von der zuständigen Arbeitsagentur zugesandt wird. Die Ar-

beitsagentur kann vom künftigen Arbeitgeber im Laufe des Zustimmungsverfahrens 

jederzeit ergänzende Auskünfte anfordern. 

 

Mit dieser Prüfung der Arbeitsbedingungen soll Lohndumping verhindert werden. 

 

1.5 Die Beschäftigungstatbestände 

Die Ausländerbeschäftigung ist in den §§ 17 bis 20 AufenthG und der BeschV (i. V. m. 

§ 42 AufenthG) geregelt.  

 

Die Beschäftigungen, die aufgrund Regelung in der BeschV und in Verbindung mit der 

Ausgangsvorschrift der §§ 18, 19, 19a und § 39 AufenthG mit oder ohne Zustimmung 

der Bundesagentur für Arbeit auf dem deutschen Arbeitsmarkt zugelassen werden, 

sind wie folgt gegliedert: 

 

– Zuwanderung von Fachkräften: In den §§ 2 bis 9 BeschV; 

– Vorübergehende Beschäftigung: In den §§ 10 bis 15c BeschV; 

– Entsandte Arbeitnehmer / innen: In den §§ 16 bis 21 BeschV; 

– Besondere Berufsgruppen: In den §§ 22 bis 28 BeschV. 

– Beschäftigungen aufgrund Regelungen in internationalen Abkommen (§ 29 BeschV) 

und Beschäftigungsaufenthalte, die per gesetzlicher Definition keine Beschäftigung 

im Sinne des Aufenthaltsrechts sind (§ 30 BeschV). 

– Beschäftigung bei Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen 

Gründen sowie von Personen mit Duldung und Asylbewerbern: §§ 31 bis 33 Be-

schV. 

 

Daneben gibt es noch die Beschäftigung von Studierenden an deutschen Hochschulen 

(siehe § 16 AufenthG), Beschäftigungen in Form der betrieblichen Aus- und Weiterbil-

dung nach § 17 AufenthG und die Beschäftigung von Hochqualifizierten nach  

§ 19 AufenthG.  

 

Die Zulassung einer selbstständigen Erwerbstätigkeit ist in § 21 AufenthG geregelt. 

1.5.1 Beschäftigung von Arbeitnehmern 

 Zuwanderung von Fachkräften 1.5.1.1

In den §§ 2 bis 9 BeschV sind die Beschäftigungen gelistet, die von ausländischen 

Fachkräften ausgeübt werden, deren Arbeitsaufenthalt in Deutschland auf Dauer ange-

legt ist. Flankierend hierzu sind die Regelung zur Arbeitsmarktzulassung von Hochqua-
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lifizierten in § 19 AufenthG und die Regelungen zur Erteilung einer Blauen Karte EU 

nach § 19a AufenthG heranzuziehen. 

 

In fast allen Fällen der Zuwanderung von Fachkräften kann ein Aufenthaltstitel erteilt 

werden, ohne dass die Bundesagentur für Arbeit eingeschaltet wird. Folgende Be-

schäftigungen fallen hierunter: 

 

– Niederlassungserlaubnis an Hochqualifizierte, § 2 Abs. 1 Nr. 1 BeschV 

Hochqualifizierten kann nach § 19 AufenthG ohne Beteiligung der ZAV eine Nieder-

lassungserlaubnis erteilt werden, § 2 Abs. 1 Nr. 1 BeschV. 

– Inhaber einer Blauen Karte EU, § 2 Abs. 1 Nr. 2 BeschV i. V. m. § 19a AufenthG 

Seit 01. August 2012 kann die Blaue Karte EU ohne Zustimmung der ZAV an aus-

ländische Akademiker mit einem bestimmten Mindestjahresgehalt erteilt werden 

(§ 19a AufenthG, § 2 Abs. 1 Nr. 2 BeschV). 

- Erhält der ausländische Akademiker (Studium an einer ausländischen Hoch-

schule) ein Gehalt von mindestens zwei Drittel der jährlichen Beitragsbemes-

sungsgrenze in der allgemeinen (gesetzlichen) Rentenversicherung (im Jahr 

2015 sind dies 48.400,00 Euro) oder  

- übt ein ausländischer Akademiker (Studium an einer deutschen Hochschule) ei-

nen sog. Mangelberuf aus (Beruf der Gruppe 21, 221 und 25 nach der Empfeh-

lung der Kommission vom 29. Oktober 2009 über die Verwendung der Internati-

onalen Standardklassifikation der Berufe: Die sog. MINT-Berufe in den Berei-

chen Mathematik, Ingenieurwesen, Naturwissenschaften und Technik sowie 

Ärzte und IT-Fachkräfte) und erhält er ein Mindestgehalt von 52 Prozent der 

jährlichen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen (gesetzlichen) Ren-

tenversicherung (in 2015: 37.752,00 Euro p. a.), so ist für die Erteilung der Blau-

en Karte EU die Zustimmung der ZAV nicht erforderlich. 

– Fachkräfte mit inländischem Hochschulabschluss, § 2 Abs. 1 Nr. 3 BeschV 

Nach Umsetzung der europäischen Hochqualifizierten-Richtlinie in nationales Recht 

kann seit 01. August 2012 ausländischen Absolventen einer deutschen Hochschule 

eine Aufenthaltserlaubnis für eine der beruflichen Qualifikation angemessene Be-

schäftigung ohne Einschalten der ZAV erteilt werden; dies unabhängig vom Gehalt, 

insbesondere von einem Mindestgehalt, wie dies bei Erteilung der Blauen Karte EU 

gefordert wird. 

– Fachkräfte in sog. Mangelberufen (sog. MINT-Berufe in den Bereichen Mathematik, 

Ingenieurwesen, Naturwissenschaften und Technik sowie Ärzte und IT-Fachkräfte), 

§ 2 Abs. 2 BeschV. Ausländische Fachkräfte, die einen Mangelberuf (siehe oben), 

Beruf der Gruppe 21, 221 oder 25 nach der Empfehlung der Kommission vom 29. 

Oktober 2009 über die Verwendung der Internationalen Standardklassifikation der 

Berufe: Die sog. MINT-Berufe in den Bereichen Mathematik, Ingenieurwesen, Na-

turwissenschaften und Technik sowie Ärzte und IT-Fachkräfte) ausüben und ein 

Mindestgehalt von 52 Prozent der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze in der all-

gemeinen (gesetzlichen) Rentenversicherung (in 2015: 37.752,00 Euro p. a.), erhal-

ten, kann mit Zustimmung der ZAV eine Blaue Karte EU erteilt werden. Die ZAV 

führt dabei keine Arbeitsmarkt- und Vorrangprüfung durch. Allerdings müssen die 

wesentlichen Arbeitsbedingungen, insbesondere das Gehalt denen vergleichbarer 
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deutscher Arbeitnehmer entsprechen. Neben der ausländerrechtlichen Untergrenze 

für das Gehalt wird hier also die Höhe des Arbeitsentgelts im konkreten Fall auf Ba-

sis der Gleichbehandlung im Unternehmen geprüft.  

 

Derzeit ist für das Vorliegen einer „Fachkraft“ im Sinne dieser Vorschriften unbedingt 

ein Hochschulabschluss Voraussetzung.  

Anmerkung 

Soll beispielsweise eine Fachkraft für Informations- und Kommunikationstechnologie 

mit einem ausländischen Hochschulstudium in Deutschland angestellt werden, so kann 

eine Blaue Karte EU beantragt werden, wenn das Bruttojahresgehalt mindestens 

48.400,00 Euro in 2015 beträgt. Die ZAV wird nicht eingeschaltet, da ihre Zustimmung 

nicht erforderlich ist. Beträgt das Mindestgehalt lediglich 37.752,00 Euro brutto im Jahr, 

so ist für die Erteilung einer Blauen Karte EU die Zustimmung der ZAV erforderlich, die 

die Arbeitsbedingungen prüft. 

 

Soll ein ausländischer Informatiker mit einem deutschen Hochschulabschluss ange-

stellt werden, so wird er ohne Zustimmung der ZAV eine Blaue Karte EU bereits dann 

bekommen können, wenn sein Mindestgehalt 37.752,00 Euro p. a. beträgt. 

 

– Fachkräfte mit Hochschulabschluss, § 2 Abs. 3 BeschV 

Ausländern mit  

- einem anerkannten ausländischen Hochschulabschluss, 

- einem ausländischen Hochschulabschluss, der einem deutschen Hochschulab-

schluss vergleichbar ist,  

 

kann mit Zustimmung der ZAV eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer der beruf-

lichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt werden.  

 

Für die Klärung der Frage der Vergleichbarkeit eines ausländischen Hochschulab-

schlusses mit einem deutschen Hochschulabschluss ist auf die Bewertungsvorschläge 

der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bei der Kultusministerkonferenz 

abzustellen. Siehe Näheres dazu unter www.anabin.de. 

Anmerkung: 

Diese Regelung ist eine Art Auffangtatbestand für ausländische Akademiker. Hier prüft 

die ZAV sowohl den Arbeitsmarkt als auch die Arbeitsbedingungen.  

 

Wesentlich ist, dass die geplante Beschäftigung nicht irgendeine Beschäftigung sein 

darf, sondern der beruflichen Qualifikation entsprechen muss. So wird beispielsweise 
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ein Sozialpädagoge keine Zustimmung zur Beschäftigung als Controller in einem Fi-

nanzinstitut bekommen können. 

 

– Führungskräfte, § 3 BeschV 

- Führungskräften kann ein Aufenthaltstitel ohne Zustimmung der ZAV erteilt wer-

den. Dies sind Fälle von (ausländischen) Geschäftsführern einer deutschen 

GmbH (vgl. § 3 Nr. 2 BeschV) oder leitenden Angestellten, die aufgrund Prokura 

oder Generalvollmacht Befugnisse haben, die denen einer Geschäftsleitung 

gleichkommen. Diese Befugnisse muss der leitende Angestellte unabhängig von 

der Zustimmung einer Geschäftsleitung ausüben dürfen (vgl. § 3 Nr. 1 BeschV). 

Des Weiteren sind hierunter auch (ausländische) Gesellschafter einer oHG oder 

Mitglieder anderer Personengesamtheiten zu fassen, soweit sie zur Vertretung 

oder zur Geschäftsführung berufen sind (vgl. § 3 Nr. 3 BeschV). 

- Auch leitende Angestellte eines auch außerhalb Deutschlands tätigen Unter-

nehmens kann ohne Zustimmung der ZAV einen Aufenthaltstitel bekommen für 

eine Beschäftigung auf Vorstands-, Direktions- oder Geschäftsleitungsebene 

oder für eine Tätigkeit in sonstiger leitender Position, die für die Entwicklung des 

Unternehmens von entscheidender Bedeutung ist, § 3 Nr. 4 BeschV. In diesen 

Fällen wird in der Regel auch akzeptiert, wenn die betreffenden Antragsteller ei-

nen Arbeitsvertrag mit der ausländischen Gesellschaft haben und nicht direkt mit 

dem deutschen Unternehmen, für das sie tätig sind. Da die ZAV nicht einge-

schaltet wird, prüft lediglich die Ausländerbehörde, ob die entsprechenden Vo-

raussetzungen vorliegen. Dabei wird es hier vor allem auf die Vergütung an-

kommen, die ausreichen muss, um den Lebensunterhalt zu sichern. Bei Antrag-

stellung sind hier insbesondere Nachweise zur Stellung der Person (Geschäfts-

führer einer GmbH: Handelsregisterauszug; leitender Angestellter mit General-

vollmacht: Vollmachtsurkunde und Stellenbeschreibung bzw. Darstellung der 

Kompetenzen; leitender Angestellter nach § 3 Nr. 4 BeschV: Darstellung der 

Position, auf der er in Deutschland arbeiten wird, in der Regel wird dies eine 

konzernweite oder zumindest internationale Funktion innerhalb des Konzerns 

sein müssen). 

Anmerkung 

Schwierig ist in der Praxis häufig die Abgrenzung der zustimmungsfreien Tätigkeit ei-

nes leitenden Angestellten nach § 3 Nr. 4 BeschV von der Tätigkeit eines (sonstigen) 

leitenden Angestellten, für die gemäß § 4 Nr. 1 BeschV die Zustimmung der ZAV erfor-

derlich ist. Hier wird es bereits bei der Antragstellung wesentlich auf eine gute Begrün-

dung des Antrags sowie auf das Herausarbeiten der speziellen, für diese Stelle erfor-

derlichen Kenntnisse des Antragstellers und die Angabe der entsprechend hohen Ver-

gütung ankommen. Zustimmungsfreiheit bedeutet immer auch eine Zeitersparnis bei 

Beantragung eines Visums. 
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– Leitende Angestellte und Spezialisten, § 4 BeschV 

- Die Zustimmung der ZAV kann einem leitenden Angestellten und anderen Per-

sonen, die zur Ausübung ihrer Beschäftigung über besondere, vor allem unter-

nehmensspezifische Spezialkenntnisse eines in Deutschland ansässigen Unter-

nehmens verfügen (Spezialisten), für eine qualifizierte Beschäftigung in diesem 

Unternehmen erteilt werden. Die ZAV führt keine Arbeitsmarkt- und Vorrangprü-

fung durch, sondern prüft nur die Arbeitsbedingungen. Siehe dazu  

§ 4 Nr. 1 BeschV. 

- Die Arbeitsagentur prüft auch nur die Arbeitsbedingungen bei einem leitenden 

Angestellten für eine Beschäftigung in einem auf der Grundlage zwischenstaatli-

cher Vereinbarungen gegründeten deutsch-ausländischen Gemeinschaftsunter-

nehmen, vgl. § 4 Nr. 2 BeschV. 

Anmerkung 

Große Sorgfalt sollte bei den Spezialisten auf die Stellenbeschreibung verwendet wer-

den. Ein gesondertes Begleitschreiben des zukünftigen Arbeitgebers über die zu be-

setzende Stelle, den ausländischen Bewerber und dessen einzigartige Geeignetheit für 

diese zu besetzende Position ist zu empfehlen. In dem Schreiben ist im Detail und 

zielgerichtet darzulegen, worin das Besondere der zu besetzenden Stelle besteht (de-

taillierte Beschreibung der Stelle selbst, Anforderungsprofil mit Betonung der Bedeu-

tung von branchenspezifischen Kenntnissen und insbesondere Kenntnissen des An-

tragstellers, etc.) und warum nur der Antragsteller für die Besetzung dieser Stelle infra-

ge kommt. 

 

Diese Vorschrift wird sehr eng ausgelegt. Gedacht ist hier an die Fälle, in denen ein 

ausländischer Mitarbeiter, der für das deutsche Unternehmen bislang im Ausland ge-

arbeitet hat, nun mehr in Deutschland eingesetzt werden soll. 

 

Weitere Voraussetzung für die Zustimmung der ZAV für eine Beschäftigung als Spezia-

list in Deutschland ist, dass der ausländische Antragsteller bereits seit mindestens ei-

nem Jahr beim Arbeitgeber (in einem ausländischen Unternehmensteil des deutschen 

Arbeitgebers) oder bei einem ausländischen Konzernunternehmen im Ausland vorbe-

schäftigt war. Das Gehalt des Spezialisten muss wesentlich über dem eines Facharbei-

ters im entsprechenden Tätigkeitsbereich liegen. 

 

– Wissenschaft, Forschung und Entwicklung, § 5 BeschV 

- Ohne Zustimmung der ZAV kann eine Aufenthaltserlaubnis Mitarbeitern in Wis-

senschaft, Forschung und Entwicklung nach § 5 BeschV erteilt werden. 

 

– Ausbildungsberufe, § 6 BeschV 

- Haben Ausländer in Deutschland eine qualifizierte (d. h. mindestens zweijährige) 

Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 
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Ausbildungsberuf erworben, können sie mit Zustimmung der ZAV eine Beschäf-

tigung ausüben, die ihrer beruflichen Qualifikation entspricht, § 6 Abs. 1 BeschV.  

- Haben Ausländer im Ausland ihre Berufsqualifikation erworben (ausländische 

Nicht-Akademiker!), kann die Zustimmung der ZAV zur Ausübung einer ihrer be-

ruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung in einem staatlich aner-

kannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf erteilt werden, wenn die 

für die berufliche Anerkennung zuständige Stelle des Bundes oder der Länder 

die Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation mit einer deutschen qualifizierten Be-

rufsausbildung festgestellt hat und 

- diese Ausländer von der Bundesagentur für Arbeit auf Grund einer Absprache 

mit der Arbeitsverwaltung des Herkunftslandes des Ausländers vermittelt wor-

den sind, oder 

- die Bundesagentur für Arbeit für den entsprechenden Beruf oder Berufsgrup-

pe differenziert nach regionalen Besonderheiten festgestellt hat, dass die Be-

setzung der offenen Stellen mit ausländischen Bewerbern arbeitsmarkt- und 

integrationspolitisch verantwortbar ist. Siehe dazu § 6 Abs. 2 BeschV. 

Anmerkung 

Auch ausländische Fachkräfte ohne Hochschulabschluss können einen Aufenthaltstitel 

für eine Beschäftigung in Deutschland erwerben. Die Bundesagentur für Arbeit hat eine 

sogenannte Positivliste erstellt, in der die Berufsqualifikationen enthalten sind, für die 

ein Bedarf in Deutschland im Sinne von § 6 Abs. 2 BeschV besteht. Allerdings sind 

auch diejenigen Länder gelistet, deren Staatsangehörige keine Zulassung auf dem 

deutschen Arbeitsmarkt erhalten werden, da in diesen Herkunftsländer selbst eine 

Mangel an diesen Berufen herrscht, z. B. Indien im Bereich Krankenpflege. Die Positiv-

liste (oder „Whitelist“) ist über www.arbeitsagentur.de veröffentlicht. 

 

– Absolventen deutscher Auslandsschulen, § 7 BeschV 

Ohne Zustimmung der ZAV wird eine Aufenthaltserlaubnis erteilt an Absolventen 

deutscher Auslandsschulen  

- mit einem anerkannten ausländischen Hochschulabschluss oder einem auslän-

dischen Hochschulabschluss, der einem deutschen Hochschulabschluss ver-

gleichbar ist, (siehe hierzu www.anabin.de) zur Ausübung einer ihrer beruflichen 

Qualifikation entsprechenden Beschäftigung, § 7 Nr. 1 BeschV;  

- zur Ausübung einer Beschäftigung in einem staatlich anerkannten oder ver-

gleichbar geregelten Ausbildungsberuf, wenn die zuständige Stelle die Gleich-

wertigkeit der Berufsqualifikation mit einer deutschen qualifizierten Berufsausbil-

dung festgestellt hat, § 7 Nr. 2 BeschV; siehe hierzu auch § 8 BeschV; 

- zum Zweck einer qualifizierten betrieblichen Ausbildung in einem staatlich aner-

kannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf, § 7 Nr. 3 BeschV. 

 

– Praktische Tätigkeiten als Voraussetzung für die Anerkennung ausländischer 

Berufsqualifikationen, § 8 BeschV 
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- Ist für eine qualifizierte Beschäftigung (das ist eine Beschäftigung, die eine min-

destens zweijährige Berufsausbildung voraussetzt)  

- die Feststellung der Gleichwertigkeit eines im Ausland erworbenen Berufsab-

schlusses im Sinne von § 6 Abs. 2 BeschV erforderlich, oder  

- in einem in Deutschland reglementierten Beruf die Befugnis zur Berufsausübung 

notwendig 

 

Und ist hierfür eine vorherige befristete praktische Tätigkeit in Deutschland erforderlich, 

kann eine Aufenthaltserlaubnis mit Zustimmung der ZAV erteilt werden, allerdings nur 

für die Ausübung einer befristeten Beschäftigung. Eine Arbeitsmarkt- und Vorrangprü-

fung führt die ZAV nicht durch; sie prüft nur die Arbeitsbedingungen. 

 

– Beschäftigung bei Vorbeschäftigungszeiten oder längeren Voraufenthalten,  

§ 9 BeschV 

Ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit kann ein Aufenthaltstitel zur Aus-

übung einer Beschäftigung Ausländern erteilt werden, die eine Blaue Karte EU oder 

eine Aufenthaltserlaubnis besitzen und 

- zwei Jahre rechtmäßig (also mit Aufenthaltstitel) eine versicherungspflichtige 

Beschäftigung in Deutschland ausgeübt haben, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BeschV: Die 

Ausübung von sog. Minijobs reicht hierbei nicht, auch wenn diese im Rahmen 

einer rechtmäßigen Aufenthalts z. B. von ausländischen Studierenden an einer 

deutschen Hochschule ausgeübt worden sind; 
- sich seit drei Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer Aufent-

haltsgestattung in Deutschland aufhalten; Unterbrechungszeiten werden ent-
sprechend § 51 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG berücksichtigt. 

 

Auf die zwei Jahre Aufenthalt im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BeschV werden nicht die-

jenigen Zeiten von Beschäftigungen angerechnet, die vor dem Zeitpunkt liegen, an 

dem der Ausländer unter Aufgabe seines gewöhnlichen Aufenthalts ausgereist war. 

Ebenso nicht angerechnet werden Zeiten einer nach dem AufenthG oder der BeschV 

zeitlich begrenzten Beschäftigung oder Zeiten einer Beschäftigung, für die der Auslän-

der auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung von der Zustimmungspflicht der 

Bundesagentur für Arbeit befreit war. Siehe hierzu § 9 Abs. 2 BeschV.  

 

Auf die drei Jahre Aufenthalt im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 2 BeschV werden Zeiten ei-

nes Aufenthalts zu Studienzwecken (§ 16 AufenthG) nur zur Hälfte und nur bis zu zwei 

Jahre angerechnet. Zeiten einer Beschäftigung, die nach dem AufenthG oder der Be-

schV zeitlich begrenzt ist, werden auf die Aufenthaltszeit angerechnet, wenn dem Aus-

länder ein Aufenthaltstitel für einen anderen Zweck als den der Beschäftigung erteilt 

wird, siehe § 9 Abs. 3 BeschV. 

 Vorübergehende Beschäftigung  1.5.1.2

In den §§ 10 bis 15c BeschV sind Beschäftigungstatbestände geregelt, die auf einen 

lediglich vorübergehenden Aufenthalt eines ausländischen Arbeitnehmers zur Beschäf-

tigung in einem deutschen Unternehmen abzielen. Hier wird häufig entweder auf die 
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Zustimmung der ZAV verzichtet oder aber zumindest auf die Durchführung der Ar-

beitsmarkt- und Vorrangprüfung. 

 

Diese vorübergehenden Beschäftigungsaufenthalte sind: 

 

– internationaler Personalaustausch, Auslandsprojekte § 10 BeschV 

Hier ist zwar die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit (Sonderzuständigkeit 

der ZAV) erforderlich. Eine Arbeitsmarkt- / Vorrangprüfung findet aber nicht statt. 

 

Es sind zwei Fälle von internationalem Personalaustausch zu unterscheiden, der „nor-

male“ Austausch (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 BeschV) und der Austausch im Zusammenhang 

mit einem Auslandsprojekt (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 BeschV): 

 

Im Rahmen eines internationalen Personalaustausches (Intra-Company Transfer) ge-

mäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 BeschV ist es möglich, unter erleichterten Voraussetzungen 

(ohne Arbeitsmarkt- / Vorrangprüfung, somit schneller) qualifiziertes Personal für bis zu 

drei Jahren innerhalb eines international tätigen Konzerns auszutauschen. Vorausset-

zung ist zum einen, dass es sich um qualifizierte Fachkräfte (nicht zwingend Akademi-

ker) handelt, und zum anderen, dass an die Stelle des ausländischen Mitarbeiters, der 

nun bei einem deutschen Konzernunternehmen eingesetzt werden soll, ein Mitarbeiter 

dieses deutschen Unternehmens zu einem ausländischen Konzernunternehmen für 

denselben Zeitraum entsandt wird. Der Einsatz des ausländischen Mitarbeiters verhält 

sich in Bezug auf die zu besetzende Stelle sozusagen neutral. Der Austausch muss 

nicht zwischen denselben Konzernunternehmen stattfinden. 

Anmerkung 

Für die Beantragung der Aufenthaltserlaubnis sind hier wesentlich geringere Anforde-

rungen zu erfüllen. Das deutsche Unternehmen, bei dem der ausländische Mitarbeiter 

eingesetzt werden soll, hat zwei Formvordrucke auszufüllen und bei der ZAV einzu-

reichen. Die beiden erforderlichen Formulare – die Stellenbeschreibung für Aufent-

haltstitel zur Beschäftigung (Personalaustausch) und die Entsendungsliste – können im 

Internet heruntergeladen werden unter www.arbeitsagentur.de (Formulare / Formulare 

für Unternehmen / Internationaler Arbeitsmarkt). 

 

– Mit Zustimmung der ZAV können für bis zu drei Jahre auch im Ausland beschäftigte 

Mitarbeiter eines international tätigen Konzerns oder Unternehmens im deutschen 

Konzern- oder Unternehmensteil beschäftigt werden, wenn  

(§ 10 Abs. 1 Nr. 2 BeschV) 

- die Tätigkeit in Deutschland zur Vorbereitung von Auslandsprojekten unabding-

bar erforderlich ist, 

- der Mitarbeiter bei der Durchführung des Projekts im Ausland tätig wird und  

- über eine mit deutschen Facharbeitern vergleichbare Qualifikation und darüber 

hinaus  
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- über besondere, vor allem unternehmensspezifische Spezialkenntnisse verfügt.  

 

Voraussetzung ist, dass der ausländische Arbeitgeber des betreffenden ausländischen 

Mitarbeiters der Auftraggeber des Projektes ist. Auftragnehmer ist ein deutsches Un-

ternehmen. 

 

Allerdings ist nicht unbedingt erforderlich, dass der ausländische Mitarbeiter während 

des Beschäftigungsaufenthaltes im deutschen Unternehmen, Arbeitnehmer des aus-

ländischen Auftraggeberunternehmens bleibt (Arbeitsvertrag mit ausländischem Ar-

beitgeber). Möglich ist auch, dass der ausländische Mitarbeiter während des Einsatzes 

in Deutschland ein Arbeitsverhältnis (vorübergehend) mit dem deutschen Auftragneh-

merunternehmen eingeht, wenn der Auftrag eine entsprechende Verpflichtung für den 

Auftragnehmer enthält und zudem die Beschäftigung des ausländischen Mitarbeiters 

beim deutschen Auftragnehmer für die spätere Tätigkeit im Rahmen des fertig gestell-

ten Projektes notwendig ist. Dies gilt auch, wenn der Auftragnehmer keine Zweigstelle 

oder Betrieb im Ausland hat. Siehe hierzu § 10 Abs. 2 BeschV).  

 

– Sprachlehrer (Konsulatssprachlehrer), § 11 Abs. 1 BeschV 

Ein Aufenthaltstitel zur Erteilung von muttersprachlichen Unterricht darf für höchs-

tens fünf Jahre erteilt werden. Die ZAV führt keine Arbeitsmarkt- / Vorrangprüfung 

durch. Nach Ablauf eines Aufenthaltstitels für Sprachlehrer darf eine erneute Be-

schäftigung erst wieder nach drei Jahren nach Ablauf dieses Titels erteilt werden 

(§ 11 Abs. 3 BeschV). 

 

– Spezialitätenköche, § 11 Abs. 2 BeschV 

Spezialitätenköchen darf ein Aufenthaltstitel für die Ausübung einer Vollzeittätigkeit 

in Spezialitätenrestaurants mit einer Geltungsdauer von bis zu vier Jahren erteilt 

werden. Nach Ablauf des Titels ist eine Sperre von drei Jahren vorgesehen,  

§ 11 Abs. 3 BeschV 

 

– Au-pair-Beschäftigung, § 12 BeschV 

Au-pairs müssen Grundkenntnisse der deutschen Sprache haben, unter 27 Jahre alt 

sein und in einer Familie, in der Deutsch als Muttersprache gesprochen wird, be-

schäftigt werden. Ein Au-pair-Aufenthalt ist bis zu einem Jahr möglich. Wird in der 

Familie Deutsch als Familiensprache gesprochen, kann ein Aufenthaltstitel erteilt 

werden, wenn das Au-pair nicht aus einem Heimatland der Gasteltern kommt.  

 

Eine Arbeitsmarkt- und Vorrangprüfung wird nicht durchgeführt.  

 

– Hausangestellte von nach Deutschland Entsandten, § 13 BeschV 

Dies betrifft Hausangestellte, die mit ihren Arbeitgebern, bei denen sie schon min-

destens ein Jahr im Ausland zur Betreuung eines Kindes unter 16 Jahren oder eines 

pflegebedürftigen Haushaltsmitglieds beschäftigt gewesen sein mussten, vorüber-

gehend nach Deutschland mitkommen. Ihre Arbeitgeber sind vom Ausland nach 

Deutschland entsandt worden und kehren nach gewisser Zeit wieder zurück. Den 

Hausangestellten kann ein Aufenthaltstitel für die Zeit des Aufenthalts ihres Arbeit-
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gebers in Deutschland erteilt werden, längstens aber für fünf Jahre. Eine Arbeits-

markt- und Vorrangprüfung wird nicht durchgeführt. 

 

– sonstige Beschäftigungen, § 14 BeschV 

Ein Aufenthaltstitel ohne Zustimmung der ZAV ist möglich bei vorübergehenden 

Aufenthalten von Personen, die im Rahmen eines gesetzlich geregelten oder auf ei-

nem Programm der Europäischen Union beruhenden Freiwilligendienstes in 

Deutschland beschäftigt werden (§ 14 Abs. 1 Nr. 1 BeschV).  

 

Dies gilt auch für vorwiegend aus karitativen oder religiösen Gründen Beschäftigte 

(§ 14 Abs. 1 Nr. 2 BeschV).  

 

Von praktischer Bedeutung sind hier die Ferienbeschäftigungen (§ 14 Abs. 2 BeschV). 

Dies betrifft Schüler oder Studierende an ausländischen Hoch- oder Fachschulen (zwi-

schen 18 bis 35 Jahre alt), die zur Ausübung einer Ferienbeschäftigung von bis zu drei 

Monaten innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten nach Deutschland kommen. 

Sie müssen von der Zentralstelle für Arbeits- und Fachvermittlung (ZAV) – Studenten-

vermittlung vermittelt worden sein. Voraussetzung ist, dass die Schüler / Studenten gut 

deutsch sprechen können. Es ist auch eine namentliche Anforderung eines bestimm-

ten, dem deutschen Arbeitgeber bereits bekannten Schülers / Studenten möglich. 

 

– Praktika zu Weiterbildungszwecken, § 15 BeschV 

Ohne Zustimmung der ZAV können Aufenthaltstitel für folgende Praktika erteilt wer-

den: 

- Für ein Praktikum von ausländischen Schülern oder Studenten einer deutschen 

Schule bzw. Hochschule (für dieses Studium haben diese Schüler / Studenten 

bereits einen Aufenthaltstitel), das vorgeschriebener Bestandteil der Ausbildung 

ist (Pflichtpraktikum gemäß Studienplan) oder zur Erreichung des Ausbildungs-

zieles nachweislich erforderlich ist, § 15 Nr. 1 BeschV. 

- Für ein Praktikum im Rahmen eines von der Europäischen Union oder der bila-

teralen Entwicklungszusammenarbeit finanziell geförderten Programms  

(§ 15 Nr. 2 BeschV). 

- Für Praktika mit einer Dauer bis zu einem Jahr im Rahmen eines internationalen 

Austauschprogramms von Verbänden, öffentlich-rechtlichen Einrichtungen oder 

studentischen Organisationen an Studierende oder Absolventen ausländischer 

Hochschulen im Einvernehmen mit der Bundesagentur für Arbeit,  

§ 15 Nr. 3 BeschV. 

- Für Praktika an Fach- und Führungskräfte, die ein Stipendium aus öffentlichen 

deutschen Mitteln, Mitteln der Europäischen Union oder Mitteln internationaler 

zwischenstaatlicher Organisationen erhalten (§ 15 Nr. 4 BeschV). 

- Für Praktika mit einer Dauer von bis zu einem Jahr während eines Studiums an 

einer ausländischen Hochschule, das nach dem viertem Semester studienfach-

bezogen im Einvernehmen mit der Bundesagentur für Arbeit ausgeübt wird  

§ 15 Nr. 5 BeschV. 

- Saisonbeschäftigungen in der Land- und Forstwirtschaft, im Hotel- und Gaststät-

tengewerbe, § 15a BeschV 
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- Schaustellergehilfen, § 15b BeschV 

Hier ist ein Aufenthaltstitel für bis zu insgesamt neun Monaten im Kalenderjahr 

möglich. Eine Vermittlung und Auswahl des Schaustellergehilfen aufgrund einer 

Absprache der Bundesagentur für Arbeit mit der Arbeitsverwaltung des Her-

kunftslandes des ausländischen Gehilfen ist erforderlich. 

- Haushaltshilfen, § 15c BeschV 

Haushaltshilfen in Vollzeitbeschäftigung in Haushalten mit Pflegebedürftigen im 

Sinne von SGB XI können für bis zu drei Jahren einen Aufenthaltstitel bekom-

men für hauswirtschaftliche Arbeiten und notwendige pflegerische Alltagshilfen. 

Eine Auswahl und Vermittlung der Haushaltshilfe aufgrund einer Absprache der 

Bundesagentur für Arbeit mit der Arbeitsverwaltung des Herkunftslandes der 

ausländischen Haushaltshilfe ist Voraussetzung. Innerhalb der drei Jahre ist ein 

Arbeitgeberwechsel möglich, allerdings ist hierfür Mitteilung an die den Aufent-

haltstitel ausstellende Behörde erforderlich bzw. Neubeantragung des Aufent-

haltstitels. Nach erfolgter Ausreise kann eine Haushaltshilfe erst dann wieder ei-

nen Aufenthaltstitel beantragen, wenn sie nach der Ausreise mindestens so lan-

ge im Ausland war, wie sie zuvor in Deutschland beschäftigt war. 

 Entsandte Arbeitnehmer 1.5.1.3

In den §§ 16 bis 21 BeschV sind Tätigkeiten geregelt, die aus dem Ausland nach 

Deutschland auf der Grundlage ihres Arbeitsvertrages mit einem ausländischen Arbeit-

geber entsandte Mitarbeiter ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit (der ZAV) 

ausüben dürfen. In diesen Fällen wird davon ausgegangen, dass sich wegen der Ei-

genart der Tätigkeiten im Allgemeinen keine nachteiligen Auswirkungen auf den Ar-

beitsmarkt und die Beschäftigungsmöglichkeit für bevorrechtigte Arbeitsuchende erge-

ben. Die Zustimmung der Bundesagentur ist daher entbehrlich. Die Ausländerbehörde 

prüft nur die aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen. 

 

Folgende entsandte Arbeitnehmer / innen können für eine Tätigkeit in Deutschland 

einen Aufenthaltstitel erhalten: 

 

– Geschäftsreisende, § 16 BeschV 

Dies sind zum einen Personen, die bei einem deutschen Arbeitgeber angestellt, 

aber im kaufmännischen Bereich im Ausland beschäftigt sind und sich nur vorüber-

gehend in Deutschland aufhalten (insgesamt nicht länger als drei Monate innerhalb 

eines Zeitraums von 12 Monaten), wobei sie ihren ausländischen gewöhnlichen 

Aufenthalt beibehalten, § 16 Nr. 1 BeschV. 

Eine sehr große Gruppe stellen die ausländischen Geschäftsreisenden dar, also 

Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland, die bei einem ausländischen 

Arbeitgeber angestellt sind und für bis zu drei Monate innerhalb eines Zwölf-Monats-

Zeitraums in Deutschland für ihren Arbeitgeber Besprechungen oder Verhandlungen 

führen, Vertragsangebote erstellen, Verträge schließen oder die Durchführung eines 

Vertrages überwachen. 

Im konkreten Einzelfall kann die Abgrenzung dieser zustimmungsfreien Tätigkeiten 

zu anzeige- oder zustimmungspflichtigen Tätigkeiten sehr schwierig sein, so z. B. 
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bei Einreise und kurzem Aufenthalt von ausländischen Mitarbeitern einer ausländi-

schen Muttergesellschaft in Deutschland, um hier die neu erworbene deutsche 

Tochtergesellschaft und deren Produktpalette kennenzulernen. Bei diesen Kennen-

lern-Aufenthalten wird mitunter auch gearbeitet (z. B. programmiert). 

Anmerkung 

Für Geschäftsreisetätigkeiten kann ein Schengen Visum beantragt werden. Wichtig ist, 

im Visumsantrag die Tätigkeit, für die das Visum beantragt wird, richtig zu benennen. 

Die Einstufung der Tätigkeit nimmt die zuständige deutsche Auslandsvertretung vor, 

die hier ein Ermessen hat. Liegt nach Ansicht der Auslandsvertretung in der beantrag-

ten Tätigkeit eine Tätigkeit, für die ein Schengen Visum (Geschäftsreisevisum) erteilt 

werden kann, so wird sie ein entsprechendes Visum erteilen. Liegt hingegen keine sol-

che Tätigkeit vor, wird der Visumsantrag abgelehnt. Der Antragsteller muss dann ein 

nationales Visum beantragen. In diesem Fall ist dann die Ausländerbehörde in 

Deutschland zu beteiligen, die die Zustimmung erteilt, wenn die aufenthaltsrechtlichen 

Voraussetzungen vorliegen. Sollte die Tätigkeit den zeitlichen Rahmen von drei Mona-

ten überschreiten, so wird die ZAV eingeschaltet werden (müssen), die dann prüft, ob 

ein Beschäftigungstatbestand der BeschV vorliegt. 

 

Eine dritte Gruppe sind die Geschäftsreisenden, die für ihren ausländischen Arbeitge-

ber in Deutschland einen Unternehmensteil gründen, überwachen oder steuern. Auch 

für sie gilt, dass der gewöhnliche Aufenthalt im Ausland beibehalten wird und der Auf-

enthalt nur bis zu drei Monate in zwölf Monaten sein darf, § 16 Nr. 3 BeschV. 

 

– betriebliche Weiterbildung (konzerninterne Trainees), § 17 BeschV 

- Ausländische Fachkräfte eines international tätigen Konzerns oder Unterneh-

mens können zu einer betrieblichen Weiterbildung (Qualifikationen) in den deut-

schen Konzern- oder Unternehmensteil tätig werden, wenn diese Weiterbil-

dungsmaßnahme nicht länger als drei Monate innerhalb eines Zeitraums von 

zwölf Monaten dauert. 

Für eine länger dauernde Schulung etc. kommt der die betriebliche Weiterbil-

dung unter den Voraussetzungen des § 17 AufenthG in Betracht. Hier ist dann 

die Zustimmung der Bundesagentur erforderlich.  

Steht nicht die Weiterbildung, sondern die Beschäftigung im Inland im Vorder-

grund, so kann eine Zulassung über den internationalen Personalaustausch 

gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 BeschV in Betracht kommen. 

Der ausländische Mitarbeiter muss beim ausländischen Konzernteil oder -unter-

nehmen angestellt sein. Ein ausländischer Mitarbeiter ist dann eine Fachkraft im 

Sinne des § 17 BeschV, wenn er über eine bereits abgeschlossene (schulische 

oder duale) Berufsausbildung verfügt. Als solche wird eine mindestens zweijäh-

rige, in der Regel aber dreijährige betriebliche oder schulische Berufsausbildung 

oder ein abgeschlossenes Hochschulstudium akzeptiert. Alternativ wird auch ei-

ne mindestens sechsjährige einschlägige Berufserfahrung anerkannt. Die ent-
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sprechenden Unterlagen (Abschlusszeugnisse, Arbeitszeugnisse) sind bei Be-

antragung des Visums vorzulegen.  

 

Bei Antragstellung für das Visum ist unter anderem ein Weiterbildungsplan vorzulegen, 

der die praktischen und theoretischen Bildungsinhalte fachlich und zeitlich gegliedert 

darstellt. Ein Verantwortlicher für den Weiterzubildenden ist für jeden Bildungsabschnitt 

zu benennen. Die Arbeitsbedingungen der Beschäftigung des Weiterzubildenden müs-

sen den Arbeitsbedingungen vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer entsprechen. Da-

bei wird von der Vergleichbarkeit ausgegangen, wenn der Eingangslohn der entspre-

chenden Berufsgruppe gezahlt wird. Grundsätzlich entsteht bei Aufnahme der betrieb-

lichen Weiterbildung ein Arbeitsverhältnis mit dem deutschen Arbeitgeber, bei dem die 

Weiterbildung erfolgt. 

Anmerkung 

In der Praxis wird als ausreichend angesehen, wenn der ausländische Mitarbeiter wäh-

rend der Weiterbildung zusätzlich zu seiner ausländischen Arbeitsvergütung vom deut-

schen Unternehmen lediglich Unterbringungs- und Lebenshaltungskosten in Höhe des 

jeweiligen Regelsatzes für Arbeitslosengeld-II-Empfänger erhält. Ein Arbeitsvertrag mit 

dem deutschen Arbeitgeber ist nicht erforderlich. 

 

– Journalistinnen und Journalisten, § 18 BeschV 

Diese Journalisten müssen bei einem ausländischen Arbeitgeber angestellt sein. 

Sie können sich mit einer Aufenthaltserlaubnis in Deutschland aufhalten und arbei-

ten, wenn ihre Tätigkeit vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung an-

erkannt ist, § 18 Nr. 1 BeschV. Bis zu drei Monate innerhalb eines Zeitraums von 

zwölf Monaten können sie in Deutschland journalistisch tätig werden, wenn sie ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland beibehalten, § 18 Nr. 2 BeschV.  

 

– Werklieferungsverträge, § 19 BeschV 

Ausländische Arbeitnehmer, die nach Deutschland entsandt werden, um hier bei ei-

nem deutschen Unternehmen bestimmte Tätigkeiten auszuführen, zu denen sich ihr 

(ausländischer) Arbeitgeber im Rahmen eines Werk(liefer)vertrags verpflichtet hat, 

können dies entweder nur für kürzere Zeit (bis zu drei Monate innerhalb von zwölf 

Monaten) machen oder aber für einen längeren Zeitraum.  

Für kurzfristige Aufenthalte reicht in der Regel ein Schengen Visum. Die Bunde-

sagentur ist nicht einzuschalten; sie muss „nur“ informiert werden durch eine Anzei-

ge des deutschen Unternehmens (vgl. § 19 Abs. 1 BeschV).  

Für die längerfristigen Aufenthalte ist „ganz normal“ ein nationales Visum und dann 

eine Aufenthaltserlaubnis zu beantragen. Hier muss zwar die Bundesagentur für Ar-

beit zustimmen; sie führt allerdings keine Arbeitsmarkt- und Vorrangprüfung durch 

(vgl. § 19 Abs. 2 BeschV). 
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Die Fälle des § 19 BeschV sind solche, in denen beispielsweise eine gewerbliche An-

lage (Maschine) oder aber auch ein EDV-Programm von einem ausländischen Auf-

tragnehmer (dieser muss Hersteller dieser Anlage / Maschine etc. sein) an den deut-

schen Auftraggeber geliefert wird. Diese Anlage muss eine eigenständige, in sich ge-

schlossene funktionsfähige bzw. verwendungsfertige technische Einheit darstellen; 

ansonsten kommt dieser Beschäftigungstatbestand nicht in Betracht. Liegt ein nicht 

selbstständig verwendbarer Bestandteil einer größeren Einheit vor, verbleibt es bei den 

übrigen Tatbeständen der BeschV. In den meisten Fällen kann eine Aufenthaltserlaub-

nis in diesen Fällen nur erteilt werden, wenn diese auf ein Werkvertragsabkommen 

„zurückzuführen“ ist, also ein Fall des § 29 Abs. 1 BeschV vorliegt. Das Werkvertrags-

abkommen muss zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Entsendestaat 

des ausländischen Arbeitnehmers bestehen. 

 

Zu beachten ist, dass von einem kurzfristigen Aufenthalt dann auszugehen sein wird, 

wenn und solange dieser Zeitraum als ausreichend erachtet wird für die Erbringung der 

Werk- / Dienstleistung in Deutschland. Ist von vornherein absehbar oder zu erwarten, 

dass die Tätigkeiten länger dauern werden oder können, so ist sofort ein nationales 

Visum nach § 19 Abs. 2 BeschV für einen längeren Aufenthalt zu beantragen. Zeigt 

sich im Laufe der Zeit, dass der veranschlagte kurzfristige Aufenthalt nicht reichen 

wird, so muss ab diesem Zeitpunkt und rechtzeitig vor Ablauf der drei Monate ein nati-

onales Visum beantragt werden. 

 

Bei einer kurzfristigen Entsendung hat der deutsche Auftraggeber, bei dem die auslän-

dischen Arbeitnehmer tätig sein werden, – vor Erteilung des Visums – diese geplante 

Tätigkeit ausländischer Arbeitnehmer in seinem Betrieb der dafür zuständigen ZAV in 

Stuttgart formell anzuzeigen. Diese Anzeige hat auf einem speziellen Formular zu er-

folgen und dient der Kontrolle der verschiedenen Behörden im Rahmen der Schwarz-

arbeitsbekämpfung (gemäß dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz). Das entspre-

chende Formular (Anzeige – Montage / Demontage maschineller Anlagen / EDV-

Programme) kann im Internet heruntergeladen werden unter www.arbeitsagentur.de 

(Formulare / Formulare für Unternehmen / Internationaler Arbeitsmarkt).  

 

Die Arbeitsagentur bestätigt dem deutschen Auftraggeber den Eingang der Anzeige. 

Diese Bestätigung ist bei Visabeantragung vom Antragsteller vorzulegen. 

 

Die kurzfristige Entsendung von ausländischen Arbeitnehmern nach  

§ 19 Abs. 1 BeschV kommt auch in Betracht bei Abnahme und Einweisung in die Be-

dienung von erworbenen Maschinen, Anlagen etc., bei Demontage von gebrauchten 

Anlagen zum Zweck des Wiederaufbaus im Sitzstaat des Arbeitgebers der ausländi-

schen Arbeitnehmer, um Messestände auf- und abzubauen und zu betreuen und auch 

um Betriebslehrgänge im Rahmen von Export lieferungs- und Lizenzverträgen zu ab-

solvieren. Siehe hierzu § 19 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 BeschV.  

 

Nur in den Fällen der Demontage zum Zweck des Wiederaufbaus (Nr. 2) ist eine An-

zeige des deutschen Unternehmens, bei dem die ausländischen Arbeitnehmer diese 

Tätigkeit durchführen, erforderlich.  
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Anmerkung 

Das Visum für kurzfristig entsandte Arbeitnehmer wird grundsätzlich nicht verlängert. 

Ist zweifelhaft, ob drei Monate für eine Tätigkeit nach § 19 Abs. 1 BeschV ausreichen, 

sollte vorsichtshalber von vornherein ein Aufenthaltstitel für eine längerfristige (zustim-

mungspflichtige) Beschäftigung nach § 19 Abs. 2 BeschV beantragt werden. 

 

– Tätigkeit im internationalen Straßen- und Schienenverkehr, § 20 BeschV 

Keine Zustimmung der ZAV ist erforderlich für einen Aufenthaltstitel an das Fahr-

personal, das im Güterkraftverkehr für einen Arbeitgeber mit Sitz  

- in einem EU-Mitgliedstaat oder einem EWR-Staat Beförderungen im grenzüber-

schreitenden Verkehr nach den entsprechenden Kabotage-Bestimmungen 

durchführt und für das dem Arbeitgeber eine Fahrerbescheinigung ausgestellt 

worden ist, § 20 Abs. 1 Nr. 1 lit. a BeschV. 

- außerhalb der EU oder eines EWR-Staates grenzüberschreitende Beförderun-

gen  

- mit einem im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassenen Fahrzeug durchführt, 

für einen Aufenthalt von bis zu drei Monaten innerhalb von zwölf Monaten,  

oder 

- ein in Deutschland zugelassenes Fahrzeug in einen Staat außerhalb dieses 

Gebietes überführt, § 20 Abs. 1 Nr. 1 lit. b BeschV. 

 

Ebenso ist keine Zustimmung der ZAV erforderlich für Aufenthaltstitel an Fahrpersonal, 

das im grenzüberschreitenden Personenverkehr auf der Straße für seinen ausländi-

schen Arbeitgeber grenzüberschreitende Fahrten mit einem im Sitzstaat des Arbeitge-

bers zugelassenen Fahrzeug durchführt. Entsprechendes gilt auch für den grenzüber-

schreitenden Linienverkehr mit Omnibussen, auch wenn das Fahrzeug in Deutschland 

zugelassen ist. Siehe hierzu § 20 Abs. 1 Nr. 2 BeschV. 

 

Auch das Fahrpersonal im grenzüberschreitenden Schienenverkehr benötigt für den 

Aufenthaltstitel nicht die Zustimmung der ZAV, wenn das Beförderungsunternehmen 

seinen Sitz im Ausland hat, § 20 Abs. 2 BeschV. 

 

– Dienstleistungserbringung, § 21 BeschV 

§ 21 BeschV sieht vor, dass die deutsche Auslandsvertretung ein Visum erteilen 

kann, ohne dass die Einschaltung der inländischen Behörden, insbesondere der 

ZAV erforderlich ist. Voraussetzung ist die vorübergehende Entsendung von Arbeit-

nehmern (Drittstaatsangehörigen) aus einem EU- oder EWR-Staat, in dem sie bei 

einem dort sitzenden Arbeitgeber angestellt sind und über ein entsprechendes Auf-

enthaltsrecht nach den dortigen Vorschriften verfügen, zur Erbringung einer Dienst-

leistung in Deutschland.  

 

Darüber hinaus gilt, dass kein Visum, auch kein Vander-Elst-Visum (oder Schengen 

Visum) erforderlich ist, wenn ein in dem anderen EU-Staat langfristig Aufenthaltsbe-
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rechtigter Arbeitnehmer (Drittstaatsangehöriger) nicht länger als drei Monate innerhalb 

eines Zeitraums von zwölf Monaten nach Deutschland entsandt wird, siehe  

§ 30 Nr. 3 i. V. m. § 21 BeschV sowie § 17a AufenthV. 

 Besondere Berufs- und Personengruppen 1.5.1.4

In den §§ 22 bis 28 BeschV sind Tätigkeiten gelistet, die von bestimmten Berufsgrup-

pen ausgeübt werden oder aber von bestimmten Personen, die aufgrund ihrer Herkunft 

privilegiert sind im Hinblick auf die Erteilung eines Aufenthaltstitels. 

 

Die besonderen Berufsgruppen sind in § 22 BeschV aufgezählt. Angehörige dieser 

Berufsgruppen benötigen für eine Aufenthaltserlaubnis nicht die Zustimmung der Bun-

desagentur für Arbeit. Hier entscheidet im Regelfall die Ausländerbehörde alleine.  

Diese Berufsgruppen sind: 

 

Personen einschließlich ihres Hilfspersonals, die unter Beibehaltung ihres gewöhnli-

chen Wohnsitzes im Ausland in Vorträgen oder in Darbietungen von besonderem wis-

senschaftlichen oder künstlerischen Wert oder bei Darbietungen sportlichen Charak-

ters im Inland tätig werden, wenn die Dauer der Tätigkeit drei Monate innerhalb eines 

Zeitraums von zwölf Monaten nicht übersteigt, § 22 Nr. 1 BeschV; 

 

– Personen, die im Rahmen von Festspielen oder Musik- und Kulturtagen beschäftigt 

oder im Rahmen von Gastspielen oder ausländischen Film- und Fernsehproduktio-

nen entsandt werden, wenn die Dauer der Tätigkeit drei Monate innerhalb eines 

Zeitraums von zwölf Monaten nicht übersteigt, § 22 Nr. 2 BeschV; bei einer länger-

dauernden Beschäftigung ist die Zustimmung der ZAV gemäß § 25 BeschV erfor-

derlich; 

– Personen, die in Tagesdarbietungen bis zu 15 Tage im Jahr auftreten,  

§ 22 Nr. 3 BeschV; 

– Berufssportler und Berufstrainer, deren Einsatz in deutschen Sportvereinen oder 

vergleichbaren am Wettkampfsport teilnehmenden sportlichen Einrichtungen vorge-

sehen ist, wenn sie mindestens 16 Jahre alt sind, der Verein oder die Einrichtung 

ein Bruttogehalt zahlt, das mindestens 50 Prozent der BBG für die gesetzliche Ren-

tenversicherung beträgt (in 2015: Mindestens 36.300,00 Euro) und wenn der für die 

Sportart zuständige deutsche Spitzenverband im Einvernehmen mit dem Deutschen 

Olympischen Sportbund die sportliche Qualifikation als Berufssportler oder die fach-

liche Eignung als Trainer bestätigt, § 22 Nr. 4 BeschV; 

– Fotomodelle, Werbetypen, Mannequins oder Dressmen, § 22 Nr. 5 BeschV; 

– Reiseleiter, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland aus-

ländische Touristengruppen nach Deutschland begleiten, für bis zu drei Monate in-

nerhalb von zwölf Monaten, § 22 Nr. 6 BeschV; 

– Dolmetscher, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland für 

ein Unternehmen mit Sitz im Ausland an Besprechungen oder Verhandlungen in 

Deutschland teilnehmen für bis zu drei Monate innerhalb von 12 Monaten, vgl.  

§ 22 Nr. 7 BeschV. 
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Zudem erhalten Personen, die in einer in § 23 BeschV beschriebenen Art und Weise 

an der Organisation usw. von internationalen Sportveranstaltungen in Deutschland mit 

arbeiten, eine Aufenthaltserlaubnis ohne Einschaltung der ZAV. 

 

Ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit kann ein Aufenthaltstitel nach  

§ 24 BeschV erteilt werden für Besatzungen von Seeschiffen im internationalen Ver-

kehr, technisches Personal auf Binnenschiffen und Servicepersonal im grenzüber-

schreitenden Verkehr auf Personenfahrgastschiffen, wie auch für Besatzungen von 

Luftfahrzeugen bei Unternehmen mit Sitz in Deutschland. 

 

Ein Aufenthaltstitel mit Zustimmung der ZAV kann  

 

– Personen für eine künstlerische oder artistische Beschäftigung oder eine Beschäfti-

gung als Hilfspersonal, das für die Darbietung erforderlich ist, erteilt werden,  

§ 25 Nr. 1 BeschV, oder  

– Personen, die für eine länger als drei Monate dauernde Beschäftigung im Rahmen 

von Gastspielen oder ausländischen Film- oder Fernsehproduktionen entsandt wer-

den, § 25 Nr. 2 BeschV.  

 
Eine weitere Personengruppe sind Grenzgänger, denen gemäß § 27 BeschV i. V. m. 
§ 12 Abs. 1 AufentV mit Zustimmung der ZAV eine Grenzgängerkarte erteilt werden 
kann, die ihnen die Beschäftigung erlaubt. 

 

Deutsche Volkszugehörige, die einen Aufnahmebescheid nach dem Bundesvertriebe-

nengesetz besitzen, können einen Aufenthaltstitel zur Ausübung einer vorübergehen-

den Beschäftigung mit Zustimmung der ZAV erhalten, § 28 BeschV. 

 

Zudem sind hier die privilegierten Drittstaatsangehörigen gelistet, die gemäß  

§ 26 BeschV zu jeder Beschäftigung in Deutschland – unabhängig vom Sitz ihres Ar-

beitgebers – zugelassen werden können (siehe hierzu Ziffer 1.3.4.1).  

 Internationale Abkommen, Beschäftigungen ohne Aufenthaltstitel 1.5.1.5

In den §§ 29 und 30 BeschV ist „Sonstiges“ geregelt. Dies sind Beschäftigungen auf-

grund Regelungen in internationalen Abkommen (§ 29 BeschV) und Beschäftigungs-

aufenthalte, die per gesetzlicher Definition keine Beschäftigung im Sinne des Aufent-

haltsrechts sind (§ 30 BeschV) und deshalb auf keinen Aufenthaltstitel erfordern. 

 

Bestehen zwischenstaatliche Vereinbarungen mit der Bundesrepublik Deutschland, die 

die Ausübung einer Beschäftigung regeln, so sind diese vorrangig zu beachten. 

 

In diesem Zusammenhang sind in der Praxis die Werkvertragsarbeitnehmerabkommen 

(§ 29 Abs. 1 BeschV) und die Gastarbeitnehmer-Vereinbarungen (§ 29 Abs. 2 BeschV) 

von Bedeutung. Weitere Abkommen und internationale Vereinbarungen, an die die 

Bundesrepublik Deutschland gebunden ist, sind das am 22. November 1928 in Paris 

unterzeichnete Abkommen über Internationale Ausstellungen (für Fach- oder Weltaus-
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stellungen), siehe § 29 Abs. 4 BeschV, und das Übereinkommen zur Errichtung der 

Welthandelsorganisation vom 15. April 1994 oder andere Freihandelsabkommen der 

EU oder der EU und ihrer Mitgliedstaaten, an die Deutschland auch gebunden ist, sie-

he hierzu § 29 Abs. 5 BeschV. 

Anmerkung 

Solche zwischenstaatliche Vereinbarungen und Abkommen sind neben den mit ver-

schiedenen Staaten geschlossenen Werkvertragsabkommen oder den Gastarbeitneh-

mer-Vereinbarungen, z. B. auch die bilateralen Luftverkehrsabkommen, die Investiti-

onsschutzverträge oder die Verträge über den Bau von Grenzbrücken. 

 

Die Werkvertragsarbeitnehmerabkommen dienen der Arbeitsmarktzulassung ausländi-

scher Arbeitnehmer, die in Deutschland auf der Grundlage von Werkverträgen zwi-

schen ihren ausländischen Arbeitgebern (Auftragnehmer) und dem deutschen Auftrag-

geber tätig sind. Die einzelnen Vertragsstaaten legen jährlich Beschäftigungskontin-

gente fest, die sich an der Arbeitsmarktsituation in Deutschland orientieren. Für das 

Verfahren und die entsprechende Zulassung zum deutschen Arbeitsmarkt ist die Zent-

rale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) einheitlich zuständig (Sonderzuständigkeit). 

 

Im Rahmen der Beschäftigung aufgrund eines Werkvertragsabkommens kann die Auf-

enthaltserlaubnis für bis zu drei Jahre erteilt werden, für sogenanntes Schlüsselperso-

nal (für die Durchführung der Werkvertragstätigkeit erforderliches leitendes Personal 

oder Verwaltungspersonal mit betriebsspezifischen Kenntnissen) bis zu vier Jahre. 

 

Werkvertragsabkommen hat die Bundesrepublik Deutschland mit folgenden süd- und 

mittelosteuropäischen Nicht-EU-Staaten geschlossen: 

 

– Bosnien-Herzegowina 

– Mazedonien 

– Serbien-Montenegro 

– Türkei 

 

Details über das Verfahren und die Zulassungsvoraussetzungen sind den über die 

Bundesagentur erhältlichen Merkblättern zu entnehmen. Siehe unter 

www.arbeitsagentur.de (Veröffentlichungen / Merkblätter). 

 

Die Gastarbeitnehmerabkommen dienen dem Austausch von Gastarbeitnehmern. 

Fachkräften aus den Vertragsländern soll eine sprachliche und berufliche Fortbildung 

in Deutschland in ihrem erlernten Beruf für bis zu 18 Monate ermöglicht werden. 

 

Über die Beschäftigung von Gastarbeitnehmern wird im Rahmen von jährlichen Kon-

tingenten unabhängig von der Lage des deutschen Arbeitsmarkts entschieden. 
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Das Beantragungsverfahren für einen Gastarbeitnehmer läuft ausschließlich und zent-

ral über die ZAV in Bonn. Der deutsche Arbeitgeber kann aber auch einen gewünsch-

ten Gastarbeitnehmer namentlich benennen. 

 

Gastarbeitnehmerabkommen hat die Bundesrepublik Deutschland mit Albanien (zurzeit 

ruhend) und Russland geschlossen: 

 

Details über das Verfahren und die Zulassungsvoraussetzungen sind den entspre-

chenden Merkblättern zu entnehmen. Siehe unter www.arbeitsagentur.de (Veröffentli-

chungen / Merkblätter / Vermittlung von Fachkräften aus osteuropäischen Ländern 

nach Deutschland). 

 

In § 30 BeschV ist geregelt, dass bestimmte Tätigkeiten nicht als Beschäftigung (im 

Sinne des Aufenthaltsrechts) gelten und daher auch keinen Aufenthaltstitel erfordern, 

um in Deutschland von einem Ausländer ausgeübt werden zu dürfen. 

 
Diese Tätigkeiten sind zum einen  

 

– Tätigkeiten von Führungskräften nach § 3 BeschV, wenn sie nur bis zu sechs Mona-

te innerhalb von zwölf Monaten ausgeübt werden,  

– Tätigkeiten nach §§ 5, 14 bis 18, 19 Abs. 1 und 20, 22, 23 BeschV, wenn sie bis zu 

drei Monate innerhalb von zwölf Monaten ausgeübt werden,  

– Tätigkeiten nach § 21 BeschV, wenn sie bis zu drei Monate innerhalb von zwölf Mo-

naten ausgeübt werden. 

 

Zum anderen sind dies Tätigkeiten von Personen, die nach §§ 23 bis 30 AufenthV kei-

nen Aufenthaltstitel benötigen.  
 

Siehe hierzu im Einzelnen die Ausführungen unter Ziffer 1.2.2.1. 

 Beschäftigung bei Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politi-1.5.1.6

schen Gründen sowie von Personen mit Duldung und Asylbewerbern 

Ohne Zustimmung der ZAV kann Ausländern von den Ausländerbehörden eine Be-

schäftigungserlaubnis erteilt werden, wenn ihre Aufenthaltserlaubnis auf den  

§§ 22 bis 26 AufenthG beruht, § 31 BeschV. In verschiedenen Fällen berechtigt dar-

über hinaus die Aufenthaltserlaubnis bereits per Gesetz zur Aufnahme einer Beschäfti-

gung. 

Anmerkung 

Ausländer mit einer Duldung werden in Bezug auf den Arbeitsmarktzugang in weiten 

Teilen den Asylbewerbern mit einer Aufenthaltsgestattung gleichgestellt. 
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Ausländern, die eine Duldung besitzen, kann mit Zustimmung der ZAV die Ausübung 

einer Beschäftigung erlaubt werden, wenn sie sich bereits seit drei Monaten erlaubt, 

geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung in Deutschland aufhalten, § 32 BeschV. 

Die Arbeitsagentur führt grundsätzlich eine Arbeitsmarkt- und Vorrangprüfung und eine 

Prüfung der Arbeitsbedingungen durch (siehe §§ 39 bis 41 AufenthG). 

 

In bestimmten Fällen kann die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit entfallen. 

Zusammenfassung 

Asylbewerber und Geduldete haben folgende Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten:  

 

1. Asylbewerber (mit Aufenthaltsgestattung) 

Haben Asylbewerber eine Aufenthaltsgestattung (weil über ihren Asylantrag 

noch nicht entschieden worden ist), dürfen sie ohne weiteres jede schulische 

(auch universitäre) Ausbildung aufnehmen; auch eine Berufsschule dürfen sie 

besuchen, jedoch nicht im Rahmen einer dualen Ausbildung.  

Gemäß § 61 Abs. 2 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) benötigen sie die Er-

laubnis der Ausländerbehörde für eine betriebliche Ausbildung oder die Aus-

übung einer Beschäftigung. Seit 06. November 2014 kann diese Erlaubnis 

nach drei Monaten Aufenthalt erteilt werden. Für eine Berufsausbildung ist 

keine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erforderlich, siehe  

§ 32 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. Abs. 4 BeschV; für die Ausübung einer Beschäfti-

gung ist die Zustimmung erforderlich (§ 32 Abs. 5 BeschV), wobei seit 11. 

November 2014 für Mangelberufe, für Beschäftigungen in einem qualifizierten 

Ausbildungsberuf und für praktische Tätigkeiten als Voraussetzung für die 

Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen die Zustimmung sofort (oh-

ne Vorrangprüfung) erteilt wird, bei allen übrigen Tätigkeiten/Beschäftigungen 

erst nach 15 Monaten ununterbrochenem Aufenthalt, ebenfalls ohne Vor-

rangprüfung.  

2. Anerkannte Asylbewerber 

Werden Ausländer als Asylberechtigt anerkannt (Art. 16a Abs. 1 GG) oder 

wird ihnen Flüchtlingseigenschaft (gemäß § 3 Abs. 1 AsylVfG) oder subsidiä-

rer Schutz (§ 4 Abs. 1 AsylVfG) zuerkannt, erteilt die Ausländerbehörde eine 

Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 bzw. 2 AufenthG. Diese Aufenthaltser-

laubnis berechtigt gemäß § 25 Abs. 1 oder Abs. 2 AufenthG – automatisch - 

zur Ausübung jeder Erwerbstätigkeit, d. h. Beschäftigung oder selbstständi-

gen Tätigkeit, sowie zur Berufsausbildung. 

Im Falle der Zuerkennung von Abschiebungsschutz  

(§ 60 Abs. 5 und 7 AufenthG), soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden (§ 

25 Abs. 3 AufenthG), wobei hier die Ausländerbehörde auch die Ausübung 

einer Beschäftigung erlauben kann. 

3. Sonderfälle: 

Wird eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 2 AufenthG erteilt, oder nach § 

22 Satz 2 AufenthG, so berechtigen diese ebenso zur Aufnahme jeder Er-
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werbstätigkeit (§ 23 Abs. 5 bzw. § 22 Satz 3 AufenthG). Gemäß § 31 BeschV 

ist die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nicht erforderlich.  

4. Abgelehnte Asylbewerber / Geduldete 

Werden Asylbewerber endgültig (unanfechtbar) abgelehnt, müssen sie aus-

reisen. Erfolgt dies nicht freiwillig, setzt die Ausländerbehörde die Ausreise 

zwangsweise durch Abschiebung durch (§ 58 AufenthG). Die Abschiebung 

wird ausgesetzt und die Ausländerbehörde erteilt eine sog. Duldung, wenn 

die Abschiebung zeitweise – aus verschiedenen Gründen – nicht möglich ist 

(vgl. § 60a Abs. 2 AufenthG). Eine Duldung kann auch erteilt werden, wenn 

dringende humanitäre oder persönliche Gründe dies im Einzelfall erfordern 

(siehe § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG); beispielsweise, wenn sich ein Schüler 

oder Auszubildender im letzten Schul- / Ausbildungsjahr befindet.  

Ist Duldung erteilt, so berechtigt diese weitgehend im selben Umfange wie bei 

Asylbewerbern mit Aufenthaltsgestattung (siehe oben 1.) zur Aufnahme einer 

Erwerbstätigkeit oder zur schulischen und universitären Ausbildung.  

Nach dem erfolgreichen Abschluss einer qualifizierten Berufsausbildung kön-

nen Geduldete dann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung 

erhalten (siehe dazu im Einzelnen: § 18a AufenthG). Nach zwei Jahren Be-

schäftigung berechtigt die Aufenthaltserlaubnis – sogar – zur Ausübung jeder 

Beschäftigung (§ 18a Abs. 2 AufenthG). 

Jugendlichen und Heranwachsenden geduldeten Ausländern soll nach vier 

Jahren Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden können. 

 

1.5.2 Beschäftigung von ausländischen Studenten  

 Studenten einer deutschen (Hoch)Schule 1.5.2.1

Ausländer können eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums an einer deut-

schen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule oder vergleichbaren Ausbil-

dungseinrichtung erhalten, oder zum Zweck der Studienbewerbung, vgl.  

§ 16 Abs. 1 und Abs. 1a AufenthG. Sie dürfen dann gemäß § 16 Abs. 3 AufenthG ohne 

eine zusätzlich erforderliche Erlaubnis eine Beschäftigung aufnehmen, und zwar 

 

– bis zu 120 ganze Tage oder 240 halbe Tage im Kalenderjahr; wobei Urlaubs- und 

Krankheitstage nicht mitzählen; die Stundenanzahl für einen ganzen oder einen hal-

ben Tag ist abhängig von der Stundenanzahl der regelmäßig Beschäftigten im Be-

trieb des Arbeitgebers, bei dem sie arbeiten. Die Bestimmungen des Arbeitszeitge-

setzes wie auch alle anderen gesetzlichen Bestimmungen, besondere auch das seit 

01. Januar 2015 geltende Mindestlohngesetz (MiLoG) sind einzuhalten. 

– Studentische Nebentätigkeiten dürfen zeitlich unbegrenzt ausgeübt werden; diese 

können nur an Universitäten oder anderen Forschungseinrichtungen oder wissen-

schaftlichen Instituten ausgeübt werden, nicht in „normalen“ Unternehmen. 
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Die Höhe des Gehalts spielt hierbei keine Rolle, soweit die Vorgaben des MiLoG ein-

gehalten werden.  

 

Einschränkungen gelten nur für Ausländer, die sich zu studienvorbereitenden Zwecken 

in Deutschland aufhalten oder zum Zweck der Studienbewerbung,  

§ 16 Abs. 3 Satz 2 AufenthG. 

Anmerkung 

Die Berechnung der Arbeitszeit für einen halben Tag orientiert sich an der regelmäßi-

gen Arbeitszeit der weiteren Beschäftigten im Betrieb des Arbeitgebers. Wird regelmä-

ßig in Vollzeit acht Stunden pro Tag gearbeitet, so entspricht ein halber Tag einer Ar-

beitszeit von vier Stunden. Dabei ist eine regelmäßige Arbeitszeit von höchstens zehn 

Stunden pro Tag („ganzer Tag“) möglich. In die Berechnung der Anzahl der Arbeitstage 

fließen nicht die Tage mit ein, an denen nicht gearbeitet wird, z. B. Urlaubstage oder 

Krankheitstage. 

 

Der Arbeitgeber sollte sich vom Beschäftigten (ausländischen Studenten) eine schriftli-

che Bestätigung über die im laufenden Kalenderjahr bereits bei anderen Arbeitgebern 

verbrauchten Tage geben lassen. 

 

Praktika von ausländischen Schülern oder Studenten einer deutschen Schule oder 

Hochschule sind ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig, soweit es 

sich um Pflichtpraktika handelt, die gemäß Studienplan vorgesehen sind,  

§ 15 Nr. 1 BeschV. Die Zeiten solcher Pflichtpraktika zählen nicht zu den ohnehin er-

laubten 120 / 240 Tagen Beschäftigung. 

 

Nach Abschluss des deutschen Hochschulstudiums dürfen sich ausländische Absol-

venten bis zu 18 Monate zur Suche einer ihrem Abschluss angemessenen Beschäfti-

gung in Deutschland aufhalten und in der Zeit unbeschränkt einer Tätigkeit nachgehen. 

§ 16 Abs. 4 AufenthG. 

 Studenten einer ausländischen Hochschule 1.5.2.2

Die ZAV – Studentenvermittlung vermittelt ausländische Studenten ausländischer 

Hochschulen zwischen 18 und 35 Jahren für Ferienbeschäftigungen bei deutschen 

Arbeitgebern. Voraussetzung ist, dass diese Studenten gut deutsch sprechen können. 

Es ist auch eine namentliche Anforderung eines bestimmten, dem Arbeitgeber bereits 

bekannten Studenten möglich. Die Ferienbeschäftigung ist für höchstens drei Monate 

pro Kalenderjahr (während der Semesterferien der ausländischen Hochschule) zuläs-

sig, § 14 Abs. 2 BeschV. Das Verfahren läuft zentral über die ZAV, Einzelheiten kön-

nen einem Merkblatt der Bundesagentur für Arbeit entnommen werden. 
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Ausländische Studierende einer ausländischen Hochschule können zudem im Einver-

nehmen mit der Bundesagentur für Arbeit studienfachbezogene Praktika nach dem 

vierten Semester für bis zu einem Jahr bei einem deutschen Arbeitgeber absolvieren, 

§ 15 Nr. 5 BeschV. 

 

Ausländische Absolventen einer deutschen oder einer ausländischen Hochschule, de-

ren Abschluss anerkannt ist oder einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbar 

ist, und deren Lebensunterhalt gesichert ist, können zum Zweck der Arbeitssuche ei-

nen Aufenthaltstitel für einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten beantragen,  

§ 18c AufenthG. Sie dürfen allerdings während dieser Zeit nicht arbeiten. Haben sie 

eine ihrer Qualifikation angemessene Beschäftigung gefunden, können sie eine ent-

sprechende Aufenthaltserlaubnis oder Blaue Karte EU beantragen. Diese neue Mög-

lichkeit eines sechsmonatigen Aufenthaltstitels zum Zweck der Arbeitssuche wird zu-

nächst bis 31. Juli 2016 gelten. 

1.5.3 Betriebliche Aus- und Weiterbildung 

Soll eine betriebliche Weiterbildung von ausländischen Fachkräften eines international 

tätigen Konzerns oder Unternehmens im deutschen Konzern- oder Unternehmensteil 

erfolgen, so ist zunächst zu prüfen, ob eine zustimmungsfreie Tätigkeit im Sinne des 

§ 17 BeschV vorliegt. Dies ist der Fall, wenn diese Tätigkeit lediglich bis zu drei Monate 

innerhalb von zwölf Monaten erfolgen soll. 

 

In allen anderen Fällen einer betrieblichen Weiterbildung und für eine betriebliche Aus-

bildung gilt das Folgende:  

 

Zur betrieblichen (nicht schulischen oder universitären) Aus- und Weiterbildung kann 

einem Ausländer mit Zustimmung der ZAV ein Aufenthaltstitel erteilt werden,  

§§ 17, 39 AufenthG. Dabei wird im Rahmen der Arbeitsmarktprüfung festgestellt, ob 

keine bevorrechtigten ausbildungswilligen Bewerber auf dem deutschen Arbeitsmarkt 

zur Verfügung stehen. 

 

Die Zustimmung der ZAV ist zum Beispiel nicht erforderlich, wenn es sich bei dem aus-

ländischen Azubi um einen Absolventen einer deutschen Auslandsschule handelt, vgl. 

§ 7 Nr. 3 BeschV. 

 

Im Falle einer qualifizierten Berufsausbildung darf der ausländische Azubi nebenher bis 

zu zehn Stunden die Woche eine (beliebige andere) Beschäftigung ausüben,  

§ 17 Abs. 2 AufenthG. 

 

Nach erfolgreichem Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung kann die Aufent-

haltserlaubnis für den ausländischen (ehemaligen) Azubi um bis zu ein Jahr verlängert 

werden, damit dieser in Deutschland nach einem angemessenen Arbeitsplatz suchen 

kann, § 17 Abs. 3 AufenthG. 
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Während dieser Arbeitsplatzsuche darf der Suchende jeder beliebigen Erwerbstätigkeit 

(Beschäftigung oder selbstständigen Tätigkeit) nachgehen, ohne hierfür eine weitere 

Aufenthaltserlaubnis oder sonstigen Titel zu benötigen, § 17 Abs. 3 Satz 2 AufenthG. 

 

Bei der Einreise eines Ausländers zum Zweck der beruflichen Weiterbildung ist  

Voraussetzung, dass der Ausländer über eine bereits abgeschlossene Berufsausbil-

dung verfügt. Als solche wird eine mindestens zweijährige, in der Regel aber dreijähri-

ge betriebliche oder schulische Berufsausbildung oder ein abgeschlossenes Hoch-

schulstudium akzeptiert. 

Anmerkung 

Unter die zustimmungspflichtige betriebliche Weiterbildung fallen regelmäßig Qualifizie-

rungen, Trainee-Programme international tätiger Unternehmen, Einarbeitungen zur 

Vorbereitung einer Einstellung im ausländischen Unternehmen sowie Einweisungen 

zur Optimierung von Geschäftsbeziehungen. 

 

Bei einem Antrag auf Einreise zur beruflichen Weiterbildung ist unter anderem ein Wei-

terbildungsplan vorzulegen, der die praktischen und theoretischen Bildungsinhalte 

fachlich und zeitlich gegliedert darstellt. Ein Verantwortlicher für den Weiterzubildenden 

ist für jeden Bildungsabschnitt zu benennen. Die Arbeitsbedingungen der Beschäfti-

gung des Weiterzubildenden müssen den Arbeitsbedingungen vergleichbarer deut-

scher Arbeitnehmer entsprechen. Dabei wird von der Vergleichbarkeit ausgegangen, 

wenn der Eingangslohn der entsprechenden Berufsgruppe gezahlt wird. Grundsätzlich 

entsteht bei Aufnahme der betrieblichen Weiterbildung ein Arbeitsverhältnis mit dem 

deutschen Arbeitgeber, bei dem die Weiterbildung erfolgt. 

Anmerkung 

In der Praxis wird als ausreichend angesehen, wenn ein innerhalb eines internationa-

len Unternehmensverbunds im deutschen Unternehmen weiterzubildender ausländi-

scher Mitarbeiter eines ausländischen Konzernunternehmens in Deutschland (zusätz-

lich zu seiner weiterhin bezahlten ausländischen Arbeitsvergütung) vom deutschen 

Unternehmen lediglich Unterbringungs- und Lebenshaltungskosten in Höhe des jewei-

ligen Regelsatzes für Arbeitslosengeld-II-Empfänger erhält. Ein Arbeitsvertrag mit dem 

deutschen Arbeitgeber ist dann nicht erforderlich. 

Anmerkung 

Bei der betrieblichen Weiterbildung ist zu beachten, dass auch tatsächlich eine Höher-

qualifizierung der Fachkräfte aus dem Ausland erfolgt. Liegt der „Schwerpunkt“ des 
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Tätigwerdens der ausländischen Fachkräfte in der Erbringung einer Arbeitsleistung und 

nicht im Erlernen oder Vertiefen von Tätigkeitsabläufen, liegt im aufenthaltsrechtlichen 

Sinne eine Beschäftigung vor, für die ein anderer Aufenthaltstitel erforderlich ist (ggf. 

kann hier auf den Tatbestand eines internationalen Personalaustausches zurückgegrif-

fen werden).  

 

1.5.4 Hochqualifizierte 

Die in § 19 Abs. 2 AufenthG genannten hoch qualifizierten Ausländer können eine (un-

befristete) Niederlassungserlaubnis erhalten, ohne dass hierfür eine Zustimmung der 

Bundesagentur für Arbeit (ZAV) erforderlich ist, § 2 Abs. 1 Nr. 1 BeschV. 

 

Bei allen anderen hoch qualifizierten Antragstellern, die den in § 19 Abs. 2 AufenthG 

aufgezählten Fällen entsprechen, ist die Zustimmung der ZAV zu  

einer Niederlassungserlaubnis erforderlich, außer ein zwischenstaatliches Abkommen 

bestimmt etwas anderes (§§ 19 Abs. 1 i. V. m. 39 Abs. 5 AufenthG). Im Ergebnis wird 

auf diese Weise für eine Niederlassungserlaubnis nur mehr sog. Schlüsselpersonal mit 

positiven Beschäftigungseffekten für den deutschen Arbeitsmarkt in Betracht kommen. 

 

Andere hoch qualifizierte Arbeitskräfte, die nicht vergleichbar sind mit den in  

§ 19 Abs. 2 AufenthG genannten, können einen befristeten Aufenthaltstitel (Aufent-

haltserlaubnis oder Blaue Karte EU) beantragen.  

 

Hochqualifizierte im Sinne von § 19 Abs. 2 AufenthG sind insbesondere: 

 

– Wissenschaftler mit besonderen fachlichen Kenntnissen 

– Lehrpersonen in herausgehobener Funktion oder wissenschaftliche Mitarbeiter in 

herausgehobener Funktion. 

 

Dieser Personenkreis gilt als „hoch qualifiziert“ durch die Berufserfahrung (besondere 

fachliche Kenntnisse) und die berufliche Stellung (herausgehobene Funktion). 

 

Ein konkretes Arbeitsplatzangebot ist auch hier Voraussetzung,  

§§ 18 Abs. 5 i. V. m. 19 AufenthG. 

Anmerkung 

Die Privilegierung der Hochqualifizierten in § 19 AufenthG durch die Möglichkeit der 

sofortigen Erlangung einer – unbefristeten und unbeschränkten – Niederlassungser-

laubnis mit (Abs. 1) oder auch ohne (Abs. 2) Zustimmungserfordernis durch die Bun-

desagentur für Arbeit bedeutet nicht, dass ein Antragsteller, der nach seiner individuel-

len Qualifikation hoch qualifiziert im Sinne des § 19 AufenthG ist, auch unter denselben 

erleichterten Zustimmungsvoraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis erhalten könnte. 
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Die Privilegierung der Hochqualifizierten in § 19 AufenthG hat das Ziel, herausragende 

Fachkräfte dauerhaft nach Deutschland zu holen, um den heimischen Wirtschafts-

standort zu stärken und attraktiver zu machen. Sie ist mit der Hoffnung verbunden, 

durch den Zuzug hoch qualifizierter Arbeitskräfte neue Arbeitsplätze für den deutschen 

Arbeitsmarkt zu schaffen. 

 

1.6 Aufenthaltstitel für eine selbstständige Erwerbstätigkeit 

Ausländer, die sich in Deutschland selbstständig machen wollen, benötigen ebenfalls 

einen entsprechenden Aufenthaltstitel zum Zweck der Erwerbstätigkeit. Die Aufent-

haltserlaubnis kann Selbstständigen für bis zu drei Jahre erteilt werden, wenn 

 

– ein übergeordnetes wirtschaftliches oder ein besonderes regionales Bedürfnis be-

steht 

– die Tätigkeit positive Auswirkungen auf die Wirtschaft erwarten lässt und 

– die Finanzierung und Umsetzung durch Eigenkapital oder durch eine Kreditzusage 

gesichert ist, § 21 AufenthG. 

 

Ausländer, die älter als 45 Jahre sind, sollen die Aufenthaltserlaubnis nur erhalten, 

wenn sie über eine angemessene Altersversorgung verfügen. 

 

Nach drei Jahren kann Selbstständigen eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden, 

wenn die geplante Tätigkeit erfolgreich verwirklicht worden und der Lebensunterhalt 

gesichert ist. 

 

Die Ausländerbehörde wird in diesen Fällen beteiligt. Sie wiederum beteiligt in der Re-

gel verschiedene Behörden und Institutionen (z. B. fachkundige Körperschaften, öffent-

lich-rechtliche Berufsvertretungen, Behörden, die für die Berufszulassung zuständig 

sind, örtliche Gewerbebehörden, ggf. auch auswärtige Gewerbebehörden) und holt 

deren Auskunft ein. Folgende Unterlagen müssen bei Beantragung einer Aufenthaltser-

laubnis vorgelegt werden: 

 

– detaillierte Darstellung der Geschäftsidee 

– Beleg über die Tragfähigkeit der Geschäftsidee 

– Nachweise über die unternehmerische Erfahrung 

– Höhe des Kapitaleinsatzes 

– ggf. Höhe von Eigenkapital / Fremdkapital 

– ggf. Darstellung der Auswirkungen auf Innovation und Forschung 

– Meist stellt die zuständige Ausländerbehörde Formulare oder Formblätter zur Verfü-

gung, in die dann die erforderlichen Angaben einzutragen sind. 

 

Die Ausübung einer selbstständigen freiberuflichen Tätigkeit ist unter erleichterten Vo-

raussetzungen möglich, § 21 Abs. 5 AufenthG. 
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Anmerkung: 

Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für selbstständig Tätige ist immer eine Einzel-

fallentscheidung. Die in § 21 AufenthG genannten Voraussetzungen zielen eher auf 

eine unternehmerische Tätigkeit eines Ausländers ab, der in Deutschland z. B. ein Un-

ternehmen gründen und aufbauen will, etwa als Gesellschafter einer GmbH. 

 

Häufig in der Praxis sind allerdings Fälle von gselbstständig Tätigen, die keine Unter-

nehmer im herkömmlichen Sinne sind, wie etwa selbstständige Berater, die als sog. 

Freie Mitarbeiter ihre Dienste anbieten und teilweise weltweit für Auftraggeber arbeiten 

und unterwegs sind. Auch diese Personen müssen ein Business-Konzept vorlegen. 

Auch sie müssen sich um berufsrechtliche Voraussetzungen, wie besondere Lizenzen 

oder Zulassungen kümmern. Sie werden häufig auch einen Gewerbeschein beantra-

gen müssen. 

 

1.7 Familienangehörige / Familiennachzug 

Für Familienangehörige von ausländischen Beschäftigten (Drittstaatsangehörige) gel-

ten eigenständige Tatbestände. Zweck des zu beantragenden Aufenthaltstitels ist der 

Familiennachzug zur Herstellung und Wahrung der familiären / lebenspartnerschaftli-

chen Gemeinschaft, § 27 AufenthG. Beim Familiennachzug wird danach unterschie-

den, 

 

– zu wem nachgezogen wird (Deutscher oder Ausländer, §§ 28, 29 AufenthG) 

und 

– wer nachzieht (Ehegatte oder Kinder oder sonstige Familienangehörige,  

§§ 30 bis 36 AufenthG). 

 

Die Regelungen zum Familiennachzug gelten nicht nur für die eheliche Gemeinschaft, 

sondern auch für sonstige anerkannte lebenspartnerschaftliche Gemeinschaften,  

§ 27 Abs. 2 AufenthG. 

 

Wichtig ist, dass seit dem 06. September 2013 jeder Aufenthaltstitel, der zum Zweck 

des Familiennachzugs erteilt wird, zur Ausübung jeder Erwerbstätigkeit berechtigt,  

§ 27 Abs. 5 AufenthG. 

1.7.1 Familiennachzug zu Deutschen 

Wenn der Deutsche, zu dem nachgezogen werden soll, seinen gewöhnlichen Aufent-

halt in Deutschland hat, ist dem Ehegatten, dem minderjährigen ledigen Kind sowie 

dem Elternteil eines minderjährigen Deutschen zur Ausübung der Personensorge eine 

Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. Erleichterungen bestehen hinsichtlich des Nachweises 

der Sicherung des Lebensunterhalts. Nach dreijährigem Besitz einer Aufenthaltser-
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laubnis ist bereits bei Fortbestehen der familiären Lebensgemeinschaft die Erteilung 

einer Niederlassungserlaubnis vorgesehen (sonst erst nach fünf Jahren,  

§ 9 Abs. 2 AufenthG). 

 

Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt den drittstaatsangehörigen Ehegatten eines Deut-

schen zur Erwerbstätigkeit, § 28 Abs. 5 AufenthG. Zu beachten ist, dass in der Praxis 

Ehegatten, die zu einem deutschen Ehepartner nachziehen wollen, eine Aufenthaltser-

laubnis nur erteilt wird, wenn der drittstaatsangehörige Ehegatte sich zumindest auf 

einfache Art in der deutschen Sprache verständigen kann,  

§ 28 Abs. 1 Satz 5 i. V. m. § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AufenthG. 

1.7.2 Familiennachzug zu Ausländern 

Hier ist zu unterscheiden zwischen dem Nachzug zu einem EU-Bürger und dem Nach-

zug zu einem Nicht-EU-Bürger. 

 

Ein Drittstaatsangehöriger, der mit einem EU-Bürger verheiratet ist, erhält eine soge-

nannte Aufenthaltskarte. Auch der Angehörige ist zu jeder Erwerbstätigkeit berechtigt.  

 

Voraussetzung für den Aufenthaltstitel zum Familiennachzug zu einem Ausländer 

(Nicht-EU-Bürger) ist, dass dieser eine Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis be-

sitzt und ausreichender Wohnraum vorhanden ist, § 29 AufenthG. 

1.7.3 Ehegattennachzug zu Ausländern 

Ein Anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis besteht für den Ehegatten, wenn der Aus-

länder im Besitz einer Niederlassungserlaubnis oder seit fünf Jahren einer Aufenthalts-

erlaubnis ist oder aber die Ehe bei Erteilung der Aufenthaltserlaubnis bereits bestand 

und die Aufenthaltsdauer des Ausländers mindestens ein Jahr beträgt,  

§ 30 Abs. 1 AufenthG. 

 

Weitere Voraussetzung für den Nachzug des Ehegatten ist, dass dieser nachweisen 

muss, dass er sich zumindest auf einfache Weise in der deutschen Sprache verständi-

gen kann, § 30 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG. Dieser Sprachnachweis ist in einigen Fällen 

nicht erforderlich, z. B. wenn zu einem Ausländer nachgezogen wird, der eine Nieder-

lassungserlaubnis nach § 19 AufenthG oder eine Blaue Karte EU besitzt, wenn zu ei-

nem der privilegierten Ausländer im Sinne von § 41 AufenthV nachgezogen wird. Der 

Sprachnachweis ist auch nicht erforderlich, wenn ein Drittstaatsangehöriger Ehegatte 

eines EU-Bürgers zu diesem nachzieht und eine entsprechende Aufenthaltskarte bean-

tragt. 
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Anmerkung 

Hält sich der Ausländer weniger als ein Jahr in Deutschland zu einer Beschäftigung 

auf, so kann (Ermessensentscheidung) dem mitreisenden Ehegatten eine Aufenthalts-

erlaubnis erteilt werden. Ein Anspruch auf Aufenthaltserlaubnis besteht nicht. Selbiges 

gilt bei Eheschließung nach Einreise, § 30 Abs. 2 AufenthG. 

 

Eine Verlängerung ist möglich, solange die eheliche Gemeinschaft fortbesteht. Bei 

Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinschaft besteht für den (ehemaligen) Ehegatten 

ein eigenständiges Aufenthaltsrecht (unabhängig vom Zweck Familiennachzug) für ein 

Jahr im Falle, dass die eheliche Lebensgemeinschaft durch Tod des Ausländers auf-

gehoben worden ist, oder die eheliche Gemeinschaft mindestens zwei Jahre lang be-

standen hatte, § 31 AufenthG. In Härtefällen können Ausnahmen von diesem Zweijah-

reszeitraum gemacht werden (§ 31 Abs. 2 AufenthG).  

1.7.4 Kindernachzug zu Ausländern 

Bis zum 16. Lebensjahr des (ledigen) Kindes hat das Kind einen Anspruch auf Ertei-

lung der Aufenthaltserlaubnis zum Nachzug zu beiden Elternteilen oder zum Nachzug 

zum personensorgeberechtigten Elternteil, wenn die Eltern bzw. der Elternteil, zu dem 

nachgezogen wird, im Besitz eines Aufenthaltstitels (Aufenthaltserlaubnis oder Nieder-

lassungserlaubnis) sind, § 32 Abs. 3 AufenthG. Ist das (ledige) Kind zwischen 16 und 

18 Jahre alt, wird zusätzlich verlangt, dass das Kind die deutsche Sprache beherrscht 

und gewährleistet erscheint, dass es sich in die Lebensverhältnisse der Bundesrepub-

lik Deutschland einfügen wird, § 32 Abs. 2 AufenthG. 

 

Bei einem Kind zwischen dem 16. und 18. Lebensjahr besteht ein Anspruch zudem 

nur, wenn das Kind seinen Lebensmittelpunkt gemeinsam mit den Eltern (dem Eltern-

teil) nach Deutschland verlegt, § 32 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG. 

 

Einem minderjährigen Kind kann (Ermessensentscheidung) darüber hinaus eine Auf-

enthaltserlaubnis erteilt werden, wenn dies aufgrund der Umstände des Einzelfalls zur 

Vermeidung einer besonderen Härte (orientiert am Kindeswohl und der familiären Situ-

ation) erforderlich ist, § 32 Abs. 4 AufenthG. 

 

Mit Eintritt der Volljährigkeit wird die einem Kind erteilte Aufenthaltserlaubnis zu einem 

eigenständigen, vom Familiennachzug unabhängigen Aufenthaltsrecht,  

§ 34 Abs. 2 AufenthG. 

 

Ist das Kind bei Antragstellung bereits 18 Jahre alt (volljährig), so hat dieser junge Voll-

jährige einen von seiner Familienzugehörigkeit unabhängigen eigenständiges Aufent-

haltstitel zu beantragen. Er muss je nach Zweck des – geplanten – Aufenthalts (Schul-

besuch oder Aufnahme einer Berufsausbildung oder Beschäftigung in Deutschland?) 
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einen Aufenthaltstitel beantragen. Ein Aufenthaltstitel zum Zweck des Familiennach-

zugs (als Kind eines Aufenthaltsberechtigten) ist nicht (mehr) möglich. 

1.7.5 Nachzug sonstiger Familienangehöriger 

Zur Vermeidung einer außergewöhnlichen Härte kann (Ermessensentscheidung) auch 

sonstigen Familienangehörigen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden,  

§ 36 AufenthG. 

 

Die Vorschriften über den Familiennachzug von Ehegatten sind entsprechend an-

wendbar auf volljährige sonstige Familienangehörige, diejenigen Vorschriften über den 

Familiennachzug von Kindern auf minderjährige sonstige Familienangehörige. 

1.8 Arbeitnehmerüberlassung, illegale Beschäftigung 

1.8.1 Arbeitnehmerüberlassung 

Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit ist zu versagen, wenn der 

Antragsteller (ausländische Mitarbeiter) als Leiharbeitnehmer gemäß § 1 Abs. 1 des 

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) in Deutschland beschäftigt werden soll, 

§ 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG.  

 

Dies gilt allerdings nur, wenn die Bundesagentur für Arbeit in den Genehmigungspro-

zess für die Aufenthaltserlaubnis einzubeziehen ist.  

 

Soll der Leiharbeitnehmer in Deutschland einer Tätigkeit nachgehen, für die die Zu-

stimmung der Bundesagentur nicht erforderlich ist, so darf er diese Tätigkeit in 

Deutschland (auch) als Leiharbeitnehmer ausüben. So ist z. B. die Beschäftigung eines 

Drittstaatsangehörigen als Hochqualifizierter nach § 19 Abs. 2 AufenthG im Rahmen 

einer Arbeitnehmerüberlassung zulässig. Die Zustimmung zur Beschäftigung dieses 

Personenkreises ist gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 BeschV nicht erforderlich.  

Anmerkung 

Gemäß § 1 Abs. 1 AÜG benötigt der Verleiher eine Arbeitnehmerüberlassungserlaub-

nis nach deutschem Recht, wenn er vorübergehend seine Arbeitnehmer an ein ande-

res Unternehmen verleihen will. Dies gilt auch für den Fall, dass der Verleiher mit Sitz 

im EU-Ausland einen Mitarbeiter (unabhängig von dessen Staatsangehörigkeit) nach 

Deutschland an ein deutsches Entleihunternehmen verleihen will. Diese Arbeitnehmer-

überlassungserlaubnis ist bei der für den Verleiher in Deutschland zuständigen Regio-

naldirektion (gehört zur Bundesagentur für Arbeit) zu beantragen. 
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Ein Unternehmen mit Sitz außerhalb der Europäischen Union kann keine Arbeitneh-

merüberlassungserlaubnis beantragen. Sie wird keine bekommen können. 

 

Eine Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis nach § 1 Abs. 1 AÜG ist nicht erforderlich, 

wenn entweder eine vorübergehende Überlassung von Arbeitnehmern zwischen Kon-

zernunternehmen im Sinne von § 18 Aktiengesetz (AktG) erfolgt (siehe  

§ 1 Abs. 3 Nr. 2 AÜG, in diesem Wortlaut in Kraft seit 01. Dezember 2011) oder aber 

wenn zwischen an sich fremden Unternehmen nur gelegentlich Arbeitnehmer überlas-

sen werden (siehe § 1 Abs. 3 Nr. 2a AÜG, in Kraft seit 01. Dezember 2011). Eine Vo-

raussetzung für beide genannten Konstellationen einer Überlassung ist, dass der be-

treffende Mitarbeiter nicht zur Überlassung eingestellt und beschäftigt wird. 

 

Liegen die Voraussetzungen einer konzerninternen Arbeitnehmerüberlassung im Sinne 

von § 1 Abs. 3 Nr. 2 AÜG vor, d. h. werden Mitarbeiter eines ausländischen Konzern-

unternehmens (im Sinne von § 18 AktG) vorübergehend an ein deutsches Konzernun-

ternehmen überlassen und sind diese Mitarbeiter nicht zur Überlassung eingestellt und 

beschäftigt, so gilt der in § 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG geregelte Versagungsgrund für 

eine Aufenthaltserlaubnis nicht. Diesen Mitarbeitern kann unter „normalen“ Vorausset-

zungen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Entsprechendes gilt auch für Überlas-

sungen gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 2a AÜG. 

 

Bei einer Arbeitnehmerüberlassung aus dem Ausland nach Deutschland sind noch 

viele rechtliche Fragen ungeklärt. Problematisch und umstritten ist die Frage, inwieweit 

ein im Leiharbeitsverhältnis mit dem ausländischen Arbeitgeber (Verleiher) vereinbarter 

im Ausland geltender Tarifvertrag geeignet ist, den nach den AÜG-Vorschriften gelten-

den Grundsatz des Equal-Pay abzubedingen.  

 

Zu beachten sind die Vorschriften des Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG), insbe-

sondere § 2 AEntG, wonach die Vorschriften des AÜG auch bei Überlassung eines 

Arbeitnehmers von einem ausländischen Arbeitgeber (Verleiher) nach Deutschland 

Anwendung finden.  

1.8.2 Risiken des Arbeitgebers bei illegaler Beschäftigung 

Wer einen Ausländer als Arbeitnehmer ohne eine erforderliche Erlaubnis hierzu be-

schäftigt hat, haftet für die Kosten der Abschiebung oder Zurückschiebung,  

§ 66 Abs. 4 AufenthG. 

 

Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer vorsätzlich oder fahrlässig einen Ausländer ohne 

den erforderlichen Aufenthaltstitel bzw. ohne die erforderliche Arbeitsgenehmigung 

beschäftigt; es kann ein Bußgeld bis zu 500.000,00 Euro verhängt werden,  

§§ 404 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 SGB III. 
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In gleicher Weise handelt ordnungswidrig, wer Dienst- oder Werkleistungen von einem 

Unternehmer ausführen lässt, von dem er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass dieser 

den Auftrag von Ausländern ohne den erforderlichen Aufenthaltstitel bzw. ohne die 

erforderliche Arbeitsgenehmigung ausführen lässt, §§ 404 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 SGB III. 

 

Des Weiteren ist der Arbeitgeber nach § 98a AufenthG verpflichtet, dem Ausländer, 

den er ohne den erforderlichen Aufenthaltstitel bzw. ohne die erforderliche Arbeitsge-

nehmigung beschäftigt hat, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. Ein Unternehmer, der 

einen anderen mit der Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen beauftragt hat, haf-

tet für die Erfüllung der Verpflichtung dieses Unternehmers (gegenüber dessen Arbeit-

nehmern auf Zahlung der Vergütung) wie ein selbstschuldnerischer Bürge, siehe  

§ 14 AEntG. 

 

Bei einer Verurteilung wegen Verstoßes gegen das Verbot der illegalen Beschäftigung 

von ausländischen Mitarbeitern kann das betreffende Unternehmen von Subventionen 

ausgeschlossen werden, § 98b AufenthG. Zudem kann dieses Unternehmen von der 

Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen werden, § 98c AufenthG. 

 

Seit Inkrafttreten des MiLoG am 01. Januar 2015 ist gemäß § 20 MiLoG zu beachten, 

dass auch ausländische Arbeitgeber ihren in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmern 

den gesetzlichen Mindestlohn von derzeit 8,50 Euro pro geleistete Arbeitsstunde zah-

len müssen. Zu beachten ist dabei z. B. auch, dass diese Arbeitnehmer auch dann in 

Deutschland beschäftigt sind, wenn sie sich "nur" zum Zweck der betrieblichen Weiter-

bildung oder Schulung in Deutschland aufhalten. Auch dann muss nachweislich für die 

deutschen Kontrollbehörden der deutsche gesetzliche Mindestlohn gezahlt werden. 
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2 Arbeitsrecht 

Individual- und Kollektivarbeitsrecht im Rahmen des Einsatzes 

2.1 Vertragsgestaltung 

Die Beschäftigung von ausländischen Mitarbeitern kann auf verschiedenen vertragli-

chen Gestaltungen beruhen. Infrage kommen 

 

– die direkte Anstellung des Ausländers mit einem Arbeitsvertrag oder 

– die Aufnahme des ausländischen Mitarbeiters eines anderen (ausländischen) Un-

ternehmens im Rahmen der Entsendung zum deutschen Unternehmen. 

2.1.1 Direkte Anstellung 

Bei der direkten Anstellung des ausländischen Mitarbeiters kann noch unterschieden 

werden zwischen 

 

der originären Anstellung eines Mitarbeiters und 

der Anstellung eines Mitarbeiters, der auch bei einem verbundenen ausländischen Un-

ternehmen eine arbeitsrechtliche Beziehung unterhält (Übertritt). 

 Originärer Arbeitsvertrag mit deutschem Arbeitgeber 2.1.1.1

Der einfachste Fall der Vertragsgestaltung ist der Anstellungsvertrag zwischen dem 

deutschen Arbeitgeber und einem ausländischen Arbeitnehmer. Mit einem ausländi-

schen Arbeitgeber hat vorher keine Rechtsbeziehung bestanden, die sich nun auf die-

ses Anstellungsverhältnis beziehen würde. Der ausländische Arbeitnehmer wird ange-

stellt wie ein deutscher Arbeitnehmer. 

Beispiel 

Ein seit seiner Kindheit in Deutschland lebender türkischer Staatsangehöriger bewirbt 

sich nach Abschluss seiner Ausbildung bei einem deutschen Unternehmen und wird 

dort eingestellt. 

 

 Übertritt 2.1.1.2

Vom Über tritt eines Mitarbeiters wird gesprochen, wenn vor Abschluss des Arbeitsver-

trags mit dem deutschen Unternehmen bereits ein Arbeitsverhältnis zwischen dem 
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ausländischen Mitarbeiter und einem anderen (ausländischen) Arbeitgeber bestanden 

hat (und eventuell noch besteht). 

 

Im Hinblick auf das Schicksal des alten Arbeitsverhältnisses sind zwei Varianten zu 

unterscheiden: 

 

– Das alte Arbeitsverhältnis wird aufgelöst und ein neues Arbeitsverhältnis mit dem 

deutschen Arbeitnehmer begründet. Die arbeitsvertraglichen Beziehungen richten 

sich dann ausschließlich nach dem (neuen) deutschen Arbeitsvertrag. 

– Beim Übertritt innerhalb internationaler Konzerne wird häufig das ausländische Ar-

beitsverhältnis lediglich ruhend gestellt, d. h. die Hauptleistungspflichten der Ver-

tragsparteien (Arbeitspflicht des Arbeitnehmers und Vergütungspflicht des Arbeitge-

bers) werden suspendier t. In der Regel wird zwischen Arbeitnehmer und seinem 

ausländischen Arbeitgeber eine Rückkehrklausel vereinbart für den Fall, dass der 

Arbeitnehmer nach Ende seines (befristeten) Einsatzes beim deutschen Unterneh-

men wieder zu einem Arbeitgeber zurückkehrt und sein altes Arbeitsverhältnis wie-

der in vollem Umfang aufnimmt. Während des Einsatzes des Mitarbeiters in 

Deutschland richten sich seine Rechtsbeziehungen nach dem deutschen Arbeits-

verhältnis; es können daneben aber auch noch Nebenpflichten aus dem ausländi-

schen Arbeitsverhältnis zu erfüllen sein. 

2.1.2 Entsendung 

Bei der Entsendung eines ausländischen Mitarbeiters ins Inland – dies kann im Rah-

men eines Werk- / Dienstvertrages (auch konzernintern) oder einer (konzerninternen 

Arbeitnehmerüberlassung geschehen - besteht ein Arbeitsverhältnis zwischen diesem 

und einem ausländischen Arbeitgeber, dem entsendenden Unternehmen. Dieses aus-

ländische Arbeitsverhältnis bleibt während des Einsatzes des ausländischen Arbeit-

nehmers in Deutschland bestehen und wird für die Dauer der Entsendung nach 

Deutschland lediglich durch einen Zusatzvertrag, die Entsendevereinbarung, modifi-

ziert und abgeändert. Ein Arbeitsverhältnis mit dem deutschen Unternehmen, zu dem 

der Mitarbeiter entsandt wird, dem aufnehmenden Unternehmen, wird dabei nicht be-

gründet, ein Arbeitsvertrag nicht geschlossen. 

 

Das Arbeitsverhältnis mit dem ausländischen Arbeitgeber bleibt als aktives Arbeitsver-

hältnis bestehen und bildet gemeinsam mit der Entsendevereinbarung die Rechts-

grundlage für die Tätigkeit des ausländischen Arbeitnehmers in Deutschland. 

 

Das aufnehmende deutsche Unternehmen übt keine Arbeitgeberfunktion aus. Das (ar-

beitsvertragliche) Weisungsrecht für den eingesetzten ausländischen Arbeitnehmer übt 

ausschließlich der ausländische Arbeitgeber aus. Bei konzerninternen Entsendungen 

wird dieses Weisungsrecht allerdings häufig gelockert sein und teilweise von einem 

Vorgesetzten vor Ort am Einsatzort ausgeübt werden. Eine Eingliederung des auslän-

dischen Arbeitnehmers in die Arbeitsorganisation des aufnehmenden Unternehmens 

wird nicht erfolgen. Die weiterhin auch während der Entsendung bestehende Integrati-

on des ausländischen Mitarbeiters in die Organisation seines (ausländischen) Arbeit-
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gebers wird in der Regel dadurch indiziert, dass der Mitarbeiter weiterhin in der Ge-

haltsbuchhaltung des ausländischen Unternehmens (Gehaltszahlung erfolgt durch den 

ausländischen Arbeitgeber) geführt wird. 

 

Herkömmlicherweise werden bei einer Entsendung folgende Unter formen unterschie-

den. Gesetzliche Definitionen gibt es nicht, die Terminologie ist aus diesem Grunde 

auch uneinheitlich: 

 

– Dienstreise, bei einer Entsendung über einen Zeitraum von bis zu drei Monaten wird 

von Dienstreise gesprochen. 

– Abordnung, bei einer Entsendung zwischen drei und zwölf Monaten wird von einer 

Abordnung gesprochen; hier kommt es in der Regel (noch) nicht zur Verlagerung 

des Lebensmittelpunkts an den Entsendeort. 

– Delegation, die Delegation – und meist als (eigentliche) Entsendung bezeichnet – 

erfolgt über einen Zeitraum von über zwölf Monaten; hier kommt es zumindest vo-

rübergehend zu einer Verlagerung des Lebensmittelpunkts. 

Anmerkung 

Grundsätzlich tauchen in der Realität Mischformen auf, die dann zu Problemen in ver-

schiedener rechtlicher Hinsicht führen, da einige Rechtsfolgen gerade gewünscht sind, 

andere aber gleichzeitig vermieden werden sollen. 

 

Grundvoraussetzung einer Entsendung eines Mitarbeiters ins Inland (wie auch umge-

kehrt ins Ausland) ist ein klares Herausarbeiten der verschiedenen Interessen sämtli-

cher beteiligter Parteien, um dann eine für alle Beteiligten möglichst günstige Lösung 

und dann auch vertragliche Konstruktion zu finden. Die Lösung wird in der Regel im-

mer ein Kompromiss sein, da die Anforderungen verschiedenster Rechtsgebiete (Ar-

beitsrecht, Aufenthaltsrecht, Sozialversicherungsrecht, Steuerrecht) zu beachten sind. 

Wesentlich ist, dass das, was dann als die ideale Lösung gefunden worden ist, von den 

Parteien auch so gelebt wird. 

 

2.2 Anwendbares Recht 

Die Frage, welches materielle Recht auf ein Arbeitsverhältnis zwischen einem deut-

schen Arbeitgeber und einem ausländischen Arbeitnehmer Anwendung findet, d. h. auf 

ein Arbeitsverhältnis mit grenzüberschreitendem oder internationalem Bezug, ist eine 

Frage des Internationalen Privatrechts (IPR). In Deutschland ist das Internationale Pri-

vatrecht in der Rom I-Verordnung (Rom I-VO, Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über das auf vertragliche 

Schuldverhältnisse anwendbare Recht) geregelt.  
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Für arbeitsrechtliche Beziehungen mit internationalem Bezug sind dabei seit 17. De-

zember 2009 insbesondere die Artikel 8 und 9 der Rom I-VO von Bedeutung für Ver-

träge, die seitdem abgeschlossen worden sind. Die früheren einschlägigen Regelun-

gen im Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch, im EGBGB, die sich inhalt-

lich im Wesentlichen nicht von den jetzt geltenden Vorschriften der Rom I-VO unter-

scheiden, sind aufgehoben worden. 

 

Das internationale Privatrecht in Deutschland wird nur dann geprüft und ggf. ange-

wandt, wenn ein deutsches Gericht zuständig ist und über eine bestimmte Rechtsfrage 

aus diesem internationalen Arbeitsverhältnis zu entscheiden hat. 

 

Vorfrage ist daher die internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte. Der angeru-

fene Richter wird als Erstes prüfen, ob die deutsche Gerichtsbarkeit überhaupt gege-

ben ist. Dies prüft er, noch bevor er die Zuständigkeit des konkret angerufenen Ge-

richts prüfen wird. Die internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichtsbarkeit prüft 

das angerufene Gericht anhand der seit dem 10. Januar 2015 geltenden Verordnung 

(EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 

2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, zuletzt geändert am 15.05.2014 (Verord-

nung (EU) Nr. 1215/12), die die EuGVVO (Verordnung (EG) des Rates Nr. 44/2001 

über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-

scheidungen in Zivil- und Handelssachen Nr. 44/2001 vom 22. Dezember 2000, auch 

Brüssel I, in Kraft seit 01. März 2001) ablöst für Verfahren, die ab dem 10. Januar 2015 

eingeleitet worden sind (im Folgenden kurz " Verordnung (EU) Nr. 1215/12"), des 

EuGVÜ (Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und Vollstreckung gericht-

licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27. September 1968), des 

Luganer Abkommens (Luganer Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit 

und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom  

16. September 1988, seit 01. März 1995 in Deutschland in Kraft) und dem nationalen 

(deutschen) Recht, der ZPO bzw. dem Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG). 

Anmerkung 

Liegt ein (Arbeits-)Rechtsverhältnis mit internationalem Bezug vor, so ist vor der mate-

riellen (inhaltlichen) Prüfung einer dieses Arbeitsverhältnis betreffenden Rechtsfrage 

die Frage der (internationalen) Zuständigkeit der deutschen Gerichtsbarkeit zu klären. 

Es ist zu prüfen, ob die deutsche Gerichtsbarkeit gegeben ist oder aber die Gerichts-

barkeit eines anderen Staates. 

 

Nur wenn sich aufgrund dieser Prüfung der internationalen Zuständigkeit die Zustän-

digkeit eines deutschen Gerichts ergibt, ist anhand des deutschen (nationalen) Pro-

zessrechts festzustellen, welches Gericht konkret für die Prüfung der Rechtsfrage und 

für eine Entscheidung in dieser Frage prozessual zuständig ist. Gemäß den Regeln 

des deutschen IPR (jetzt Rom I-VO) ist sodann festzustellen, welches materielle Recht 

auf das Rechtsverhältnis bzw. die betreffende Rechtsfrage anwendbar ist. Dies kann 
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deutsches Arbeitsrecht sein oder auch (Arbeits-) Recht einer ausländischen Rechts-

ordnung.  

 

2.2.1 Internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte 

Die internationale Zuständigkeit wird in Bezug auf EU-Mitgliedstaaten anhand der Ver-

ordnung (EU) Nr. 1215/12 geprüft. Daneben ist das Vorgänger-Abkommen, das EuG-

VÜ, von Bedeutung. Es gilt noch heute für Dänemark. Das Luganer Abkommen gilt im 

Verhältnis der EU-Mitgliedstaaten zu Island, Norwegen und die Schweiz. Es entspricht 

inhaltlich weitgehend dem EuGVÜ und soll der Verordnung (EU) Nr. 1215/12O ange-

glichen werden. Sind die Regelungen dieser Verordnungen bzw. völkerrechtlichen 

Vereinbarung nicht anwendbar, so bestimmt sich die internationale Zuständigkeit eines 

deutschen Arbeitsgerichts nach den Vorschriften der ZPO bzw. des Arbeitsgerichtsge-

setzes (ArbGG). Die internationale Zuständigkeit des Gerichts folgt dabei der örtlichen 

Zuständigkeit (§§ 12 ff. ZPO, § 48 ArbGG).  

 

Ist somit ein Gericht nach den nationalen (deutschen) Prozessvorschriften örtlich zu-

ständig, ist auch seine internationale Zuständigkeit für die Streitfrage gegeben. Eine 

Sonderregelung zur internationalen Zuständigkeit findet sich in § 15 AEntG. 

 

Wird die internationale Zuständigkeit nach diesen Vorschriften bejaht, ist anhand des 

deutschen (nationalen) Prozessrechts, der ZPO (§§ 12 ff. ZPO) bzw. des ArbGG  

(§ 48 ArbGG) festzustellen, welches Gericht konkret für eine Entscheidung prozessual 

zuständig ist.  

 

Gemäß den Regeln des deutschen IPR (jetzt Rom I-VO) ist sodann festzustellen, wel-

ches materielle Recht anwendbar ist. 

Anmerkung 

Ist ein bestimmtes Gericht für die Entscheidung eines Rechtsstreits nach den Regeln 

der deutschen ZPO örtlich zuständig, so ist es auch international – in Bezug auf das 

Rechtsverhältnis mit internationalem Bezug – zuständig. 

 

Grundsätzlich ist die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte gegeben, wenn 

der Beklagte seinen Sitz bzw. Wohnsitz im Inland hat.  

 

Bei Klagen gegen deutsche Arbeitgeber wird daher regelmäßig die Zuständigkeit deut-

scher Gerichte gegeben sein (Sitz des Arbeitgeber oder Erfüllungsort, Art. 21 Verord-

nung (EU) Nr. 1215/12). Denkbar ist aber, dass nach einer ggf. in Betracht kommen-

den ausländischen Rechtsordnung auch Klagen im Ausland zulässig sind. Insbesonde-

re in den USA ist dies denkbar und daher zu beachten.  
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Für Klagen des (deutschen) Arbeitgebers gegen einen Arbeitnehmer ist hingegen (nur) 

das Gericht am Wohnsitz des Arbeitnehmers zuständig, Art. 22 Abs. 1 Verordnung 

(EU) Nr. 1215/12. Ein deutsches Gericht wird daher in solchen Fällen nur bei Klagen 

(Arbeitsrechtsstreitigkeiten) gegen einen in Deutschland wohnenden Arbeitnehmer 

zuständig sein. 

 

Ist das angerufene deutsche Gericht international nicht zuständig, wird es den Rechts-

streit als unzulässig abweisen. Eine Verweisung an ein ausländisches Gericht erfolgt 

nicht. 

2.2.2 Gerichtsstandsvereinbarungen 

Gerichtsstandsvereinbarung meint die Vereinbarung der Vertragsparteien (in unserem 

Falle Arbeitnehmer und Arbeitgeber) über ein bestimmtes Gericht, das für die Ent-

scheidung eines Rechtsstreits aus dem zwischen ihnen bestehenden Rechtsverhältnis 

örtlich / international zuständig sein soll. 

Beispiel 

Eine solche Gerichtsstandsklausel könnte lauten: Gerichtsstand ist München. 

 

Die Zulässigkeit einer Gerichtsstandsvereinbarung richtet sich grundsätzlich nach dem 

Recht, das auf das Rechtsverhältnis anwendbar ist. Gemäß den Regeln der Verord-

nung (EU) Nr. 1215/12ist eine Gerichtsstandsvereinbarung im Arbeitsrecht grundsätz-

lich unwirksam. Sie ist ausnahmsweise nur dann wirksam, wenn sie  

 

– erst nach Entstehen des Rechtsstreits geschlossen wird oder 

– dem Arbeitnehmer die Befugnis einräumt, andere als die in der Verordnung (EU)  

Nr. 1215/12 angeführten Gerichte anzurufen, Art. 23 i. V. m. Art. 22 Verordnung 

(EU) Nr. 1215/12. 

 

Ist deutsches Recht anwendbar, beurteilt sich die Zulässigkeit einer solchen Vereinba-

rung nach § 38 ZPO. Nach § 38 Abs. 2 ZPO sind Gerichtsstandsvereinbarungen zu-

lässig, wenn mindestens eine Partei ihren Sitz bzw. Wohnsitz nicht im Inland hat. 

Beispiel 

Ein in London lebender britischer Arbeitnehmer wird für ein deutsches Unternehmen in 

Hamburg von seinem Wohnsitz in London aus tätig. 

 

Nach Entstehung der Rechtsstreitigkeit kann wirksam eine Gerichtsstandsvereinbarung 

getroffen werden, nicht jedoch bereits im Arbeitsvertrag. Eine Gerichtsstandsvereinba-
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rung bereits im Arbeitsvertrag wäre nur wirksam, wenn sie dem Arbeitnehmer (für des-

sen Klagen gegen den Arbeitgeber) einen zusätzlichen Gerichtsstand einräumt. Dem 

Arbeitgeber hingegen kann durch Gerichtsstandsvereinbarung im Arbeitsvertrag kein 

zusätzlicher Gerichtsstand eingeräumt werden. Der Arbeitgeber müsste gegen den 

Arbeitnehmer (Wohn- und Arbeitsort in London) in London Klage erheben,  

Art. 22 Verordnung (EU Nr. 1215/12. Ein deutsches Gericht würde sich für unzuständig 

erklären und eine Klage zurückweisen. 

 

Eine rügelose Einlassung soll aber möglich bleiben, falls der Rechtsstreit vor einem an 

sich unwirksam vereinbarten Gericht geführt wird. Das Gericht muss aber den Beklag-

ten auf sein Recht zur Rüge der Unzuständigkeit und die Folgen der rügelosen Einlas-

sung hinweisen (siehe Art. 26 Verordnung (EU) Nr. 1215/12). 

2.2.3 Anwendbare Rechtsordnung nach deutschem IPR 

Von der Gerichtsstandsklausel zu unterscheiden ist die Rechtswahlklausel, die die An-

wendung einer bestimmten (materiellen) Rechtsordnung auf das betreffende Rechts-

verhältnis bestimmt. 

Beispiel 

Eine Rechtswahlklausel könnte lauten: Auf dieses Vertragsverhältnis findet deutsches 

Recht Anwendung. 

 

Allein die Vereinbarung eines deutschen Gerichtsstands reicht grundsätzlich nicht aus 

für die Betätigung einer Rechtswahl. 

Anmerkung 

Bei Arbeitsverhältnissen mit Auslandsbezug ist zum Zwecke der Rechtssicherheit die 

Formulierung einer ausdrücklichen Rechtswahlklausel zu empfehlen. 

 

Die Klausel muss allerdings dann auch eindeutig sein, um nicht zu Auslegungsschwie-

rigkeiten zu führen. Eine Klausel wie z. B. "Es findet deutsches bzw. US-Recht Anwen-

dung." sollte tunlichst vermieden werden. 
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 Grundsatz der Vertragsfreiheit 2.2.3.1

Im deutschen IPR gilt der Grundsatz der Vertragsfreiheit. In Art. 3, Art. 8 Abs. 1 Satz 1 

Rom I-VO ist die freie Rechtswahl geregelt. Die Arbeitsvertragsparteien können ver-

traglich regeln, welches Recht – die Rechtsordnung welchen Staates – auf ihre Ver-

tragsbeziehung Anwendung finden soll. 

 

Die Rechtswahl kann (und sollte) ausdrücklich im Arbeitsvertrag erfolgen. Sie kann 

allerdings auch stillschweigend erfolgen, z. B. durch Bezugnahme auf bestimmte 

Rechtsinstitute einer bestimmten Rechtsordnung (beispielsweise kann durch Verweis 

auf die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, die es in der in Frage kommenden auslän-

dischen Rechtsordnung nicht gibt, auf die Rechtswahl deutschen Rechts geschlossen 

werden) oder durch ausdrücklichen Verweis auf ein bestimmtes Gesetz (beispielsweise 

auf das BUrlG). 

 

Zudem kann die Anwendung einer bestimmten Rechtsordnung für den ganzen Vertrag 

oder aber nur für bestimmte Teile (z. B. Urlaubsregelung, Vergütungsregelung) des 

Vertrags vereinbart werden. 

 Fehlende Rechtswahl 2.2.3.2

Haben die Parteien keine Rechtsordnung für ihr Rechtsverhältnis gewählt, gilt gemäß 

Art. 8 Abs. 2 Rom I-VO grundsätzlich das Recht des gewöhnlichen Arbeitsorts; eine 

vorübergehende Entsendung in ein anderes Land, und damit ein anderer Arbeitsort, 

schaden dabei nicht. Vorübergehend ist dabei nicht von Dauer. Dies kann gemäß der 

Rechtsprechung des BAG zur Vorgängervorschrift (diese Rechtsprechung kann hier 

übernommen werden) zwischen einigen Monaten bis zu fünf Jahren sein. 

 

Nur wenn der Arbeitnehmer gewöhnlich nicht in ein und demselben Staatarbeitet (Ein-

satzwechseltätigkeit, z. B. bei Monteuren auf Baustellen in verschiedenen Ländern), ist 

auf das Recht der Anstellungsniederlassung abzustellen (Art. 8 Abs. 3 Rom I-VO). 

 

Es kann aber bei fehlender Rechtswahl abweichend vom Recht des gewöhnlichen Ar-

beitsorts bzw. der Anstellungsniederlassung auch das Recht eines anderen Staates 

anwendbar sein, wenn sich gemäß Art. 8 Abs. 4 Rom I-VO aus der Gesamtheit der 

Umstände ergibt, dass das Arbeitsverhältnis oder der Arbeitsvertrag eine engere Ver-

bindung zu diesem anderen Staat auf weist. Solche Umstände, die auf die Rechtsord-

nung eines anderen Staates hindeuten können, können sein: 

 

– Arbeitsort (tatsächlicher / vereinbarter) 

– Sitz / Wohnsitz der Vertragsparteien 

– Staatsangehörigkeit der Parteien 

– Vertragssprache 

– Währung, in der die Vergütung gezahlt wird 

– Ort des Vertragsschlusses 
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 Arbeitsrechtliche Besonderheit – Einschränkung der Vertragsfreiheit 2.2.3.3

Da das Arbeitsrecht im Grunde genommen Arbeitnehmerschutzrecht ist, gilt im Arbeits-

recht die Besonderheit, dass durch die getroffene Rechtswahl zwingende Arbeitneh-

merschutzrechte nicht ausgehebelt werden dürfen, die bei fehlender Rechtswahl (ge-

mäß Art. 8 Abs. 2 bis 4 Rom I-VO) gelten würden, Art. 8 Abs. 1 Satz 2 Rom I-VO. 

 

Es ist daher auch im Fall, dass eine Rechtswahl getroffen worden ist, stets das an-

sonsten (d. h. objektiv, mangels einer Rechtswahl) anwendbare Recht festzustellen. 

Diese Feststellung erfolgt anhand der objektiven Anknüpfung gemäß Art. 8 Abs. 2 bis 4 

Rom I-VO nach dem Recht des gewöhnlichen Arbeitsorts bzw. der Anstellungsnieder-

lassung, soweit nicht eine engere Verbindung des Arbeitsverhältnisses zu einem ande-

ren Staat besteht. 

 

Weicht dieses hiernach bestimmte Recht von dem gewählten Recht ab, ist durch kon-

kreten Vergleich der jeweiligen infrage kommenden rechtlichen Bestimmungen (Teilbe-

reich) dieser beiden Rechtsordnungen (z. B. Kündigungsvorschriften, Urlaubsan-

spruch) festzustellen, welche Bestimmung die für den Arbeitnehmer günstigere ist 

(Günstigkeitsvergleich). Bei diesem Günstigkeitsvergleich findet ein Sachgruppenver-

gleich statt, kein Einzelvergleich (Rosinentheorie, kein Cherry-Picking). 

 

Zwingendes (deutsches) Arbeitnehmerschutzrecht, das durch Vereinbarung der 

Rechtsordnung eines anderen Staates, nicht ausgehebelt werden kann, ist nach der 

Rechtsprechung des BAG der Kündigungsschutz nach dem KSchG (Abschnitt 1 und 2, 

nicht jedoch Abschnitt 3 des KSchG), das Recht des Betriebsübergangs (§ 613a BGB), 

der allgemeine Gleichbehandlungsgrundsatz, das Recht über Arbeitnehmererfindun-

gen sowie auch Jugendarbeitsschutz, Mutterschutz, Schwerbehindertenschutz, Ar-

beitszeitrecht (wobei die letztgenannten Schutzvorschriften bereits über Art. 9 Rom I-

VO Anwendung finden werden, wenn die Beschäftigung in Deutschland ausgeübt wird, 

siehe hierzu im Einzelnen unten).  

Beispiel 1 

D ist deutscher Staatsangehöriger und bei dem niederländischen Unternehmen NL 

angestellt. Nach drei Jahren Tätigkeit in den Niederlanden soll D für drei Jahre nach 

Deutschland (Hamburg) gehen, um bei der deutschen Tochtergesellschaft DT für NL 

zu arbeiten. DT stellt D einen Dienstwagen zur Verfügung. Ein Vertragsverhältnis zwi-

schen D und DT besteht nicht. Der bei NL geschlossene Arbeitsvertrag des D ist in 

Englisch, die Währung in Euro. NL kündigt das Arbeitsverhältnis mit D nach zweijähri-

ger Tätigkeit in Deutschland. Eine Rechtswahl haben die Vertragsparteien nicht getrof-

fen. Sie haben seinerzeit jedoch – auf Drängen des D – Hamburg als Gerichtsstand 

während der Entsendung vereinbar t. D erhebt Kündigungsschutzklage beim Arbeits-

gericht Hamburg. Das Arbeitsgericht Hamburg wird zunächst von Amts wegen seine 

internationale Zuständigkeit prüfen. 
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Findet deutsches Recht auf das Arbeits- / Entsendeverhältnis von D Anwendung, so ist 

die getroffene Gerichtsstandvereinbarung nach § 38 ZPO zulässig, da mindestens eine 

Partei (NL) ihren Sitz nicht im Inland hat. Da NL seinen Sitz in den Niederlanden hat, 

ist die Verordnung (EU) Nr. 1215/12 anwendbar. Eine Gerichtsstandvereinbarung ist 

dann in arbeitsrechtlichen Streitigkeiten erst nach Entstehen des Rechtsstreits zuläs-

sig. Eine rügelose Einlassung des Beklagten DM macht aber auch in diesem Fall das 

angerufene Gericht zuständig. Das Arbeitsgericht Hamburg wird daher zunächst inter-

national zuständig sein, solange der Gegner (NL) keine Zuständigkeitsrüge erhebt. Das 

Gericht hat NL hierauf hinzuweisen. 

  

Das Gericht prüft dann materiell zunächst, welches Recht auf das streitige Rechtsver-

hältnis anwendbar ist. Eine Rechtswahl ist nicht getroffen worden. Gemäß  

Art. 8 Abs. 2 Rom I-VO ist das Recht des Staates anwendbar, in dem der Arbeitnehmer 

gewöhnlich seine Arbeit verrichtet, auch wenn er vorübergehend in einen anderen 

Staat entsandt ist. Als gewöhnlicher Arbeitsort sind hier grundsätzlich die Niederlande 

anzusehen. Fraglich ist aber, ob die bereits zweijährige – und für drei Jahre geplante – 

Tätigkeit in Deutschland noch eine vorübergehende Entsendung darstellt, oder aber 

bereits zum gewöhnlichen Arbeitsort erstarkt ist. Legt man den Schwerpunkt darauf, 

dass nur ein dreijähriger Auslandseinsatz des D geplant war, liegt wohl nur ein vo-

rübergehender Arbeitsortswechsel vor. Dies wird aber im Einzelfall immer eine Ausle-

gungsfrage sein. Auf das Arbeits- und Entsendeverhältnis des D mit NL ist daher aus 

deutscher IPR-Sicht niederländisches Recht anzuwenden. 

 

Eine andere Beurteilung kann sich aus Art. 8 Abs. 4 Rom I-VO ergeben, wenn die Ge-

samtheit der Umstände auf eine engere Verbindung zu einem anderen Staat (bei-

spielsweise Deutschland) hinweisen. Die Vertragssprache ist Englisch, gibt also inso-

weit keine Anhaltspunkte. D ist allerdings Deutscher. Der Vertrag ist in den Niederlan-

den geschlossen worden, der Arbeitgeber ist eine niederländische Person mit Sitz in 

den Niederlanden. Wenn nicht noch andere Anhaltspunkte (Umstände) auf deutscher 

Seite hinzukommen, wird wohl keine engere Verbindung zu Deutschland vorliegen. Es 

wird daher niederländisches Recht Anwendung finden. 

Beispiel 2 

X ist US-amerikanischer Staatsbürger und bei U in den USA angestellt und dort auch 

bereits längere Zeit für ihn tätig. X soll für acht Monate nach Deutschland entsandt 

werden, um hier bei der deutschen Tochtergesellschaft D in München zu arbeiten. Ein 

Vertrag zwischen X und D wird nicht geschlossen. In der Entsendevereinbarung zwi-

schen X und U, die den bestehenden Arbeitsvertrag abändert bzw. ergänzt, wird die 

Anwendung des deutschen Rechts vereinbart. Gerichtsstand soll in München sein. 

Nach drei Monaten wird X von U gekündigt. X erhebt Kündigungsschutzklage vor dem 

Arbeitsgericht in München. Das Arbeitsgericht München ist zuständig, wenn sich die 

Zuständigkeit nach der anwendbaren Rechtsordnung ergibt. 

 



International – Einsatz ausländischer Mitarbeiter in Deutschland 

Juli 2015 

Arbeitsrecht  77 

 

 

 

Da die entsprechenden völkerrechtlichen Vereinbarungen und Verordnungen nicht 

einschlägig sind, ist die internationale Zuständigkeit des Arbeitsgerichts München an-

hand der deutschen Prozessrechtsnormen zu prüfen. Nach § 38 Abs. 2 ZPO ist die 

Gerichtsstandvereinbarung zulässig. Mindestens eine Partei hat ihren Sitz / Wohnsitz 

nicht im Inland. Zu prüfen ist, welches materielle Recht auf das streitige Rechtsverhält-

nis, die Entsendung des X nach U, Anwendung findet. Die Vertragsparteien haben 

deutsches Recht gewählt. Gemäß Art. 3 Rom I-VO ist diese Rechtswahl zulässig. Ge-

mäß Art. 8 Abs. 1 Rom I-VO darf aber diese Rechtswahl nicht dazu führen, dass dem 

X der zwingende Arbeitnehmerschutz entzogen wird, den er hätte, falls keine Rechts-

wahl getroffen worden wäre. Nach Art. 8 Abs. 2 bis 4 Rom I-VO ist also zu prüfen, wel-

che Rechtsordnung anwendbar wäre, wenn die Parteien selbst keine Rechtswahl ge-

troffen hätten. Gemäß Art. 8 Abs. 2 Rom I-VO ist (objektiv) das Recht des gewöhnli-

chen Arbeitsorts anwendbar. Der gewöhnliche Arbeitsort ist hier in den USA. X ist nur 

für ein paar Monate in Deutschland eingesetzt. Umstände, die auf eine engere Verbin-

dung zu einem anderen Staat hinweisen, sind nicht ersichtlich  

(Art. 8 Abs. 4 Rom I-VO). Es ist daher objektiv US-Recht anwendbar. 

 

Das Gericht wird seine Zuständigkeit bejahen (§ 38 ZPO). Für die Prüfung der Begrün-

detheit des Klageanspruchs wird es die entsprechenden Kündigungsvorschriften des 

deutschen Rechts und des US-Rechts einem Günstigkeitsvergleich unterziehen müs-

sen, um festzustellen, welches Recht für den Arbeitnehmer im Ergebnis in diesem 

Teilbereich günstiger ist, d. h. ihm den größeren Arbeitnehmerschutz gewährt. Hierfür 

wird ein Sachverständigengutachten erforderlich sein. 

Anmerkung 

Es ist fraglich, ob es bei einer mit Beispiel 2 vergleichbaren Fallkonstellation von Vorteil 

ist, einen deutschen Gerichtsstand und auch die Geltung deutschen Rechts zu verein-

baren, wenn auf das Rechtsverhältnis objektiv eine ausländische Rechtsordnung An-

wendung findet. Zur Vermeidung von langwierigen und möglicherweise im Ergebnis 

unsicheren Verfahren zur Bestimmung des im konkreten Fall anwendbaren Rechts 

(was ist günstiger für den Arbeitnehmer?) ist zu überlegen, ob es nicht grundsätzlich – 

soweit nicht gewichtige Gründe entgegenstehen – günstiger wäre, diejenige Rechts-

ordnung für das Arbeitsverhältnis zu vereinbaren, die auch nach objektiven Anknüp-

fungskriterien (Art. 8 Abs. 3 oder 4 Rom I-VO) anwendbar ist. 

Beispiel 3 

CH ist Schweizer und für das Schweizer Unternehmen X in der Schweiz im Vertrieb 

tätig. Das Unternehmen X wird aufgelöst und die Aktivitäten des X von der deutschen 

Gesellschaft D übernommen. Im Zuge dieser Unternehmensumstrukturierung wird zwi-

schen D und CH ein neuer Arbeitsvertrag geschlossen, der mit dem mit X geschlosse-

nen Vertrag inhaltlich fast identisch ist. Zudem wird vereinbart, dass nach wie vor 

Schweizer Recht gelten soll. CH wird zum größten Teil wie bisher von seinem Home-
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Office in der Schweiz aus tätig. CH soll nun von D abgemahnt werden. Ist hierfür 

Schweizer Recht oder deutsches Recht anwendbar? 

 

Die Parteien haben die Anwendung von Schweizer Recht vereinbart. Auch nach objek-

tiven Anknüpfungskriterien (Ort des gewöhnlichen Arbeitsorts) ist Schweizer Recht 

anzuwenden. Die Abmahnung wird also Schweizer Recht entsprechen müssen. 

Beispiel 4 

Die englische Firma GB schließt einen Anstellungsvertrag mit dem deutschen Monteur 

D. D wohnt in Deutschland und soll von hier aus überwiegend Aufträge in Ländern in 

Südostasien und Afrika übernehmen. Er wird viel in diesen Ländern auf Reisen sein, 

wird aber ansonsten auch in Deutschland Einsätze haben. Im Vertrag ist keine 

Rechtswahl getroffen. Welches Recht gilt? 

 

Die Tätigkeit des D ist eine Einsatzwechseltätigkeit. Er ist nicht von einem gewöhnli-

chen Arbeitsort aus tätig. Gemäß Art. 8 Abs. 3 Rom I-VO ist daher das Recht der An-

stellungsniederlassung auf dieses Rechtsverhältnis anwendbar, denn eine Rechtswahl 

ist nicht getroffen worden. Die Niederlassung, die D angestellt hat, sitzt in England. Es 

wird daher englisches Recht Anwendung finden. Etwas anderes kann sich lediglich 

ergeben, wenn die Gesamtheit der Umstände auf eine engere Verbindung zum Recht 

eines anderen Staates hinweist (Art. 8 Abs. 4 Rom I-VO). 

 

 Weitere Einschränkungen der Vertragsfreiheit 2.2.3.4

Gemäß Art. 21 Rom I-VO ist eine ausländische Rechtsvorschrift dann nicht anzuwen-

den, wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis führt, das mit wesentlichen Grundsät-

zen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist; insbesondere bei einem Ver-

stoß gegen die Grundrechte. In diesen Fällen ist die Anwendung ausländischen Rechts 

zum Schutz der öffentlichen Ordnung (Ordre Public) ausgeschlossen. 

 

Art. 9 Rom I-VO regelt, dass international zwingende Normen des deutschen Rechts 

(Eingriffsnormen) grundsätzlich anwendbar sind, auch wenn eine andere Rechtsord-

nung vereinbart ist. Dies betrifft nicht nur zwingende arbeitsrechtliche Vorschriften, 

sondern auch andere zwingende Vorschriften der deutschen Rechtsordnung. Diese 

zwingenden Normen müssen zumindest auch im Gemeinwohlinteresse geschaffen 

sein und dürfen nicht nur dem Individualinteresse dienen. Der Zweck dieser Vorschrif-

ten liegt in der Durchsetzung inländischer ordnungspolitischer Vorstellungen, die der 

Disposition der Vertragsparteien entzogen sind.  

 

Unter den Anwendungsbereich des Art. 9 Rom I-VO fallen beispielsweise Kündigungs- 

und Entgeltschutzvorschriften zugunsten von Schwangeren und Müttern, der Schwer-

behindertenschutz, nicht hingegen der Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit nach 
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§ 8 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG). Auch werden die Vorschriften der §§ 17 ff. 

Kündigungsschutzgesetz (KSchG) (zur Massenentlassung) international zwingend sein 

(vgl. Schlachter in Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, Rom I-VO  

Art 9 Eingriffsnormen, Rdnr. 21 ff., 15. Auflage 2015). 

 

Wesentlich ist bei Entsendesachverhalten die Anwendung des § 2 Arbeitnehmerent-

sendegesetz (AEntG), der auf die zwingend anwendbaren Vorschriften des Mindest-

lohns, des Urlaubsrechts, des Arbeitszeitgesetzes und der Arbeitnehmerüberlassung 

verweist. All diese zwingend anwendbaren Vorschriften gelten gemäß § 2 AEntG über 

Art. 9 Abs. 1 Rom I-VO auch für ausländische Arbeitnehmer eines im Ausland ansässi-

gen Arbeitgebers, die in Deutschland – ggf. nur vorübergehend (im Rahmen von 

Dienstreisen) – ihre Beschäftigung ausüben. Für die Dauer ihres Einsatzes in Deutsch-

land gelten diese Vorschriften auch für diese Arbeitnehmer bzw. sind von deren Arbeit-

gebern einzuhalten. Die Einhaltung dieser Vorschriften wird auch von den deutschen 

Kontrollbehörden (Schwarzarbeitskontrolle!) geprüft. 

 

Bei Beschäftigung eines Mitarbeiters in Deutschland sind über Art. 9 Abs. 1 Rom I-VO 

auch die deutschen Vorschriften im Sozialversicherungsrecht, im Steuerrecht, im Auf-

enthalts- und Arbeitsgenehmigungsrecht sowie sonstige öffentlich-rechtliche Vorschrif-

ten anwendbar. 

Anmerkung 

In der Praxis wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass für ausländische Mitarbeiter in 

Deutschland auch dann beispielsweise die deutschen Feiertagsregelungen, das deut-

sche Arbeitszeitgesetz (ArbZG) gilt, wenn als Vertragsstatut ausländisches Recht ver-

einbart worden ist. Das ArbZG erlegt dem (deutschen) Arbeitgeber Pflichten auf, denen 

er sich nicht dadurch entziehen kann, dass er die Anwendung einer ausländischen, für 

ihn in dieser Hinsicht günstigeren Rechtsordnung vereinbart. 

 

2.3 Sprachrisiko 

Beschäftigt ein deutscher Arbeitgeber einen ausländischen Arbeitnehmer, der die 

deutsche Sprache entweder gar nicht oder nur unzureichend spricht oder versteht, 

kann es zu Problemen tatsächlicher und rechtlicher Art kommen, wenn der Arbeitneh-

mer eine rechtlich relevante Erklärung nicht ausreichend verstanden hat. Fraglich ist 

dann, wer von den beiden – Arbeitgeber oder Arbeitnehmer – das Sprachrisiko trägt, d. 

h. für die aufgrund des mangelnden sprachlichen Verständnisses entstandenen Folgen 

verantwortlich ist. 
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Anmerkung 

Eine allgemein übliche Betriebssprache gibt es nicht. 

 

2.3.1 Abschluss des Arbeitsvertrages 

Beim Abschluss des Arbeitsvertrages mit einem ausländischen Arbeitnehmer gilt, dass 

der Arbeitsvertrag grundsätzlich auch dann in deutscher Sprache abgefasst werden 

kann, wenn der Ausländer kein Wort Deutsch spricht. Es obliegt dann dem ausländi-

schen Arbeitnehmer, sich den Vertrag vor Unterzeichnung übersetzen zu lassen. 

Rechtsprechung 

Das LAG Baden-Württemberg hat folgenden Fall entschieden (Urteil vom 30. Dezem-

ber 1970, Az. 4 Sa 64/70): Der Arbeitgeber hatte einem ausländischen Arbeitnehmer 

eine befristete Beschäftigung angeboten. Der Arbeitnehmer hatte das Angebot als un-

befristetes Arbeitsvertragsangebot verstanden. Er musste allerdings die Befristung 

gegen sich gelten lassen. Bei der Einstellung ausländischer Arbeitnehmer, die die 

deutsche Sprache nicht beherrschen oder nicht lesen können, kann ihnen das Sprach-

risiko zum Nachteil gereichen. 

Rechtsprechung 

Das LAG Frankfurt am Main (Urteil vom 07. Juni 1974, Az. 8 Sa 45/74) hat Folgendes 

entschieden: Unterschreibt ein des Deutschen nur teilweise kundiger, sonst gewandter 

Arbeitnehmer einen vierseitigen Formularvertrag, ohne nach seinem weiteren Inhalt 

auch nur zu fragen, weil er die Stelle haben möchte, so muss er mit vereinbarte tarifli-

che Ausschlussfristen gegen sich gelten lassen wie ein deutscher Arbeitnehmer in ver-

gleichbarer Situation. 

 

Betriebsübliche Vertragsklauseln müssen nicht übersetzt werden. Eine Pflicht des Ar-

beitgebers zur Übersetzung solcher betriebsüblicher Vertragsklauseln besteht nur, so-

weit der Arbeitgeber auch einem deutsch sprechenden Arbeitnehmer gegenüber ver-

pflichtet wäre, auf den Vertragsinhalt besonders hinzuweisen. 

 

Eine Ausgleichsquittung hingegen muss beispielsweise übersetzt werden. Der Arbeit-

geber trägt hier die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass der ausländische Arbeit-

nehmer entweder ihren Inhalt verstanden hat oder der Inhalt ihm übersetzt und in sei-

ner Sprache verständlich gemacht worden ist. Entsprechendes gilt auch für die Auflö-

sung des Arbeitsverhältnisses.   



International – Einsatz ausländischer Mitarbeiter in Deutschland 

Juli 2015 

Arbeitsrecht  81 

 

 

 

Besteht eine Aufklärungs- und Hinweispflicht des Arbeitgebers bei bestimmten Ver-

tragsinhalten, so wird den Arbeitgeber dann auch die Pflicht treffen, für eine Überset-

zung dieser Vertragsinhalte zu sorgen. So ist beispielsweise der Verleiher verpflichtet, 

dem Leiharbeitnehmer bei Vertragsschluss ein Merkblatt der Erlaubnisbehörde über 

den wesentlichen Inhalt des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) auszuhändi-

gen (§ 11 Abs. 2 AÜG). 

Anmerkung 

Festzuhalten ist, dass den Arbeitgeber grundsätzlich Aufklärungs- und Hinweispflichten 

sowie Nachweispflichten aufgrund verschiedener Regelungen im Arbeitsrecht treffen 

(siehe Gewerbeordnung – GewO, Nachweisgesetz – NachwG). Es wird daher in der 

Praxis davon auszugehen sein, dass den Arbeitgeber im Zweifel auch eine Überset-

zungspflicht treffen wird. 

 

Wird die Übersetzung eines Vertrages unterzeichnet, so wird diese Sprachversion 

(ebenfalls) zum wirksamen Vertrag. Problematisch wird es, wenn beide Sprachfassun-

gen ein und desselben Vertrags voneinander abweichen wegen eines Übersetzungs-

fehlers. In diesen Fällen von zweisprachig abgefassten Verträgen sollte unbedingt eine 

Sprachklausel mit aufgenommen werden, in der geregelt wird, welche Sprachversion 

im Zweifel gilt. 

2.3.2 Abmahnung 

Sinn und Zweck der Abmahnung ist es, den Arbeitnehmer zu ermahnen und vor allem 

zu warnen, dass bei einem weiteren Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen 

eine Kündigung die Folge sein kann. Diese Warnfunktion setzt natürlich voraus, dass 

der Arbeitnehmer auch Kenntnis vom Inhalt des Abmahnungsschreibens erlangt. Die 

bloße Entgegennahme des Schreibens durch einen der deutschen Sprache unkundi-

gen Arbeitnehmer genügt daher grundsätzlich nicht. 

Rechtsprechung 

Das BAG hat in seiner Entscheidung vom 09. August 1984, Az. 2 AZR 400/83) festge-

stellt, dass zur Wirksamkeit einer Abmahnung über den Zugang des Schreibens hinaus 

grundsätzlich auch die Kenntnis des Empfängers von ihrem Inhalt erforderlich ist. Der 

Arbeitnehmer kann sich jedoch gegebenenfalls nach Treu und Glauben später nicht 

auf fehlende Kenntnis von der Abmahnung und ihrem Inhalt berufen, wenn er mit der 

Abmahnung rechnen musste. 
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Die Arbeitnehmerin hätte in dem vom BAG entschiedenen Fall deutlich machen müs-

sen, dass sie das Abmahnungsschreiben nicht versteht, oder aber für eine Überset-

zung sorgen müssen. Zwar hätte auch der Arbeitgeber eine Übersetzung beifügen  

oder einen Dolmetscher einschalten können. Die Arbeitnehmerin ist aber deswegen 

nicht berechtigt, nach Ablauf von über einem Monat das Schreiben als im Ergebnis 

nicht existent zu betrachten. 

 

2.3.3 Kündigungsschreiben 

Bei Kündigungsschreiben an ausländische Mitarbeiter sind einzelne Rechtsfragen sehr 

umstritten. 

 

Problematisch ist dabei die Feststellung, wann das Kündigungsschreiben dem Mitar-

beiter zugegangen ist, er also vom Inhalt des Schreibens Kenntnis haben konnte. Ab 

dem Zeitpunkt des Zugangs beginnt die Klagefrist für eine Kündigungsschutzklage zu 

laufen. Wird die Klage erst sehr spät erhoben, weil der Arbeitnehmer erst spät den In-

halt des Schreibens verstanden hat, wird bei der Zulässigkeit der Klage (wurde die 

Klagefrist eingehalten?) zu prüfen sein, wann die Kündigung zugegangen und ab wann 

damit die Klagefrist in Gang gesetzt worden ist. In diesem Zusammenhang stellt sich 

dann immer wieder die Frage, wer – Arbeitgeber oder Arbeitnehmer – das Risiko einer 

verspäteten Möglichkeit der Kenntnisnahme und somit das Sprachrisiko trägt. Hätte 

der Arbeitgeber für eine Übersetzung sorgen müssen, oder ist dies Sache des Arbeit-

nehmers? 

Rechtsprechung 

Hier gibt es einerseits eine Entscheidung des LAG Hamm (Beschluss vom 01. April 

1979, Az. 8 Ta 105/ 78), das ein solches Schreiben erst als zugegangen gelten lassen 

will, wenn eine angemessene Zeit zu dessen Übersetzung verstrichen ist. Dement-

sprechend beginnt auch die dreiwöchige Klagefrist erst ab diesem Zeitpunkt zu laufen. 

Die Bestimmung einer angemessenen Zeit wird in der Praxis aber wohl recht schwierig 

sein. 

Rechtsprechung 

Andererseits hat das L AG Hamburg (Beschluss vom 20. November 1984, Az. 1 Ta 

12/84) entschieden, dass der Arbeitnehmer gehalten ist, sich unmittelbar nach Erhalt 

des Kündigungsschreibens dieses übersetzen zu lassen. Im Regelfall soll es nach Ver-

säumnis der dreiwöchigen Kündigungsfrist dann keine nachträgliche Klagezulassung 

geben. 
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Das BAG (Urteil vom 16. März 1988, Az. 7 AZR 587/87 und vom 02. März 1989,  

Az. 2 AZR 275/88) vertritt in diesem Zusammenhang bei Kündigungszugang den so-

genannten objektiven Zugangsbegriff. Bei Zugang einer Erklärung reicht nach § 130 

BGB die Möglichkeit der Kenntnisnahme aus. Wenn diese Möglichkeit gegeben ist, 

kommt es auf den Zeitpunkt der tatsächlichen Kenntnisnahme nicht an. Diese Fälle 

betrafen jedoch Fälle der Ortsabwesenheit des ausländischen Arbeitnehmers (wegen 

Urlaubs oder Auslieferungshaft im Ausland), nicht die spezielle Problematik des 

sprachunkundigen Ausländers. 

Anmerkung 

Wegen der insgesamt ungeklärten Rechtslage wird zu empfehlen sein, das Kündi-

gungsschreiben, das an einen ausländischen Mitarbeiter gerichtet ist, bei dem  

aufgrund seiner passiven und aktiven Sprachkenntnisse nicht sicher davon ausgegan-

gen werden kann, dass er es sofort versteht, mit einer Übersetzung zu versehen. Dies 

mag wiederum je nach Umständen bei einfachen Kündigungsschreiben, die zudem 

mündlich erläutert werden (um sicher zu sein, dass der ausländische Mitarbeiter den 

Inhalt verstanden hat), überflüssig sein. Ein kompliziertes Schreiben sollte aber über-

setzt übergeben werden bzw. ein Dolmetscher bei persönlicher Überreichung des 

Schreibens hinzugezogen werden. 

 

2.3.4 Aufhebungsvertrag, Ausgleichsquittung 

Im Zusammenhang mit der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses mit einem ausländi-

schen Mitarbeiter und der Unterzeichnung einer Ausgleichsquittung ist im Einzelnen 

streitig, wer das Sprachrisiko trägt. 

Rechtsprechung 

Das LAG Frankfurt am Main (Urteil vom 06. Februar 1974, Az. 6 Sa 608/ 73) hat ent-

schieden, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer nicht mit Vorlage einer für diesen 

unverständlichen Ausgleichsquittung das Sprachrisiko aufbürden darf. Der Arbeitgeber 

hat vielmehr die Ausgleichsquittung in der Muttersprache des Ausländers abzufassen 

oder zunächst eine Übersetzung durch einen Dolmetscher anzufordern. Will der Ar-

beitgeber aus einer solchen rechtserheblichen Erklärung des Anderen später Rechte 

herleiten, muss er dafür sorgen, dass dieser sie auch bei Unterzeichnung / Abgabe 

verstanden hat. 
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Rechtsprechung 

Das LAG Hamm (Urteil vom 02. Januar 1976, Az. 3 Sa 1121/ 75) hingegen geht davon 

aus, dass den Arbeitgeber keine Übersetzungspflicht trifft. Der Arbeitnehmer ist selbst 

dann an eine von ihm unterschriebene Ausgleichsquittung gebunden, wenn er sie un-

gelesen unterzeichnet hat. Der Arbeitgeber ist allerdings – will er aus der Aus-

gleichsquittung Rechte herleiten – dafür darlegungs- und beweispflichtig, dass der Ar-

beitnehmer die Erklärung verstanden hat bzw. der deutschen Sprache ausreichend 

mächtig war. 

 

2.3.5 Kündigung 

 Wegen Beleidigung 2.3.5.1

Fraglich ist, ob Beleidigungen durch einen ausländischen Mitarbeiter gegenüber einem 

Vorgesetzten in der Heimatsprache des Ausländers, die der Vorgesetzte nicht verste-

hen konnte, eine Kündigung rechtfertigen können. 

Rechtsprechung 

Das LAG Berlin (Urteil vom 16. März 1981, Az. 9 Sa 3/81) hat in einem solchen Fall 

entschieden, dass eine solche Beleidigung für eine Kündigung ausreichen kann, da 

kündigungsrechtlich allein die objektive Eignung des Inhalts der Äußerung als Beleidi-

gung ausreicht. Der Beleidigte muss sie nicht verstanden haben. 

Anmerkung 

Erstaunlich hierbei ist, dass es nicht auf den Zugang der Beleidigung ankommt, der 

Beleidigte also nicht wissen muss, dass er beleidigt worden ist. Auch soll es nicht da-

rauf ankommen, ob in der Umgebung andere, der ausländischen Sprache Kundige 

anwesend waren, die die Beleidigung gehört haben. 

 

 Wegen Sprachmängeln 2.3.5.2

Fraglich ist auch, ob die Kündigung eines ausländischen Mitarbeiters allein deshalb 

gerechtfertigt sein kann, weil er die Anforderungen an eine bestimmte sich geänderte 

Arbeitsstelle nicht mehr erfüllt, wobei diese Unzulänglichkeit spezifisch darin begründet 

ist, dass er Ausländer ist und beispielsweise die deutsche Sprache nicht ausreichend 

beherrscht. 
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Rechtsprechung 

Das LAG Frankfurt am Main (Urteil vom 19. Juli 1999, Az. 16 Sa 1898/98) hatte im 

Jahr 1999 folgenden Fall zu entscheiden: Der Arbeitgeber hat ein neues Qualitätsma-

nagement-System eingeführt und fordert nun auch von den ausländischen Arbeitneh-

mern besondere deutsche Sprachkenntnisse. Andernfalls wolle er ihnen kündigen. Der 

Arbeitgeber hat den Mitarbeitern Sprachkurse außerhalb der Arbeitszeit angeboten. 

 

Das Gericht hat eine (personenbedingte) Kündigung für unwirksam gehalten. Gemäß 

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit muss der Arbeitgeber zunächst den Arbeitge-

bern die Möglichkeit verschaffen, sich die erforderlichen Sprachkenntnisse anzueignen. 

Das Gericht hat hier nach der Störquelle geforscht. Zwar konnte die betroffene Arbeit-

nehmerin tatsächlich nicht genügend Deutsch; die Störquelle und unmittelbare Ursache 

für die Störung war aber nicht der persönliche Bereich (der Arbeitnehmerin), sondern 

der betriebliche Bereich. Dies ergäbe ein Vorher-Nachher-Vergleich. Die Möglichkeit 

zur Aneignung der geforderten Kenntnisse hat der Arbeitgeber nicht geschaffen, da die 

Teilnahme an Schulungen außerhalb der Arbeitszeit den Mitarbeitern nicht zugemutet 

werden könne und daher ungeeignet ist. 

Rechtsprechung 

Das BAG (Urteil vom 28. Januar 2010, Az. 2 AZR 764/08) hat am 28. Januar 2010 ent-

schieden, dass unzureichende Deutschkenntnisse eine ordentliche Kündigung rechtfer-

tigen können. Der Arbeitnehmer, in Spanien geboren und zur Schule gegangen, war 

seit 1978 bei der Arbeitgeberin, einem Unternehmen der Automobilzulieferindustrie, als 

Produktionshelfer beschäftigt. Nach einer von ihm unterzeichneten Stellenbeschrei-

bung aus dem Jahr 2001 zählte zu den Anforderungen auch die Kenntnis der deut-

schen Sprache in Wort und Schrift. Der Arbeitnehmer absolvierte im September 2003 

auf Kosten der Arbeitgeberin während der Arbeitszeit einen Deutschkurs. Mehrere ihm 

empfohlene Folgekurse lehnte er ab. Seit März 2004 ist die Arbeitgeberin nach den 

entsprechenden Qualitätsnormen zertifiziert. In der Folgezeit wurde bei mehreren in-

ternen Audits festgestellt, dass der Arbeitnehmer Arbeits- und Prüfanweisungen nicht 

lesen konnte. Im September 2005 forderte die Arbeitgeberin ihn auf Maßnahmen zur 

Verbesserung seiner Deutschkenntnisse zu ergreifen. Eine weitere Aufforderung im 

Februar 2006 verband die Arbeitgeberin mit dem Hinweis, er müsse mit einer Kündi-

gung rechnen, wenn er die Kenntnisse nicht nachweisen könne. Nach einem Audit vom 

April 2007 war der Arbeitnehmer weiterhin nicht in der Lage, die Vorgaben einzuhalten. 

Daraufhin kündigte die Arbeitgeberin das Arbeitsverhältnis. 

 

Das Gericht stellte fest, dass die Kündigung nicht gegen § 3 Abs. 2 AGG (Verbot der 

mittelbaren Diskriminierung) wegen der ethnischen Herkunft verstoße. Die Arbeitgebe-

rin verfolgt ein im Sinne des AGG legitimes, nicht diskriminierendes Ziel, wenn sie – 

z. B. aus Gründen der Qualitätssicherung – schriftliche Arbeitsanweisungen einführt. 

Der Arbeitgeberin war es nicht verwehrt, vom Arbeitnehmer ausreichende Kenntnisse 
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der deutschen Schriftsprache zu verlangen. Sie hatte ihm ausreichend Gelegenheit 

zum notwendigen Spracherwerb gegeben. 

 

2.3.6 Arbeitszeugnis 

Das Arbeitszeugnis dient dem beruflichen Fortkommen des Arbeitnehmers. Es muss 

klar und verständlich formuliert sein. Die Ausstellung des Arbeitszeugnisses ist grund-

sätzlich Sache des Arbeitgebers. Er muss es daher in seiner Sprache abfassen kön-

nen. Es wird Sache des Arbeitnehmers sein, sich eine entsprechende Übersetzung 

seines Arbeitszeugnisses anfertigen zu lassen, wenn er es in seinem Sprachraum ver-

wenden will. 

 

Es wäre wohl zu weitgehend, zu vertreten, dass der Arbeitgeber gehalten ist das 

Zeugnis in der Muttersprache des ausländischen Arbeitnehmers abzufassen, auch 

wenn dieser ihn darauf hingewiesen und darum gebeten hat. Anders kann sich die Si-

tuation darstellen, wenn der Arbeitgeber ohne Weiteres der Heimatsprache des Mitar-

beiters mächtig ist. 

2.3.7 Unterrichtungs- und Mitteilungspflichten 

Soweit der Arbeitgeber bestimmte Unterrichtungs- und Hinweispflichten gegenüber 

dem Arbeitnehmer hat, ist er dafür verantwortlich, dass der Arbeitnehmer diese Hin-

weise auch versteht. Die Hinweise sind daher in verständlicher Form und Sprache zu 

erteilen. Ob in jedem Einzelfall eine Übersetzung sämtlicher Unterlagen, Gesetze etc. 

erforderlich ist, hängt natürlich vom individuellen Sprachverständnis und den Sprach-

kenntnissen des Einzelnen ab. Ob eine Übersetzung in jedem Fall erforderlich ist, 

hängt auch vom Inhalt der Mitteilung ab. Die Grenze wird hier wohl in der Offensicht-

lichkeit liegen. 

Anmerkung 

Der Arbeitgeber wird seiner Hinweispflicht am besten dadurch gerecht, dass er die 

(schriftlichen) Hinweise in die jeweilige Heimatsprache seiner ausländischen Arbeit-

nehmer übersetzen lässt und diese ihnen aushändigt oder aber an einen betriebsübli-

chen, für alle zugänglichen Ort auslegt (Schwarzes Brett). 

 

Im Bereich Arbeitsschutz werden die entsprechenden Unterrichtungspflichten in ein-

zelnen Gesetzen verstreut geregelt (z. B. § 14 Abs. 2 Gefahrstoff-Verordnung,  

§ 12 Abs. 1 Biostoff-Verordnung). Des Weiteren sind die Unfallverhütungsvorschriften 

der Berufsgenossenschaften mitzuteilen. 
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Unterrichtungs- und Mitteilungspflichten des Arbeitgebers bestehen auch über den 

Regelungsinhalt bestimmter Gesetze und die sich daraus ergebenden Rechte und 

Pflichten der Arbeitnehmer. Beispiele sind das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 

(AGG) und das Arbeitszeitgesetz (ArbZG). Weitere Pflichten zur Unterrichtung der Ar-

beitnehmer über ihre Rechte sind im Betriebsverfassungsrecht (BetrVG) angesiedelt. 

2.4 Das Arbeitsverhältnis 

2.4.1 Befristung wegen Aufenthaltserlaubnis 

Ein sachlicher Grund für die Befristung des Arbeitsvertrags mit einem ausländischen 

Arbeitnehmer kann die Befristung der Aufenthaltserlaubnis sein. Dies allerdings nach 

einer Entscheidung des BAG (Urteil vom 12. Januar 2000, Az. 7 AZR 863/98) allenfalls 

dann, wenn im Zeitpunkt des Vertragsschlusses eine hinreichend zuverlässige Prog-

nose erstellt werden kann, dass eine Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis nicht er-

folgen wird. 

 

Im Übrigen bewirkt eine abgelaufene oder in anderer Weise nicht mehr gültige Aufent-

haltserlaubnis zum Zweck der Ausübung des Arbeitsverhältnisses beim Arbeitgeber 

nicht die automatische Beendigung dieses Arbeitsvertrags. Ebenso wenig wird der Ar-

beitsvertrag mit Ablauf der Arbeitserlaubnis nichtig. Er besteht vielmehr fort. Der Ar-

beitnehmer kann und darf aber wegen fehlender Arbeitserlaubnis die vertraglich ver-

einbarte Arbeitsleistung nicht (mehr) erbringen. Der Arbeitgeber ist allerdings während 

dieser Zeit, in der der Arbeitnehmer keine Arbeitsleistung erbringt und auch nicht er-

bringen darf, auch nicht zur Zahlung der arbeitsvertraglichen Vergütung verpflichtet 

(siehe hierzu LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 22. Juni 2004, Az. 11 Sa 933/03). Im 

Nichtvorliegen einer gültigen Aufenthaltserlaubnis, die die betreffende Beschäftigung 

des Arbeitnehmers erlaubt, liegt ein personenbedingter Kündigungsgrund vor. Der Ar-

beitgeber hat das Arbeitsverhältnis zu kündigen, um nicht weiter daraus verpflichtet zu 

sein. 

2.4.2 Arbeitsunfähigkeit 

Probleme im Arbeitsverhältnis können auftreten, wenn sich der ausländische Arbeit-

nehmer auf Heimaturlaub befindet und während dieses Urlaubs arbeitsunfähig er-

krankt. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass dem ärztlichen Attest (Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigung) eines ausländischen Arztes der gleiche Beweiswert wie der 

Bescheinigung eines deutschen Arztes zukommt. Die Bescheinigung muss allerdings 

erkennen lassen, dass der ausländische Arzt zwischen einer bloßen Erkrankung und 

einer mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen Krankheit unterscheidet und damit eine den 

Begriffen des deutschen Arbeits- und Sozialversicherungsrechts entsprechende Beur-

teilung vorgenommen hat (siehe dazu BAG, Urteil vom 10. Januar 1997,  

Az. 5 AZR 499/96). 
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Rechtsprechung 

Im Falle eines im Ausland erkrankten (ausländischen) Arbeitnehmers eines deutschen 

Arbeitgebers, der ein ausländisches ärztliches Attest vorgelegt hatte, dessen Richtig-

keit der Arbeitgeber anzweifelte, hat der Europäische Gerichtshof (EuGH, Urteil vom 

02. Mai 1996, Az. Rs C-206/94) in der sogenannten Paletta-Entscheidung festgestellt, 

dass es dem deutschen Arbeitgeber nicht verwehr t ist, Nachweise zu erbringen, an-

hand deren das nationale Gericht gegebenenfalls feststellen kann, dass der Arbeit-

nehmer missbräuchlich oder betrügerisch eine Arbeitsunfähigkeit gemeldet hat, ohne 

krank gewesen zu sein. Es würde aber gegen EU-Recht verstoßen, wenn vom Arbeit-

nehmer ein zusätzlicher Beweis für die durch die ärztliche Bescheinigung belegte Ar-

beitsunfähigkeit gefordert werden könnte. 

Rechtsprechung 

Das LAG Hamm (Urteil vom 20. Februar 2001, Az. 11 Sa 1104/00) hat entschieden, 

dass wiederholt bestätigte Arbeitsunfähigkeitszeiten eines ausländischen Arbeitneh-

mers gegen Ende seines Heimaturlaubs durchgreifende Zweifel an der sachlichen 

Richtigkeit der ärztlichen Bescheinigung entstehen lassen. Normalerweise genüge der 

Arbeitnehmer seiner Darlegungs- und Beweislast durch die Vorlage der gemäß  

§ 5 Abs. 1 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) erforderlichen ärztlichen Arbeitsunfähig-

keitsbescheinigung. Bezweifelt der Arbeitgeber die Arbeitsunfähigkeit und den Be-

weiswert der Bescheinigung, muss er entsprechende Umstände darlegen und gegebe-

nenfalls beweisen, um die Beweiskraft des Attestes zu erschüttern. Gelingt ihm dies, 

muss der Arbeitnehmer weiter Beweise für die Richtigkeit seiner Arbeitsunfähigkeit 

erbringen. 

 

Im vorliegenden Fall war der ausländische Arbeitnehmer wiederholt am Ende seiner 

Heimaturlaubsaufenthalte für einige Tage erkrankt und hatte immer wieder ausländi-

sche Atteste vorgelegt. Bei dem in Frage stehenden Attest waren zudem Erkrankungen 

attestiert, die sich widersprachen. Dem Arbeitnehmer gelang es nicht, die darauf be-

gründeten Zweifel an der Richtigkeit des ärztlichen Attestes zu entkräften. 

 

2.4.3 Freistellung / Kündigung wegen Wehrdienst 

Ein ausländischer Arbeitnehmer, der in seiner Heimat seinen Grundwehrdienst ableis-

ten muss und dadurch während dieser Zeit seine Arbeitsleistung nicht erbringen kann, 

ist entweder von der Arbeitsleistung freizustellen (bei einem wehrdienstbedingten Aus-

fall von bis zu zwei Monaten) oder kann gekündigt werden. 
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Rechtsprechung 

Das BAG (Urteil vom 20. Mai 1988, Az. 2 AZR 682/87) hat Folgendes entschieden: Ein 

jugoslawischer Arbeitnehmer, auf den wegen seiner fremdstaatlichen Staatsangehörig-

keit das Arbeitsplatzschutzgesetz (ArbPlSchG) nicht anzuwenden ist, kann sich hin-

sichtlich seiner Arbeitspflicht nicht auf ein Leistungsverweigerungsrecht berufen, wenn 

er in seinem Heimatstaat eine Wehrpflicht von mehr als zwei Monaten abzuleisten hat. 

In diesem Fall kann eine ordentliche, personenbedingte Kündigung sozial gerechtfertigt 

sein, wenn der wehrdienstbedingte Ausfall zu einer erheblichen Beeinträchtigung der 

betrieblichen Interessen führt und nicht durch zumutbare personelle oder organisatori-

sche Maßnahmen zu überbrücken ist. 

 

In einem anderen Fall eines türkischen Arbeitnehmers, der den verkürzten Wehrdienst 

von zwei Monaten in der Türkei ableisten musste, hat das BAG (Urteil vom  

22. Dezember 1982, Az. 2 AZR 282/82) dem Arbeitnehmer ein Leistungsverweige-

rungsrecht zugebilligt. Der Arbeitnehmer musste freigestellt werden. 

 

2.5 Kulturunterschiede – religiöse und kulturelle Gewissenskonflikte 

Bei verschiedenen Maßnahmen und Entscheidungen des Arbeitgebers gegenüber Ar-

beitnehmern wird der Arbeitgeber bei ausländischen Arbeitnehmern immer wieder ei-

nen Interessenskonflikt zu lösen haben, der dadurch verursacht wird, dass der auslän-

dische Arbeitnehmer einem anderen Kultur- und / oder Religionskreis als der Arbeitge-

ber angehört. 

 

Grundsätzlich ist ein in Deutschland tätiger ausländischer Mitarbeiter objektiv an die 

deutsche Rechtsordnung und die hiesigen Gepflogenheiten, insbesondere auch an die 

hierzulande üblichen Feiertage (und eben nicht an die ausländischen Feiertage) ge-

bunden. Die Gerichte neigen allerdings dazu, Verstöße hiergegen aufgrund kultureller / 

religiöser Unterschiede in subjektiver Hinsicht zugunsten des ausländischen Mitarbei-

ters zu bewerten. Das Einfallstor für eine solche Beurteilung sind dabei die kulturellen / 

religiösen Hintergründe der Verstöße, die bei der Interessensabwägung eine nicht un-

bedeutende Rolle spielen. 

 

Die arbeitsrechtliche Bedeutung von Kulturunterschieden belegen folgende Fälle:  

Rechtsprechung 

Das LAG Hamm (Urteil vom 30. Mai 1990, Az. 15 (20) Sa 1800/89) hatte folgenden 

Fall zu entscheiden: Ein ausländischer Mitarbeiter islamischen Glaubens überzog ei-

genmächtig seinen Urlaub um drei Wochen, um seine erste Pilgerreise nach Mekka zu 

unternehmen. Daraufhin kündigte ihm sein deutscher Arbeitgeber. 
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Das Gericht hat im Ergebnis die Kündigung für unwirksam erklärt, weil bei der Ge-

samtabwägung u. a. die erhebliche religiöse Bedeutung der Pilgerreise zugunsten des 

Arbeitnehmers sprach. Bei der Interessensabwägung spielten allerdings auch eine 

Rolle, dass der Arbeitgeber von der Pilgerreise wusste und das Arbeitsverhältnis be-

reits seit 15 Jahren bestanden hatte. 

Rechtsprechung 

Das LAG Frankfurt am Main (Urteil vom 03. Oktober 1985, Az. 12 Sa 623/85) hatte 

Folgendes zu entscheiden: Ein türkischer Arbeitnehmer wollte von seinem deutschen 

Arbeitgeber unbezahlte Freistellung, um in die Türkei zu reisen und seinem sterbenden 

Vater die letzte Ehre zu er weisen. 

 

Diesen Wunsch hat das Gericht aus dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben (Für-

sorgepflicht des Arbeitgebers) als berechtigt angesehen. Es komme hier auf eine sorg-

fältige Interessensabwägung an, die insbesondere die Dauer der begehrten Freistel-

lung und das Gewicht des geltend gemachten Freistellungsgrunds einerseits und die 

konkret entgegenstehenden betrieblichen Belange des Arbeitgebers andererseits be-

rücksichtigen muss. 

Rechtsprechung 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG, Beschluss vom 30. Juli 2003, Az. 1 BvR 

792/03) hat in seiner sogenannten Kopftuch-Entscheidung zum Schutz der Religions-

freiheit im arbeitsrechtlichen Bereich und arbeitsgerichtlichen Verfahren Stellung ge-

nommen. Das Gericht hat hierbei befunden, dass in Fällen, die die Glaubens- und Ge-

wissensfreiheit des Arbeitnehmers berühren (wie hier bei der Kündigung einer Verkäu-

ferin wegen des Tragens eines islamischen Kopftuchs während der Arbeit), bei An-

wendung der Kündigungsvorschriften die Grundrechte des Arbeitnehmers aus  

Art. 4 GG (Glaubens- und Religionsfreiheit) und Art. 12 GG (Berufsfreiheit) und die 

durch Art. 12 GG geschützte wirtschaftliche Betätigungsfreiheit des Arbeitgebers in 

einen schonenden Ausgleich zu bringen seien. 

 

Die Klägerin hatte gegen eine Kündigung geklagt, die ihr ausgesprochen worden war, 

weil sie das Kopftuch nicht abgelegt hatte, das sie nach den von ihr für verbindlich ge-

haltenen Bekleidungsvorschriften des Korans in der Öffentlichkeit, und daher auch 

während der Ausübung ihrer Arbeit als Verkäuferin im Kaufhaus des Arbeitgebers tra-

gen wollte. Zum Nachweis der Rechtfertigung einer verhaltensbedingten Kündigung 

wie im vorliegenden Fall ist letztendlich erforderlich, dass der Arbeitgeber eine konkre-

te Gefahr des Eintritts negativer betrieblicher oder wirtschaftlicher Folgen ausreichend 

darlegen und beweisen kann, so dass seine wirtschaftliche Betätigungsfreiheit die Re-

ligionsfreiheit und Berufsfreiheit der Arbeitnehmerin im Rahmen der Interessensabwä-

gung über wiegt. 
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Das BAG (Urteil vom 12. August 2010, Az. 2 AZR 593/09) hat in einer Entscheidung 

aus dem Jahre 2009 entschieden, dass eine Abmahnung wegen Verstoßes gegen das 

Verbot religiöser Bekundung (Neutralitätsgebot) in der Schule gerechtfertigt ist. Die 

Arbeitnehmerin ist islamischen Glaubens und war an einer Gesamtschule als Sozial-

pädagogin tätig, in der sie mit Schülern unterschiedlicher Nationalitäten und Religionen 

in Kontakt kommt. Sie hatte ein zuvor getragenes islamisches Kopftuch abgelegt und 

durch eine Mütze mit Strickbund ersetzt, die ihr Haar, den Haaransatz und die Ohren 

komplett verbirgt. Eine religiöse Bekundung ist nach Ansicht des BAG die bewusste, an 

die Außenwelt gerichtete Kundgabe einer religiösen Überzeugung. 

 

2.6 Besondere Schutzpflichten des Arbeitgebers bei Ausländerfeindlichkeit 

Der Arbeitgeber ist gehalten, zum Schutz ausländischer Arbeitnehmer gegen rassisti-

sches und ausländerfeindliches Verhalten anderer Arbeitnehmer vorzugehen. Er ist 

verpflichtet, zum Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligungen und Belästigungen 

Sorge zu tragen (§ 12 AGG) und entsprechende Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Ihn 

treffen hier besondere Schutzpflichten, eine besondere Fürsorgepflicht. Diese Gegen-

maßnahmen können in der geeigneten Schulung der Mitarbeiter bestehen, können 

aber auch im Ausspruch einer außerordentlichen Kündigung des ausländerfeindlich 

gesinnten und entsprechend tätigen Arbeitnehmers münden. 

 

Auch den Betriebsrat trifft in diesem Zusammenhang die Pflicht zur Bekämpfung von 

Fremdenfeindlichkeit und Rassismus, § 80 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG. 

Rechtsprechung 

Das ArbG Berlin (Urteil vom 05. September 2006, Az. 96 Ca 23147/05) hatte folgenden 

Fall zu ausländerfeindlichen Äußerungen zu entscheiden: Ein deutscher Arbeitnehmer 

hatte einem Arbeitskollegen polnischer Abstammung gegenüber wiederholt abfällige, 

auf dessen Herkunft bezogene Äußerungen getätigt, die als ausländerfeindlich einzu-

stufen waren. Dem Arbeitnehmer wurde fristlos gekündigt. Ausländer feindliche Äuße-

rungen im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit stellen grundsätzlich einen wichtigen 

Grund zur außerordentlichen Kündigung im Sinne von § 626 BGB dar. Es ist einem 

Arbeitgeber nicht zuzumuten, einen Arbeitnehmer zu beschäftigen, der ausländerfeind-

liche Tendenzen offen zur Schau trägt. 

Rechtsprechung 

Auch in einem vom LAG Hamm (Urteil vom 11. November 1994, Az. 10 (19) Sa 

100/94) zu entscheidenden Fall wurden ständige ausländerfeindliche Äußerungen 

durch einen Arbeitnehmer im Betrieb als an sich geeignet zur Rechtfertigung einer au-

ßerordentlichen Kündigung des Arbeitsverhältnisses gesehen. Der Arbeitnehmer hatte 
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durch diese Äußerungen einen erheblichen Vertragsverstoß begangen und den Be-

triebsfrieden ernstlich verletzt. Auch das ArbG Siegburg (Urteil vom 04. November 

1993, Az. 4 Ca 1766/93) hatte bereits 1993 in einem ähnlichen Fall so entschieden. 

Rechtsprechung 

Das BAG (Urteil vom 20. August 2009, Az. 2 AZR 499/08) hat entschieden, dass die 

Verantwortung eines Angestellten des öffentlichen Dienstes für die Verbreitung aus-

länderfeindlicher Pamphlete an sich geeignet ist, eine außerordentliche Kündigung des 

Arbeitsverhältnisses zu begründen. In diesem Fall ist der Arbeitnehmer auch strafrecht-

lich verurteilt worden. Ein eventuell vorgelegener strafrechtlich relevanter Verbotsirrtum 

des betreffenden Arbeitnehmers ist auch bei der Interessensabwägung im Arbeitsrecht 

zugunsten des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. 

 

2.7 Tarifrecht und Betriebsverfassungsrecht 

Auch im kollektiven Arbeitsrecht er folgt grundsätzlich keine Differenzierung im Sinne 

einer anderen Behandlung zwischen inländischen und ausländischen Arbeitnehmern, 

die bei einem deutschen Arbeitgeber angestellt sind. 

 

Ausländische Arbeitnehmer sind unabhängig von ihren Sprachkenntnissen als Angehö-

rige des Betriebs gemäß § 7 BetrVG für den Betriebsrat wahlberechtigt und gemäß 

§ 8 BetrVG wählbar. Entsprechendes gilt auch für die Jugend- und Auszubildendenver-

tretung und die Schwerbehindertenvertretung. 

 

Gemäß § 2 Abs. 5 WO (Wahlordnung) hat der Wahlvorstand einer Betriebsratswahl 

dafür zu sorgen, dass ausländische Mitarbeiter, die der deutschen Sprache nicht 

mächtig sind, vor Einleitung der Betriebsratswahl über Wahlverfahren, Aufstellung der 

Wähler- und Vorschlagslisten, Wahlvorgang und Stimmabgabe in geeigneter Weise 

unterrichtet werden. Hierzu gehört auch, dass die einzelnen Unterlagen und Vorschrif-

ten in die Sprache des bzw. der ausländischen Arbeitnehmer übersetzt werden. Eine 

Verletzung dieser Unterrichtungspflicht berechtigt zur Anfechtung gemäß § 19 BetrVG 

(siehe BAG, Urteil vom 13. Oktober 2004, Az. 7 ABR 5/04). 

 

Der Arbeitgeber und der Betriebsrat sind über § 75 BetrVG verpflichtet, die dort ge-

nannten Grundsätze einzuhalten. Hinzu kommt das Verbot jeder sachlich nicht ge-

rechtfertigten, willkürlichen Ungleichbehandlung der Arbeitnehmer des Betriebs. Bei 

groben Verstößen gegen § 75 Abs. 1 BetrVG steht dem geschädigten Arbeitnehmer 

ein Schadensersatzanspruch (§ 823 Abs. 2 BGB) zu. 
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2.8 Exkurs – gesetzliche Regelungen bei Entsendung / AEntG 

Betreffend ausländischer Dienstleistungserbringer bzw. deren Arbeitnehmer, die in 

Deutschland tätig sind, ist zum Schutz der Dienstleistungsfreiheit einerseits und zum 

Schutz des heimischen Arbeitsmarkts vor Lohn- und Sozialdumping andererseits das 

AEntG, basierend auf der EU-Entsenderichtlinie (Richtlinie 96/71/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der 

Erbringung von Dienstleistungen (Entsende-RL), geschaffen worden.  

 

Das AEntG vom 26. Februar 1996 beruhte auf der Entsenderichtlinie der EU. Ziel war 

es, Lohndumping vor allem im Bereich des Baugewerbes bei der Entsendung auslän-

discher Arbeitnehmer innerhalb der EU zu verhindern. Das AEntG ist mit Gesetz vom 

20. April 2009 grundlegend geändert und im Laufe der Jahre auf weitere Branchen 

ausgeweitet worden. 

 

Derzeit gelten die deutschen Lohn-Tarifverträge folgender Branchen über das AEntG 

auch für ausländische Unternehmen, die in diesen Bereichen in Deutschland ihre 

Dienste durch ihre ausländischen Arbeitnehmer anbieten (§ 4 AEntG): 

 

– Erbringung von Montageleistungen auf Baustellen außerhalb des Betriebssitzes 

– Gebäudereinigung 

– Briefdienstleistungen 

– Sicherheitsdienstleistungen 

– Bergbauspezialarbeiten auf Steinkohlebergwerken 

– Wäschereidienstleistungen im Objektkundengeschäft 

– Abfallwirtschaft einschließlich Straßenreinigung und Winterdienst und 

– Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem SGB II oder SGB III 

– Schlachten und Fleischverarbeitung. 

 

In den Schutzbereich des AEntG ist auch die Pflegebranche über §§ 10 ff. AEntG ein-

bezogen. Dies bedeutet, dass deutsche tarifliche Mindestlöhne und Mindestarbeitsbe-

dingungen auch für Arbeitnehmer der entsprechenden Branchen gelten, die für ihren 

ausländischen (Sitz im Ausland) Arbeitgeber in Deutschland in der entsprechenden 

(Tarif-) Branche tätig sind.  

 

Verstöße gegen die Einhaltung dieser tariflichen Mindestbedingungen werden als Ord-

nungswidrigkeit sanktioniert. Die Behörden, insbesondere die Bundesagentur für Arbeit 

und die Zollverwaltung als Behörde zur Bekämpfung von Schwarzarbeit (siehe das 

Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung vom 23. Juli 

2004, SchwarzArbG), haben in diesem Bereich die entsprechenden Kontrollmöglichkei-

ten (Razzien auf Baustellen, auf Schlachthöfen). 
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Anmerkung 

Zu beachten ist, dass der inländische Auftraggeber unter anderem für das Mindestent-

gelt haftet. 

 

Durch das AEntG werden nicht nur ausländische Auftragnehmer in den oben genann-

ten Branchen (Baugewerbe etc.) zur Gewährung und Einhaltung der Mindestarbeitsbe-

dingungen verpflichtet, sondern gemäß § 2 AEntG auch alle anderen ausländischen 

Arbeitgeber, die mithilfe ihrer (ausländischen oder auch in Deutschland angestellten) 

Arbeitnehmer in Deutschland verschiedenste Dienstleistungen erbringen. 

Anmerkung 

Für den Bereich der Mindestentgeltsätze gilt hier (außerhalb der genannten Branchen 

wie Baugewerbe, Gebäudereinigung etc.) das seit dem 01. Januar 2015 geltende Min-

destlohngesetz (MiLoG). In § 20 MiLoG ist ausdrücklich geregelt, dass die Verpflich-

tungen im Zusammenhang mit den deutschen Mindestlohnsätzen und –grundsätzen 

auch für ausländische Arbeitgeber gelten, die ihre Arbeitnehmer in Deutschland zur 

Beschäftigung einsetzen. 
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3 Sozialversicherungsrecht 

Sozialversicherungsrechtliche Einordnung der Beschäftigung 

3.1 Allgemeines 

Ein wesentlicher Bereich bei der Beschäftigung ausländischer Mitarbeiter ist die Frage 

des anwendbaren Sozialversicherungsrechts und der sozialversicherungsrechtlichen 

Auswirkungen der Auslandsbeschäftigung auf den einzelnen Arbeitnehmer. 

 

Hierbei sind zwei Problemkreise zu definieren: 

 

– Ist der Arbeitnehmer im deutschen Sozialversicherungssystem zu versichern oder 

bleibt er im Sozialversicherungssystem seines Heimatstaates bzw. eines anderen 

Staates, in dem er zuvor tätig war? Hier können verschiedene Motive eine Rolle 

spielen bzw. zu beachten sein. Will / soll der Arbeitnehmer in seinem früheren Sozi-

alversicherungssystem verbleiben, um seine dortigen Ansprüche zu steigern (bei-

spielsweise in der Rentenversicherung)? Will / soll er in die deutsche Sozialversi-

cherung eintreten, um eventuell höhere Leistungen in Anspruch nehmen zu können 

(beispielsweise in der Kranken- oder auch Rentenversicherung)? Oder muss eine 

Doppelversicherung vermieden werden? 

– Welche Besonderheiten sind bei der Sozialversicherung eines ausländischen Mitar-

beiters in Deutschland zu beachten? 

Anmerkung 

Die Feststellung des anwendbaren Sozialversicherungsrechts ist von besonderer Be-

deutung. Das Versäumnis der Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen kann erhebli-

che (finanzielle) Folgen für den Arbeitgeber zeitigen. Es besteht die Gefahr der Haftung 

des Arbeitgebers für zu Unrecht nicht abgeführte Beträge, die – wegen des Lohnab-

zugsverfahrens und der damit verbundenen engen Möglichkeit der Geltendmachung 

von rückständigen Arbeitnehmerbeiträgen – letztlich wirtschaftlich beim Arbeitgeber 

verbleiben. 

 

3.2 Das deutsche Sozialrecht 

3.2.1 Überblick 

Das deutsche Sozialrecht unterscheidet zwischen der Sozialversicherung im engeren 

Sinne und der Sozialversicherung im weiteren Sinne.  
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Sozialversicherung im engeren Sinne, hierunter fallen 

 

– die Rentenversicherung 

– die Krankenversicherung 

– die soziale Pflegeversicherung und 

– die Unfallversicherung. 

 

Sozialversicherung im weiteren Sinne, hierzu zählen 

 

– die Arbeitsförderung und 

– andere Schutzbestimmungen wie Schwerbehindertenschutz, Mutterschutz, Eltern-

zeit, Kindergeld 

– die Grundsicherung für Arbeitsuchende und 

– das Sozialhilferecht. 

 

Das Sozialgesetzbuch (SGB) besteht aus mehreren Büchern (I bis derzeit XII), die fol-

genden Inhalt haben: 

 
– SGB I - Allgemeine Regelungen zu allen Bereichen der sozialen Sicherung  

nach dem SGB 

– SGB II - Grundsicherung für Arbeitsuchende, Arbeitslosengeld II 

– SGB III - Arbeitsförderung, Arbeitslosenversicherung etc.  

– SGB IV - allgemeine Bestimmungen zur Sozialversicherung  

– SGB V - gesetzliche Krankenversicherung 

– SGB VI - gesetzliche Rentenversicherung  

– SGB VII - gesetzliche Unfallversicherung  

– SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe 

– SGB IX - Rehabilitation, Förderung und Integration von Schwerbehinderten 

– SGB X - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz 

– SGB XI - Pflegeversicherung, als Ergänzung zum SGB V  

– SGB XII - Sozialhilfe 

3.2.2 Sozialversicherungsrecht – SGB IV 

Von Bedeutung sind für unsere Zwecke das SGB IV, das neben dem SGB I, das im 

Wesentlichen nur allgemeine Bestimmungen enthält, gemeinsame Bestimmungen für 

die Kranken-, Pflege -, Renten- und Unfallversicherung, die teilweise auch auf das 

Recht der Arbeitsförderung im SGB III Anwendung finden, enthält. 

 

Im SGB IV finden sich Regelungen zu Folgendem: 
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– versicherter Personenkreis, § 2 SGB IV, d. h. welcher Mitarbeiterkreis unterliegt 

überhaupt der Sozialversicherungspflicht 

– persönlicher und räumlicher Geltungsbereich, §§ 3 bis 6 SGB IV; d. h. in welchen 

Fällen ist der Personenkreis zu versichern 

– Beschäftigung, §§ 7 bis 10 SGB IV 

– Arbeitsentgelt, § 14 SGB IV 

– Versicherungsnummer, §§ 18f, 18g SGB IV 

– Sozialversicherungsausweis, § 18h SGB IV. 

Anmerkung 

Jeder in Deutschland sozialversicherungspflichtige Mitarbeiter benötigt, unabhängig 

von seiner Staatsangehörigkeit, einen Sozialversicherungsausweis. Dies gilt auch für 

ausländische Mitarbeiter, die der Versicherungspflicht im deutschen Sozialsystem un-

terliegen. 

 

3.2.3 Versicherter Personenkreis 

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB IV sind in allen Zweigen der Sozialversicherung nach 

Maßgabe der besonderen Vorschriften für die einzelnen Versicherungszweige (für die 

Krankenversicherung das SGB V, die Pflegeversicherung das SGB XI, die Rentenver-

sicherung das SGB VI, die Arbeitslosenversicherung das SGB III und für die Unfallver-

sicherung das SGB VII) Personen versichert, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer 

Berufsausbildung beschäftigt sind. 

Anmerkung 

Auf die Staatsangehörigkeit der Person kommt es nicht an. 

 

Bestehen Zweifel, ob die genannten Voraussetzungen vorliegen, insbesondere, ob 

eine Beschäftigung (Arbeitsverhältnis) oder ein freies Dienstleistungsverhältnis mit der 

betreffenden Person vorliegt, kann gemäß § 7a SGB IV ein sogenanntes Statusfest-

stellungsverfahren eingeleitet werden. 

 Beschäftigung 3.2.3.1

Eine Beschäftigung ist gemäß §§ 7 ff. SGB IV jede nicht selbstständige Arbeit, insbe-

sondere im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses. Dies bedeutet, dass das (sozialversi-

cherungsrechtlich relevante) Beschäftigungsverhältnis weiter gefasst ist als das (ar-

beitsrechtlich relevante) Arbeitsverhältnis. 
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Beschäftigte können daher auch sein: 

 

– Fremdgeschäftsführer einer GmbH (nicht jedoch Vorstände einer AG) 

– arbeitnehmerähnliche Personen; dies sind Personen, die zwar nicht in einem Ar-

beitsverhältnis stehen, aber wirtschaftlich ebenso schutzwürdig sind wie Arbeitneh-

mer; für sie gelten einige Besonderheiten, wie z. B. im Sozialversicherungsrecht die 

Rentenversicherungspflicht gemäß § 2 Nr. 9 SGB VI 

 

Auch ins Inland entsandte Leiharbeitnehmer, z. B. bei konzerninterner Personalgestel-

lung, können Beschäftigte im Sinne des Sozialrechts sein. 

 

Die Sozialversicherungspflicht bei Beschäftigten besteht unabhängig davon, ob 

 

– das Arbeitsverhältnis wirksam ist oder nicht. Auch bei einem nichtigen Arbeitsver-

trag besteht ein Beschäftigungsverhältnis und damit grundsätzlich Sozialversiche-

rungspflicht. 

– für die Beschäftigung eine wirksame Aufenthaltserlaubnis (die zur Ausübung dieser 

Beschäftigung berechtigt) vorliegt. 

 

Grundsätzlich besteht Sozialversicherungspflicht nur bei bestehender Beschäftigung. 

D. h., dass die Beschäftigung die Dauer der Sozialversicherungspflicht definiert. Diese 

beginnt grundsätzlich mit der Arbeitsaufnahme und endet mit Ende der tatsächlichen 

Beschäftigung (nicht erst mit dem rechtlichen Ende des Arbeitsvertrages). Das BSG 

geht aber gemäß seiner jüngsten Entscheidung in dieser Sache davon aus, dass so 

lange ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis besteht, wie Arbeits-

lohn bezogen wird, unabhängig von der Erbringung der Arbeitsleistung (Urteil vom 

24. September 2008, Az. B 12 KR 22/07 R). 

 Exkurs – Geringfügig Beschäftigte 3.2.3.2

Die geringfügig Beschäftigten (§§ 8, 8a SGB IV) sind grundsätzlich nicht sozialversi-

cherungspflichtig. Sie sind weder in der Krankenversicherung (§ 7 SGB V) noch in der 

Rentenversicherung (§ 5 Abs. 2 SGB VI) oder in der Arbeitslosenversicherung versi-

cherungspflichtig. Dies betrifft die zeitgeringfügig Beschäftigten (im Kalenderjahr zwei 

Monate oder 50 Tage bzw. vorübergehend bis 31.12.2018: Drei Monate oder 70 Tage, 

§ 8 Abs. 1 Nr. 2, § 115 SGB IV). Die entgeltgeringfügig Beschäftigten (Mini-Jobs,  

450-Euro-Jobs, § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) sowie die geringfügig Beschäftigten im Pri-

vathaushalt (§ 8a SGB IV) sind nun rentenversicherungspflichtig, wobei allerdings die 

Beschäftigten eine sogenannte Opt-out Möglichkeit haben und Rentenversicherungs-

freiheit beantragen können. 

 Arbeitsentgelt 3.2.3.3

Die Beschäftigung hat gegen Arbeitsentgelt zu erfolgen (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB IV).  

Arbeitsentgelt sind gemäß § 14 Abs. 1 SGB IV alle  
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– laufenden und einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung,  

– gleichgültig, ob ein 

- Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, 

- unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob 

sie 

- unmittelbar aus der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt wer-

den. 

 

Arbeitsentgelt sind auch Entgeltteile, die durch Entgeltumwandlung nach  

§ 1 Abs. 2 BetrAVG für betriebliche Altersversorgung in den Durchführungswegen Di-

rektzusage oder Unterstützungskasse verwendet werden. 

 

Lediglich steuerfreie Aufwandsentschädigungen und die in § 3 Nr. 26 EStG genannten 

steuerfreien Einnahmen gelten nicht als Arbeitsentgelt. 

 

Bei einer Nettoentgeltvereinbarung gelten als Arbeitsentgelt die Einnahmen zuzüglich 

der darauf entfallenden Steuern und zuzüglich des Arbeitnehmeranteils an den Sozial-

versicherungsbeiträgen, § 14 Abs. 2 SGB IV. 

3.3 Anwendung des deutschen Sozialversicherungsrechts 

Im Sozialversicherungsrecht gilt der Grundsatz des Beschäftigungsorts, auch Territo-

rialitätsprinzip genannt. Hier von gibt es im deutschen Recht wie auch in vielen Länder 

Ausnahmen, wie z. B. bei Einstrahlung eines ausländischen Beschäftigungsverhältnis-

ses. Weitere Ausnahmen bestehen bei grenzüberschreitender Beschäftigung innerhalb 

der EU und schließlich bei grenzüberschreitender Beschäftigung aus oder in Länder, 

mit denen Deutschland durch ein Sozialversicherungsabkommen verbunden ist. 

3.3.1 Grundsatz – Territorialitätsprinzip 

Das Territorialitätsprinzip ist in § 3 Nr. 1 SGB IV gesetzlich verankert. Dieses Prinzip 

bedeutet bei der Beschäftigung (aber auch bei selbstständiger Tätigkeit) einer Person, 

dass diese Person den Vorschriften über die Sozialversicherungspflicht und -berech-

tigung des Landes unterliegt, in dem die Beschäftigung (physisch) ausgeübt wird. 

Anmerkung 

Auf die Staatsangehörigkeit der Person kommt es dabei in keinem Fall an. Ausländi-

sche Mitarbeiter eines deutschen Arbeitgebers unterliegen somit in gleichem Maße der 

Sozialversicherungspflicht wie deutsche Mitarbeiter, wenn sie in Deutschland tätig sind. 
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Der Beschäftigungsort ist gemäß § 9 Abs. 1 SGB IV der Ort, an dem die Beschäftigung 

tatsächlich ausgeübt wird. Dabei kann auch ein Telearbeitsplatz oder Home-Office in 

Betracht kommen. 

 

Schwieriger sind der Beschäftigungsort und damit die Anwendbarkeit der Sozialversi-

cherungsvorschriften bei Tätigkeiten festzustellen, die nicht hauptsächlich an ein und 

demselben Ort im Inland ausgeübt werden (wechselnde Einsatzorte). 

 

Beispiele sind: 

 

– Außendienst, hier gilt als Beschäftigungsort der Ort, an dem eine feste Arbeitsstätte 

errichtet ist, von der aus der Mitarbeiter mit einzelnen Arbeiten außerhalb der festen 

Arbeitsstätte beschäftigt wird, § 9 Abs. 2 SGB IV. 

– Mehrere feste Beschäftigungsorte (Beispiel: Tätigkeit eines GmbH-Geschäftsführers 

in München und in Prag), hier gilt als Beschäftigungsort die Arbeitsstätte, an der der 

Mitarbeiter überwiegend beschäftigt ist, § 9 Abs. 3 SGB IV. 

– Gemeindeübergreifender Beschäftigungsort (Beispiel: Fabrik in Passau, Fuhrpark 

hinter der Grenze in Haibach / Österreich), als Beschäftigungsort gilt der Ort, an 

dem die Arbeitsstätte ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt hat, § 9 Abs. 4 SGB IV. 

– Wechselnde Beschäftigungsorte (Beispiel: Außendienstmitarbeiter, der ständig un-

terwegs ist), als Beschäftigungsort gilt der Ort, an dem der Betrieb seinen Sitz hat; 

liegt dieser Ort nicht in Deutschland, gilt als Beschäftigungsort der Ort, an dem die 

Tätigkeit erstmals innerhalb Deutschlands ausgeübt wird, § 9 Abs. 5 SGB IV. 

– Sonderfall der Ausstrahlung: Der bisherige Beschäftigungsort gilt als fortbestehend, 

§ 9 Abs. 6 SGB IV (die Bestimmung des Beschäftigungsorts ist hier erforderlich für 

die Zuständigkeit der Einzugsstelle für die Abführung des Sozialversicherungsbei-

trags). 

3.3.2 Ausnahmen 

Für grenzüberschreitende Sachverhalte / Beschäftigungen (Entsendungen im weites-

ten Sinne) sind im SGB IV Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip vorgesehen, um eine 

Erstreckung der deutschen Sozialversicherungsvorschriften auch auf eine Auslandsbe-

schäftigung zu erreichen, oder um gerade zu verhindern, dass ein bereits im Ausland 

sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter noch einmal in Deutschland sozialversiche-

rungspflichtig wird (Vermeidung der Doppelversicherung). 

 

Bei der Beschäftigung von ausländischen Mitarbeitern in Deutschland kommt es in den 

Fällen der Einstrahlung (§ 5 SGB IV) zu einer Durchbrechung des Territorialitätsprin-

zips, soweit nicht vorrangig über- oder zwischenstaatliches Recht zu beachten ist  

(§ 6 SGB IV). Ist überstaatliches Recht (das Recht der EU / EWR / Schweiz) oder zwi-

schenstaatliches Recht (Sozialversicherungsabkommen) zu beachten, geht dieses vor. 
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Anmerkung 

Als Grundsatz gilt das Territorialitätsprinzip. Bei grenzüberschreitender Beschäftigung 

(ein ausländischer Arbeitnehmer wird in Deutschland im Rahmen seines ausländischen 

Arbeitsverhältnisses tätig oder aber neben seinem bereits bestehenden ausländischen 

Arbeitsverhältnis in zusätzlich einem weiteren, aber deutschen Arbeitsverhältnis) gilt: 

 

- innerhalb der EU / EWR / Schweiz: Das Sozialversicherungsrecht 

Deutschlands oder des anderen involvierten Staates, wobei die Bestimmung 

dieser Rechtsordnung sich aus den entsprechenden Regelungen der 

einschlägigen EG-Verordnungen ergibt. 

- zwischen Staaten eines Sozialversicherungsabkommens: Das 

Sozialversicherungsrecht Deutschlands oder des Vertragspartners, wobei die 

Bestimmung dieser Rechtsordnung sich aus den Regelungen des 

einschlägigen Sozialversicherungsabkommens ergibt. 

- in allen übrigen Fällen: Deutsches Sozialversicherungsrecht, soweit nicht ein 

Fall der Einstrahlung vorliegt. 

 

3.4 Einstrahlung bei Entsendung 

Während die Ausstrahlung deutschen Sozialversicherungsrechts bei Entsendung eines 

Mitarbeiters von Deutschland ins Ausland eine Rolle spielt, ist im umgekehrten Fall, der 

Entsendung eines Mitarbeiters von einem ausländischen Arbeitgeber nach Deutsch-

land zu einem deutschen Unternehmen, die Einstrahlungswirkung der sozialversiche-

rungsrechtlichen Vorschriften des Entsendestaates von Bedeutung. 

 

Die Einstrahlungswirkung des ausländischen Beschäftigungsverhältnisses auf die 

deutsche Sozialversicherungspflicht und -berechtigung ist in § 5 SGB IV definiert. Ge-

mäß § 5 SGB IV gilt, dass die (deutschen) Vorschriften über die Sozialversicherungs-

pflicht und -berechtigung bei einer grenzüberschreitenden Beschäftigung nicht für Per-

sonen gelten, die im Rahmen eines außerhalb Deutschlands bestehenden Beschäfti-

gungsverhältnisses nach Deutschland entsandt werden, wenn die Entsendung infolge 

der Eigenart der Beschäftigung oder vertraglich im Voraus begrenzt ist. Für selbststän-

dig tätige Personen gilt dies entsprechend. 

Anmerkung 

Die soziale Absicherung des nach Deutschland entsandten Arbeitnehmers entscheidet 

sich in den Fällen der Einstrahlung nach dem entsprechenden ausländischen Recht. 

Gemäß dem anwendbaren ausländischen Recht kann sich ergeben, dass ein nach 

Deutschland entsandter Arbeitnehmer (auch) nach dieser ausländischen Rechtsord-

nung im Entsendestaat nicht sozialversicherungspflichtig ist (beispielsweise, weil diese 

Rechtsordnung eine Ausstrahlung vergleichbar dem deutschen Recht nicht kennt). Der 
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betroffene Arbeitnehmer ist dann weder in Deutschland noch in seinem Entsendestaat 

sozialversicherungspflichtig. 

 

Es kann aber auch passieren, dass die Tätigkeit eines ausländischen Mitarbeiters, der 

nach Deutschland entsandt wird, ohne dass ein Fall der Einstrahlung im Sinne von  

§ 5 SGB IV vorliegt (weil die Entsendung beispielsweise unbefristet erfolgt), in 

Deutschland sozialversicherungspflichtig ist, zugleich aber nach den Vorschriften des 

Entsendestaates auch im Entsendestaat sozialversicherungspflichtig bleibt. Es liegt 

dann eine Doppelversicherung vor. 

 

Die Vermeidung gerade solcher Fälle des Ausfalls der Sozialversicherungspflicht und -

berechtigung und / oder einer möglichen Doppelversicherung ist Hintergrund des Ab-

schlusses von Sozialversicherungsabkommen. 

Anmerkung 

Eine Anmeldung des ausländischen Mitarbeiters zur deutschen Sozialversicherung 

muss nicht erfolgen, wenn dieser Mitarbeiter in Deutschland aufgrund eines Arbeitsver-

trages mit seinem ausländischen Arbeitgeber tätig ist, unter der Voraussetzung, dass 

eine Einstrahlung (des Sozialversicherungsrechts, dem das ausländische Beschäfti-

gungsverhältnis unterliegt) im Sinne von § 5 SGB IV vorliegt. 

Beispiel 

R ist Arbeitnehmer des russischen Unternehmens U. Er soll für drei Jahre bei dem 

deutschen Tochterunternehmen von U in Hamburg tätig werden. 

 

Mit Russland besteht (noch) kein Sozialversicherungsabkommen; Russland gehört 

nicht zur EU. Es ist daher zu prüfen, ob die Voraussetzungen der Einstrahlung nach § 

5 SGB IV vorliegen. Falls ja, unterliegt das in Deutschland ausgeübte Beschäftigungs-

verhältnis nicht den deutschen Sozialversicherungsvorschriften und damit auch nicht 

der deutschen Sozialversicherungspflicht. Ob R während seiner Tätigkeit bei der deut-

schen Tochtergesellschaft sozialversicherungsrechtlich in Russland so weiter behan-

delt wird wie bei einer Tätigkeit in Russland, richtet sich nach den dortigen Vorschrif-

ten. 

 

Eine Einstrahlungswirkung liegt unter folgenden Voraussetzungen vor: 

 

– Überstaatliches oder zwischenstaatliches Recht ist nicht anwendbar, also nur im 

Verhältnis zu Staaten außerhalb der EU / EWR / Schweiz, mit denen Deutschland 

kein Sozialversicherungsabkommen geschlossen hat 
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– Es liegt eine Entsendung nach Deutschland vor: 

- Beschäftigungsverhältnis im Ausland 

- der Arbeitnehmer begibt sich auf Weisung seines Arbeitgebers ins Inland 

- Fortbestand der Bindung ans Heimatunternehmen 

- zeitliche Begrenzung der Entsendung im Voraus aufgrund Eigenart oder vertrag-

licher Bindung. 

Anmerkung 

Zur Abgrenzung der Entsendung von anderen Fällen ist die Richtlinie der Spitzenver-

bände der Sozialversicherungsträger zur sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung 

von Arbeitnehmern bei Ausstrahlung (§ 4 SGB IV) und Einstrahlung (§ 5 SGB IV) vom 

02. November 2010 (derzeit aktuelle Fassung) heranzuziehen. 

 

3.4.1 Beschäftigungsverhältnis im Ausland 

Es muss eine Entsendung aus einem ausländischen Beschäftigungsverhältnis nach 

Deutschland vorliegen. Der Mitarbeiter muss bei einem Arbeitgeber mit Sitz im Ausland 

beschäftigt sein und sich nun auf Weisung des Arbeitgebers nach Deutschland bege-

ben, um hier für diesen Arbeitgeber einer Beschäftigung nachzugehen. Zulässig ist 

dabei auch 

 

– eine Einstellung zum Zweck der Entsendung, d. h. noch keine Tätigkeit im Heimat-

land (siehe Beispiel 2) 

– eine erstmalige Einstellung des Arbeitnehmers aus dem Ausland, z. B. bei Schulab-

solventen, für die dies die erste Anstellung ist (siehe Beispiel 3) 

– eine Kettenentsendung, mehrmalige Entsendungen nacheinander in mehrere Staa-

ten ohne zeitliche Unterbrechung (siehe Beispiel 5) 

Anmerkung 

Wichtig ist, dass von Anfang an die Rückkehr ins Heimatland beabsichtigt ist. So be-

steht beispielsweise bei Kettenbefristungen die Gefahr, dass bei der dritten oder vier-

ten Phase vermutet wird, dass von vorneherein keine Befristung beabsichtigt war. 

 

Eine Entsendung liegt nicht vor bei Anwerbung eines Mitarbeiters im Drittstaat, um ihn 

zu entsenden, oder bei Anwerbung in Deutschland bei bereits bestehendem festen 

Wohnsitz in Deutschland (sogenannte Ortskraft). 
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Beispiel 1 

Der russische Arbeitnehmer R ist bei U mit Sitz in Russland seit zwei Jahren beschäf-

tigt. Er soll nun für drei Jahre in den Betrieb des Tochterunternehmens nach Hamburg 

entsandt werden. Danach soll er wieder an seine alte Arbeitsstelle zurückkehren. 

 

Ein ausländisches Arbeitsverhältnis im Sinne der Entsendevorschriften (Einstrahlung) 

liegt vor. 

Anmerkung 

Es liegt nur dann ein Fall der Entsendung im Sinne des § 5 SGB IV (und auch des  

§ 4 SGB IV) vor, wenn die Personalkosten des entsandten Arbeitnehmers, seine Ver-

gütung, beim ausländischen Arbeitgeber verbleiben und nicht an das aufnehmende 

deutsche Unternehmen weiterbelastet werden. 

Beispiel 2 

Der russische Arbeitnehmer R ist bei U mit Sitz in Russland angestellt. Er wird von V – 

ebenfalls mit Sitz in Russland – abgeworben und für zwei Jahre nach Deutschland ent-

sandt, soll danach aber nach Russland zurückkehren und dort für V weiter tätig wer-

den. 

 

Es liegt ein ausländisches Arbeitsverhältnis vor. R wird direkt für den – von vorneherein 

zeitlich begrenzten – Auslandseinsatz angestellt. Wäre nicht von vorneherein geplant, 

dass R nach seinem Auslandseinsatz bei V in Russland weiter beschäftigt wird, würde 

keine Entsendung im Sinne der Einstrahlung vorliegen. 

Beispiel 3 

Der russische Arbeitnehmer R wird direkt nach Anschluss des Studiums beim russi-

schen Unternehmen V angestellt, um für dieses zwei Jahre lang im Hamburger Werk 

tätig zu sein. Danach soll er bei V in Russland weiterarbeiten. 

 

Auch hier, bei erstmaliger Arbeitsaufnahme, liegt ein ausländisches Arbeitsverhältnis 

vor. 
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Beispiel 4 

Der russische Staatsbürger R ist zunächst nach Deutschland eingewandert und hat bei 

D in Frankfurt gearbeitet. Nun wird er vom indischen Unternehmen I angestellt, um in 

Hamburg zu arbeiten. 

 

Es liegt keine Einstrahlung vor. R hat sich nicht auf Weisung seines Arbeitgebers I 

nach Deutschland begeben, um hier tätig zu werden. Er war unmittelbar zuvor bereits 

in Deutschland tätig. Hieran würde sich auch nichts ändern, wenn R beabsichtigt, nach 

seiner Tätigkeit in Hamburg nach Russland zurückzukehren, um dort für I zu arbeiten. 

Beispiel 5 

Der russische Arbeitnehmer R hat für das russische Unternehmen U in Russland gear-

beitet, danach für U in Brasilien. Im Anschluss daran soll er für zwei Jahre für U in 

Deutschland arbeiten, um dann wieder nach Russland zurückzukehren. 

 

Es liegt eine Kettenentsendung vor. Die Voraussetzungen der Einstrahlung nach  

§ 5 SGB IV sind insoweit erfüllt. 

 

3.4.2 Der Arbeitnehmer begibt sich auf Weisung seines Arbeitgebers ins Inland 

Die Entsendung nach Deutschland muss auf Weisung des Arbeitgebers erfolgen. Dies 

bedeutet, dass der Arbeitnehmer im Rahmen seines Arbeitsverhältnisses seine Tätig-

keit in Deutschland fortsetzt. Dies bedeutet nicht, dass die Entsendung einseitig (auf 

Weisung) auf Anweisung des Arbeitgebers erfolgt. Vielmehr ist die einvernehmliche 

Entsendung der Regelfall. Über die Entsendung und ihre Besonderheiten bezüglich der 

arbeitsvertraglichen Beziehung wird in der Regel eine Zusatzvereinbarung zum beste-

henden Arbeitsvertrag, eine den Arbeitsvertrag für die Zeit der Entsendung abändern-

de Vereinbarung abgeschlossen, die sogenannte Entsendevereinbarung. 

3.4.3 Fortbestand der Bindung ans Heimatunternehmen 

Entscheidend für die Einstrahlung ist der Fortbestand der Beschäftigung im Ausland 

während der Entsendung nach Deutschland. Dies bedeutet den Fortbestand der recht-

lichen und tatsächlichen Bindungen an den ausländischen Arbeitgeber. Es kommt auf 

Folgendes an: 

 

– Fortbestand des Arbeitsvertrages: Es darf kein neuer Vertrag geschlossen sein. 

Möglich ist höchstens eine Entsendevereinbarung, die den bestehenden Vertrag 

zeitlich befristet ergänzt und abändert um die Spezifika der Entsendung. Sozusagen 

„tödlich“ für eine Entsendung ist das Ruhen des ausländischen Arbeitsverhältnisses 
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während der Entsendung, wenn also die Hauptleistungspflichten der Vertragspartei-

en für die Zeit des vereinbarten Ruhens suspendiert werden. 

– Fortbestand der Eingliederung in den ausländischen Entsendebetrieb: Dies zeigt 

sich während seines Auslandsaufenthalts beispielsweise darin, dass der ausländi-

sche Mitarbeiter weiterhin als Mitarbeiter in der Lohnbuchhaltung etc. seines Arbeit-

gebers geführt wird. Die Gehaltszahlung erfolgt durch den (ausländischen) Arbeit-

geber. Mitunter kann vereinbart sein, dass die Auszahlung des Gehalts an den Mit-

arbeiter vor Ort in Deutschland durch das deutsche Unternehmen erfolgen soll; in 

diesem Falle ist das deutsche Unternehmen aber nur Zahlstelle, nicht Schuldner 

des Gehalts. Gehaltsschuldner bleibt der (ausländische) Arbeitgeber. 

– Keine (vollständige) Integration des ausländischen Mitarbeiters in den aufnehmen-

den (deutschen) Betrieb (Vgl. BSG, Urteil vom 07. November 1996, Az.: 12 RK 

79/94, NZA 1997, 677). 

– Fortbestehen des Weisungsrechts: Das Weisungsrecht muss weiterhin beim Arbeit-

geber sein; wenn auch nur dem Grunde nach und auf das disziplinarische Wei-

sungsrecht bezogen. Eine Lockerung des Weisungsrechts aufgrund der Entsendung 

wird hingenommen. 

Anmerkung 

Ein Sonderfall ist in diesem Zusammenhang die grenzüberschreitende Arbeitnehmer-

überlassung. Auch hier liegt eine Entsendung vor, wobei allerdings anerkannt wird, 

dass zwar eine Einbindung des Leiharbeitnehmers in den Entleiher-Betrieb stattfindet, 

aber eine Lockerung der Bindung an das Verleihunternehmen hingenommen werden 

kann. Ausreichend ist die Fortgeltung des Weisungsrechts des Arbeitgebers (Verlei-

hers) insoweit, als dieser dem Grunde nach entscheiden kann, wie der Arbeitnehmer 

im Wesentlichen tätig wird, wenn auch die eigentliche (fachliche) Weisungsbefugnis 

beim Entleiher ist. 

 

Das wirtschaftliche Interesse an der Entsendung und somit auch die Kostentragung 

liegen beim (ausländischen) Arbeitgeber. Dieses Kriterium der Kostentragung der Ent-

sendung (der Personalkosten des entsandten Arbeitnehmers) ist ein wichtiges Kriteri-

um für die Entsendung.  

 

Wesentlich für die Entsendung ist grundsätzlich, dass sich der Entgeltanspruch des 

entsandten Arbeitnehmers gegen seinen Arbeitgeber richtet.  

 

Das Gehalt ist auch vom (ausländischen) Arbeitgeber zu tragen. Die Vergütung kann in 

Deutschland allerdings vom aufnehmenden (deutschen) Unternehmen an den Mitarbei-

ter ausbezahlt werden. Das aufnehmende (deutsche) Unternehmen fungiert insofern 

als Zahlstelle für den Arbeitgeber. In diesem Fall sind diese Kosten zwischen den bei-

den Unternehmen zu verrechnen. Das Entgelt ist dann wirtschaftlicher Aufwand bei 

dem entsendenden Unternehmen, dem (rechtlichen) Arbeitgeber. 

 



International – Einsatz ausländischer Mitarbeiter in Deutschland 

Juli 2015 

Sozialversicherungsrecht  107 

 

 

 

Soll die Vergütung im Ergebnis vom aufnehmenden Unternehmen getragen werden, so 

kann dies nur im Rahmen einer Leistungsvereinbarung zwischen den beiden Unter-

nehmen er folgen (Inter-Company-Vereinbarung). Bestandteil der Leistungsvergütung 

sind dann die Personalkosten des ausländischen Mitarbeiters (Service Charge). Es 

liegt dann aber keine Entsendung im Sinne der Einstrahlung (§ 5 SGB IV) mehr vor. 

Anmerkung 

Wird auch nur ein Teil der Vergütung in Deutschland (beim aufnehmenden Unterneh-

men) als Betriebsausgabe geltend gemacht, liegt keine Einstrahlung nach § 5 SGB IV 

vor. 

Beispiel 1 

Mitarbeiter A wird von der Konzernmutter M aus Argentinien an die Tochtergesellschaft 

T nach Deutschland verliehen. A erhält bei T einen neuen (befristeten) Arbeitsvertrag. 

Sein Vertrag mit M ruht in der Zeit. 

 

Das ausländische Beschäftigungsverhältnis / Arbeitsverhältnis besteht nicht fort, da es 

ruhend gestellt worden ist. Es liegt keine Entsendung vor. Die Einstrahlungswirkung 

greift nicht. A ist gemäß den deutschen Sozialversicherungsvorschriften zu behandeln. 

Dies gilt selbst dann, wenn kein ausdrücklicher Arbeitsvertrag mit T geschlossen wird. 

Mit dem Ruhendstellen des Arbeitsvertrages mit M wird der Einstrahlung sozusagen 

der Boden entzogen. 

Beispiel 2 

Mitarbeiter A wird von der Konzernmutter M in Argentinien an die Tochtergesellschaft T 

nach Deutschland verliehen. Der Arbeitsvertrag mit M besteht fort, die Gehaltszahlun-

gen werden über M abgerechnet. M kann auch weiterhin Weisungen er teilen, aber 

auch T er teilt Weisungen vor Ort. 

 

Es kann ein Fall von Einstrahlung vorliegen. Die deutschen Sozialversicherungsvor-

schriften sind dann nicht anwendbar gemäß § 5 SGB IV. 

Beispiel 3 

Mitarbeiter A wird von der Konzernmutter M in Argentinien an die Tochtergesellschaft T 

nach Deutschland verliehen. Das Gehalt wird über T ausbezahlt. 
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Wenn T die Gehaltszahlungen nur abrechnet, aber die Zahlungen an M weiterbelastet, 

kann eine Entsendung vorliegen. 

 

3.4.4 Zeitliche Begrenzung im Voraus 

Entscheidend ist, dass die Entsendung im Voraus zeitlich begrenzt erfolgt. Nur so kann 

eine beabsichtigte Rückkehr möglich sein. In Betracht kommt eine zeitliche Begren-

zung der Entsendung 

 

– durch die Eigenart der Beschäftigung oder aber 

– durch Regelung im Arbeitsvertrag. 

 

Eine feste Zeitgrenze ist dem Gesetz nicht zu entnehmen. Es haben sich aber in der 

Praxis und basierend auf dem Gebot der Gegenseitigkeit bestimmte Zeiträume her-

auskristallisiert, deren Länge von Land zu Land schwanken kann. Häufig wird bei Ent-

sendungen bis zu einer Dauer von fünf Jahren die Einstrahlungswirkung anerkannt. 

Eine Verlängerung um bis zu drei weitere Jahre ist mit guter Begründung möglich. 

 

Nicht ausreichend für eine Befristung sind folgende Sachverhalte: 

 

– Im Arbeitsvertrag (oder in der Entsendevereinbarung) ist nur eine Rückholklausel 

vereinbart (d. h., der Arbeitgeber kann bei Vorliegen bestimmter Gründe den Mitar-

beiter einseitig in sein Unternehmen zurückholen): Die Entsendung ist dann als un-

befristet zu betrachten. 

– Zeitbefristung für den Renteneintritt: Hier ist eine Verlängerung möglich. 

– Nur Auslandseinsätze in Folge sind beabsichtigt: dann ist keine Rückkehr geplant. 

– Befristeter Einsatz mit Verlängerungsklausel, d. h. automatische Verlängerung, 

wenn keine Kündigung er folgt: Es liegt keine (wirksame) zeitliche Befristung im  

Voraus vor. 

Anmerkung 

Gerade die Gestaltung der Befristung ist eine Schraube, an der gestellt werden kann, 

um das sozialversicherungsrechtlich gewünschte Ergebnis (es soll eine Entsendung 

und damit Einstrahlung vorliegen, oder aber gerade nicht) zu erreichen. 
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3.4.5 Folgen der Einstrahlung 

Die Folgen der Einstrahlung sind: 

 

– Das deutsche Sozialversicherungsrecht ist nicht anwendbar, d. h. in Deutschland 

sind keine Sozialversicherungsbeiträge zu entrichten; der ausländische Mitarbeiter 

kommt aber auch nicht in den Genuss der Leistungen des deutschen Sozialversi-

cherungsrechts (keine Sozialversicherungsberechtigung). 

– Nur das Sozialversicherungsrecht des Entsendestaates ist anzuwenden. 

Anmerkung 

Wenn das Recht des Entsendestaates keinen Sozialversicherungsschutz vorsieht, 

kann es sein, dass der Mitarbeiter ohne jeden gesetzlichen Sozialversicherungsschutz 

ist. In diesem Fall ist zu prüfen, inwieweit eine freiwillige Versicherung infrage kommt, 

oder aber ein privater Versicherungsschutz in Anspruch zu nehmen ist. 

Anmerkung 

Der Arbeitgeber sollte auf alle Fälle bei der Einzugsstelle / Krankenkasse, an die bei 

bestehender Sozialversicherungspflicht der Gesamtsozialversicherungsbeitrag für den 

ausländischen Mitarbeiter abgeführt werden müsste, eine schriftliche Bestätigung über 

die Einstrahlungswirkung (und damit Befreiung von der deutschen Sozialversiche-

rungspflicht) hinsichtlich der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung 

einholen. 

 

Zudem sollte der Arbeitgeber bei dem für den Bereich der gesetzlichen Unfallversiche-

rung zuständigen Unfallversicherungsträger (die für das aufnehmende Unternehmen 

zuständige Berufsgenossenschaft) eine schriftliche Entscheidung hinsichtlich der ge-

setzlichen Unfallversicherungspflicht bzw. einer Befreiung von dieser einholen. 

3.5 Entsendung innerhalb der EU / EWR / Schweiz 

Findet ein Mitarbeitereinsatz grenzüberschreitend innerhalb der Staaten der Europäi-

schen Union (EU), des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) oder der Schweiz statt, 

sind die übernationalen Regelungen der einschlägigen EG / EWG-Verordnungen zu 

beachten. Diese Regelungen haben gemäß § 6 SGB IV Vorrang vor den nationalen 

deutschen Regelungen (insbesondere der hier bedeutenden Regelung der Einstrah-

lung nach § 5 SGB IV). 

 

Die wesentliche Regelung im Verhältnis zwischen den EU-Mitgliedstaaten ist bei 

grenzüberschreitenden Sachverhalten die Verordnung (EG) Nr. 883/04 des Europäi-
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schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme 

der sozialen Sicherheit,, die am 01. Mai 2010 in Kraft getreten und zuletzt durch die 

Verordnung (EG) Nr. 465/2012 vom 22. Mai 2012 (mit Wirkung ab dem 28. Juni 2012) 

geändert worden ist (VO (EG) Nr. 883/04). Siehe dazu in Auszügen unter www.dvka.de 

(Rechtsquellen / EG- / EWR-Recht).  

 

Die entsprechenden Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung (EG) Nr. 

883/04 sind in der Verordnung VO (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der Modalitäten zur Durchfüh-

rung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung der Systeme der sozia-

len Sicherheit enthalten (VO (EG) Nr. 987/09); in Auszügen unter www.dvka.de 

(Rechtsquellen / EG- / EWR-Recht). 

Anmerkung 

Zunächst gilt die VO (EG) Nr. 883/04 (seit 01. Mai 2010) für EU-Bürger, wenn diese 

grenzüberschreitend in verschiedenen EU-Staaten als abhängig Beschäftigte oder als 

selbstständige Unternehmer tätig sind. 

 

Seit dem 01. April 2012 gilt die VO (EG) Nr. 883/04 auch im Verhältnis der EU und EU-

Bürger zur Schweiz, jedoch nicht bei grenzüberschreitenden Sachverhalten zwischen 

der Schweiz und Kroatien bzw. kroatischen Staatsbürgern, und auch nicht in Bezug auf 

Island, Norwegen und Liechtenstein. 

 

Seit dem 01. Juni 2012 gilt die VO (EG) Nr. 883/04 zudem im Verhältnis der EU und 

EU-Bürger zu den EWR-Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen. 

 

Für Drittstaatsangehörige, die ihren Wohnsitz in einem EU-Mitgliedstaat haben und 

grenzüberschreitend innerhalb der EU tätig sind, gilt die VO (EG) Nr. 883/04 ebenfalls, 

und zwar seit dem 01. Januar 2011 aufgrund der VO (EG) Nr. 1231/10 (Verordnung 

(EG) Nr. 1231/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 

2010 zur Ausdehnung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung (EG)  

Nr. 987/2009 auf Drittstaatsangehörige, die aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit nicht 

bereits unter diese Verordnungen fallen); Ausnahmen sind Dänemark und das Verei-

nigte Königreich – hier gelten die alten Verordnungen bzw. evtl. bilaterale Abkommen. 

 

In Bezug auf die Schweiz und die EWR-Staaten gilt die VO (EG) Nr. 1231/10 nicht. 

Werden Drittstaatsangehörige grenzüberschreitend in Bezug auf die Schweiz oder die 

EWR-Staaten beschäftigt, gilt nach wie vor die VO (EWG) 1408/71, der Vorgängerver-

ordnung zur VO (EG) Nr. 883/04. 

 

Zweck der EU-Vorschriften im Bereich des Sozialversicherungsrechts ist die Förderung 

der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, die Förderung der Niederlassungsfreiheit und des 

freien Dienstleistungsverkehrs für Selbstständige. Durch die Bestimmungen der VO 
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(EG) Nr. 883/04 werden die Systeme der sozialen Sicherheit der einzelnen Staaten 

koordiniert, um Doppelversicherungen oder Ausfall von Versicherungen beim grenz-

überschreitenden Verkehr zu vermeiden. Eine Harmonisierung im Sinne einer optima-

len Gestaltung findet allerdings nicht statt. 

3.5.1 Sachlicher Anwendungsbereich 

Die Regelungsbereiche der VO (EG) Nr. 883/04 entsprechen den Sozialversiche-

rungsbereichen der deutschen Sozialversicherung. Dies sind: 

 

– Krankheit und Mutterschaft 

– Invalidität 

– Alter 

– Tod 

– Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

– Arbeitslosigkeit 

– Familienleistungen 

 

Die Pflegeversicherung ist eine deutsche Besonderheit im Sozialversicherungsrecht. 

Gemäß der EuGH-Rechtsprechung (vgl. EuGH, Urteil vom 05. März 1998,  

Az. C-160/96 Molenaar) betrifft die Pflegeversicherung den Bereich Krankheit im Sinne 

der VO (EWG) Nr. 1408/71. Dies wird auch für die VO (EG) Nr. 883/04 gelten müssen. 

3.5.2 Grundsatz – Territorialitätsprinzip 

Es sind grundsätzlich die Rechtsvorschriften eines Staates anwendbar,  

Art. 11 Abs. 1 Satz 1 VO (EG) Nr. 883/04. Eine Doppelversicherung in zwei Staaten 

(Heimatstaat und Einsatzstaat) oder fehlende Versicherungsdeckung wird damit ver-

hindert. Es gelten grundsätzlich die Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaates 

(Territorialitätsprinzip), Art. 11 Abs. 3 lit. a) VO (EG) Nr. 883/04: Der Beschäftigte unter-

liegt dem Sozialversicherungsrecht des Mitgliedstaates, in dem er beschäftigt ist; un-

abhängig vom Wohn-ort (und grundsätzlich auch vom Sitz seines Arbeitgebers). 

3.5.3 Ausnahmen 

Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip bestehen bei bestimmten Berufsgruppen (flie-

gendem oder fahrendem Personal, Seeleuten, Grenzgängern, Beamten). Auf diese 

Berufsgruppen wird hier nicht näher eingegangen. 

 

Weitere Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip bestehen z. B. bei 

 

– Personen, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten abhängig beschäftigt oder 

selbstständig tätig sind, Art. 13 Abs. 1 und 2 VO (EG) Nr. 883/04;  
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– Personen, die gleichzeitig eine abhängige Beschäftigung und eine selbstständige 

Tätigkeit ausüben, Art. 13 Abs. 3 VO (EG) Nr. 883/04: Hier ist vorrangig auf den Be-

schäftigungsstaat abzustellen, bei mehreren Beschäftigungen auf den Wohnmit-

gliedstaat; vorausgesetzt, dort wird regelmäßig ein wesentlicher Teil der abhängigen 

Beschäftigung ausgeübt, und 

– Entsendung, Art. 12 VO (EG) Nr. 883/04. 

 

Liegt keine dieser in der Verordnung vorgesehenen Ausnahmen vor, kann eine Aus-

nahme vom Grundsatz des Beschäftigungsorts (Territorialitätsprinzip) und somit ein 

Verbleiben in der Sozialversicherung des Heimatstaates nur mehr erreicht werden, 

indem eine Ausnahmevereinbarung gemäß Art. 16 Abs. 1 VO (EG) Nr. 883/04 ge-

schlossen wird.  

 

Bei einer bereits länger andauernden grenzüberschreitenden Beschäftigung, die noch 

während der Geltung der VO (EWG) Nr. 1408/71 begonnen wurde, ist die Übergangs-

vorschrift des Art. 87 Abs. 8 VO (EG) Nr. 883/04 zu beachten. Danach kann der Betref-

fende im bisherigen Sozialversicherungssystem bleiben, auch wenn nach der neuen 

VO (EG) Nr. 883/04 nun ein anderes gelten würde. 

Anmerkung 

Soll bei der Beschäftigung eines ausländischen Mitarbeiters in Deutschland erreicht 

werden, dass für ihn (und gegebenenfalls seine Familie) weiterhin die Sozialversiche-

rungsvorschriften des Heimatstaates Anwendung finden, in dessen Sozialversiche-

rungssystem er bereits eingezahlt hat und dessen Leistungen er (und seine Familie) in 

Anspruch nehmen will, so sind im Rahmen der europarechtlichen Regelungen Gestal-

tungsmöglichkeiten eröffnet, um vom Prinzip des Beschäftigungsorts Ausnahmen zu 

erreichen. Im Vorfeld einer Entsendung nach Deutschland ist in diesem Zusammen-

hang Raum für gestalterisches Einwirken auf die Konstruktion der Entsendung bzw. 

Beschäftigung des ausländischen Mitarbeiters in Deutschland. 

 

 Beschäftigung in mehreren Staaten 3.5.3.1

Bei Anwendbarkeit der VO (EG) Nr. 883/04 gilt Folgendes: 

 

Ist eine Person gewöhnlich in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten beschäftigt, so gel-

ten die Sozialversicherungsvorschriften des Staates, in dem die Person wohnt, wenn 

sie (Art. 13 Abs. 1 lit. a) VO (EG) Nr. 883/04) dort auch einen wesentlichen Teil ihrer 

Tätigkeit ausübt; unabhängig davon, ob sie für einen einzigen Arbeitgeber tätig ist oder 

für mehrere Arbeitgeber, und unabhängig davon, in welchen EU-Staaten diese Arbeit-

geber ihren Sitz haben. Das Recht des Wohnstaates gilt auch dann, wenn die Person 

bei mehreren Arbeitgebern beschäftigt ist, die ihren Sitz in verschiedenen Mitgliedstaa-

ten außerhalb des Wohnstaats haben (Art. 13 Abs. 1 lit. b) iv) VO (EG) Nr. 883/04). 
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Dies gilt selbst dann, wenn der Arbeitgeber seinen Sitz außerhalb der EU hat,  

Art. 14 Abs. 11 VO (EG) Nr. 987/09. 

 

Übt die Person im Wohnstaat weniger als einen wesentlichen Teil ihrer Tätigkeit aus, 

so gelten die Sozialversicherungsvorschriften des Staates, in dem ihr Arbeitgeber oder 

das Unternehmen, das sie beschäftigt, seinen Sitz bzw. Wohnsitz hat, Art. 13 Abs. 1 lit. 

b) i) VO (EG) Nr. 883/04. Bei Beschäftigung für zwei oder mehr Arbeitgeber sind noch 

weitere „Varianten“ in Art. 13 Abs. 1 lit. b) ii) und iii) VO (EG) Nr. 883/04 geregelt. 

 

Eine Tätigkeit wird „gewöhnlich“ in zwei oder mehreren EU-Mitgliedstaaten im Sinne 

des Art. 13 VO (EG) Nr. 883/04 ausgeübt, wenn die betreffende Person kontinuierlich 

alternierend – vorausschauend für die nächsten maximal zwölf Monate geplant – in 

diesen Staaten tätig wird. 

 

Als wesentlicher Teil der Tätigkeit, die im Wohnstaat auszuüben ist, damit das Be-

schäftigungsverhältnis unter die Vorschriften dieses Staates fällt, wird ein Zeitaufwand 

von mindestens 25 Prozent verstanden. 

 

Als Wohnort gilt dabei grundsätzlich der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts; in der Ent-

scheidungspraxis begründet in der Regel erst der überwiegende Aufenthalt der betref-

fenden Person in diesem Staat das Wohnen. 

Anmerkung 

Was im Einzelnen noch als überwiegender Aufenthalt ausreicht, d. h. welche tatsächli-

chen Anforderungen an die Begründung des überwiegenden Aufenthalts gestellt wer-

den (kommt es auf den Aufenthaltsort und die Aufenthaltsdauer von Ehegatte und Kin-

dern in einem bestimmten Land an, oder reicht das regelmäßige Pflegen von sozialen 

Kontakten im Staat des Wohnens?), hängt vom Einzelfall ab. Grundsätzlich müssen 

die Verhältnisse im Land, in dem nicht gewohnt, sondern nur gearbeitet wird, auf einen 

nur vorübergehen- den Aufenthalt des betreffenden Arbeitnehmers hindeuten; umge-

kehrt die Wohn- und Lebensverhältnisse im Wohnstaat auf den sich dort befindlichen 

Schwerpunk t der Lebensverhältnisse. Allgemein kann davon ausgegangen werden, 

dass sich der Mittelpunkt der Lebensverhältnisse, das Wohnen in dem Staat befindet, 

in dem sich der Haupternährer der Familie überwiegend und schwerpunktmäßig auf-

hält. 

 

Ob die Voraussetzungen für die Anwendung der Sozialversicherungsvorschriften des 

Heimatstaates auch tatsächlich vorliegen bzw. in der Vergangenheit vorgelegen haben, 

kann die den Bescheid A 1 ausstellende Behörde auch noch Jahre nach Ablauf dieser 

Bescheinigung überprüfen. 
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Beispiel 1 

Der französische Arbeitnehmer F der französischen Muttergesellschaft M wird für vo-

raussichtlich zwei Jahre in Deutschland beim deutschen Tochterbetrieb T tätig werden. 

Er soll Know-how von M zur Tochtergesellschaft transferieren, zugleich aber auch für T 

als Vorarbeiter tätig sein und dort die Arbeiter an den hochempfindlichen Spezialma-

schinen anlernen. Daneben soll F im Interesse von M die Einführung der speziellen 

Technologie der M bei T überwachen; er wird regelmäßig ein, zwei Arbeitstage pro 

Monat bei M in Frankreich erscheinen (arbeiten), um dort Bericht zu erstatten und wei-

tere Maßnahmen zu besprechen. F erhält neben seinem auf zehn Wochenstunden 

reduzierten Arbeitsvertrag mit M einen weiteren Arbeitsvertrag über 30 Wochenstun-

den mit T. Sein Gehalt wird zu einem Viertel von M gezahlt (aus den französischen 

Arbeitsvertrag) und drei Viertel von T (aus dem deutschen Arbeitsvertrag). Die Familie 

von F bleibt in Frankreich, seine Kinder gehen dort weiter zur Schule, F besucht seine 

Familie regelmäßig. In Deutschland wohnt F in einer Pension. F wird zwar weiterhin in 

Frankreich wohnen (im Sinne des Sozialversicherungsrechts) und hat zwei Arbeitgeber 

in verschiedenen Mitgliedstaaten (Frankreich und Deutschland). Er wird regelmäßig in 

Frankreich (ein bis zwei Tage im Monat) und in Deutschland tätig. 

 

Für ihn können die französischen Sozialversicherungsvorschriften nur dann weiter gel-

ten, wenn er einen wesentlichen Teil seiner Tätigkeit (mindestens 25 Prozent) in Frank-

reich tätig wäre. Da dies nicht der Fall sein wird, wird für ihn deutsches Sozialversiche-

rungsrecht gemäß Art. 13 Abs. 1 lit. b) iii) VO (EG) Nr. 883/04 gelten. M kann aber ge-

meinsam mit F eine Ausnahmevereinbarung gemäß Art. 16 Abs. 1 VO (EG) Nr. 883/04 

beantragen mit dem Ziel, dass hier ausnahmsweise doch weiterhin französisches 

Recht anwendbar bleibt. Wird die Ausnahmevereinbarung getroffen, so muss F auf 

deren Grundlage bei der zuständigen französischen Sozialversicherungsbehörde die 

Bescheinigung A 1 beantragen und der T in Deutschland vorlegen. T muss dann die 

Beschäftigung von F aufgrund des deutschen Arbeitsvertrages nicht in Deutschland zur 

Sozialversicherung anmelden, sondern vielmehr die Sozialversicherungsbeiträge nach 

französischem Recht berechnen und an die dortige zuständige Einzugsstelle abführen. 

Anmerkung 

In Beispiel 1 wird verwaltungstechnisch das Abführen der französischen Sozialversi-

cherungsbeiträge so ablaufen, dass M der T die Höhe der vom deutschen Gehalt ein-

zubehaltenden Beiträge mitteilt, T diese Beiträge (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) 

vom deutschen Gehalt des F einbehält und an M nach Frankreich weiterleitet. M führt 

dann die Sozialversicherungsbeiträge aus beiden Arbeitsverhältnissen, dem französi-

schen und dem deutschen, an die zuständige französische Einzugsstelle ab. Dieses 

Vorgehen wird gewöhnlich bei Konzerngesellschaften in Abstimmung mit der zuständi-

gen Einzugsstelle so durchgeführt. In konkreten Fall ist dies aber immer mit der Behör-

de abzustimmen. 
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Beispiel 2 

Der ungarische Arbeitnehmer U der ungarischen Muttergesellschaft M wird für voraus-

sichtlich vier Jahre nach Deutschland entsandt, um dort Geschäftsführer einer neu ge-

gründeten deutschen Tochtergesellschaft T in München zu sein. Er soll das Geschäft 

in Deutschland aufbauen. Sein ungarischer Arbeitsvertrag wird für diese vier Jahre 

ruhend gestellt. In Deutschland erhält er einen Geschäftsführeranstellungsvertrag. Er 

wird in der Funktion des Geschäftsführers der deutschen T regelmäßig mindestens 

eineinhalb Wochen pro Monat nach Ungarn reisen, um mit M künftige Geschäftsstrate-

gien zu besprechen und die Entwicklung der Tochtergesellschaft durch Kundenbesu-

che und Akquisitionen zu fördern. Die Familie von U, seine Frau und Kinder sind in 

Ungarn geblieben, die Kinder besuchen dort die Schule. 

 

Der Lebensmittelpunkt von U befindet sich nach wie vor in Ungarn. Dort hat er seine 

familiären und sozialen Kontakte. In D hält er sich lediglich zur Ausübung seiner Arbeit 

auf. Seine Beschäftigung als Geschäftsführer (Fremdgeschäftsführer) übt U sowohl in 

Deutschland als auch in Ungarn aus. Da er in Ungarn mindestens 25 Prozent (einen 

wesentlichen Teil im Sinne der VO (EG) Nr. 883/04) seiner Tätigkeit ausübt, wird U mit 

dieser Beschäftigung daher den ungarischen Sozialversicherungsvorschriften unterlie-

gen, Art.13 Abs. 1 lit. a) VO (EG) Nr. 883/04. U hat die Bescheinigung A 1 bei der zu-

ständigen Stelle in Ungarn zu beantragen und seinem Arbeitgeber T in Deutschland 

vorzulegen. T ist dann verpflichtet, den U bei der Sozialversicherung in Ungarn anzu-

melden, die ungarischen Sozialversicherungsbeiträge zu berechnen, vom Gehalt des U 

einzubehalten und ordnungsgemäß an die zuständige ungarische Einzugsstelle abzu-

führen bzw. über M abführen zu lassen (siehe oben Beispiel 1). 

Beispiel 3 

Wie Beispiel 2, nur dass U seine Tätigkeit bei T ausschließlich aufgrund eines ungari-

schen Arbeitsvertrages mit M ausübt. 

 

Auch in diesem Fall bleiben die ungarischen Sozialversicherungsvorschriften auf das 

Beschäftigungsverhältnis des U anwendbar, wenn er mindestens 25 Prozent seiner 

Tätigkeit in Ungarn ausübt. Auch hier hat U in Ungarn die Bescheinigung A 1 zu bean-

tragen und der T vorzulegen, um nicht auch in Deutschland sozialversicherungspflich-

tig zu sein. 

Anmerkung 

Wie das Beispiel 3 zeigt, kann im Grunde genommen eine Entsendung nach Deutsch-

land im sozialversicherungsrechtlichen Sinne vorliegen, nur dass der Mitarbeiter teil-

weise auch regelmäßig im Entsendestaat tätig ist. Diese Entsendung kann unabhängig 

von zeitlichen Grenzen (bis zu 24 Monate) erfolgen. Voraussetzung ist, dass der Woh-
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nort im Sinne der einschlägigen VO im Entsendestaat bleibt und ein wesentlicher Teil 

der Tätigkeit dort (noch) ausgeübt wird. Bei der reinen Entsendung nach  

Art. 12 VO (EG) Nr. 883/04 kommt es auf den Wohnort hingegen nicht an. 

 

 Entsendung und Verlängerung 3.5.3.2

Bei Entsendung eines ausländischen Mitarbeiters nach Deutschland ist gemäß  

Art. 12 Abs. 1 VO (EG) Nr. 883/04 weiterhin das Sozialversicherungsrecht des Entsen-

destaates anwendbar, wenn die Entsendung im Voraus auf höchstens 24 Monate be-

grenzt ist und der entsandte Mitarbeiter keinen anderen Mitarbeiter ablöst. 

 

Die Voraussetzungen einer Entsendung innerhalb der EU / EWR / Schweiz sind grund-

sätzlich mit den Voraussetzungen der Entsendung gemäß §§ 4 und 5 SGB IV iden-

tisch, für die VO (EG) Nr. 883/04 durch die Durchführungsverordnung VO (EG) Nr. 

987/09 jedoch erweitert bzw. gelockert und teilweise präzisiert. Diese Voraussetzungen 

sind Folgende: 

 

– Das entsendende Unternehmen muss normalerweise seine Tätigkeit im Entsende-

staat ausüben (keine bloße Briefkastenfirma). Es reicht nicht aus, wenn das Ent-

sendeunternehmen nur administratives Personal im Entsendestaat beschäftigt; es 

muss auch operatives Personal beschäftigt werden. 

– Es muss eine Eingliederung in das Entsendeunternehmen vorliegen. 

– Die Entsendung muss auf Rechnung des Entsendeunternehmens zur Ausführung 

einer Arbeit erfolgen. Diese Arbeit muss für das Entsendeunternehmen erfolgen. 

– Im Entsendestaat muss Sozialversicherungspflicht bestehen. Der Mitarbeiter muss 

bereits seit mindestens einem (1) Monat im Entsendestaat sozialversicherungs-

pflichtig beschäftigt gewesen sein, nicht notwendigerweise aber beim entsendenden 

Arbeitgeber. 

– Das Arbeitsverhältnis mit dem Entsendeunternehmen muss fortbestehen: 

- Es darf sich nicht um ein ruhendes Arbeitsverhältnis handeln; das disziplinari-

sche Weisungsrecht muss beim Entsendeunternehmen liegen. 

- Der Entgeltanspruch des Mitarbeiters richtet sich gegen das Entsendeunter-

nehmen, auch wenn Zahlstelle das aufnehmende (deutsche) Unternehmen sein 

kann. 

- Die wirtschaftliche Belastung des Entsendeunternehmens mit dem Entgelt ist 

nicht zwingend erforderlich (d. h. Weiterbelastung des Entgelts an das aufneh-

mende Unternehmen ist möglich). 

- (legale !) Arbeitnehmerüberlassung vom Entsendeunternehmen an das aufneh-

mende Unternehmen ist möglich. 

– Es liegt keine Wiederbesetzung der Stelle vor, d. h. der entsandte Mitarbeiter darf 

nicht einen anderen (ebenfalls entsandten) Mitarbeiter ablösen. Eine Ablöse liegt 

nicht vor, wenn der Arbeitnehmer auf eine neu geschaffene Stelle gesetzt wird oder 

die Stelle zuvor von einem Stammmitarbeiter des Einsatzunternehmens besetzt 

war. Entscheidend für das Vorliegen einer Ablöse ist, dass der betreffende Arbeits-

platz am Einsatzort nicht unmittelbar zuvor von einem Mitarbeiter besetzt war, für 
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den aufgrund einer Entsendebescheinigung – ebenfalls – das deutsche Sozialversi-

cherungsrecht nicht anwendbar war.  

– Die Maximaldauer der Entsendung beträgt 24 Monate. Ist von Anfang an klar, dass 

die Entsendung länger als 24 Monate dauern wird, sind die Voraussetzungen einer 

Entsendung im Sinne der Vorschrift nicht gegeben, es kann dann der Abschluss ei-

ner Ausnahmevereinbarung gemäß Art. 16 Abs. 1 VO (EG) Nr. 883/04 in Betracht 

kommen. Zu beachten ist, dass im Falle, dass eine Entsendung abgelaufen ist, eine 

neue Entsendung desselben Arbeitnehmers, für dieselben Unternehmen und den-

selben Mitgliedstaat grundsätzlich erst nach Ablauf von mindestens zwei Monaten 

nach Ende des vorausgegangenen Entsendezeitraums erfolgen kann. Bei Vorliegen 

besonderer Umstände sind Ausnahmen möglich. 

 

Es gilt Folgendes: 

 

Eine Verlängerung der Entsendung nach der Vorschrift des Art. 12 VO (EG) Nr. 883/04 

ist nicht möglich. Es kann bei einer länger als 24 Monate geplanten Entsendung eine 

Ausnahmevereinbarung nach Art. 16 Abs. 1 VO (EG) Nr. 883/04 beantragt werden. 

 Ausnahmevereinbarung 3.5.3.3

Handelt es sich bei der Beschäftigung des ausländischen Mitarbeiters in Deutschland 

um keinen der oben genannten Fälle, die ausdrücklich als Ausnahmen vom Prinzip des 

Beschäftigungsorts durch die VO (EG) Nr. 883/04 geregelt sind, soll aber die Anwend-

barkeit der Sozialversicherungsvorschriften des Entsendestaates für die zeitlich befris-

tete Beschäftigung in Deutschland erreicht werden, kann der Arbeitgeber gemeinsam 

mit dem betroffenen Arbeitnehmer bei der hierfür im Entsendestaat (dessen Sozialver-

sicherungsvorschriften gelten sollen) zuständigen Sozialversicherungsbehörde eine 

sogenannte Ausnahmevereinbarung beantragen. Diese Vereinbarung schließt die An-

tragsbehörde im Einvernehmen mit der entsprechend zuständigen Stelle des anderen 

Staates (des Beschäftigungsstaates, dessen Sozialversicherungsvorschriften an sich 

anwendbar wären). Bei einer Entsendung nach Deutschland (Beschäftigungsstaat ist 

dann Deutschland) ist in Deutschland die zuständige Behörde die Deutsche Verbin-

dungsstelle Krankenversicherung Ausland (DVKA), die ihr Einvernehmen (Einver-

ständnis) dazu erklären muss, dass der in Deutschland beschäftigte Mitarbeiter aus-

nahmsweise nicht unter die deutschen Sozialversicherungsvorschriften fällt, sondern 

aufgrund seines besonderen, zu begründenden Interesses im Sozialversicherungssys-

tem des anderen Staates (des Entsendestaates) bleiben kann. 

 

Der Abschluss der Ausnahmevereinbarung steht im Ermessen der beteiligten Behör-

den. Er ist formlos zu beantragen. Es ist eine vom Arbeitnehmer persönlich unterzeich-

nete Erklärung darüber, warum er an einem Verbleiben im Sozialversicherungssystem 

des anderen Staates interessiert ist, erforderlich. Die materiellen Voraussetzungen für 

den Abschluss einer solchen Vereinbarung können in jedem Land, das am Abschluss 

dieser Vereinbarung beteiligt ist, leicht differieren, da hier die nationalen Interessen der 

einzelnen EU-Mitgliedstaaten mit einfließen, obgleich grundsätzlich EU-weit die glei-

chen Beurteilungskriterien gelten sollten. 
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Anmerkung 

Vor Antragstellung sollten die Voraussetzungen, unter denen eine Ausnahmevereinba-

rung im konkreten Fall zustande kommen kann, bei der zuständigen Antragsstelle er-

fragt werden. In Deutschland steht für solche Auskünfte die Deutsche Verbindungsstel-

le – Krankenversicherung Ausland (unter www.dvka.de) zur Verfügung. Da die Beurtei-

lung der Kriterien für den Anschluss einer Ausnahmevereinbarung im Ermessen des 

einzelnen beteiligten Staates und somit der beteiligten Behörde steht, ändert sich zu-

weilen auch die Verwaltungspraxis der Behörde. Gerade die neu der EU beigetretenen 

Mitgliedstaaten sind in der Auslegung der einzelnen Anforderungen zeitweise recht 

streng. 

 

Aus deutscher Sicht ist für den Abschluss einer Ausnahmevereinbarung das individuell 

zu begründende Interesse des Arbeitnehmers am Abschluss einer solchen Vereinba-

rung erforderlich. Dieses Interesse kann beispielsweise darin bestehen, dass der Be-

treffende seine gesamte Altersvorsorge auf das heimische Rentensystem aufgebaut 

hat, in das er bisher lückenlos und ausnahmslos eingezahlt hat, und auch beabsichtigt, 

nach seinem Auslandseinsatz wieder in dieses heimische System „zurückzukehren“. 

 

Voraussetzung einer Ausnahmevereinbarung ist immer, dass lediglich eine befristete 

Beschäftigung im anderen Staat beabsichtigt ist. Es wird zudem eine weiterhin beste-

hende arbeitsvertragliche Anbindung an den Entsendestaat verlangt. Diese ist häufig 

auch schon dann gegeben, wenn das heimische Arbeitsverhältnis während des Aus-

landseinsatzes ruht und lediglich Nebenpflichten weiter bestehen. Eine Aufhebung / 

Beendigung des heimischen Arbeitsvertrages – wenn auch nur gedacht für die Zeit des 

Auslandseinsatzes – darf nicht erfolgen. 

Anmerkung 

Vor Beantragung einer Ausnahmevereinbarung ist immer im konkreten Fall zu prüfen, 

unter welchen materiellen Voraussetzungen der jeweils andere EU-Mitgliedstaat (der 

Entsendestaat) der Ausnahmevereinbarung zustimmen wird. Häufig kommt eine Aus-

nahmevereinbarung nur in Betracht, wenn der Auslandseinsatz des Mitarbeiters auf-

grund eines (aktiven) Entsendevertrages erfolgt (so z. B: In Bezug auf Belgien oder 

Tschechien). Ein ruhendes Arbeitsverhältnis wird zum Teil nicht als ausreichende ar-

beitsrechtliche Anbindung an den Heimatstaat angesehen (siehe Belgien). Es sind da-

her rechtzeitig vor Entsendung des Mitarbeiters die arbeitsvertraglichen Konstellatio-

nen zu prüfen, unter denen dann ein Einsatz im Ausland erfolgen kann unter Weitergel-

tung der Sozialversicherungsvorschriften des Heimatstaates, siehe dazu die Merkblät-

ter der DVKA unter www.dvka.de. 
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Ausnahmevereinbarungen können beispielsweise beantragt werden bei Entsendungen 

von länger als 24 Monaten, bei Entsendung des Arbeitnehmers, der einen anderen 

Arbeitnehmer ablöst, oder in sonstigen Fällen eines zeitlich begrenzten Auslandsein-

satzes des Arbeitnehmers, der danach wieder in seinen Arbeitgeberbetrieb zurück-

kehrt. 

 

Die Ausnahmevereinbarung sollte in der Regel mindestens drei Monate vor dem Aus-

landseinsatz beantragt werden. Aufgrund des intern durch die Antragstelle einzuholen-

den Einvernehmens mit der Behörde des anderen Staates, ist mit einer zum Teil mona-

telangen Bearbeitungsdauer zu rechnen. 

 

Aufgrund der Ausnahmevereinbarung ist dann in einem zweiten Schritt die Ausstellung 

der Bescheinigung A 1 bei der zuständigen Stelle zu beantragen. Die Ausnahmever-

einbarung stellt sozusagen nur den Umweg zur Bescheinigung A 1 dar, der einzu-

schlagen ist, weil die Voraussetzungen für dessen direkte Beantragung nicht vorliegen. 

Häufig stellt bereits die Antragsbehörde (in Deutschland: Die DVKA) die  

A1-Bescheinigung mit aus und sendet sie gemeinsam mit der Ausnahmevereinbarung 

dem Antragsteller zu. 

3.5.4 Rechtsfolge – A 1  

Die Weitergeltung der Sozialversicherungsvorschriften des Entsendestaates für die 

Beschäftigung in Deutschland während der Entsendung im Sinne von Art. 12 Abs. 1 

VO (EG) Nr. 883/04 , aber auch während des grenzüberschreitenden Einsatzes unter 

den Voraussetzungen des Art. 13 Abs. 1 VO (EG) Nr. 883/04 oder in den anderen in 

der einschlägigen VO genannten Fällen wird in der Bescheinigung A 1 rechtlich ver-

bindlich bestätigt. Dieser A 1 ist bei der zuständigen Stelle (Sozialversicherungsbehör-

de) im Entsendestaat (des Staats, dessen Sozialversicherungsrecht weiter gelten soll, 

bzw. bei einem Einsatz nach Art. 13 VO (EG) Nr. 883/04 des Wohnmitgliedstaats) zu 

beantragen. Die Beantragung hat grundsätzlich vor der Entsendung zu erfolgen. Dies 

bereits aus Gründen der Rechtssicherheit zu Beginn der Entsendung. 

Anmerkung 

Für die Beantragung ist der Vordruck A 1 (der Vordruck zur Beantragung der Beschei-

nigung A 1 kann bei einer Entsendung von Deutschland ins europäische Ausland über 

das Internet bezogen werden über www.dvka.de (Arbeiten im Ausland / Bescheinigung 

A 1) auszufüllen und vom Arbeitgeber z. T. gemeinsam mit dem Mitarbeiter, auszufül-

len und zu unterzeichnen. Die Vorgaben des Vordrucks, die vertragliche Gestaltung 

und / oder die Umstände des Auslandseinsatzes des Mitarbeiters bedürfen in der Re-

gel einer Ergänzung und Erläuterung. Diese Erläuterungen sollten in einem gesonder-

ten Begleitschreiben des Antragstellers erfolgen. Es sind inzwischen unterschiedliche 

Vordrucke A 1 erhältlich, die die jeweiligen in der VO (EG) Nr. 883/04 genannten Kons-

tellationen widerspiegeln.  
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Es ist jeweils der Vordruck des Staates zu verwenden, dessen Sozialversicherungssys-

tem für anwendbar erklärt werden soll. 

 

Der A 1 ist dem aufnehmenden Unternehmen in Deutschland vorzulegen. Legt der 

ausländische Mitarbeiter dem deutschen Unternehmen einen A 1 vor, so steht damit 

verbindlich fest, dass der Mitarbeiter in Deutschland den Sozialversicherungsvorschrif-

ten untersteht, die in der Bescheinigung festgestellt sind. Dies werden in der Regel die 

Vorschriften des Landes sein, das diese Bescheinigung ausgestellt hat. Die Tätigkeit 

des Mitarbeiters unterliegt dann nicht den deutschen Sozialversicherungsvorschriften. 

Der deutsche Arbeitgeber ist bei Vorlage des A 1 durch den ausländischen Mitarbeiter 

verpflichtet, die Sozialversicherungsvorschriften der entsprechenden ausländischen 

Rechtsordnung einzuhalten, somit ggf. die nach der ausländischen Rechtsordnung zu 

zahlenden Sozialversicherungsbeiträge zu berechnen, vom Gehalt des ausländischen 

Mitarbeiters einzubehalten und an die zuständige Einzugsstelle des Staates abzufüh-

ren, das den A 1 ausgestellt hat und dessen Sozialversicherungsvorschriften die Be-

schäftigung des ausländischen Mitarbeiters unterliegt.  

3.6 Sozialversicherungsabkommen 

Mit einigen Staaten hat die Bundesrepublik Deutschland Sozialversicherungsabkom-

men (Abkommen über soziale Sicherheit) geschlossen. Die in diesen Abkommen ent-

haltenen Regelungen haben als zwischenstaatliches Recht im Sinne von § 6 SGB IV 

Vorrang vor den nationalen Regelungen, insbesondere der hier bedeutenden Regelung 

der Einstrahlungswirkung gemäß § 5 SGB IV. 

Anmerkung 

Soweit solche Sozialversicherungsabkommen mit EU-Mitgliedstaaten, Staaten des 

EWR oder mit der Schweiz bestehen, haben diese lediglich dann noch Bedeutung, 

soweit die vorrangig geltende VO (EG) Nr. 883/04 bestimmte Sozialversicherungs-

zweige oder bestimmte Staatsangehörige (sachlicher bzw. persönlicher Geltungsbe-

reich der VO) nicht erfasst. 

 

Bezüglich der von der VO nicht erfassten Sozialversicherungszweige bzw. Personen 

ist dann auf das Sozialversicherungsabkommen zurückzugreifen. 
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Sozialversicherungsabkommen (SVA) sind zweiseitige Abkommen, die Deutschland 

derzeit mit folgenden Nicht EU-Mitgliedstaaten geschlossen hat: 

 

– Australien 

– Bosnien-Herzegowina 

– Brasilien  

– Chile 

– China 

– Israel 

– Indien 

– Japan 

– Kanada 

– Korea 

– Kosovo 

– Marokko 

– Mazedonien 

– Montenegro 

 

– Quebec 

– Serbien 

– Türkei 

– Tunesien 

– USA 

 

Geplant ist ein SVA mit den Philippinen, Das SVA mit Uruguay befindet sich gerade im 

Gesetzgebungsverfahren. Eine aktuelle Übersicht über die SVA ist unter www.dvka.de 

einsehbar (Rechtsquellen / Bilaterale Abkommen). 

3.6.1 Persönlicher Anwendungsbereich 

Die Sozialversicherungsabkommen sind grundsätzlich auf alle Personen anwendbar, 

die grenzüberschreitend in den beiden jeweiligen Abkommenstaaten tätig sind, unab-

hängig von ihrer Staatsangehörigkeit; auch Staatenlose und Flüchtlinge. Einige SVA 

beschränken allerdings den persönlichen Anwendungsbereich auf eigene Staatsange-

hörige und Staatenlose und Flüchtlinge (Tunesien, Marokko). 

3.6.2 Sachlicher Anwendungsbereich 

Alle SVA mit Deutschland enthalten Regelungen zur Rentenversicherung. In den meis-

ten Abkommen wird auch die Arbeitslosenversicherung erfasst. In einzelnen Sozialver-

sicherungsabkommen sind teilweise auch andere Regelungsbereiche enthalten. So 

enthält beispielsweise das SVA Deutschland / Türkei Regelungen zur Krankenversi-

cherung, Unfallversicherung und teilweise zur Arbeitslosenversicherung. 

Anmerkung 

Hinweise zum sachlichen Anwendungsbereich der einzelnen SVA geben auch die über 

die DVKA erhältlichen Merkblätter „Arbeiten in ...“ (siehe unter www.dvka.de). 

 

In den SVA mit Indien und China (sog. Entsendeabkommen) ist beispielsweise nur 

vorgesehen, dass es zu keiner Doppelversicherung in der Rentenversicherung kommt. 

Regelungen zum Erwerb von Rentenansprüchen oder zur Zahlung von Renten sind in 

diesem Abkommen nicht enthalten. 
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Soweit bestimmte Sozialversicherungsbereiche nicht vom Sozialversicherungsabkom-

men erfasst sind, bestimmt sich die Anwendung der Sozialversicherungsvorschriften 

und demgemäß eine eventuelle Sozialversicherungspflicht für diese Sozialversiche-

rungszweige nach den nationalen Vorschriften, bei Beschäftigung eines ausländischen 

Mitarbeiters in Deutschland daher nach deutschem Sozialversicherungsrecht. 

3.6.3 Grundsatz – Territorialitätsprinzip 

Auch die Sozialversicherungsabkommen gehen vom Grundsatz aus, dass auf eine 

grenzüberschreitende Beschäftigung die Sozialversicherungsvorschriften des Beschäf-

tigungsstaates anzuwenden sind (Territorialitätsprinzip). 

3.6.4 Ausnahmen 

Als Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip kennen die Sozialversicherungsabkommen 

allerdings lediglich die Fälle der Entsendung und die Fälle, in denen durch Abschluss 

einer Ausnahmevereinbarung das Verbleiben im heimischen Sozialversicherungssys-

tem während eines befristeten Auslandseinsatzes erreicht werden kann. 

 Entsendung 3.6.4.1

In allen SVA ist grundsätzlich der Fall der Entsendung im oben genannten Sinne als 

Durchbrechung vom Territorialitätsprinzip vorgesehen. Soweit in den einzelnen SVA 

der Entsendebegriff nicht definiert ist, erfolgt eine Beurteilung durch eine deutsche Be-

hörde oder Gericht anhand der Kriterien der Aus- und Einstrahlungsrichtlinie und der 

§§ 4 und 5 SGB IV. 

 

Dabei ist zu beachten, dass die höchstzulässige Entsendedauer unterschiedlich gere-

gelt ist. So sieht beispielsweise das SVA Deutschland / USA eine Entsendedauer von 

60 Monaten vor; ebenso das SVA Deutschland / Japan und SVA Deutschland / Kana-

da. Das SVA Deutschland / China sieht 48 Monate Entsendedauer vor, das SVA 

Deutschland / Tunesien lediglich zwölf Monate. Häufig ist kein fester Zeitraum (z. B. 

Israel, Türkei) vorgesehen, manchmal 24 Monate (z. B. Korea, Kroatien), manchmal 

36 Monate (z. B. Chile, Marokko).  

 

Die Entsendebescheinigung heißt nicht A 1 wie innerhalb des Geltungsbereichs der 

VO (EG), sondern beispielsweise US/D 101 für eine Entsendung von USA nach 

Deutschland. 

 Ausnahmevereinbarung 3.6.4.2

Grundsätzlich ist auch in den Sozialversicherungsabkommen die Möglichkeit des Ab-

schlusses einer Ausnahmevereinbarung vorgesehen. Das Verfahren ist vergleichbar 

dem gemäß der VO (EG). Eine Ausnahmevereinbarung kann aber nur für die Sozial-
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versicherungszweige getroffen werden, die vom sachlichen Geltungsbereich des ein-

schlägigen SVA erfasst sind. In den anderen Sozialversicherungszweigen ist nach den 

nationalen Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaates (bei Entsendung nach 

Deutschland: Den deutschen Vorschriften, also § 5 SGB IV) zu verfahren. 

3.7 Sonderregelungen zu einzelnen Versicherungszweigen 

3.7.1 Krankenversicherung, Pflegeversicherung 

Versicherungspflicht in der deutschen Krankenversicherung besteht, wenn deutsches 

Recht anwendbar ist, für ausländische Mitarbeiter im selben Umfang‚ wie für deutsche 

Mitarbeiter. Dementsprechend entfällt die Versicherungspflicht bei Überschreiten der 

Jahresarbeitsentgeltgrenze (im Jahr 2015 beträgt diese 54.900,00 Euro p.a.),  

§ 6 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 SGB V. 

Anmerkung 

Sind für das Entfallen der Krankenversicherungspflicht ggf. erforderliche Beschäfti-

gungszeiten zu beachten, die im Ausland zurückgelegt wurden, werden diese Zeiten 

wie deutsche Beschäftigungszeiten anerkannt, wenn der Arbeitnehmer den Nachweis 

über die Arbeitsentgelthöhe (grundsätzlich Bruttobezüge, die auf Nettobezüge herun-

tergerechnet werden zur Vergleichbarkeit mit deutschen Bezügen) für diesen Zeitraum 

erbringt. Grundsätzlich entscheidet der deutsche Arbeitgeber, der den (ausländischen) 

Mitarbeiter zur Sozialversicherung anmeldet, aufgrund der ihm vorgelegten Belege, ob 

hier gesetzliche Krankenversicherungspflicht gegeben ist oder nicht. 

 

Innerhalb der EU ist grundsätzlich Vergleichbarkeit der Beschäftigungszeiten gegeben, 

so dass diese Vorbeschäftigungszeiten in der Regel problemlos mit berücksichtigt wer-

den können. Bei Beschäftigungszeiten, die im Nicht-EU-Ausland zurückgelegt worden 

sind, sollte hinsichtlich der Vergleichbarkeit Rückfrage mit der zuständigen Einzugsstel-

le genommen werden. 

 

Eine freiwillige Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung (finanziell even-

tuell vorteilhaft wegen der damit verbundenen Möglichkeit der Familienversicherung, 

§ 10 SGB V) ist grundsätzlich nur möglich unter den in § 9 SGB V genannten Voraus-

setzungen. Wesentlich ist hier § 9 Abs. 1 Nr. 1 SGB V. Danach ist eine freiwillige Ver-

sicherung nur möglich, wenn 

 

– zunächst Versicherungspflicht bestanden hat und 

– in den letzten fünf Jahren vor dem Ausscheiden (z. B. wegen Überschreitens der 

Jahresarbeitsentgeltgrenze) mindestens 24 Monate oder 
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– unmittelbar vor dem Ausscheiden ununterbrochen mindestens zwölf Monate Pflicht-

versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung bestanden hat. 

 

Hier ist zu beachten, dass auch Pflichtversicherungszeiten, die in einem anderen EU-

Staat zurückgelegt worden sind, ggf. berücksichtigt werden. 

 

Eine freiwillige Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung ist auch möglich 

bei erstmaliger Beschäftigungsaufnahme unter den Voraussetzungen von  

§ 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V. Ein privater Krankenversicherungsschutz kommt für ausländi-

sche Mitarbeiter in Betracht, wenn keine Versicherungspflicht besteht (wie bei deut-

schen Mitarbeitern auch). 

 

Gemäß § 257 Abs. 2 SGB V haben Arbeitnehmer gegenüber ihrem Arbeitgeber An-

spruch auf Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung. 

 

Für die Pflegeversicherung gilt dasselbe wie für die Krankenversicherung,  

§§ 20 ff. SGB XI. 

3.7.2 Unfallversicherung 

Auch hinsichtlich der gesetzlichen Unfallversicherungspflicht bestehen keine Unter-

schiede zwischen einem deutschen und einem ausländischen Mitarbeiter in Deutsch-

land. 

3.7.3 Rentenversicherung 

Ebenso besteht in der gesetzlichen Rentenversicherung grundsätzlich kein Unter-

schied zwischen einem ausländischen Mitarbeiter und einem deutschen Mitarbeiter. 

Wenn ausländische Mitarbeiter nur vorübergehend Beiträge in das deutsche Renten-

versicherungssystem geleistet haben und danach wieder von Deutschland wegziehen, 

besteht allerdings die Möglichkeit der Beitragsrückerstattung, wenn 

 

– keine Versicherungspflicht in einem gleichgestellten Sicherungssystem besteht z. B. 

nach der VO (EG) Nr. 883/04 oder einem SVA, und 

– keine freiwillige Versicherungsmöglichkeit in gleichgestellten Sicherungssystemen 

(s. o.) besteht, und 

– seit dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht 24 Kalendermonate verstrichen 

sind. 

 

Der Antrag auf Rückerstattung kann erst nach Ablauf einer Frist von 24 Monaten ge-

stellt werden. Es können nur die Arbeitnehmerbeiträge rückerstattet werden. 

 

Für den Rentenbezug gilt grundsätzlich, dass bei Beitragszahlung in verschiedene 

Rentensysteme innerhalb der EU die im Ausland zurückgelegten Rentenversiche-

rungszeiten auf die Wartezeit für einen Rentenanspruch im Inland angerechnet wer-
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den, soweit es sich nicht um doppelte Versicherungszeiten handelt. Die Beiträge in das 

ausländische Rentensystem sind für die Berechnung der deutschen Rente allerdings 

weg. Auch umgekehrt werden die in Deutschland zurückgelegten Rentenversiche-

rungszeiten auf einen Rentenanspruch im Ausland (auf die dortige Wartezeit) ange-

rechnet. Erwächst auch im Ausland ein eigener (ausländischer) Rentenanspruch, so 

entsteht dieser Anspruch auf Rentenzahlung neben dem inländischen Rentenan-

spruch. Es werden dann zwei Renten bezogen. Die jeweils geleisteten Rentenbeiträge 

werden zur Berechnung derjenigen Rente herangezogen, in die sie eingezahlt worden 

sind. 

 

Sind im EU-Ausland allerdings weniger als zwölf Monate Beiträge in das dortige Ren-

tenversicherungssystem geleistet worden, so können diese Beiträge auf Antrag des 

Anspruchstellers herübergezogen werden. Sie werden abgegolten, d. h. auf die inlän-

dische Rente so angerechnet, als ob sie in Deutschland eingezahlt worden wären. Dies 

gilt auch für den umgekehrten Fall, dass lediglich bis zu zwölf Monate Rentenversiche-

rungsbeiträge in die deutsche Rentenversicherung gezahlt worden sind. Diese Beiträge 

werden dann gegenüber der ausländischen Rentenversicherung des Arbeitnehmers 

abgegolten, so dass sich der ausländische Rentenanspruch des Arbeitnehmers ent-

sprechend erhöht. 

3.7.4 Arbeitslosenversicherung 

Beiträge in die Arbeitslosenversicherung sind für ausländische Mitarbeiter in gleicher 

Weise zu zahlen wie für deutsche Mitarbeiter. 

 

Die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung, das Arbeitslosengeld, sind grund-

sätzlich an die Verfügbarkeit des Arbeitsuchenden für den deutschen Arbeitsmarkt ge-

knüpft. Es erfolgt nur unter engen Voraussetzungen Zahlung von Arbeitslosengeld ins 

Ausland. 

 

Innerhalb der EU / EWR / Schweiz gibt es Regelungen hierzu in der einschlägigen  

VO (EG). Ist der Ausländer mindestens vier Wochen in Deutschland Arbeit suchend 

gemeldet, kann Arbeitslosengeld maximal drei Monate ins Ausland fortgezahlt werden, 

wenn der Ausländer sich dorthin begibt und dort Arbeit suchend meldet. Beispielsweise 

werden Wartezeiten im EU-Ausland auf den Anspruch auf Arbeitslosengeld in Deutsch-

land angerechnet. 

3.7.5 Schutz von Behinderten 

Der Schutz Behinderter gemäß SGB IX ist unabhängig von der Sozialversicherungs-

pflicht. Somit fallen auch ausländische Arbeitnehmer, die mit ihrer in Deutschland aus-

geübten Beschäftigung nicht den deutschen Sozialversicherungsvorschriften unterlie-

gen, unter den Schutzbereich des SGB IX. So sind beispielsweise die Vorschriften zum 

Sonderkündigungsschutz behinderter Arbeitnehmer (§ 85 SGB IX) auch auf ausländi-
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sche Mitarbeiter anwendbar, die in Deutschland nicht der Sozialversicherungspflicht 

unterfallen. 

3.7.6 Mutterschutz, Elterngeld und Kindergeld 

Ausländische Arbeitnehmerinnen genießen denselben Mutterschutz wie deutsche Mit-

arbeiterinnen. 

 

Die Anwendung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) setzt lediglich 

voraus, dass der Anspruchsberechtigte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

in Deutschland hat, § 1 BEEG. 

 

Kindergeldanspruch setzt grundsätzlich voraus, dass unbeschränkte Einkommensteu-

erpflicht besteht. Bei einem ausländischen Mitarbeiter kommt hinzu, dass er den ent-

sprechenden Aufenthaltstitel zur Ausübung der Erwerbstätigkeit besitzen muss,  

§ 1 Abs. 3 BKGG. 
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4 Steuerrecht 

Steuerrechtliche Einordnung der Einkünfte 

4.1 Umfang der Besteuerung in Deutschland 

Der Umfang der Besteuerung der Einkünfte des ausländischen Mitarbeiters ist wie bei 

jedem anderen, d. h. auch deutschen Mitarbeiter, unabhängig von der Staatsangehö-

rigkeit des Betreffenden. 

 

Ob überhaupt Einkünfte des ausländischen Mitarbeiters der Besteuerung in Deutsch-

land unterliegen, welche Einkünfte dies sind und in welchem Umfang und in welcher 

Form diese Einkünfte zu versteuern sind, bestimmt sich zunächst nach der sogenann-

ten Ansässigkeit des betreffenden Mitarbeiters, sodann danach, ob ein Doppelbesteue-

rungsabkommen mit dem Staat besteht, der ebenfalls Anspruch auf eine Besteuerung 

dieser Einkünfte erheben könnte. Schließlich ist die Erhebungsform der Einkommens-

steuer festzustellen. 

 

Beim Umfang der Besteuerung wird zwischen unbeschränkter und beschränkter Steu-

erpflicht unterschieden. 

4.1.1 Unbeschränkte Steuerpflicht 

Unterliegt ein Mitarbeiter der unbeschränkten Steuerpflicht in Deutschland, bedeutet 

dies, dass er der deutschen Besteuerung mit seinem gesamten weltweit erzielten Ein-

kommen unterliegt; unabhängig davon, woher das Einkommen stammt, in welcher 

Währung es bezogen wird und wohin (in welches Land) es gezahlt wird. 

 

Der unbeschränkten Steuerpflicht unterliegt eine Person, die in Deutschland steuerlich 

ansässig ist. Die steuerliche Ansässigkeit wird durch 

 

– den Wohnsitz (das Verfügen über eine Wohnung zur Eigennutzung) oder / und 

– den gewöhnlichen Aufenthalt (Aufenthalt von gewisser Dauer) 

 

begründet. 

 

Sonderfälle der unbeschränkten Steuerpflicht ergeben sich auch aus § 1 Abs. 3 und 

§ 1a EStG. 
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Anmerkung 

Bei einem grenzüberschreitenden Mitarbeitereinsatz ist stets zunächst zu prüfen, in-

wieweit der Mitarbeiter während der Entsendedauer in beiden betroffenen Staaten an-

sässig sein wird oder nicht. Diese Prüfung der Ansässigkeit des Mitarbeiters ist jeweils 

getrennt nach dem Steuerrecht der beiden betroffenen Staaten zu prüfen. 

 

 Wohnsitz 4.1.1.1

Der Mitarbeiter unterliegt in Deutschland der unbeschränkten Steuerpflicht, wenn er in 

Deutschland seinen Wohnsitz hat. Gemäß der Bestimmung des § 8 Abgabenordnung 

(AO) hat jemand dort seinen Wohnsitz, wo er eine Wohnung unter Umständen innehat, 

die darauf schließen lassen, dass er die Wohnung beibehalten und benutzen wird. Der 

Wohnsitz bestimmt sich nach tatsächlichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten. 

 

Für die Begründung des Wohnsitzes ist grundsätzlich nicht Voraussetzung, dass sich 

auch der Mittelpunkt der Lebensinteressen dort befindet. Als Wohnung werden Wohn-

räume angesehen, die objektiv zum Wohnen und Aufenthalten geeignet sind. Sie müs-

sen nicht unbedingt angemessen oder standesgemäß sein. Ohne Belang ist die Größe 

und Ausstattung der Wohnung. Entscheidend sind das Innehaben der Wohnung und 

die Verfügungsmöglichkeit, die Möglichkeit der jederzeitigen beliebigen Nutzung. 

 

Der Aufenthalt muss mit gewisser Regelmäßigkeit und Gewohnheit erfolgen. Eine nur 

vorübergehende Nutzung und Beibehaltung über einen Zeitraum von weniger als 

sechs Monaten begründet in der Regel keinen Wohnsitz. Keine Verfügungsmacht über 

eine Wohnung hat jemand, der lediglich zu Besuch ist. Ohne Belang ist jedoch die Auf-

enthaltsdauer, die tatsächliche Nutzung (die Möglichkeit der Nutzung reicht aus) und 

die polizeiliche Meldung. 

 

Grundsätzlich ist es möglich, über mehrere Wohnsitze zu verfügen. Es ist somit auch 

möglich, über mehrere Hauptwohnsitze (jeweils im Inland und im Ausland) zu verfügen 

(Doppelwohnsitz). 

 

Die Wohnsitzaufgabe wird nicht bereits durch die Abmeldung des Inlandswohnsitzes 

beim Einwohnermeldeamt erreicht. Voraussetzung hierfür ist vielmehr die Aufgabe der 

Wohnung. Wer seine Wohnung im Inland beibehält und gelegentlich bei Besuchen 

nutzt, hat weiterhin in Deutschland seinen Wohnsitz mit der Folge, dass er mit seinem 

gesamten weltweit erzielten Einkommen der deutschen Einkommensbesteuerung un-

terliegt. 
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Beispiel 1 

Ein Mitarbeiter wird für ein Projekt aus dem Ausland nach Deutschland entsandt. Das 

Projekt ist für eine Dauer von fünf Monaten geplant. Er mietet ein möbliertes Zimmer, 

das monatlich kündbar ist. Die Aufenthaltserlaubnis des Mitarbeiters wird für sechs 

Monate erteilt. Das Projekt endet planmäßig nach fünf Monaten, der Mitarbeiter kündigt 

sein Zimmer und kehr t in sein Heimatland zurück. 

 

Der Mitarbeiter verfügt über keinen Wohnsitz in Deutschland, da nach Auffassung des 

BFH erst ab einem von vornherein beabsichtigten Aufenthalt von sechs Monaten von 

einem Wohnsitz auszugehen ist. 

Beispiel 2 

Wie Beispiel 1, nur ist das Projekt für zwei Jahre geplant, der Mitarbeiter kehrt nach 

fünf Monaten zurück. 

 

Hier wird ein inländischer Wohnsitz begründet. 

 

 Gewöhnlicher Aufenthalt 4.1.1.2

Die unbeschränkte Steuerpflicht kann auch durch den gewöhnlichen Aufenthalt be-

gründet werden. Gemäß § 9 AO hat jemand do t den gewöhnlichen Aufenthalt, wo er 

sich unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort oder in die-

sem Gebiet nicht nur vorübergehend verweilt. 

 

Im Gegensatz zum Wohnsitz kann ein Steuerpflichtiger nur über einen gewöhnlichen 

Aufenthalt verfügen. Er kann aber mehrere Wohnsitze haben. 

 

Für den gewöhnlichen Aufenthalt nach deutschem Recht ist der tatsächliche Aufenthalt 

im Inland entscheidend, die physische Anwesenheit sowie die Dauer. Ein nur vorüber-

gehender Aufenthalt begründet nicht einen gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der An-

sässigkeit. So begründet beispielsweise ein ausländischer Mitarbeiter dann keinen 

gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, wenn er sich zwar oft, aber nur ausschließlich  

vorübergehend und kurzfristig im Inland aufhält.  

 

Für den gewöhnlichen Aufenthalt ist ein zeitlich zusammenhängender Aufenthalt von 

mehr als sechs Monaten erforderlich. Ist von vorneherein ein solcher Aufenthalt von 

mehr als sechs Monaten geplant, begründet auch ein kürzerer Aufenthalt die Ansäs-

sigkeit. Kurzfristige Unterbrechungen, wie ein Weihnachtsurlaub oder Wochenend-

heimfahrten sind dabei nicht zu berücksichtigen; d. h. sie stehen der Begründung eines 

gewöhnlichen Aufenthalts nicht entgegen. Ein steuerlich relevanter gewöhnlicher Auf-
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enthalt liegt nicht vor, wenn der Aufenthalt nur privaten Zwecken (Besuch, Erholung) 

dient und nicht länger als ein Jahr dauert. 

Beispiel 1 

Ein ausländischer Mitarbeiter wird vom 01. Januar 2007 bis zum 31. Juli 2007 nach 

Deutschland entsandt. 

 

Der Mitarbeiter hat seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland, da er sich mehr als 

sechs Monate im Inland aufhält. 

Beispiel 2 

Wie Beispiel 1, der Mitarbeiter kehrt aber vorzeitig, bereits zum 01. April 2007, in sein 

Heimatland zurück. 

 

Auch hier hat der Mitarbeiter seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland, da von 

vorneherein ein inländischer Aufenthalt von mehr als sechs Monaten geplant war. 

 

 Sonderfälle 4.1.1.3

Unabhängig von der steuerlichen Ansässigkeit unterliegen Mitarbeiter in einigen Son-

derfällen ebenfalls der unbeschränkten Einkommensbesteuerung in Deutschland. Dies 

ist der Fall bei Grenzgängern und in Fällen des Zuzugs und Wegzugs während des 

Kalenderjahrs / Steuerjahrs. 

4.1.1.3.1 Grenzgänger 

Der unbeschränkten Steuerpflicht unterliegen unabhängig von der Ansässigkeit Grenz-

gänger. Diese ausländischen Mitarbeiter haben ihre Wohnung im Ausland, sind aber 

ausschließlich im Inland tätig. Sie haben keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland,  

§ 1 Abs. 4 EStG.  

4.1.1.3.2 Zuzug / Wegzug 

Zieht ein Mitarbeiter im Laufe des Kalenderjahrs ins Inland (Zuzug) bzw. zieht er im 

Laufe des Kalenderjahrs vom Inland ins Ausland (Wegzug), und ist er dadurch nur 

während eines Teils des Kalenderjahrs im Inland ansässig, besteht unbeschränkte 

Steuerpflicht in Inland. Die ausländischen Einkünfte werden in den Progressionsvorbe-

halt einbezogen (siehe hierzu auch BFH, Urteil vom 19. Dezember 2001,  

Az.: I R 63/00, IStR 2002, 239). 
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4.1.2 Beschränkte Steuerpflicht 

Im Gegensatz zur unbeschränkten Steuerpflicht, bei der das gesamte Welteinkommen 

des Mitarbeiters der Besteuerung in Deutschland unterliegt, unabhängig davon, wo die 

Einkünfte im Einzelnen erzielt worden sind, unterliegen bei der beschränkten Steuer-

pflicht nur die inländischen, also die im Inland erzielten Einkünfte der deutschen Ein-

kommensbesteuerung. 

 

Beschränkt steuerpflichtig ist, wer 

 

– keinen (inländischen) Wohnsitz im Inland hat 

– keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat 

– keinen Antrag nach § 1 Abs. 3 EStG stellt. 

 

Als inländische Einkünfte, die der beschränkten Steuerpflicht in Deutschland unterlie-

gen, kommen in Betracht: 

 

– Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit 

– Einkünfte von Geschäftsführer, Prokuristen, Vorstandsmitglieder 

– Entschädigungen im Zusammenhang mit früheren inländischen Einkünften 

 Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit 4.1.2.1

Die Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit müssen, um im Inland besteuert werden zu 

können, im Inland erzielt worden sein, § 49 Abs. 1 Nr. 4a EStG. Dies bedeutet, dass 

die Tätigkeit im Inland (Deutschland) ausgeübt werden muss; der Mitarbeiter muss 

körperlich anwesend sein. Dabei ist die Erzielung der inländischen Einkünfte nicht von 

einem Mindestaufenthalt im Inland abhängig. 

Beispiel 

Der Mitarbeiter wohnt in der Tschechischen Republik und ist für seinen deutschen  

Arbeitgeber in Frankfurt tätig. Er übt seine Tätigkeit zu 60 Prozent in Deutschland aus 

und zu 40 Prozent in der Tschechischen Republik. 

 

Soweit der Mitarbeiter seine Tätigkeit in Deutschland ausübt, erzielt er inländische  

Einkünfte, die in Deutschland beschränkt steuerpflichtig nach § 1 Abs. 4 EStG sind. 

 

Infrage kommt auch eine Verwertung der Arbeitsergebnisse im Inland. Die Tätigkeit 

wird im Ausland ausgeübt, das Arbeitsprodukt (körperlich oder geistig) liefert der Ar-

beitnehmer selbst ins Inland. Beispiele hierfür können Marktanalyseberichte oder For-

schungsberichte sein. Die Besteuerung der Verwertung ist jedoch sehr eingeschränkt. 
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 Geschäftsführer, Prokuristen, Vorstandsmitglieder 4.1.2.2

Der beschränkten Steuerpflicht im Inland unterliegen auch die Einkünfte von Ge-

schäftsführern, Prokuristen und Vorstandsmitgliedern einer Gesellschaf t, die im Aus-

land steuerlich ansässig sind, weil sie beispielsweise dort wohnen und von dort aus 

ihrer Tätigkeit als Geschäftsführer, Prokurist oder Vorstandsmitglied nachgehen, die 

Geschäftsleitung der Gesellschaf t sich aber im Inland befindet,  

§ 49 Abs. 1 Nr. 4c EStG. 

 

Die Steuerpflicht im Inland ist unabhängig vom Ort der Ausübung der Tätigkeit. 

Beispiel 1 

Der Geschäftsführer einer deutschen GmbH übt seine Tätigkeit am Sitz eines Kon-

zernunternehmens im Ausland aus. Die Geschäftsführervergütung unterliegt der be-

schränkten Steuerpflicht in Deutschland, auch wenn die Tätigkeit nicht in Deutschland 

ausgeübt wird. 

 

Entscheidend für die Besteuerung im Inland ist, dass sich die Geschäftsleitung der 

Gesellschaft im Inland befindet. 

Beispiel 2 

Wie Beispiel 1, aber der Geschäftsführer ist alleiniger Gesellschafter der GmbH. Es 

besteht keine (beschränkte) Steuerpflicht in Deutschland, da sich auch die Geschäfts-

leitung im Ausland befindet. 

 

4.1.3 Unbeschränkte Steuerpflicht auf Antrag 

Hat die betreffende Person weder ihren Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

im Inland, kann sie auf Antrag der unbeschränkten Steuerpflicht im Inland unterliegen, 

wenn sie gemäß § 1 Abs. 3 EStG 

 

– inländische Einkünfte gemäß § 49 EStG hat und 

– der inländischen Steuerpflicht mindestens 90 Prozent der Einkünfte im Kalenderjahr 

unterliegen, oder 

– die nicht der inländischen Besteuerung unterliegenden Einkünfte nicht mehr als 

8.472,00 Euro betragen. 
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4.1.4 EU- und EWR-Familienangehörige 

§ 1a EStG regelt die Anwendung familienbezogener Vorschriften für unbeschränkt 

steuerpflichtige EU- oder EWR-Staatsangehörige. 

 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind seit 01. Juli 2013 Belgien, Bulgarien, Dä-

nemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 

Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, 

Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakische Republik, Slowenien, Spanien, 

Tschechische Republik, Ungarn, Zypern. 

 

Die Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums sind Island, Liechtenstein und Nor-

wegen. 

 

Hinsichtlich der Ehegatten und Kinder von in Deutschland unbeschränkt steuerpflichti-

gen EU- und EWR-Angehörigen gilt Folgendes: 

 

– Auf Antrag können Unterhaltsleistungen an den geschiedenen oder dauernd ge-

trennt lebenden Ehegatten auch dann als Sonderausgaben geltend gemacht wer-

den, wenn dieser nicht unbeschränkt steuerpflichtig ist, aber seinen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt innerhalb der EU oder des EWR hat und der Nachweis der 

Besteuerung der erhaltenen Unterhaltsleistungen im Ausland erbracht wird. 

– Auf Antrag kann der Ehegatte ohne inländischen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-

enthalt unbeschränkt steuerpflichtig werden und so in den Genuss des Splittingtarifs 

kommen. 

– Bei geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten kann der Kinderfrei-

betrag bzw. das Kindergeld beansprucht werden, auch wenn das Kind in der aus-

ländischen Wohnung gemeldet ist. 

4.2 Doppelbesteuerungsabkommen 

Unterliegt eine Person in einem Staat der unbeschränkten Steuerpflicht, weil sie dort 

ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, und in einem anderen Staat der be-

schränkten Steuerpflicht, weil sie in dieses Land entsandt ist, um hier zu arbeiten, so 

kann es zu einer doppelten Besteuerung ein und derselben Einkünfte in beiden Staa-

ten kommen. Um nun diese Doppelbesteuerung zu vermeiden, hat die Bundesrepublik 

Deutschland mit einer Vielzahl von Ländern weltweit bilaterale Abkommen geschlos-

sen. Dies sind die Doppelbesteuerungsabkommen (DBA). Die von der Bundesrepublik 

Deutschland und anderen Staaten abgeschlossenen Abkommen zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

(DBA) sind abrufbar unter www.bundesfinanzministerium.de (Themen / Steuern / Inter-

nationales / Steuerrecht / Staatenbezogene / Informationen).  
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4.2.1 Allgemeines 

Die Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) enthalten keine Steuer begründenden 

Normen. Die in ihnen enthaltenen Rechtsfolgen treten grundsätzlich neben das natio-

nale Recht. Ob und inwieweit ein Staat vom Besteuerungsrecht tatsächlich Gebrauch 

macht, richtet sich nach dem jeweiligen nationalen Recht. Eine Steuerpflicht entsteht 

nur, wenn neben den Voraussetzungen des DBA auch die Voraussetzungen des in-

nerstaatlichen / nationalen Rechts vorliegen. 

 

Die von Deutschland abgeschlossenen DBA orientieren sich weitgehend an dem 

OECD-Musterabkommen. Einzelne DBA weisen allerdings Abweichungen von diesem 

Musterabkommen auf. 

 

Die folgende Darstellung orientiert sich ebenfalls an den Regelungen des OECD-

Musterabkommens (OECD-MA). 

4.2.2 Anwendbarkeit des DBA 

Die Anwendbarkeit eines Doppelbesteuerungsabkommens setzt voraus, dass der Mit-

arbeiter in einem der Abkommensstaaten steuerlich ansässig ist. Ist er in beiden Staa-

ten nach den jeweiligen nationalen Steuerrechtsvorschriften ansässig, ist über die so-

genannte Tie-Breaker-Rule des DBA eine einzige Ansässigkeit zu bestimmen. Ist der 

Mitarbeiter nach den nationalen Vorschriften der beiden betroffenen Staaten in keinem 

dieser Länder steuerlich ansässig, ist das betreffende DBA nicht anzuwenden. 

 Ansässigkeit 4.2.2.1

Die DBA unterscheiden für die Zuordnung des Besteuerungsrechts zwischen dem An-

sässigkeitsstaat und dem Tätigkeitsstaat / Quellenstaat. Unter Tätigkeitsstaat / Quel-

lenstaat wird der Staat verstanden, in dem sich die Quelle der Einkünfte, um deren 

Besteuerung es geht, befindet (z. B. bei Zinseinkünften das Land, in dem das verzinste 

Kapital angelegt wurde), bzw. in dem der Mitarbeiter arbeitet / tätig ist (z. B. bei Ein-

künften aus nicht selbstständiger Tätigkeit). 

 

Der Ansässigkeitsstaat bestimmt sich gemäß Art. 4 Abs. 1 OECD-MA nach 

 

– dem Wohnsitz 

– dem gewöhnlichen Aufenthalt 

– dem Ort der Geschäftsleitung. 

 

Diese Kriterien für die Bestimmung der Ansässigkeit sind jeweils nach den Regelungen 

des nationalen Rechts zu prüfen. 
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Anmerkung 

Es ist nach dem Recht der betroffenen Vertragsstaaten jeweils getrennt zu prüfen, ob 

der Mitarbeiter durch einen Wohnsitz oder / und den gewöhnlichen Aufenthalt in den 

betreffenden Staaten ansässig ist oder eben nicht. 

 

Ist der Mitarbeiter nach Prüfung der Rechtsvorschriften der jeweiligen Staaten weder in 

dem einen Staat noch in dem anderen Staat steuerlich ansässig, ist das entsprechen-

de DBA nicht anwendbar. Die Besteuerung bestimmt sich nach den jeweiligen Vor-

schriften der betreffenden Staaten, ohne dass eine eventuelle Doppelbesteuerung 

vermieden werden kann. 

 

Kommt es bei Prüfung der Ansässigkeit nach den Vorschriften der jeweiligen Staaten 

zur Annahme einer Doppelansässigkeit, z. B. bei Entsendung eines Arbeitnehmer (An-

sässigkeit im Entsendestaat und auch im Tätigkeitsstaat), so ist die Ansässigkeit nach 

den in Art 4 Abs. 2 OECD-MA (Tie-Breaker-Rule) genannten Kriterien zu bestimmen. 

Ziel der Anwendung der Tie-Breaker-Rule ist es, zu nur einer einzigen Ansässigkeit 

und damit zur Anwendung des DBA zu kommen. 

Anmerkung 

Die Anwendbarkeit des DBA setzt voraus, dass der Mitarbeiter in nur einem Staat an-

sässig ist. 

 

 Tie-Breaker-Rule 4.2.2.2

Im Rahmen der Tie-Breaker-Rule (Art. 4 Abs. 2 OECD-MA) erfolgt eine Abgrenzungs-

prüfung bei Doppelansässigkeit mit dem Ziel, zu nur mehr einer einzigen Ansässigkeit 

zu gelangen und damit das entsprechende DBA anwenden zu können. 

 

Bei Doppelansässigkeit wird die Ansässigkeit nach folgenden Kriterien abgegrenzt: 

 

– ständige Wohnstätte 

– Mittelpunkt der Lebensinteressen 

– gewöhnlicher Aufenthalt 

– Staatsangehörigkeit 

– Verständigungsverfahren 

 

Es gibt DBA, die nicht über eine Tie-Breaker-Rule verfügen. So sehen die DBA zwi-

schen der Bundesrepublik Deutschland und Japan oder Irland beispielsweise nur die 

Verständigung vor. 
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Gelangt die Prüfung der Ansässigkeit nach den nationalen Vorschriften zu dem Ergeb-

nis, dass der Mitarbeiter in beiden Staaten eine ständige Wohnstätte hat – beispiels-

weise, weil jede Rechtsordnung an dieses Kriterium andere Voraussetzungen knüpft – 

ist die Ansässigkeit nach dem Mittelpunkt der Lebensinteressen zu bestimmen. Dieser 

liegt dort, wo engere persönliche und wirtschaftliche Beziehungen bestehen. Dabei 

gehen die persönlichen Beziehungen den wirtschaftlichen vor. Persönliche Beziehun-

gen sind familiäre, gesellschaftliche, politische, kulturelle Beziehungen. Bei verheirate-

ten Arbeitnehmern wird davon ausgegangen, dass die stärksten persönlichen Bezie-

hungen in der Regel zu dem Ort bestehen, an dem der Arbeitnehmer regelmäßig mit 

seiner Familie lebt (Familienwohnsitz). Wirtschaftliche Beziehungen bestehen vor-

nehmlich zu örtlich gebundenen Tätigkeiten oder Einnahmequellen. Solche Beziehun-

gen hat jemand am Ort der täglichen Arbeitstätigkeit oder dort, wo Vermögen bzw. 

dessen Verwaltung liegt. 

 

Den wirtschaftlichen Beziehungen kommt in der Regel eine geringere Bedeutung zu 

als den persönlichen Beziehungen. In Fällen, in denen es nicht möglich ist, festzustel-

len, zu welchem Vertragsstaat eine Person die engere persönliche oder wirtschaftliche 

Beziehung hat, gilt die Person als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sie ihren ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat. Dies gilt auch im Falle, dass die Person in keinem der bei-

den Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstätte verfügt. 

4.2.3 Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit 

 Allgemeines 4.2.3.1

Das DBA bietet für jede Art von Einkünften eine Regelung an, die besagt, welchem der 

beiden Staaten – dem Ansässigkeitsstaat oder dem Tätigkeitsstaat – das Besteue-

rungsrecht zusteht. Möglicherweise ist aber auch vorgesehen, dass beiden Staaten die 

Besteuerung zusteht. 

 

Liegt das Besteuerungsrecht beim Ansässigkeitsstaat, kommt es zu keiner doppelten 

Besteuerung, da der Tätigkeitsstaat bereits durch die Regelung des DBA außen vor ist 

und die Einkünfte nicht besteuern darf. 

 

Liegt das Besteuerungsrecht beim Tätigkeitsstaat, ist zu prüfen, wie die doppelte Be-

steuerung (auch im Ansässigkeitsstaat – unbeschränkte Steuerpflicht) vermieden wer-

den kann. Hier kommt es auf die nationalen Bestimmungen des Ansässigkeitsstaates 

an, in welcher Weise dort bei der Besteuerung des Welteinkommens die bereits im 

Ausland versteuerten Einkünfte Berücksichtigung finden. Dabei gibt es generell zwei 

Methoden der Vermeidung der Doppelbesteuerung. 

 

Die Besteuerung der Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit ist in Art. 15 OECD-MA 

geregelt. 
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 Tätigkeitsort 4.2.3.2

Bei Einkünften aus unselbstständiger Arbeit steht das Besteuerungsrecht grundsätzlich 

dem Ansässigkeitsstaat zu, Ansässigkeitsstaatsprinzip, Art. 15 Abs. 1 OECD-MA. Wird 

die Tätigkeit aber in einem anderen Staat ausgeübt, steht diesem (Tätigkeitsstaat, 

Quellenstaat) das Besteuerungsrecht zu (Ausnahme). 

 

Eine Ausnahme zum Besteuerungsrecht des Tätigkeits- / Quellenstaates, besteht bei 

der sogenannten 183-Tage-Regelung (Art. 15 Abs. 2 OECD-MA). Sie bewirkt, dass 

das Besteuerungsrecht wieder zum Ansässigkeitsstaat zurückschwingt (Rückausnah-

me). In diesem Falle hat dann der Tätigkeitsstaat kein Besteuerungsrecht. 

 

Tätigkeitsort ist der Ort, an dem sich der Arbeitnehmer bei Ausübung seiner Tätigkeit 

physisch aufhält. Wo die Ergebnisse seiner Arbeit verwertet werden, hat keine Bedeu-

tung für das DBA. Auch bei Telearbeitsplätzen wird die Tätigkeit dort ausgeübt, wo der 

Arbeitnehmer sich aufhält, z. B. in seiner Wohnung. 

Beispiel 1 

Der österreichische Mitarbeiter X wohnt mit seiner Familie in Österreich. Er arbeitet bei 

U in München als angestellter Software-Entwickler. X und U haben vereinbart, dass X 

von zu Hause aus arbeiten kann. Zu Hause hat X ihm einen Telearbeitsplatz eingerich-

tet. 

 

X ist in Österreich ansässig, seine Einkünfte unterliegen der Lohnsteuerpflicht in Öster-

reich (Ansässigkeitsstaat). 

Beispiel 2 

Wie Beispiel 1, nur wird X nun von dem deutschen Unternehmen U für fünf Monate 

(01. März bis 31. Juli 2015) an den Standort München geholt, um hier die Implementie-

rungsprozesse der entwickelten Programme durchzuführen und zu über wachen. 

 

Die Einkünfte von X in den Monaten seiner Tätigkeit in Deutschland unterliegen der 

(beschränkten) Besteuerung in Deutschland (Tätigkeitsstaat). Ansässigkeitsstaat ist 

und bleibt Österreich, wo X mit sämtlichen Einkünften der Einkommensbesteuerung 

unterliegt. In der Einkommenssteuererklärung für das Jahr 2015 hat X auch die in 

Deutschland bereits durch die Lohnsteuerzahlung besteuerten Einkünfte für die Mona-

te März bis Juli anzugeben. Diese bereits bezahlte Steuer wird bei seiner österreichi-

schen Steuerbelastung im Rahmen des Doppelbesteuerungsabkommens berücksich-

tigt. Er wird auf die in Deutschland erzielten Einkünfte damit im Ergebnis nicht zwei Mal 

Einkommenssteuer zahlen. 
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Einige DBA sehen Sonderregelungen für spezielle Mitarbeitergruppen vor: 

 

– leitende Angestellte 

– Grenzgänger 

– Schiffspersonal, Flugpersonal 

– Beamte 

– Leiharbeitnehmer 

– Künstler 

– Sportler 

– Lehrer 

– Studenten, Praktikanten, Lehrlinge, etc. 

 183-Tage-Regelung 4.2.3.3

In Art. 15 Abs. 2 OECD-MA ist die sogenannte 183-Tage-Regelung beinhaltet. Bei Vor-

liegen deren Voraussetzungen liegt das Besteuerungsrecht (wieder) beim Ansässig-

keitsstaat. 

 

Das Besteuerungsrecht verbleibt beim Ansässigkeitsstaat, wenn folgende drei Voraus-

setzungen kumulativ erfüllt sind: 

 

– Der Arbeitnehmer hält sich im Tätigkeitsstaat nicht länger als 183 Tage innerhalb 

eines Zeitraums von zwölf Monaten, der während des betreffenden Steuerjahrs be-

ginnt oder endet, auf. 

– Die Vergütung des Arbeitnehmers wird von einem oder für einen Arbeitgeber ge-

zahlt, der nicht im Tätigkeitsstaat ansässig ist. 

– Die Vergütung wird nicht von einer Betriebsstätte des Arbeitgebers im Tätigkeits-

staat getragen. 

 

Nur wenn alle drei Voraussetzungen der 183-Tage-Regelung kumulativ vorliegen, hat 

der Ansässigkeitsstaat das Besteuerungsrecht an diesen Einkünften. Liegen nicht 

sämtliche drei Voraussetzungen (kumulativ) vor, steht dem Tätigkeitsstaat das Besteu-

erungsrecht an diesen Einkünften zu. 

Anmerkung 

Ist Deutschland der Tätigkeitsstaat, ist zu prüfen, ob der ausländische Mitarbeiter mit 

seiner Vergütung, seinen Einkünften aus un selbstständiger Arbeit, in Deutschland der 

unbeschränkten oder nur der beschränkten Besteuerung oder gar keiner Besteuerung 

unterliegt. 

 

Die in Deutschland bezogene Vergütung (Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit) des 

Mitarbeiters unterliegt in Deutschland der unbeschränkten Besteuerung dann, wenn 

der Mitarbeiter nach den deutschen Steuerrechtsvorschriften in Deutschland ansässig 

ist (Ansässigkeitsstaatsprinzip). Ergibt die Prüfung, dass der Mitarbeiter in Deutschland 
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nicht ansässig ist, ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen der 183-Tage-Regelung vor-

liegen. Liegt eine dieser Voraussetzungen nicht vor, unterliegt die in Deutschland be-

zogene Vergütung der beschränkten Besteuerung in Deutschland (Tätigkeitsstaat). Der 

Arbeitgeber hat in Deutschland Lohnsteuer abzuführen. Liegen sämtliche Vorausset-

zungen der 183-Tage-Regelung vor, unterliegt die Vergütung des Mitarbeiters, die er 

für seine Tätigkeit in Deutschland bezieht, nicht der deutschen Besteuerung, sondern 

der Besteuerung in dem Staat, in dem er nach den dortigen Steuerrechtsbestimmun-

gen ansässig ist (Ansässigkeitsstaat). 

 

4.2.3.3.1 183-Tage-Frist 

Die in den DBA genannten 183 Tage beziehen sich meist auf den Aufenthalt im Tätig-

keitsstaat (DBA mit Frankreich, Großbritannien, Luxemburg, Niederlande, Polen, Russ-

land, Türkei). Sie können sich aber auch auf die Dauer der Tätigkeitsausübung bezie-

hen (DBA mit Belgien). 

 

In den meisten DBA, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, bezieht 

sich die 183-Tage-Frist auf das Steuerjahr. Das Steuerjahr ist häufig mit dem Kalender-

jahr identisch. Großbritannien, Australien, Südafrika beispielsweise haben ein vom 

Kalenderjahr abweichendes Steuerjahr. Die neueren DBA stellen wie das OECD-MA 

auf den Zwölf-Monats-Zeitraum (Russland) bzw. das Kalenderjahr (Belgien, Niederlan-

de, Luxemburg) ab. 

 

Übt ein im Ausland ansässiger Mitarbeiter in Deutschland vorübergehend eine un-

selbstständige Arbeit / Tätigkeit aus, ist die Aufenthaltsdauer (im Tätigkeitsstaat) zu 

ermitteln. Bei Ermittlung der Aufenthaltsdauer sind nach Auffassung der (deutschen) 

Finanzverwaltung folgende Tage in die Berechnung mit einzubeziehen: 

 

An- und Abreisetag 

– alle Tage der Anwesenheit im Tätigkeitsstaat unmittelbar vor, während und nach der 

Tätigkeit, z. B. Wochenenden, Feiertage 

– Anwesenheit während Arbeitsunterbrechungen, z. B. Streik, Krankheit 

– Urlaubstage im Tätigkeitsstaat unmittelbar vor, während und nach der Tätigkeit; 

nicht jedoch Urlaub im Inland nach Ende des Auslandseinsatzes und zwischenzeitli-

cher Rückkehr ins Heimatlandland. 

 

Zu beachten ist, dass jeder Tag der körperlichen Anwesenheit zählt, auch bei nur kurz-

fristiger Anwesenheit. 
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Beispiel 1 

Ein belgischer Arbeitnehmer B ist für die Zeit von 01. Januar bis 15. Juni 2015 nach 

Deutschland entsandt worden. Im Anschluss daran verbringt er seinen dreiwöchigen 

Urlaub in Bayern.B befindet sich mehr als 183 Tage in Deutschland.  

Beispiel 2 

Wie oben Beispiel 1; die Entsendung er folgt allerdings von 01. Oktober 2014 bis 

15. April 2015. 

 

B befindet sich weniger als 183 Tage in Deutschland, da das DBA Deutschland – Bel-

gien auf das Kalenderjahr abstellt. 

Beispiel 3 

Der niederländische Arbeitnehmer N ist für seinen niederländischen Arbeitgeber je-

weils von Montag bis Freitag in Deutschland tätig. Seine Wochenenden verbringt er bei 

seiner Familie in den Niederlanden. Dazu fährt er jeden Freitag nach Arbeitsende in die 

Niederlande und kommt am Montagmorgen zurück. 

 

Die Tage von Montag bis Freitag sind volle Anwesenheitstage in Deutschland. Die 

Samstage und Sonntage werden nicht berücksichtigt. 

Beispiel 4 

Wie oben Beispiel 3; N fährt allerdings an jedem Samstagmorgen in die Niederlande 

zurück und jeden Sonntagabend nach Deutschland. 

 

Auch die Samstage und Sonntage sind als volle Anwesenheitstage bei der Ermittlung 

der Aufenthaltsdauer in Deutschland zu berücksichtigen. 

 

Es ist jeder Tag zu berücksichtigen, an dem sich der Mitarbeiter – sei es auch nur für 

kurze Zeit – in dem anderen Vertragsstaat zur Arbeitsausübung tatsächlich aufgehalten 

hat. Es werden auch Anwesenheitstage im Tätigkeitsstaat mitgezählt, an denen die 

Berufsausübung ausnahmsweise nicht möglich war. Nicht berücksichtigt werden aber 

in den meisten Vertragsstaaten arbeitsfreie Anwesenheitstage im Tätigkeitsstaat vor, 

während und nach der Tätigkeit (Samstage, Sonntage, öffentliche Feiertage, Urlaubs-

tage). 
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Anmerkung 

Einzelne DBA können Sonderregelungen enthalten. So werden nach dem DBA 

Deutschland – Belgien für die Berechnung der Tage der Arbeitsausübung übliche Ar-

beitsunterbrechungen mitgezählt, wie Samstage, Sonntage, Krankheits- und Urlaubs-

tage, auch wenn sie nicht im Tätigkeitsstaat verbracht werden, soweit sie auf den Zeit-

raum der Auslandstätigkeit entfallen. 

Beispiel 5 

D ist für seinen belgischen Arbeitgeber jeweils von Montag bis Freitag in Deutschland 

tätig. Seine Wochenenden verbringt er bei seiner Familie in Belgien. Dazu fährt er je-

den Samstagmorgen nach Belgien und kommt Sonntagabend nach Deutschland zu-

rück. 

 

Die Tage von Montag bis Freitag sind als volle Tage in Deutschland zu berücksichti-

gen, weil A an diesen Tagen dort seine berufliche Tätigkeit ausgeübt hat. 

 

Das dazwischen liegende Wochenende wird unabhängig vom Aufenthaltsort berück-

sichtigt, weil eine übliche Arbeitsunterbrechung vorliegt. 

 

Wird in einem DBA auf das Steuerjahr oder Kalenderjahr abgestellt, sind die Aufent-

halts- / Ausübungstage für jedes Steuer- oder Kalenderjahr zu ermitteln. Weicht das 

Steuerjahr des anderen Vertragsstaates vom Steuerjahr Deutschlands (Kalenderjahr) 

ab, ist jeweils das Steuerjahr des Vertragsstaates maßgebend, in dem die Tätigkeit 

ausgeübt wird. 

Beispiel 6 

B ist für seinen deutschen Arbeitgeber vom 01. Januar bis 31. Juli 2015 in Großbritan-

nien (Steuerjahr 06. April bis 05. April) tätig. Er war in 2014 nicht in Großbritannien und 

wird voraussichtlich auch im verbleibenden Jahr 2015 nicht mehr nach Großbritannien 

kommen.  

 

Die Aufenthaltstage sind für jedes Steuerjahr getrennt zu ermitteln. Maßgeblich ist das 

Steuerjahr des Tätigkeitsstaates. Entscheidend ist aber zusätzlich, dass nach dem 

DBA Deutschland - Großbritannien darauf zu achten ist, dass die Aufenthaltstage in-

nerhalb eines Zwölf-Monatszeitraums liegen (müssen), der während des betreffenden 

Steuerjahres beginnt oder endet, siehe Art. 15 DBA Deutschland - Großbritannien.  

Da das Steuerjahr 2014 / 2015 in Großbritannien am 05. April 2015 endet, hält B sich 

weder im Steuerjahr 2014 / 2015 noch im Steuerjahr 2015 / 2016 länger als 183 Tage 

in Großbritannien auf. Allerdings wird er sich innerhalb eines Zwölf-Monatszeitraums, 
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der im Steuerjahr 2014 / 2015 beginnt und im Steuerjahr 2015 / 2016 endet, mehr als 

183 Tage in Großbritannien aufhalten. Es spielt keine Rolle, dass er sich weder im Ka-

lenderjahr 2014 noch im Restjahr 2015 in Großbritannien aufhält. 

 

Wird in einem DBA auf einen Zwölf-Monats-Zeitraum abgestellt, sind alle denkbaren 

Zwölf-Monats-Zeiträume in Betracht zu ziehen, auch wenn sie sich überschneiden. 

Immer wenn sich der Arbeitnehmer in einem beliebigen Zwölf-Monats-Zeitraum in dem 

anderen Vertragsstaat aufhält, steht diesem für die Einkünfte, die auf diese Tage ent-

fallen, das Besteuerungsrecht zu. 

Beispiel 7 

R ist für seinen deutschen Arbeitgeber vom 01. April bis 20. April 2014 (20 Tage), zwi-

schen 01. August 2014 und 31. März 2015 für 90 Tage und von 25. April 2015 bis 

31. Juli 2015 für 97 Tage in Russland tätig. 

 

Für die Vergütungen, die innerhalb des Zeitraums 01. August 2014 bis 31. Juli 2015 

auf Tage entfallen, an denen sich R in Russland aufhält, steht Russland das Besteue-

rungsrecht zu, da sich R innerhalb eines Zwölf-Monats-Zeitraums dort an insgesamt 

mehr als 183 Tagen aufgehalten hat. Deutschland stellt insoweit die Vergütung des R 

für diese Tage unter Beachtung des § 50d Abs. 8 EStG und des Progressionsvorbe-

halts frei. Das Besteuerungsrecht für die Einkünfte, die auf den Zeitraum 01. April bis 

20. April 2014 entfallen, steht dagegen Deutschland zu, da R sich in allen auf diesen 

Zeitraum bezogenen denkbaren Zwölf-Monats-Zeiträumen an nicht mehr als 183 Ta-

gen in Russland aufgehalten hat. 

 

4.2.3.3.2 Keine Zahlung durch einen im Tätigkeitsstaat ansässigen Arbeitgeber 

Die Anwendbarkeit der 183-Tage-Regel setzt voraus, dass die Vergütung des Arbeit-

nehmers nicht von einem im Tätigkeitsstaat ansässigen Arbeitgeber gezahlt wird. 

 

Die im Tätigkeitsstaat (bei Entsendung eines im Ausland ansässigen Arbeitnehmers 

nach Deutschland: In Deutschland) ausgeübte Tätigkeit selbst kann 

 

– für den zivilrechtlichen Arbeitgeber oder 

– im Rahmen einer Arbeitnehmerentsendung verbundener Unternehmen oder 

– für einen fremden dritten Arbeitgeber erfolgen. 

 

Zivilrechtlicher Arbeitgeber ist der Vertragspartner des Arbeitsvertrages des Mitarbei-

ters. Eine Betriebsstätte ist zivilrechtlich kein Arbeitgeber. Der zivilrechtliche Arbeitge-

ber ist vielmehr die hinter der Betriebsstätte stehende (natürliche oder juristische) Per-

son. 
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Ein Sonderfall ist die Entsendung eines im Ausland ansässigen Mitarbeiters eines aus-

ländischen Unternehmens nach Deutschland zum Zwecke der Erfüllung einer Werk- 

oder Lieferverpflichtung. Der Mitarbeiter / Arbeitnehmer wird in Deutschland als Erfül-

lungsgehilfe seines Arbeitgebers bei der Abwicklung eines Auftrags tätig. Der Arbeit-

geber des Mitarbeiters hat sich beispielsweise gegenüber dem aufnehmenden deut-

schen Unternehmen verpflichtet, einen bestimmten Auf trag auszuführen bzw. eine 

Werkleistung zu erbringen. Zur Vertragserfüllung bedient er sich seiner Mitarbeiter, die 

er zu diesem Zweck zum Auftraggeber (nach Deutschland) entsendet. 

 

Der Arbeitslohn des nach Deutschland entsandten Mitarbeiters ist in diesem Fall Be-

standteil der Vergütung für die Werk- / Lieferleistung. 

 

Erfolgt die Entsendung eines im Ausland ansässigen Arbeitnehmers im Rahmen von 

solchen Werkleistungs- oder Werklieferverträgen nach Deutschland zu einem nicht mit 

dem ausländischen Auftragnehmer (zivilrechtlichen Arbeitgebers des entsandten Mit-

arbeiters) verbundenen Unternehmen (somit zu einem fremden Dritten), wird regel-

mäßig davon auszugehen sein, dass der zivilrechtliche (ausländische) Arbeitgeber 

auch der Arbeitgeber im Sinne des DBA ist. 

Anmerkung 

Erfolgt die Arbeitnehmerentsendung im Rahmen von Werkleistungs- und Werklieferver-

trägen zu international verbundenen Unternehmen und wird die Vergütung des Mitar-

beiters Bestandteil des Werklohns, ist zu prüfen, ob der Werklohn den sogenannten 

marktüblichen Preisen, d. h. regelmäßig unter Einschluss einer Gewinnkomponente 

entspricht. 

 

Ein weiteres Problem ist in diesem Zusammenhang, dass durch die Tätigkeit des Ar-

beitnehmers in Deutschland eine Betriebsstätte des entsendenden (ausländischen) 

Unternehmens begründet werden kann. Entsteht durch die Tätigkeit des ausländischen 

Arbeitnehmers in Deutschland eine deutsche Betriebsstätte, so wird die Vergütung, die 

der ausländische Arbeitgeber an seinen in Deutschland tätigen Arbeitnehmer zahlt, 

dieser Betriebsstätte zugerechnet. Die Vergütung wird dann als von dieser Betriebs-

stätte gezahlt angesehen. Die 183-Tage-Regel ist dann nicht anwendbar. 

 

Bei einer Arbeitnehmerentsendung ins Ausland bzw. vom Ausland ins Inland zwischen 

international verbunden Unternehmen ist zu differenzieren, wem der wirtschaftliche 

Nutzen der Tätigkeit des entsandten Arbeitnehmers zugutekommt.  

 

Hierbei wird unterschieden zwischen dem zivilrechtlichen Arbeitgeber und dem wirt-

schaftlichen Arbeitgeber. Während als zivilrechtlicher Arbeitgeber der Vertragspartner 

des Arbeitnehmers im Arbeitsverhältnis bezeichnet wird, ist wirtschaftlicher Arbeitgeber 
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diejenige Person, die den wirtschaftlichen Nutzen aus der Tätigkeit des Arbeitnehmers 

zieht. 

Anmerkung 

Kommt die Tätigkeit des Mitarbeiters während dessen Entsendung wirtschaftlich dem 

aufnehmenden Unternehmen zugute, ist dieses Unternehmen der wirtschaftliche Ar-

beitgeber. Diese Arbeitgeberstellung ist mit bestimmten steuerrechtlichen Pflichten 

verbunden. Kommt die Tätigkeit des Mitarbeiters nicht dem aufnehmenden Unterneh-

men zugute, verbleiben die steuerrechtlich relevanten Arbeitgeberpflichten beim zivil-

rechtlichen Arbeitgeber. 

 

Das den Mitarbeiter aufnehmende verbundene Unternehmen (beispielsweise ist bei 

Entsendung eines ausländischen Mitarbeiters von der ausländischen Muttergesell-

schaft zur deutschen Tochtergesellschaft, diese deutsche Tochtergesellschaft das auf-

nehmende Unternehmen) ist nach folgenden Kriterien als wirtschaftlicher Arbeitgeber 

anzusehen: 

 

– Der Arbeitslohn wird vom aufnehmenden Unternehmen getragen. 

– Die Entsendung erfolgt auf Betreiben und im Interesse des aufnehmenden Unter-

nehmens. 

– Der Arbeitnehmer ist in das aufnehmende Unternehmen eingebunden. 

– Der Arbeitnehmer ist den Weisungen des aufnehmenden Unternehmens unterwor-

fen. 

Anmerkung 

Für einen Wechsel der Arbeitgeberstellung ist keine förmliche Änderung des Arbeits-

vertrages des Mitarbeiters erforderlich; auch bedarf es keines zusätzlichen Arbeitsver-

trages zwischen dem Mitarbeiter und dem aufnehmenden Unternehmen. Dieser Wech-

sel erfolgt vielmehr durch die tatsächlichen Gegebenheiten, das Vorliegen der oben 

genannten Kriterien, die für das Vorliegen einer Arbeitgeberstellung des aufnehmen-

den Unternehmens sprechen. 

 

Für eine Einbindung in das aufnehmende Unternehmen sprechen folgende Merkmale: 

 

– Wer entscheidet über die Art und den Umfang der täglichen Arbeit des Mitarbeiters? 

– Wer stellt die Arbeitsmittel zur Verfügung? 

– In wessen Räumlichkeiten wird die Arbeit erbracht? 

– Wer entscheidet über die Höhe der Bezüge? 

– Welchen Zeitraum umfasst das Tätigwerden im aufnehmenden Unternehmen? 
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Anmerkung 

Dabei gilt folgende Vereinfachungsregelung: Bei einer Entsendung von bis zu drei Mo-

naten (jahresübergreifend für sachlich zusammenhängende Tätigkeiten) spricht eine 

widerlegbare Anscheinsvermutung dafür, dass das aufnehmende Unternehmen man-

gels Einbindung des Mitarbeiters nicht als wirtschaftlicher Arbeitgeber anzusehen ist. 

 

Es gibt Fälle, in denen sowohl das entsendende als auch das aufnehmende Unter-

nehmen Arbeitgeber des Mitarbeiters ist. Es bestehen dann zwei Arbeitsverhältnisse – 

ein rechtliches und ein faktisches. Die beiden Arbeitsverhältnisse sind für die anteiligen 

Vergütungen getrennt zu beurteilen. Die Aufteilung der Vergütung auf beide Arbeits-

verhältnisse hat nach Fremdvergleichsgrundsätzen zu erfolgen. Vgl. hierzu das 

Schreiben des Bundesfinanzministeriums an die Obersten Finanzbehörden der Länder 

vom 09. November 2001 betreffend die Grundsätze für die Prüfung der Einkunftsab-

grenzung zwischen international verbundenen Unternehmen in Fällen der Arbeitneh-

merentsendung (Verwaltungsgrundsätze – Arbeitnehmerentsendung). 

Beispiel 1 

X wird von seinem spanischen Arbeitgeber S zur deutschen Tochtergesellschaft ge-

sandt, um dort Koordinierungs- und Kontrollfunktionen für S auszuüben. 

 

Sowohl das entsendende ausländische Unternehmen als auch das aufnehmende 

deutsche Unternehmen haben ein Interesse an der Entsendung des ausländischen 

Mitarbeiters nach Deutschland. Es liegen zwei Arbeitsverhältnisse vor, die mit ihren 

(zeit-)anteiligen Vergütungen getrennt zu beurteilen sind. 

Beispiel 2 

Ein polnischer Arbeitnehmer wird für ein Projekt von Polen nach Deutschland zur deut-

schen Muttergesellschaft seines polnischen Arbeitgebers entsandt. Seine Vergütung 

wird in dieser Zeit von seinem (zivilrechtlichen) Arbeitgeber in Polen gezahlt. Dieser 

stellt der deutschen Muttergesellschaft für die Durchführung des Projekts den Werk-

lohn in Rechnung. 

 

Die deutsche Gesellschaft ist nicht wirtschaftlicher Arbeitgeber; Art. 15 Abs. 2 DBA 

Deutschland – Polen ist grundsätzlich anwendbar.  
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Beispiel 3 

Das in Spanien ansässige Unternehmen S ist spezialisiert auf die Durchführung von 

Computersoftware-Fortbildungen. D, ein in Deutschland ansässiges Unternehmen, hat 

kürzlich neue Software angeschafft und schließt zur Durchführung von Schulungen 

seiner Mitarbeiter einen Vertrag mit S ab. X, ein in Spanien ansässiger Angestellter von 

S, wird für vier Monate an den Firmensitz von D nach Deutschland gesandt, um die 

vereinbarten Schulungen durchzuführen. 

 

X wird im Rahmen einer Dienstleistungsverpflichtung bei D tätig. Vorausgesetzt, X hält 

sich nicht mehr als 183 Tage während des betreffenden Steuerjahrs in Deutschland auf 

und vorausgesetzt, S hat in Deutschland keine Betriebsstätte, der die Gehaltszahlun-

gen an X zuzurechnen sind, findet Art. 15 Abs. 2 DBA Deutschland – Spanien Anwen-

dung mit der Folge, dass das Besteuerungsrecht für die Vergütungen aus unselbst-

ständiger Arbeit Spanien zugewiesen wird. Deutschland stellt die Vergütungen steuer-

frei. 

Beispiel 4 

Das in Spanien ansässige Unternehmen S ist die Muttergesellschaft einer Firmengrup-

pe. Zu dieser Gruppe gehört auch D, ein in Deutschland ansässiges Unternehmen, 

welches Produkte der Gruppe verkauf t. S hat eine neue weltweite Marktstrategie für 

die Produkte der Gruppe entwickelt. Um sicherzustellen, dass diese Strategie von D 

richtig verstanden und umgesetzt wird, wird X, ein in Spanien ansässiger Angestellter 

von S, der an der Entwicklung der Marktstrategie mitgearbeitet hat, für vier Monate an 

den Firmensitz von D entsandt. Das Gehalt von X wird ausschließlich von S getragen. 

 

Auch wenn X länger als drei Monate in D tätig wird, ist D nicht als wirtschaftlicher Ar-

beitgeber des X anzusehen. S trägt allein die Gehaltsaufwendungen des X. X übt zu-

dem seine Tätigkeit im alleinigen Interesse von S aus. Eine Eingliederung in die orga-

nisatorische Struktur des D er folgt nicht. Das Besteuerungsrecht für die Vergütungen 

des X steht Spanien zu (Art. 15 Abs. 2 DBA Deutschland – Spanien). Deutschland 

stellt die Vergütungen steuerfrei. 

Beispiel 5 

Ein internationaler Hotelkonzern betreibt durch eine Anzahl Tochtergesellschaften 

weltweit Hotels. S, eine in Spanien ansässige Tochtergesellschaft, betreibt in Spanien 

ein Hotel. D, eine weitere Tochtergesellschaft der Gruppe, betreibt ein Hotel in 

Deutschland. D benötigt für fünf Monate einen Arbeitnehmer mit spanischen Sprach-

kenntnissen. Aus diesem Grund wird X, ein in Spanien ansässiger Angestellter von S, 

zu D entsandt, um während dieser Zeit an der Rezeption in Deutschland tätig zu sein. 

X bleibt während dieser Zeit bei S angestellt und wird auch weiterhin von S bezahlt. D 
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übernimmt die Reisekosten von X und bezahlt an S eine Gebühr, die auf dem Gehalt, 

den Sozialabgaben und weiteren Vergütungsbestandteilen des X für diese Zeit basiert. 

 

Für den Zeitraum der Tätigkeit des X in Deutschland ist D als wirtschaftlicher Arbeitge-

ber des X anzusehen. Die Entsendung des X zwischen den international verbundenen 

Unternehmen erfolgt im Interesse des aufnehmenden Unternehmens D. X ist in dem 

genannten Zeitraum in den Geschäftsbetrieb des D eingebunden. D trägt zudem wirt-

schaftlich die Arbeitsvergütungen. Die Voraussetzungen des Art. 15 Abs. 2 DBA 

Deutschland – Spanien sind damit nicht gegeben. Obwohl X weniger als 183 Tage in 

Deutschland tätig ist, wird Deutschland das Besteuerungsrecht für die Vergütungen 

des X für den genannten Zeitraum zugewiesen, Art. 15 Abs. 1 DBA. Spanien stellt die 

Vergütungen insoweit von der spanischen Einkommensteuer unter Anwendung des 

(spanischen) Progressionsvorbehalts frei, Art. 23 Abs. 2 lit. a) DBA. 

 

4.2.3.3.3 Durch Betriebsstätte getragene Vergütung 

Die 183-Tage-Regelung ist des Weiteren nur dann anwendbar, wenn die an den in 

Deutschland tätigen Mitarbeiter eines ausländischen Arbeitgebers gezahlte Vergütung 

auch im Ergebnis von diesem ausländischen Arbeitgeber getragen wird, und nicht von 

einer (in Deutschland befindlichen) Betriebsstätte des ausländischen Arbeitgebers. 

Ob eine solche Betriebsstätte vorliegt, ist anhand der Kriterien des einschlägigen DBA 

zu prüfen. 

 

Der Betriebsstätte eines ausländischen Arbeitgebers im Inland kommen nach den nati-

onalen Recht bestimmte Funktionen und Pflichten zu. So ist beispielsweise die deut-

sche Betriebsstätte eines ausländischen Unternehmens in Deutschland verpflichtet, die 

Lohnsteuer für die in Deutschland für die Betriebsstätte tätigen Mitarbeiter / Arbeitneh-

mer einzubehalten und an das zuständige Finanzamt abzuführen, § 38 Abs. 1 Nr. 1 

EStG. Die Betriebsstätte ist inländischer Arbeitgeber im Sinne der Lohnsteuerhaftung. 

Anmerkung 

Entsendet beispielsweise ein ausländisches Unternehmen U, das in Deutschland keine 

Niederlassung hat, einen Arbeitnehmer nach Deutschland, damit dieser dort für U über 

einen gewissen Zeitraum hinweg unternehmerische Tätigkeiten entfaltet (z. B. die Pro-

dukte des U vertreibt), so kann dem ausländischen Unternehmen bereits durch diese 

Tätigkeit dieses (einzigen) Arbeitnehmers in Deutschland eine steuerliche Betriebsstät-

te entstehen. Die durch die Tätigkeit des Arbeitnehmers dem U zukommenden Ein-

künfte sind dieser Betriebsstätte zuzurechnen. U hat die Gewinne der Betriebsstätte 

aus diesen Einkünften der deutschen Einkommensbesteuerung zu unterwerfen. Die 

Betriebsstätte ist selbst nicht Arbeitgeber, nimmt aber Arbeitgeberpflichten wahr. So ist 

die Betriebsstätte zum Einbehalten und Abführen der Lohnsteuer verpflichtet, § 38 Abs. 

1 Nr. 1 EStG. 
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Als Betriebsstätte im Sinne der DBA gilt, Art. 5 OECD-MA: 

 

– eine feste Geschäftseinrichtung, insbesondere 

– Ort der Leistung 

– Zweigniederlassung 

– Geschäftsstelle 

– Fabrikationsstätte 

– ein ständiger Vertreter 

– bei Bauausführung / Montagearbeiten über einen Zeitraum von mehr als zwölf Mo-

naten 

 

Einzelne DBA können abweichende Definitionen der Betriebsstätte enthalten. 

Anmerkung 

Maßgebend ist für den Begriff der „Betriebsstätte“ die Definition im jeweiligen DBA (vgl. 

Art. 5 OECD-MA). Auf die Definition der Betriebsstätte im nationalen Steuerrecht 

kommt es dabei nicht an. 

Liegt nach den Regelungen des DBA eine Betriebsstätte im Inland vor, so regelt das 

dann das nationale Steuerrecht die Rechte und Pflichten der Betriebsstätte. 

 

Liegt allerdings nach den Bestimmungen und Definitionen des DBA keine Betriebsstät-

te im Inland vor, kann dennoch nach den nationalen Regelungen eine Betriebsstätte 

vorliegen, der dann Pflichten nach dem nationalen Recht zukommen. 

 

Die Vergütung des entsandten Mitarbeiters wird dann zulasten einer Betriebsstätte 

gezahlt, wenn die Zahlungen der Betriebsstätte wirtschaftlich zuzuordnen sind. Dabei 

kommt es nicht darauf an, wer die Vergütung an den Arbeitnehmer ausbezahlt oder 

wer die Vergütung in seiner (Teil-)Buchführung abrechnet. Entscheidend ist allein, ob 

und gegebenenfalls in welchem Umfang die ausgeübte Tätigkeit des Mitarbeiters nach 

dem jeweiligen DBA der Betriebsstätte zuzuordnen ist und die Vergütung daher wirt-

schaftlich zu Lasten der Betriebsstätte geht. Vgl. Schreiben des Bundesfinanzministe-

riums an die Obersten Finanzbehörden der Länder vom 14. September 2006 betref-

fend die steuerliche Behandlung des Arbeitslohns nach den Doppelbesteuerungsab-

kommen. 

 

Dabei erfolgt die objektive Zuordnung der Vergütung nach den sogenannten Grundsät-

zen der Betriebsstättenbesteuerung. Diese Grundsätze sind Folgende: 

 

– Die Tätigkeit des Arbeitnehmers steht in ursächlichem Zusammenhang mit der Tä-

tigkeit der Betriebsstätte. 
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– Der Arbeitnehmer ist in den geschäftlichen Organismus der Betriebsstätte einge-

gliedert. 

– Der Arbeitnehmer ist an die Weisungen der Betriebsstätte gebunden.  

4.2.3.3.4 Ermittlung des steuerpflichtigen / steuerfreien Arbeitslohns 

Der Arbeitslohn, der der Lohn- bzw. Einkommensteuer zu unterwerfen ist, ist nach den 

nationalen Vorschriften des anwendbaren Steuerrechts zu ermitteln. 

 

Gemäß § 19 EStG sind Arbeitslohn: 

 

– Grundgehalt, Tantiemen, Boni 

– Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Auslandsprämie 

– geldwerte Vorteile (z. B. aus stock options, Dienstwagen) 

– übernommene Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 

– Arbeitgeberleistungen zur betrieblichen Altersversorgung 

 

Gemäß dem Arbeitslohnbegriff des Lohnsteuerrechts (LStR) ist Arbeitslohn die Gegen-

leistung für das Zurverfügungstellen der individuellen Arbeitskraft. 

 

Die Vergütung ist nach wirtschaftlicher Veranlassung entweder der Auslandstätigkeit 

oder der Inlandstätigkeit zuzuordnen. Dabei ist unerheblich, wann und wo die Vergü-

tung ausgezahlt worden ist. 

 

Grundsätzlich gilt: 

 

– Ist eine unmittelbare Zuordnung möglich, ist die volle Vergütung der Auslands- oder 

Inlandstätigkeit zuzuweisen, z. B. speziell für den Auslandseinsatz gezahlte Aus-

landszulagen oder Prämien. 

– Ist eine unmittelbare Zuordnung nicht möglich, ist die Vergütung im Verhältnis der 

vereinbarten Auslandsarbeitstage zu den übrigen Arbeitstagen aufzuteilen. Dabei 

kommt es nicht auf die tatsächlich geleisteten Arbeitstage an. 

Beispiel 

D ist von 01. Januar bis 31. Juli 2015 für seinen deutschen Arbeitgeber in Japan tätig. 

Seinen Familienwohnsitz in Deutschland behält er bei. Er erhält im Jahr 2015 einen 

Arbeitslohn einschließlich Weihnachtsgeld und Urlaubsgeld in Höhe von 80.000,00 

Euro. Für die Tätigkeit in Japan erhält er zusätzlich eine Zulage in Höhe von 30.000,00 

Euro. 

 

Deutschland hat für den Arbeitslohn, der auf die Tätigkeit in Japan entfällt, kein Be-

steuerungsrecht, da sich D länger als 183 Tage im Kalenderjahr 2015 in Japan aufge-

halten hat, Art. 15, Art. 2 lit. a) DBA Deutschland – Japan. 
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Der steuerfreie Arbeitslohn berechnet sich wie folgt: 

 

- Die Zulage von 30.000,00 Euro ist der Auslandstätigkeit unmittelbar 

zuzurechnen. 

- Der übrige Arbeitslohn von 80.000,00 Euro ist nach den vereinbarten 

Arbeitstagen aufzuteilen: 

- Die vereinbarten Arbeitstage im Jahr 2015 betragen 220 Tage (= Kalender-

tage im Jahr, abzüglich der Tage, an denen der Arbeitnehmer laut Arbeits-

vertrag nicht verpflichtet ist, zu arbeiten). 

- Den vereinbarten Arbeitstagen im Jahr 2015 ist das im Jahr 2015 aufzu-

teilende Arbeitsentgelt von 80.000,00 Euro gegenüber zustellen; es ergibt 

sich ein Arbeitsentgelt von 363,64 Euro pro vereinbartem Arbeitstag 

(80.000,00 Euro: 220 Arbeitstage). 

- Dieses Arbeitsentgelt ist mit der Anzahl der vereinbarten Auslandsarbeitstage 

zu multiplizieren, an denen D sich tatsächlich in Japan aufgehalten hat  

(140 Tage) = 50.910,00 Euro; dieser Vergütungsanteil entfällt auf die 

vereinbar ten Auslandsarbeitstage. 

 

Es sind daher von den 80.000,00 Euro 50.910,00 Euro in Deutschland steuerfrei; der 

insgesamt steuerfreie Arbeitslohn in Höhe von 80.910,00 Euro (30.000,00 Euro + 

50.910,00 Euro) ist nach Abzug von Werbungskosten, die im Zusammenhang mit der 

Tätigkeit in Japan angefallen sind, von der Einkommensbesteuerung in Deutschland 

freizustellen und nur im Wege des Progressionsvorbehalts zu berücksichtigen, § 50d 

Abs. 8 EStG. Der übrige Arbeitslohn in Höhe von 9.090,00 Euro ist in Deutschland 

steuerpflichtig. 

 

4.2.4 Vermeidung der Doppelbesteuerung 

Zur Vermeidung der doppelten Besteuerung ein und derselben Einkünfte enthält neben 

der Regelung in Art. 15 OECD-MA, die lediglich bestimmt, welchem Staat (Tätigkeits- 

oder Ansässigkeitsstaat) das Besteuerungsrecht zusteht, Art. 23 OECD-MA eine Rege-

lung, die bestimmt, wie die doppelte Besteuerung von Einkünften, die bereits im Tätig-

keitsstaat der Besteuerung unterworfen werden, im Ansässigkeitsstaat vermieden wird. 

Die Vermeidung erfolgt grundsätzlich mithilfe der Freistellungsmethode. In Bezug auf 

Einkünfte aus Staaten (Tätigkeitsstaaten), mit denen kein DBA besteht, kann eine 

Doppelbesteuerung ein und derselben Einkünfte im Ansässigkeitsstaat im Rahmen der 

Anrechnungsmethode vermieden werden. 

 Freistellungsmethode 4.2.4.1

Bei der Freistellungsmethode stellt der Ansässigkeitsstaat die Einkünfte / Vergütungen, 

für die gemäß dem DBA der Tätigkeitsstaat das Besteuerungsrecht hat, von der Be-

steuerung frei. Diese der Besteuerung im Ausland unterliegenden Einkünfte werden 
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aber im Inland bei der Festsetzung des Steuersatzes einbezogen. Sie werden beim 

Progressionsvorbehalt (§ 32b EStG) berücksichtigt. 

 

Grundsätzlich kann die Steuerfreistellung nach dem DBA auch dann greifen, wenn der 

Tätigkeitsstaat von seinem ihm zustehenden Besteuerungsrecht keinen Gebrauch (so-

genannte „weiße Einkünfte“) oder nur eingeschränkt Gebrauch gemacht hat. 

 

Ist Deutschland der Ansässigkeitsstaat, so gilt:  

 

Seit dem Veranlagungszeitraum 2004 ist in Deutschland die in einem DBA vereinbarte 

Freistellung der Einkünfte eines in Deutschland unbeschränkt Steuerpflichtigen aus 

unselbstständiger Tätigkeit nur (mehr) dann zu gewähren, soweit der Steuerpflichtige 

nachweist, dass der Staat, dem nach dem DBA das Besteuerungsrecht zusteht (der 

Tätigkeitsstaat), auf dieses Besteuerungsrecht verzichtet hat oder dass die in diesem 

Staat auf die Einkünfte festgesetzten Steuern entrichtet worden sind  

(§ 50d Abs. 8 EStG). Einzelheiten hierzu vgl. Schreiben des Bundesfinanzministeriums 

an die Obersten Finanzbehörden der Länder vom 21. Juli 2005 betreffend „Merkblatt 

zur Steuerfreistellung ausländischer Einkünfte gemäß § 50d Abs. 8 EStG“ und das 

jüngst in diesem Zusammenhang ergangene Urteil des EuGH vom 28. Februar 2013, 

Az. C 514/11 Petersen und Petersen. 

 Vermeidung des Steuerausfalls – Rückfallklauseln 4.2.4.2

Um zu vermeiden, dass Vergütungen in keinem der beiden Vertragsstaaten eines DBA 

einer Besteuerung unterliegen, enthalten einige DBA Vertragsklauseln, die eine Be-

steuerung zumindest in einem der beiden Staaten gewährleisten sollen. Diese soge-

nannten Rückfallklauseln sind in den DBA unterschiedlich ausgestaltet. Am häufigsten 

sind dies subject-to-tax-Klauseln oder remittance-base-Klauseln. 

4.2.4.2.1 Subject-to-tax-Klausel 

In der subject-to-tax-Klausel ist geregelt, dass Vergütungen zum Zwecke des DBA nur 

dann als aus dem anderen Vertragsstaat stammend gelten, wenn sie auch dort be-

steuert worden sind. Ist dies nicht der Fall, fällt das Besteuerungsrecht auf den Ansäs-

sigkeitsstaat zurück. 

 

Die subject-to-tax-Klausel (vgl. auch BFH, Urteil vom 17. Dezember 2003,  

Az. I R 14/02) ist für Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit nur bei folgenden DBA 

anwendbar: 

 

– Deutschland – Italien (Protokoll zum DBA, Abs. 16d) 

– Deutschland – Österreich (Art. 15 Abs. 4) 

– Deutschland – Schweiz (Art. 15 Abs. 4) 

– Deutschland – Singapur (Art. 14 Abs. 2 Buchstabe d) 
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Bei Anwendung einer subject-to-tax-Klausel gilt, dass der Steuerpflichtige (der in 

Deutschland ansässige und daher in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige Mitar-

beiter) gegenüber dem deutschen Finanzamt nachweisen muss, dass die ausländi-

schen Vergütungen im Ausland (Tätigkeitsstaat) der Besteuerung unterworfen wurden. 

Erbringt er diesen Nachweis, sind diese ausländischen Einkünfte bei der Besteuerung 

in Deutschland (Ansässigkeitsstaat) freigestellt. Erbringt er diesen Nachweis nicht, sind 

seine ausländischen Vergütungen grundsätzlich in die deutsche Besteuerung mit ein-

zubeziehen. 

4.2.4.2.2 Remittance-base-Klausel 

Nach den nationalen Steuerrechtsvorschriften einiger Vertragsstaaten können auslän-

dische Vergütungen dort ansässiger Personen nur dann der dortigen Besteuerung un-

terworfen werden, wenn diese Vergütungen vom Ausland dorthin überwiesen (remit-

ted) oder dort bezogen worden sind. Dementsprechend sehen die DBA mit diesen 

Staaten vor, dass der Tätigkeitsstaat (z. B. bei einem in Großbritannien ansässigen 

Mitarbeiter, der in Deutschland vorübergehend tätig ist: Deutschland) eine Freistellung 

oder Steuerermäßigung nur gewährt, soweit die Vergütungen in den Wohnsitzstaat  

(z. B. Großbritannien) überwiesen oder dort bezogen worden sind und damit der dorti-

gen Besteuerung unterliegen. Der Tätigkeitsstaat beschränkt die zu gewährende Steu-

erbefreiung oder Steuerermäßigung auf die in den Wohnsitzstaat überwiesenen oder 

dort bezogenen Vergütungen. 

 

Remittance-base-Klauseln sind in folgenden DBA enthalten: 

 

– Deutschland – Großbritannien (Art. II Abs. 2) 

– Deutschland – Irland (Art. II Abs. 2) 

– Deutschland – Israel (Art. 2 Abs. 2) 

– Deutschland – Jamaika (Art. 3 Abs. 3) 

– Deutschland – Malaysia (Protokoll zum DBA, Ziffer 2) 

– Deutschland – Singapur (Art. 21) 

– Deutschland – Trinidad und Tobago (Protokoll zum DBA, Ziffer 1 Buchstabe a) 

– Deutschland – Zypern (Protokoll zum DBA, Ziffer 2) 

Anmerkung 

Besonderheiten der jeweils unterschiedlichen Klauseln in den einzelnen DBA sind zu 

beachten. 

 

Auch in den Fällen einer Remittance-base-Klausel setzt die Steuerfreistellung im An-

sässigkeitsstaat den Nachweis der Besteuerung durch den ausländischen Tätigkeits-

staat voraus. Vgl. BFH, Urteil vom 29. November 2000, Az. I R 102/99. 
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4.3 Kein Doppelbesteuerungsabkommen – Anrechnungsmethode 

Werden (ausländische, aber auch deutsche, in Deutschland ansässige) Mitarbeiter in 

Staaten tätig, mit denen Deutschland kein DBA geschlossen hat, gilt zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung der von diesen Mitarbeitern für die Tätigkeit im Ausland bezo-

genen Vergütungen grundsätzlich die Vorschrift des § 34c EStG (Anrechnungsmetho-

de). Im Wege dieser Methode wird aber gegebenenfalls nur eine teilweise Doppelbe-

steuerung vermieden. 

 

Bei der Anrechnungsmethode besteuern beide Vertragsstaaten, der Ansässigkeitsstaat 

und der Tätigkeitsstaat, die entsprechenden Einkünfte nach den jeweiligen nationalen 

Vorschriften. Der Ansässigkeitsstaat ist verpflichtet, die im Tätigkeitsstaat bereits auf 

diese Einkünfte bezahlte Steuer auf seine Einkommensteuer anzurechnen. Auf diese 

Weise wird eine doppelte Besteuerung ein und derselben Einkünfte vermieden. Die 

Anrechnung erfolgt aber höchstens zu dem Betrag, zu dem eine Besteuerung im An-

sässigkeitsstaat erfolgen würde. Ist die Besteuerung im anderen Staat höher, verbleibt 

es für den Mitarbeiter effektiv bei dieser höheren Steuer. Im Ergebnis werden die ent-

sprechenden Einkünfte daher insgesamt immer mit dem höheren der in den beiden 

Staaten geltenden Steuersätzen besteuert. 

Anmerkung 

In Deutschland erfolgt die Anrechnung der bereits im Ausland auf bestimmte Einkünfte 

entrichteten Steuer auf die deutsche Einkommensteuerschuld nach der in § 34c Abs. 1 

EStG bestimmten Methode. 

 

Statt der Anrechnung nach § 34c Abs. 1 EStG ist auf Antrag des Steuerpflichtigen die 

ausländische Steuer bei der Ermittlung der Einkünfte abzuziehen, § 34c Abs. 2 EStG. 

 

In Deutschland kann zudem eine Steuerfreistellung von ausländischen Vergütungstei-

len im Rahmen des Auslandstätigkeitserlasses 82 (ATE) erfolgen. Vgl. Schreiben (ko-

ordinierter Ländererlass) des Bundesfinanzministers vom 31. Oktober 1983 betreffend 

„Steuerliche Behandlung von Arbeitnehmereinkünften bei Auslandstätigkeiten (Aus-

landstätigkeitserlass. 

Anmerkung 

Der ATE greift nur bei der Entsendung eines (deutschen oder ausländischen, in 

Deutschland ansässigen) Mitarbeiters in ein Ausland, mit dem kein DBA besteht, und 

gilt nur für die Ausübung bestimmter Tätigkeiten. Diese Fälle sind in der Praxis eher 

selten. Der ATE ist daher nur der Vollständigkeit halber an dieser Stelle erwähnt. 
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Gemäß dem ATE gilt die Steuerfreistellung in Deutschland nur für bestimmte begüns-

tigte Tätigkeiten, die in einem Nicht-DBA-Staat ausgeübt werden. Diese Auslandstätig-

keit muss mindestens drei Monate dauern. Der Kreis der begünstigten Tätigkeiten ist 

sehr eng gezogen. Begünstigt werden – kurz zusammengefasst – nur Tätigkeiten für 

ein inländisches Unternehmen im Zusammenhang mit der Herstellung, Erweiterung 

und Reparatur technischer Anlagen oder der Gewinnung von Bodenschätzen oder der 

deutschen öffentlichen Entwicklungshilfe. Die Steuerfreistellung wird ohne Rücksicht 

darauf gewährt, ob im Tätigkeitsstaat eine entsprechende Steuer erhoben wird oder 

nicht; es ist eine besondere Freistellungsbescheinigung erforderlich, die beim Betriebs-

stättenfinanzamt auf einem besonderen Formblatt zu beantragen ist. 

4.4 Besonderheiten 

4.4.1 Besondere Arbeitnehmer 

 Leitende Angestellte 4.4.1.1

Grundsätzlich gilt Art. 15 OECD-MA auch für leitende Angestellte (Prokuristen, Ge-

schäftsführer, Vorstandsmitglieder). 

 

Einige DBA enthalten aber Sonderregelungen für leitende Angestellte (beispielsweise 

DBA Deutschland mit Belgien, Dänemark, Japan, Schweden, Schweiz, Türkei oder 

Österreich). Dabei gilt, dass dem Ansässigkeitsstaat der Gesellschaft (Staat, in dem 

die Geschäftsleitung der Gesellschaft sitzt) das Besteuerungsrecht an diesen Vergü-

tungen zusteht unabhängig vom Tätigkeitsort des leitenden Angestellten. Die Besteue-

rung im Ansässigkeitsstaat erfolgt nur dann, wenn die nationalen Vorschriften eine ent-

sprechende Regelung beinhalten. In Deutschland unterliegen diese Einkünfte gemäß 

§ 49 Abs. 1 Nr. 4c EStG der beschränkten inländischen Besteuerung. 

 Grenzgänger 4.4.1.2

In einigen DBA (z. B. mit Belgien, Frankreich, Österreich, Schweiz) gibt es Sonderrege-

lungen für die Besteuerung der Einkünfte von Grenzgängern. 

 

Grenzgänger im Sinne der DBA sind Personen, die 

 

– Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit erzielen 

– in einem Vertragsstaat ansässig sind 

– im anderen Vertragsstaat ihre Arbeit ausüben und 

– arbeitstäglich von ihrer Arbeitsstätte zu ihrem Wohnsitz zurückkehren. 

 

Die DBA weisen in der Regel das Besteuerungsrecht dem Ansässigkeitsstaat zu; ein-

zelne DBA weichen jedoch in Einzelheiten stark davon ab. 



International – Einsatz ausländischer Mitarbeiter in Deutschland 

Juli 2015 

Steuerrecht  155 

 

 

 

4.4.2 Besonderheiten bei bestimmten Vergütungen 

 Boni 4.4.2.1

Die Besteuerung von Boni regelt sich gemäß Art. 15 OECD-MA wie die Besteuerung 

sonstiger Vergütungen. Es kommt nicht darauf an, wann und wo der Bonus ausgezahlt 

wird, sondern für welchen Zeitraum und damit für welche Tätigkeit diese Zahlung er-

folgt. 

 Nettolohnvereinbarungen 4.4.2.2

Bei Nettolohnvereinbarungen einigen sich die Arbeitsvertragsparteien darüber, dass 

der Mitarbeiter einen Lohn in bestimmter Höhe (ohne weitere Abzüge) erhält. Der Ar-

beitgeber zahlt und trägt die auf die Vergütung entfallenden Steuern und Sozialversi-

cherungsbeiträge. Der Nettolohn stellt einen steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Er ist auf 

den Bruttolohnbetrag hochzurechnen, der dann Bemessungsgrundlage für die Steuern 

und Abgaben ist. Auch Steuernachzahlungen im Rahmen der Steuerveranlagung sind 

Arbeitslohn. 

 Mitarbeiteraktienoptionen 4.4.2.3

Bei den Mitarbeiteraktienoptionen (stock options) erhalten die Mitarbeiter das Recht, 

Aktien des Arbeitgeber-Unternehmens oder auch der Muttergesellschaft zu einem fest 

vereinbarten Preis zu einem späteren Zeitpunkt zu erwerben. Die Differenz zwischen 

dem Marktwert und dem vereinbarten Preis der Aktien stellt dann einen steuerpflichti-

gen geldwerten Vorteil beim Mitarbeiter dar. 

 

Dabei wird hinsichtlich des Zeitpunkts der Besteuerung unterschieden zwischen: 

 

– handelbaren Optionen, hier fließt dem Mitarbeiter der geldwerte Vorteil bereits mit 

Gewährung der Option zu 

– nicht handelbaren Optionen, hier fließt dem Mitarbeiter der geldwerte Vorteil erst im 

Zeitpunkt der Optionsausübung zu (vgl. auch Schreiben des Bundesfinanzministeri-

ums vom 10. März 2003 betreffend den „Zuflusszeitpunkt des geldwerten Vorteils 

aus der Ausübung eines Aktienoptionsrechts durch den Arbeitnehmer; Übergangs-

regelung zum BFH-Urteil vom 20. Juni 2001, Az. VI R 105/99).  

  

Bei einem Wechsel des Wohnsitzes bzw. des Tätigkeitsorts zwischen dem Zeitpunkt 

der Optionsgewährung und der Optionsausübung ist die Bestimmung des Staates, 

dem das Besteuerungsrecht zusteht, problematisch. Der BFH (Urteil vom 20. Juni 

2001, Az. VI R 105/99) geht davon aus, dass mit der Gewährung der Aktienoptionen 

diejenige Tätigkeit vergütet wird, die im Zeitraum zwischen Gewährung und Ausübung 

der Optionen ausgeübt wird. Dementsprechend steht das Besteuerungsrecht demjeni-

gen Staat zu, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird, für die die Option gewährt wurde. 
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Möglicherweise beurteilt das innerstaatliche Recht des anderen Vertragsstaates die 

Zuordnung dieser Einkünfte anders, so dass es gegebenenfalls zu einer Doppelbe-

steuerung kommen kann. 

Beispiel 

Am 01. Januar 2013 werden dem Mitarbeiter A Aktienoptionen gewährt, die er am 01. 

Oktober 2017 ausüben kann. Vom 01. Januar 2013 bis 31. Dezember 2013 ist er in 

Frankreich tätig, danach bis 31. Dezember 2014 in Deutschland, im Anschluss daran 

ist er bis zum Ausübungszeitpunkt in den USA. 

 

Für die Besteuerungsrechte ist der geldwerte Vorteil aus der Ausübung des Options-

rechts auf Frankreich, Deutschland und die USA aufzuteilen. 

Anmerkung 

Die Vorschriften zum inländischen Arbeitgeber, der zum Lohnsteuereinbehalt verpflich-

tet ist (§ 38 Abs. 1 Satz 1 und 2 EStG), sind zu beachten. 

 

 Abfindungen 4.4.2.4

Abfindungen unterliegen der inländischen (deutschen) Besteuerung insoweit, als die 

für die zuvor ausgeübte Tätigkeit bezogenen Einkünfte der inländischen Besteuerung 

unterlegen haben, § 49 Abs. 1 Nr. 4d EStG. 

4.5 Besteuerungsverfahren – Lohnsteuer 

Der inländische Arbeitgeber ist verpflichtet, die auf die Vergütung des Mitarbeiters ent-

fallende Lohnsteuer einzubehalten und an das zuständige Finanzamt abzuführen  

(§ 38 EStG). 

Anmerkung 

Inländischer Arbeitgeber ist auch die deutsche Betriebsstätte eines ausländischen (zi-

vilrechtlichen) Arbeitgebers. 

 

Im EStG findet sich der Arbeitgeber nicht definiert. Gemäß der LStDV ist Arbeitgeber 

derjenige, dem der Arbeitnehmer seine Arbeitskraft schuldet, unter dessen Weisung er 

steht und in dessen Organisation er eingebunden ist.  
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Gemäß der Rechtsprechung ist Arbeitgeber nicht zwingend der zivilrechtliche Arbeit-

geber; also derjenige, mit dem der Arbeitnehmer in einem Arbeitsverhältnis steht, in 

dessen Rahmen er seine Arbeit erbringt und die Vergütung erhält. 

 

Gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 EStG ist der zum Lohnabzug verpflichtete Arbeitgeber der-

jenige 

 

– mit einem Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt, seiner Geschäftsleitung oder seinem 

Sitz, einer Betriebsstätte oder einem ständigen Vertreter im Sinne der §§ 8 bis 13 

Abgabenordnung (AO) im Inland, oder 

– der einem Dritten (Entleiher) Arbeitnehmer (gewerbsmäßig) zur Arbeitsleistung im 

Inland überlässt, ohne inländischer Arbeitgeber zu sein. 

Anmerkung 

Ein inländischer Arbeitgeber im Sinne des Gesetzes liegt vor, wenn der Mitarbeiter 

einen aktiven (nicht ruhenden) Arbeitsvertrag mit einem deutschen Arbeitgeber ge-

schlossen hat, oder mit einem ausländischen Arbeitgeber, der in Deutschland eine 

Betriebsstätte oder einen ständigen Vertreter hat (zivilrechtlicher Arbeitgeber). 

 

Im Sonderfall der grenzüberschreitenden Arbeitnehmerentsendung (Personalgestel-

lung) ist inländischer Arbeitgeber zudem das in Deutschland ansässige aufnehmende 

Unternehmen, das den Arbeitslohn für die ihm geleistete Arbeit wirtschaftlich trägt, wo-

bei hierfür nicht Voraussetzung ist, dass das Unternehmen dem Arbeitnehmer den Ar-

beitslohn im eigenen Namen und für eigene Rechnung auszahlt, § 38 Abs. 1 Satz 2 

EStG (entspricht dem wirtschaftlichen Arbeitgeber im Abkommensrecht). 

Anmerkung 

Seit 01. Januar 2004 ist inländischer Arbeitgeber auch das bei Arbeitnehmergestellung 

vom Ausland nach Deutschland den Arbeitnehmer aufnehmende inländische Unter-

nehmen, soweit dieses mit der Vergütung des Arbeitnehmers belastet ist (wirtschaftli-

cher Arbeitgeber). 

 

Dies bedeutet: 

 

– Ist der in Deutschland tätige, vom Ausland nach Deutschland entsandte ausländi-

sche Mitarbeiter in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig, ergeben sich keine 

Besonderheiten. Der Lohnsteuereinbehalt erfolgt wie bei den sonstigen eigenen Ar-

beitnehmern des Arbeitgebers. 
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– Ist der nach Deutschland entsandte Mitarbeiter in Deutschland nur beschränkt steu-

erpflichtig, sind die der deutschen Besteuerung unterliegenden Vergütungen gemäß 

einer besonderen, beim Betriebsstättenfinanzamt zu beantragenden Lohnsteuerbe-

scheinigung nach Lohnsteuerklasse I zu versteuern, § 39 EStG. Wird diese Lohn-

steuerbescheinigung nicht vorgelegt, erfolgt die Besteuerung zwingend nach Lohn-

steuerklasse VI. Mit dem Lohnsteuerabzug gilt die Einkommenssteuer für diese Ein-

künfte als abgegolten, § 50 Abs. 5 Satz 1 EStG. Diese Abgeltungswirkung gilt in 

Ausnahmefällen nicht, beispielsweise bei der Antragsveranlagung von EU- und 

EWR-Staatsangehörigen, § 50 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 EStG. 

Anmerkung 

Liegen der deutschen Einkommensteuer unterliegende Vergütungen und ein inländi-

scher Arbeitgeber vor, so besteht in Deutschland Lohnsteuerpflicht. Der Arbeitgeber 

muss dann von dem der deutschen Besteuerung unterliegende Gehalt deutsche Lohn-

steuer einbehalten und abführen, ohne Rücksicht darauf, wo die Vergütung ausgezahlt 

wird. 

 

Besteht Verpflichtung zum Lohnsteuerabzug, besteht die Pflicht zur Abgabe einer Ein-

kommensteuererklärung nur in den Fällen des § 56 EStDV i. V. m. § 46 EStG (bei-

spielsweise bei ausländischen Einkünften über 410,00 Euro) oder bei anderen Pro-

gressionseinkünften. 

 

Zum Verfahren der Lohnsteuererhebung siehe §§ 38 ff. EStG. 

4.5.1 Lohnsteuereinbehalt 

Wenn ausländische Arbeitnehmer zur Arbeitsaufnahme nach Deutschland kommen, 

kann das in unterschiedlichsten Konstellationen der Fall sein. Zu denken ist hier z. B. 

an folgende Gestaltungen: 

 

– Der Mitarbeiter bekommt in Deutschland einen lokalen Anstellungsvertrag (befristet 

oder unbefristet) und hat keine weiteren Beziehungen zu einem ausländischen Ar-

beitgeber. 

– Der Mitarbeiter wird von seinem ausländischen Arbeitgeber zeitlich befristet zu ei-

nem verbundenen Unternehmen nach Deutschland entsandt: 

- sein ausländischer Arbeitsvertrag wird „ruhend“ gestellt und er erhält einen loka-

len Arbeitsvertrag mit dem aufnehmenden verbundenen Unternehmen in 

Deutschland oder 

- sein ausländischer Arbeitsvertrag bleibt aktiv und er erhält für die Zeit des Ein-

satzes in Deutschland eine sog. Entsendevereinbarung. 
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Egal, um welche Art des Arbeitseinsatzes es sich handelt, das deutsche aufnehmende 

Unternehmen hat im Rahmen dieses Mitarbeitereinsatzes als Arbeitgeber stets auch 

lohnsteuerliche Aufgaben zu erfüllen, die je nach Art und Umfang des Mitarbeiterein-

satzes unterschiedlich sein können. 

 

Möglich sind unter anderem diese Fallgestaltungen: 

 

– Der Mitarbeiter wechselt vollständig in die Lohnabrechnung des deutschen Unter-

nehmens. 

– Der Mitarbeiter bleibt vollständig in der Lohnabrechnung des ausländischen Hei-

matunternehmens – möglich z. B. bei Mitarbeiterentsendungen zwischen verbunde-

nen Unternehmen. 

– Der Mitarbeiter wechselt teilweise in die deutsche Lohnabrechnung und verbleibt 

zum Teil noch in der ausländischen Lohnabrechnung. 

 

Sofern der Mitarbeiter vollständig in die deutsche Lohnabrechnung wechselt und aus-

geschlossen werden kann, dass der Mitarbeiter von einer weiteren Seite Arbeitslohn 

und / oder sonstige Zuwendungen erhält, kann die vollständige Erfassung des Arbeits-

lohns und sonstiger entsendebedingter geldwerter Vorteile in der Regel sicher gestellt 

werden, ohne dass es besonderer Recherchen bedarf. 

 

Solange der Mitarbeiter jedoch noch vollständig oder auch nur teilweise in der auslän-

dischen Lohnabrechnung verbleibt, ist insbesondere bei der inländischen Lohnabrech-

nung besondere Vorsicht geboten, damit alle Zahlungen und geldwerten Vorteile, die 

der Mitarbeiter erhält und die es in Deutschland steuerlich zu würdigen gilt, regelmäßig, 

zeitnah und vollständig erfasst werden. 

 

Gerade der Punkt Vollständigkeit beinhaltet nicht nur das vertraglich vereinbarte lau-

fende Gehalt und eventuelle Einmalzahlungen (z. B. Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld, 

Bonus, Tantiemen), die üblicherweise an Arbeitnehmer gezahlt werden. 

 

Beim internationalen Mitarbeitereinsatz gilt es regelmäßig, auch die nachfolgend bei-

spielhaft aufgezählten entsendebedingten Zulagen und geldwerten Vorteile steuerlich 

zu beurteilen, die üblicherweise an entsandte Mitarbeiter bezahlt bzw. ausgegeben 

werden. 

 

Hier handelt es sich um Vergütungsbestandteile, die neben dem vertraglich zugesi-

cherten Gehalt vom aufnehmenden Unternehmen übernommen, jedoch oft nicht über 

die Lohnabrechnung abgerechnet werden und infolgedessen weder auf dem Ver-

dienstnachweis noch auf der Lohnsteuerbescheinigung erscheinen: 

 

– Vorbereitung des Auslandseinsatzes: 

- Orientierungsreise (sog. look and see trip), oft mit Familie 

- Wohnungssuche und Relocation Service vor Ort 

- Steuer- und evtl. Rentenberatung im Rahmen eines Expat-Meetings 

- Visa, Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung 
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- Sprachunterricht vor und während des Auslandseinsatzes 

- Interkulturelles Training – oft auch für mitreisende Familienmitglieder 

- Medizinisch notwendige Untersuchungen und Impfungen 

- Renovierung der bisherigen Wohnung 

 

– Durchführung des Auslandseinsatzes: 

- Umzug – Spedition, Fracht und Container 

- Wohnung 

- Auto – oft auch für den mitreisenden Partner – inkl. Versicherungen und Steuern 

- Reisekosten zu Beginn, während und am Ende des Auslandseinsatzes in Form 

von Antritts- und Rückreise sowie Familienheimflüge 

- Unterstützung mitreisender Partner und Familien, z. B. bei der Fortbildung oder 

der Job-Suche im Ausland 

- Kindergarten, Schule 

- Clubmitgliedschaften 

- Sicherheit vor Ort in Krisengebieten 

- Erstellung der Steuererklärungen im Heimat- und im Gastland 

- Übernahme notwendiger Versicherung, insbesondere der Sozialversicherungs-

beiträge im Gastland und teilweise auch der Arbeitnehmerbeiträge im Heimat-

land 

 

– Beendigung des Auslandseinsatzes 

- Rückkehrplanung 

- Umzug – Spedition, Fracht und Container 

- Vorübergehende Unterkunft, falls die neue „Behausung“ noch nicht zur Verfü-

gung steht. 

 Abgrenzung steuerfreie Zuwendung / Arbeitslohn 4.5.1.1

Bei den vorgenannten Zuwendungen ist immer im Einzelfall zu prüfen, inwieweit diese 

Zahlungen im Rahmen der deutschen Rechtsvorschriften (z. B. Einkommensteuerge-

setz (EStG), Lohnsteuerrichtlinien (LStR), Bundesumzugskostengesetz (BUKG), Aus-

landsumzugskostenverordnung (AUV), als Auslagenersatz oder steuerfreie Zuwen-

dung ohne zusätzliche Steuerlasten an den Mitarbeiter ausgegeben werden können 

oder ob es sich um Arbeitslohn bzw. geldwerte Vorteile handelt, die entsprechend be-

steuert werden müssen. 

 Nettozusagen 4.5.1.2

Sofern es sich hier um sog. Nettozusagen handelt, übernimmt der Arbeitgeber die an-

fallenden Steuern und oft auch die Sozialabgaben. Der Nettobetrag muss daher auf 

einen Bruttoarbeitslohn hochgerechnet werden. Die vom Arbeitgeber übernommenen 

Steuern und Sozialabgaben gelten dann auch als zu versteuernder Arbeitslohn. 
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Anmerkung 

Eine Nettozusage ist nicht gleichzusetzen mit „steuerfrei“. Steuerfrei kann der Arbeit-

geber nur solche Zahlungen und Zuwendungen an die Arbeitnehmer zahlen, die in den 

deutschen Rechtsvorschriften, z. B. EStG, LStR, BUKG, als steuerfrei enthalten sind. 

Bei einer Nettozusage dagegen fallen durchaus Steuern und Sozialabgaben an, die 

jedoch dann der Arbeitgeber übernimmt. 

 

 Split-Payroll 4.5.1.3

Falls die aus dem Ausland kommenden Mitarbeiter auch noch Zahlungen und Zuwen-

dungen vom entsendenden Heimatunternehmen bekommen, für die Deutschland 

ebenfalls das Besteuerungsrecht erhält, dürfen diese Zahlungen und Zuwendungen 

steuerlich nicht unberücksichtigt bleiben. Gerade in Fällen des sog. split-payroll müs-

sen alle Zahlungen an die Mitarbeiter regelmäßig abgefragt werden. 

 

Das bedeutet, dass nicht nur die in Deutschland geleisteten Zahlungen und Zuwen-

dungen an die Mitarbeiter in der Lohnabrechnung enthalten sein sollten, sondern auch 

die Beträge, die die Mitarbeiter aus dem Ausland erhalten haben. 

Anmerkung 

Bei der inländischen Lohnabrechnung sollten daher für alle Zahlungen bzw. Zuwen-

dungen entsprechende Lohnarten eingerichtet werden, die auch die Zahlungen und 

Zuwendungen aus dem Ausland erfassen. Bei Bedarf sollten diese Lohnarten auch für 

die Nettohochrechnung geeignet sein. 

 

Wenn der Mitarbeiter die Zahlung bzw. Zuwendung bereits vom ausländischen Unter-

nehmen erhalten hat und in Deutschland lediglich die Versteuerung erfolgt, dann muss 

darauf geachtet werden, dass die Lohnarten nur zur Steuerberechnung geschlüsselt 

werden, nicht jedoch eine weitere Auszahlung an den Mitarbeiter erfolgt. 

4.5.2 Beachtung deutscher Rechtsvorschriften 

Alle Zahlungen, Zuwendungen und insbesondere Sachbezüge sind bei der inländi-

schen Lohnabrechnung nach deutschen Rechtsvorschriften zu beurteilen. Die aus dem 

Ausland gemeldeten Werte können daher nicht ohne weiteres übernommen werden. 

So erfolgt z. B. der Ansatz eines Firmenwagens, der auch privat genutzt werden darf, 

entweder nach der Ein-Prozent-Regelung, oder es muss ein Fahrtenbuch geführt wer-

den. 
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Darüber hinaus sind die vom Ausland gemeldeten Beträge in Euro umzurechnen. Für 

die Umrechnung akzeptiert die Finanzverwaltung die Durchschnittskurse der Europäi-

schen Zentralbank. 

Hinweis 

Bitte sichern Sie die regelmäßige Kommunikation zwischen dem Unternehmen und 

dem Mitarbeiter, damit Sie alle Informationen und Daten, die Sie zur Lohnabrechnung 

benötigen, auch zeitnah, vollständig und lückenlos erhalten! 

 

4.5.3 Orientierungsreisen und Heimreisen 

Die Finanzämter haben zunehmend die sog. Orientierungsreisen bzw. look and see 

trips und Familienheimreisen als Prüfungspunkte im Visier, insbesondere wenn die 

nach Deutschland kommenden Mitarbeiter von ihrer Familie begleitet werden. Hinter-

grund ist, dass in der Regel nur die Reisekosten für den Mitarbeiter vom Arbeitgeber 

als steuerfreie Reisekosten übernommen werden können, nicht jedoch die Reisekosten 

für die mitreisenden Familienmitglieder. Hier handelt es sich regelmäßig um Arbeits-

lohn, der entsprechend besteuert werden muss. 

Anmerkung 

Ebenfalls kritisch zu betrachten sind die Kosten für den Sprachunterricht und das sog. 

Interkulturelle Training, wenn die Ehefrau und / oder die mitreisenden Kinder daran 

teilnehmen dürfen. 

 

4.5.4 Umzugskostenpauschalen 

Oft werden den aus dem Ausland nach Deutschland kommenden Mitarbeitern im 

Rahmen des beruflich bedingten Umzuges für sonstige Umzugsauslagen Pauschal-

zahlungen in unterschiedlicher Höhe gewährt. Bei diesen Zahlungen handelt es sich in 

der Regel um Nettozahlungen; d. h. der Arbeitgeber trägt die darauf anfallenden Steu-

ern und Sozialabgaben. 

 

Im Bundesumzugskostengesetz (BUKG) und in der Auslandsumzugskostenverordnung 

(AUV) sind für die mit einem Umzug verbundenen Nebenkosten besondere Umzugs-

nebenkostenpauschalen vorgesehen, die der Arbeitgeber steuerfrei an die Mitarbeiter 

auszahlen kann. Diese Umzugsnebenkostenpauschalen werden von der Finanzverwal-

tung regelmäßig (meist jährlich) angepasst und erhöhen sich je nach Anzahl der Per-

sonen, die mit dem Mitarbeiter in einer häuslichen Gemeinschaft leben.  
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Diese Umzugsnebenkostenpauschalen (§ 10 Abs. 1 BUGK bzw. § 10 Abs. 1 AUV) 

können jedoch nur dann steuerfrei belassen werden, wenn der Mitarbeiter seinen Fa-

milienhausstand selbst verlegt und nicht bei Begründung, Beendigung oder bei Wech-

sel einer sog. doppelten Haushaltführung, bei der der Familienhausstand in der Regel 

im Heimatland verbleibt. 

Anmerkung 

Sofern Umzugskosten im Zusammenhang mit einer doppelten Haushaltsführung anfal-

len, kann der Arbeitgeber diese nur dann steuerfrei erstatten, wenn die Kosten im Ein-

zelnen nachgewiesen werden (vgl. R 9.11 Abs. 9 S. 2 LStR). 

 

4.5.5 Unterkunft und Wohnung 

Wenn der Arbeitgeber dem aus dem Ausland kommenden Mitarbeiter und gegebenen-

falls seiner mitreisenden Familie eine Unterkunft oder Wohnung zur Verfügung stellt, 

sind diese Zuwendungen ebenfalls steuerlich zu würdigen. 

 

Steuerlich betrachtet muss zwischen den Begriffen „Unterkunft“ und „Wohnung“ unter-

schieden werden, denn nur für eine Unterkunft gilt der amtliche Sachbezugswert. Han-

delt es sich dagegen um eine Wohnung, ist der Wert einer unentgeltlichen oder verbil-

ligten Überlassung stets nach dem ortsüblichen Mietpreis zu bemessen. 

Wohnung als Begriff in den Lohnsteuerrichtlinien R 8.1 Abs. 6  

Eine Wohnung ist eine in sich geschlossene Einheit von Räumen, in denen ein selbst-

ständiger Haushalt geführt werden kann. Wesentlich ist, dass eine Wasserversorgung 

und -entsorgung, zumindest eine einer Küche vergleichbare Kochgelegenheit sowie 

eine Toilette vorhanden sind. Danach stellt z. B. ein Einzimmerappartement mit Kü-

chenzeile und WC als Nebenraum eine Wohnung dar, dagegen ist ein Wohnraum bei 

Mitbenutzung von Bad, Toilette und Küche eine Unterkunft. 

 

Seit dem 01. Januar 2014 ist das neu geltende Reisekostenrecht auch im Bereich einer 

beruflich bedingten doppelten Haushaltsführung zu beachten. Die neuen Grundsätze 

für die Anerkennung einer beruflich bedingten doppelten Haushaltsführung im Inland 

sind: 

 

– Eigener Hausstand am Lebensmittelpunkt – und zwar aus eigenem Recht oder als 

Mieter. 

– Eigener Hausstand am Lebensmittelpunkt mit einer finanziellen Beteiligung an den 

Kosten der Lebensführung. 
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– Begrenzung der Kosten der beruflich bedingten inländischen Zweitwohnung auf 

max. 1.000,00 Euro pro Monat (anstelle der bisherigen Wohnungsgröße von max. 

60 Quadratmeter). 

4.6 Unternehmensbesteuerung 

4.6.1 Betriebsausgabenabzug 

 Allgemeines 4.6.1.1

Bei der Tätigkeit ausländischer Mitarbeiter in einem inländischen Unternehmen ist auch 

hinsichtlich der steuerlichen Abzugsfähigkeit der Personalkosten zu unterscheiden zwi-

schen ausländischen Mitarbeitern, die eigene Mitarbeiter des inländischen Arbeitge-

bers sind, also mit diesem einen Arbeitsvertrag geschlossen haben, und Mitarbeitern, 

die beim inländischen Unternehmen lediglich eingesetzt sind und grundsätzlich Arbeit-

nehmer eines anderen, in- oder ausländischen Unternehmens sind. Für die Prüfung, 

ob die Personalkosten fremder, im inländischen Unternehmen eingesetzter Mitarbeiter 

als Betriebsausgaben abzugsfähig sind, ist wiederum zu unterscheiden, in welchem 

Rahmen der Einsatz der ausländischen Mitarbeiter erfolgt. 

 Beschäftigung eigener Mitarbeiter 4.6.1.2

Bei der Beschäftigung eigener ausländischer Mitarbeiter gibt es in Bezug auf die steu-

erliche Abzugsfähigkeit der Personalkosten keinen Unterschied zur Beschäftigung 

deutscher Mitarbeiter des Unternehmens. 

 Einsatz fremder Mitarbeiter 4.6.1.3

Der Einsatz ausländischer, fremder (im Sinne von nicht eigenen) Mitarbeiter im inländi-

schen Unternehmen kann im Rahmen einer Dienst- oder Werkleistungsverpflichtung 

des entsendenden Unternehmens (Auftragnehmer) beim „aufnehmenden“ Unterneh-

men (Auftraggeber) erfolgen. Die Vergütung des Arbeitnehmers, der beim inländischen 

aufnehmenden Unternehmen tätig ist, um die Leistungsverpflichtung seines Arbeitge-

bers dort zu erfüllen, ist dann Teil des Werklohns bzw. des Gesamtentgelts für die 

Dienst- oder Werkleistung. Die Frage des Betriebsausgabenabzugs der Personalkos-

ten beim aufnehmenden deutschen Unternehmen stellt sich dann nicht. Beim deut-

schen Unternehmen fallen keine Personalkosten an. 

 

Der Einsatz von ausländischen Fremd-Mitarbeitern beim inländischen Unternehmen 

kann aber auch im Rahmen einer Entsendung von einem ausländischen (international) 

verbundenen Unternehmen (z. B. Muttergesellschaft) zum deutschen Konzernunter-

nehmen erfolgen. Dieser Einsatz wird regelmäßig befristet sein.  
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Der Einsatz kann in der Weise erfolgen, dass das aufnehmende Unternehmen: 

 

– einen Arbeitsvertrag mit dem ausländischen Arbeitnehmer für diesen befristeten 

Einsatz abschließt (zivilrechtlicher Arbeitgeber neben dem ausländischen entsen-

denden Arbeitgeber): Dann erfolgt der Betriebsausgabenabzug der Personalkosten 

im Rahmen dieses Arbeitsverhältnisses wie beim Einsatz eigener Arbeitnehmer (der 

ausländische Mitarbeiter ist dann auch eigener Mitarbeiter des aufnehmenden Un-

ternehmens;. oder 

– als wirtschaftlicher Arbeitgeber anzusehen sein wird, weil 

- es den Mitarbeiter in seinen Geschäftsbetrieb integriert 

- gegenüber dem Mitarbeiter weisungsbefugt ist und 

- die Vergütungen für die ihm geleistete unselbstständige Arbeit wirtschaftlich 

trägt, sei es 

- durch unmittelbare Auszahlung an den betreffenden Mitarbeiter oder 

- dadurch, dass ein anderes Unternehmen für ihn mit der Arbeitsvergütung in 

Vorlage tritt. 

 

Siehe hierzu auch BMF-Schreiben vom 12. November 2014 und zum Begriff des wirt-

schaftlichen Arbeitgebers“ auch BFH, Urteil vom 21. August 1985, Az. I R 63/80. 

 

Von einer Integration in das aufnehmende (inländische) Unternehmen wird regelmäßig 

bei einer Entsendung von mehr als drei Monaten ausgegangen. 

 

Bei der Entsendung des ausländischen Mitarbeiters zum inländischen Unternehmen 

werden in der Regel die Personalkosten des ausländischen Mitarbeiters, die zunächst 

beim entsendenden ausländischen Unternehmen anfallen, an das aufnehmende Un-

ternehmen, in dem der Mitarbeiter tätig wird, weiter belastet. Es stellt sich dann regel-

mäßig die Frage, inwieweit diese Personalkosten beim inländischen aufnehmenden 

Unternehmen als Betriebsausgaben steuerlich Gewinn mindernd geltend gemacht 

werden können, also abzugsfähig sind. 

 

Als Aufwand der Arbeitnehmerentsendung, der beim inländischen Unternehmen zum 

Betriebsausgabenabzug kommen soll, sind alle direkten und indirekten Aufwendungen 

zu betrachten, soweit sie das Ergebnis des aufnehmenden Unternehmens gemindert 

haben und im wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Tätigkeit im Entsendezeitraum 

stehen; dies unabhängig davon, ob diese Aufwendungen zum steuerpflichtigen Lohn 

des Mitarbeiters gehören oder nicht. 

 

Zum Aufwand gehören beispielsweise: 

 

– Grundvergütung 

– laufende und einmalige Bezüge des Mitarbeiters (Boni, Abfindungen) 

– Prämien, Urlaubs- und Weihnachtsgeld 

– übernommene Steuern und Sozialversicherungsbeiträge (im Tätigkeits- und im An-

sässigkeitsstaat) 

– Auslandszulagen, Ausgleich Lebenshaltungskosten, Umzugskosten 
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– Aufwendungen für doppelte Haushaltsführung, Schulgeld, Internatskosten 

– Sachbezüge (Dienstwagen, Aktienoptionen) 

 

Der Aufwand muss angemessen sein. Die Angemessenheit beurteilt sich danach, ob 

die Übernahme des Aufwands für das aufnehmende Unternehmen dem Fremdver-

gleich standhält. Dabei ist zu prüfen, ob der Aufwand 

 

– dem Grunde nach angemessen ist: In wessen (betrieblichem) Interesse erfolgt die 

Entsendung? Hier wird regelmäßig – von Ausnahmekonstellationen abgesehen – 

davon ausgegangen, dass der Arbeitnehmer im Interesse und für Rechnung des 

aufnehmenden Unternehmens tätig wird. Vgl. BFH, Urteil vom 03. Februar 1993,  

Az. I R 80-81/91. 

– der Höhe nach angemessen ist: Hätte der ordentliche und gewissenhafte Ge-

schäftsleiter eines unabhängigen Unternehmens für einen vergleichbaren Arbeit-

nehmer Aufwendungen in der gleichen Höhe getragen? Der Fremdvergleich wird 

nach dem Prinzip dealing-at-arm’s-length bzw. der Preisvergleichsmethode durch-

geführt. 

 

Zu den Einzelheiten der Prüfung, nach welchen Kriterien der beim aufnehmenden in-

ländischen Unternehmen im Zusammenhang mit dem Einsatz des ausländischen 

Fremd-Mitarbeiters entstehende Aufwand steuerlich als Betriebsausgabe abzugsfähig 

ist, siehe BMF-Schreiben vom 09. November 2001, a. a. O. 

Anmerkung 

Das inländische Unternehmen hat die Interessenslage, die zur Betriebsausgabenab-

zugsfähigkeit der Aufwendungen / Personalkosten führt, nachzuweisen und in geeigne-

ter Weise zu belegen. Hierzu dienen unter anderem die Entsendevereinbarung und 

sonstige Verträge, die Beschreibung der Tätigkeit des aufnehmenden Unternehmens 

sowie seiner Produkte bzw. Dienstleistungen, die Beschreibung der Tätigkeit des ent-

sandten Mitarbeiters und Ähnliches. 

 

4.6.2 Betriebsstättenproblematik 

Werden ausländische Arbeitnehmer im Inland eingesetzt, um hier einen Werk- oder 

Dienstvertrag auszuführen, kann bei längerem Einsatz dieser Mitarbeiter zu diesem 

Zwecke eine steuerliche Betriebsstätte (Permanent Establishment) des ausländischen 

Unternehmens in Deutschland entstehen. 

 

Gemäß § 12 AO ist eine Betriebsstätte jede feste Geschäftseinrichtung oder Anlage, 

die der Tätigkeit eines Unternehmens dient. Insbesondere sind dies 
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– feste Geschäftseinrichtungen, 

– Zweigniederlassungen, 

– Geschäftsstellen, 

– Fabrikations- und Werkstätten, 

– Warenlager, 

– Ein- und Verkaufsstellen. 

 

Auch Bauausführungen und Montagen im Inland, wenn sie länger als sechs Monate 

dauern, können Betriebsstätten des ausländischen Unternehmens, das diese Tätigkei-

ten durch seine Arbeitnehmer durchführt, sein. Entscheidend sind somit eine örtliche 

Fixierung und eine gewisse Dauerhaftigkeit der Tätigkeit des ausländischen Unter-

nehmens mithilfe des Einsatzes seiner Mitarbeiter, die diese Tätigkeit ausführen. 

 

Gemäß Art. 5 Abs. 1 bis 4 OECD-MA gilt als Betriebsstätte ebenfalls eine feste Ge-

schäftseinrichtung. Diese ist jedoch regelmäßig enger gefasst als in § 12 AO. Auch die 

Dauerhaftigkeit einer unternehmerischen Tätigkeit, die zur Entstehung einer Betriebs-

stätte führt, ist in den einzelnen DBA bzw. in den nationalen Vorschriften der einzelnen 

Vertragsstaaten unterschiedlich geregelt. 

 

Noch keine Betriebsstätte liegt vor, wenn das ausländische Unternehmen in Deutsch-

land lediglich Hilfs- und vorbereitende Tätigkeiten durchführen lässt. 

Anmerkung 

Es wird in jedem Einzelfall genau zu prüfen sein, ob und ggf. ab wann bei der im Inland 

geplanten Tätigkeit eine steuerliche Betriebsstätte entsteht. 

Beispiel 

Das ausländische Unternehmen A ist spezialisiert auf die Durchführung von Computer-

schulungen. A schickt mehrere Mitarbeiter für insgesamt drei Monate nach Deutsch-

land, damit diese dort Schulungen bei verschiedenen inländischen Unternehmen 

durchführen. 

 

Durch diese Schulungstätigkeit erzielt A Einkünfte und Gewinne in Deutschland. Da 

diese Tätigkeit nicht auf längere Zeit angelegt ist, sondern lediglich drei Monate dauert, 

entsteht dem A (noch) keine Betriebsstätte in Deutschland. Die Gewinne aus dieser in 

Deutschland durchgeführten Schulungstätigkeit werden daher in Deutschland nicht 

(beschränkt) einkommensteuerpflichtig sein. 
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4.6.3 Vertreterbetriebsstätte 

Durch den Einsatz einzelner Mitarbeiter in Deutschland kann dem ausländischen Ar-

beitgeber-Unternehmen eine Vertreter-Betriebsstätte (auch „ständiger Vertreter“ oder 

„Permanent Agent“ genannt) entstehen. 

 

Nach § 13 AO ist ein ständiger Vertreter eine Person, die nachhaltig die Geschäfte 

eines Unternehmens besorgt und dabei dessen Sachweisungen unterliegt. Dies ist 

insbesondere der Fall bei einer Person, die für ein Unternehmen nachhaltig 

 

– Verträge abschließt oder  

– vermittelt oder  

– Aufträge einholt oder 

– einen Bestand von Gütern oder Waren unterhält und davon Auslieferungen vor-

nimmt. 

 

Gemäß Art. 5 Abs. 5 OECD-MA entsteht eine Vertreter-Betriebsstätte durch die Tätig-

keit einer Person mit Abschlussvollmacht, wenn diese Vollmacht ausgeübt wird. Dabei 

kann bereits das Aushandeln von Vertragseinzelheiten zur Entstehung einer Betriebs-

stätte führen. Nicht hierzu zählen der Abschluss von internen Verträgen, wie etwa Ar-

beitsverträgen, oder Fälle, in denen die Vollmacht auf Hilfstätigkeiten und vorbereiten-

de Tätigkeiten gerichtet ist. 

Beispiel 

Das ausländische Unternehmen A schickt seinen Mitarbeiter M nach Deutschland, da-

mit dieser hier das Terrain für künftige Vertriebstätigkeiten des A erkundet, Marktfor-

schung betreibt. M darf für A keine Verträge unterzeichnen und soll keinen Vertrieb 

machen. 

 

Durch diese lediglich vorbereitenden Tätigkeiten des M entsteht dem A noch keine 

Betriebsstätte in Deutschland, auch wenn M für einen längeren Zeitraum (länger als 

beispielsweise sechs Monate) in Deutschland auf diese Weise tätig wird. Würde M 

auch die Produkte des A in Deutschland verkaufen, entsteht dem A dadurch bereits mit 

Abschluss des ersten Kaufvertrags eine Vertreter-Betriebsstätte in Deutschland. 

 

4.6.4 Folgen aus inländischer Betriebsstätte 

 DBA-Staaten 4.6.4.1

Sind nach den Regelungen des DBA die Voraussetzungen für die Begründung einer 

Betriebsstätte durch die Tätigkeit, den Einsatz eines Mitarbeiters des ausländischen 

Unternehmens in Deutschland erfüllt, so unterliegt das ausländische Unternehmen mit 
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seinen Einkünften aus dieser Betriebsstätte im Inland der beschränkten Steuerpflicht. 

Die nationalen Vorschriften zur Begründung einer Betriebsstätte sind dann ohne Be-

deutung. 

 

Entsteht nach den Regelungen des einschlägigen DBA für das ausländische Unter-

nehmen in Deutschland eine Betriebsstätte, so ist das ausländische Unternehmen mit 

den Einkünften, die dieser Betriebsstätte zugerechnet werden, in Deutschland ein-

kommenssteuerpflichtig. Wie das zu versteuernde Einkommen berechnet wird und wie 

die Versteuerung erfolgt (Registrierung der Betriebsstätte, Meldungen, wer ist Steuer-

schuldner, -zahler, Fristen etc.) regelt sich nach den einschlägigen deutschen steuer-

rechtlichen Vorschriften. 

 

Die Einkünfte des in Deutschland eingesetzten Arbeitnehmers werden, wenn der Ar-

beitnehmer dieser Betriebsstätte zugeordnet werden kann (dies ist zu prüfen!), dann 

regelmäßig – ebenfalls – der Besteuerung (Lohnbesteuerung) in Deutschland zu un-

terwerfen sein, unabhängig von der Aufenthalts- und Tätigkeitsdauer des ausländi-

schen Arbeitnehmers in Deutschland. Die DBA-Betriebsstätte wird dann regelmäßig 

nach den einschlägigen deutschen Steuervorschriften als "inländischer Arbeitgeber" im 

Sinne des Steuerrechts (§ 38 EStG) gelten und hat die steuerlichen Arbeitgeberpflich-

ten (Lohnabzug und Zahlung von Lohnsteuer) zu erfüllen. 

 

Entsteht nach den Regelungen des einschlägigen DBA für das ausländische Unter-

nehmen in Deutschland aufgrund Einsatzes eines Arbeitnehmers in Deutschland keine 

Betriebsstätte, so ist in einem weiteren Schritt gemäß den Regelungen des (für die 

Lohnbesteuerung des Arbeitnehmers einschlägigen) DBA zu prüfen, wo die Einkünfte 

des in Deutschland eingesetzten Arbeitnehmers zu versteuern sind. Sollte die Lohnbe-

steuerung in Deutschland erfolgen (müssen), so ist anhand der nun einschlägigen 

deutschen Steuervorschriften das Prozedere usw. zu bestimmen. Dabei ist auch zu 

prüfen, ob ggf. ein "inländischer Arbeitgeber" zum Lohnsteuerabzug und zur Abführung 

der Lohnsteuer für den Arbeitnehmer (Steuerschuldner) verpflichtet ist. Nach den §§ 

12, 13 AO ist somit zu prüfen, ob eine Betriebsstätte / Vertreterbetriebsstätte vorliegt, 

die gemäß § 38 EStG die Arbeitgeberpflichten nach deutschem Steuerrecht zu erfüllen 

hat. Diese Betriebsstätte ist als solche beim zuständigen Finanzamt zu registrieren etc. 

 

Liegt nach den deutschen Vorschriften keine Betriebsstätte vor, so liegt auch kein "in-

ländischer Arbeitgeber" vor, der steuerliche Arbeitgeberpflichten zu erfüllen hätte. Der 

Mitarbeiter wird dann selbst zur ordnungsgemäßen Steuerzahlung (und ggf. Steuervo-

rauszahlungen) in Deutschland verpflichtet sein. Die Einzelheiten sind in jedem Einzel-

fall sehr sorgfältig zu prüfen. 

 Nicht-DBA-Staaten 4.6.4.2

Sind nach den einschlägigen deutschen steuerrechtlichen Regelungen die Vorausset-

zungen für die Begründung einer Betriebsstätte des ausländischen Unternehmens in 

Deutschland erfüllt, so werden in der Regel die Einkünfte des ausländischen Unter-
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nehmens aus dieser Betriebsstätte der beschränkten Steuerpflicht in Deutschland un-

terliegen. Auch hier ist jeder Einzelfall sehr sorgfältig zu prüfen. 

 

Das Problem hierbei liegt in der Abgrenzung der Betriebsstätteneinkünfte. Eventuell 

kommt es zu einer doppelten Besteuerung dieser Einkünfte, sofern sie auch im Ansäs-

sigkeitsstaat des ausländischen Unternehmens der Besteuerung unterliegen. 

 

Zu beachten ist zudem der Verwaltungsaufwand, der durch das Entstehen einer sol-

chen steuerlichen Betriebsstätte für das betreffende ausländische Unternehmen im 

Inland entsteht (Buchführungspflichten etc.). 
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Quellenverzeichnis 

Internetquellen  

 

 

www.anabin.de  betr. Vergleichbarkeit von ausländischen Hochschulabschlüssen 

mit deutschen Abschlüssen 

www.arbeitsagentur.de Arbeitsagentur: Merkblätter, Formularvordrucke  

www.auswaertiges-amt.de  Auswärtiges Amt: Merkblätter, Informationen zum Visaverfahren  

www.bamf.de  betr. Statistik zu Ausländern in Deutschland 

www.bundesfinanzministerium.de Bundesfinanzministerium: Doppelbesteuerungsabkommen,  

BMF-Schreiben  

www.deutsche-

rentenversicherung.de 

betr. Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Renten-

versicherung  

www.diplo.de weiterführender Link zu deutschen Auslandsvertretungen 

www.dvka.de Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung – Ausland: 

Merkblätter, Vordrucke, Sozialversicherungsabkommen, Rechts-

vorschriften, Beschlüsse 

  

Gesetzestexte 

 

 

Aufenthaltsgesetz Beschäftigungsverordnung, verschiedene weitere Verordnungen, 

Verordnungen (EU) und Abkommen 

Bürgerliches Gesetzbuch verschiedene Verordnungen und Abkommen zum Internationalen 

Privatrecht und Prozessrecht verschiedene Gesetze zum deut-

schen Arbeitsrecht 

Sozialgesetzbücher I bis XII Verordnungen (EU) zum Sozialrecht 

Sozialversicherungsabkommen 

Beschlüsse der Verwaltungskommission der EU 

Einkommensteuergesetz Doppelbesteuerungsabkommen 

BMF-Schreiben 

  

Sonstiges  

Gerichtsurteile  

BMF-Schreiben  
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SÜDWESTMETALL: Verband der Metall- und Elektroindustrie Baden-
Württemberg e.V. 

Löffelstr. 22/24, 70597 Stuttgart 

Postfach 70 05 01, 70574 Stuttgart 

Tel.: 0711 / 76 82 - 0, Fax : 0711 / 7 65 16 75 

http://www.suedwestmetall.de 

 

Unternehmensverband Südwest e.V. 

Löffelstr. 22/24, 70597 Stuttgart 

Postfach 70 05 01, 70574 Stuttgart 

Tel.: 0711 / 76 82 - 0, Fax : 0711 / 7 65 16 75 

http://www.usw-online.de/ 

 

VBM - Verband der Bayerischen Metall- und Elektro-Industrie e.V. 

Max-Joseph-Straße 5 80333 München 

Postfach 20 20 26, 80020 München 

Tel.: 089 / 5 51 78-1 00, Fax : 089 / 5 51 78-1 11 

http://www.vbm.de 

 

BayME - Bayerischer Unternehmensverband Metall und Elektro e.V. 

Max-Joseph-Str. 5, 80333 München 

Tel. 089 - 55 178-100, Fax 089 -55 178-111 

 http://www.bayme.de 

 

METALL NRW: Verband der Metall- und Elektro-Industrie Nordrhein-Westfalen 

e.V. 

Uerdinger Straße 58-62, 40474 Düsseldorf 

Postfach 30 10 41, 40410 Düsseldorf 

Tel.: 0211 / 4 57 30, Fax : 0211 / 4 57 3 - 206 

http://www.metallnrw.de 

 

NORDMETALL: Verband der Metall- und Elektro-Industrie e.V. 

Kapstadtring 10, 22297 Hamburg 

Postfach 60 20 49, 22220 Hamburg 

Tel.: 040 / 63 78 - 4200, Fax : 040 / 63 78 - 4234 

http://www.nordmetall.de 

 

AGV NORD: Allgemeiner Verband der Wirtschaft Norddeutschlands e.V. 

Kapstadtring 10, 22297 Hamburg 

Postfach 60 20 49, 22220 Hamburg 

Tel.: 040 / 63785900 

http://www.agvnord.de 
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HESSEN METALL: Verband der Metall- und Elektro-Unternehmen Hessen e.V. 

Emil-von-Behring-Straße 4, 60439 Frankfurt 

Postfach 50 05 61, 60394 Frankfurt 

Tel.: 069 / 9 58 08 - 0, Fax : 069 / 9 58 08 - 126 

http://www.hessen-metall.de 

 

VME: Verband der Metall- und Elektroindustrie in Berlin und Brandenburg e.V. 

Am Schillertheater 2, 10625 Berlin 

Tel.: 030 / 31 00 5 - 0, Fax : 030 / 31 00 5 - 166 

http://www.vme-net.de 

 

NIEDERSACHSENMETALL: Verband der Metallindustriellen Niedersachsens e.V. 

Schiffgraben 36, 30175 Hannover 

Tel.: 0511 / 85 05 - 0, Fax : 0511 / 85 05 - 201 

http://www.niedersachsenmetall.de 

 

PFALZMETALL: Verband der Pfälzischen Metall- und Elektroindustrie e.V. 

Friedrich-Ebert-Straße 11 - 13, 67433 Neustadt 

Postfach 10 10 62, 67410 Neustadt 

Tel.: 06321 / 85 2 - 225, Fax : 06321 / 85 2 - 216 

http://www.pfalzmetall.de 

 

ME Saar: Verband der Metall- und Elektroindustrie des Saarlandes e.V. 

Harthweg 15, 661 19 Saarbrücken 

Postfach 65 04 33, 66143 Saarbrücken 

Tel.: 0681 / 95 43 4 - 0, Fax : 0681 / 95 43474 

http://www.mesaar.de 

 

UV Saar: Unternehmensverband Saarland e.V. 

Harthweg 15, 66119 Saarbrücken 

Postfach 65 04 33, 66143 Saarbrücken 

Telefon: 0681 / 9 54 34 – 0 , Fax: 0681 / 9 54 34 – 74 

http://www.uvsaar.de 

 

vem.die arbeitgeber M+E, Industrie- und Dienstleistungsverband Rheinland-

Rheinhessen e.V. 

Ferdinand-Sauerbruch-Straße 9, 56073 Koblenz 

Postfach 300803, 56029 Koblenz 

Tel.: 0261 / 40 406 - 0, Fax : 0261 / 40 406 - 26 

http://vem.diearbeitgeber.de 

 

VSME: Verband der Sächsischen Metall- und Elektroindustrie e.V. 

Washingtonstraße 16/16a, 01139 Dresden 

Tel.: 0351 / 2 55 93 0, Fax: 0351 / 2 55 93 77 

http://www.vsme.de  
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VMET: Verband der Metall- und Elektro-Industrie in Thüringen e.V. 

Lossiusstraße 1, 99094 Erfurt 

Postfach 900353, 99106 Erfurt 

Tel.: 0361 / 67 59 - 0, Fax : 0361 / 67 59 - 222 

http://www.vmet.de/ 

 

AGVT: Allgemeiner Arbeitgeberverband Thüringen e.V. 

Lossiusstraße 1, 99094 Erfurt 

Tel.: 0361 / 67 59 - 0, Fax : 0361 / 67 59 - 222 

http://www.agvt.de/ 

 

VME: Verband der Metall- und Elektroindustrie Sachsen-Anhalt e.V. 

Humboldtstraße 14, 39112 Magdeburg 

Postfach 4152, 39016 Magdeburg 

Tel.: 0391 / 62 88 80, Fax : 0391 / 62 88 81 0 

http://www.vme.org/ 
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